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Dr. Anton v. Virozsil, 
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Pest, 1865. 
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Die Rückseite des Umschlages bitten Mir zu beachten. 
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Das 

Staats-Recht 

doA 

Königreichs Ungarn, 

vom 

Standpunkte der Geschichte, und der vom Beginn des Reiches bis 
zum Jahre 1848. bestandenen 

Lande8-Vorra8 8iing, 

wi^eniiohalUicH darcrcNtollt 

durch 

l)r. Anton v. Tirozsil, 

h h llomnh, Jubil. RMtor und ord. Profnsor der IWehU-PhilMophtc und d«* un|r*rit«hcii *n drr 

h6n. rniKKrtschcD l'uireralUit sn Peet etc. 


Zweiter liand. 


JostitiA roKnornm fund Amontum. 

Cic. de rep. III. 


Pest, 1865. 

Verl. lg von Gustav Ilockenast. 
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Lo pouvoir subordonn4, intermediaire , le plus naturel 
(de la monarchie) cst celui de la noblesse. Elle ontru en 
quclque fa^nn dans resscncc de la monarchie; dont la 
maximc fondamcntalc cst: „Point de monarque, 

point de noblesse; point de noblesse, point de 
monarque. 

Montes uieu: Esprit d. loix II. L. 4. Ch. 


Dritte!« Hanptstuck. 

Die gegenseitigen Rechts -Verhättnisse des apostolischen Königs von 
Ungarn und des ungarischen Volkes. 

Erster Abschnitt. 

Die Majestatsrechte und Pflichten des apostolischen Königs von Ungarn. 

§. 36. — Ueberhaupt Begriff und Eintheilung der s. g. 
itlajestätsrechte des Königs von Ungarn. 

Diejenigen Rechte, welche dem Könige von Ungarn aus dem 
Begriffe der höchsten Gewalt im Staate, und kraft der monarchi- 
sclien Staatsform insbesondere zukommen, werden dessen Maje- 
stätsrechte genannt; weil der Inbegriff aller Rechte der höchsten 
Staatsgewalt, ja selbst die Person, dem dieselben kraft eigenen 
Rechtes (jure proprio non delegato) zustehen, mit dem Worte : 
»Majestät« bezeichnet zu werden pflegt. — Diese Rechte können 
im K. Ungarn eben so wie anderwärts, im Sinne des allgemeinen 
Staatsrechts in allgemeine und besondere (auch formelle und 
materielle), ferner in äussere und innere, wesentliche und 
zufällige etc. unterschieden werden, ganz in demselben Sinne, den 
die Bezeichnung an sich schon in jener Wissenschaft geltend gemacht 
hat ; h) aber 


a) Einige — meistens jedoch iiltere — Staatsrcchtslehrer des vorigen 
Jahrhunderts, pflegen die Majestats-Uechte auch Regalien — gleichsam kön. 
Rechte oder Gerechtsame — zu nennen, diu sie sodann in grössere und klei- 
nere, wesentliche und zufällige etc. unterscheiden. — Im Staatsrochte 
des Königreichs Ungarn werden jedoch gewöhnlich mit dem Worte Reg a- 
Heu nur jene königlichen Rechte bezeichnet, die sich auf die öfientlichcn Ein- 
künfte, und verschiedene dem Könige allein zuständige Gefalle beziehen, der- 
gleichen unter dem Namen; Mauth- Dreissigsl- Münz- Post- u. a. Gefalle 
ähnlicher Art Vorkommen; die jedoch sammt den s. g. St aa ts-M onopol ien 
von den eigentlichen Majestäts-Rechten im Sinne der neuern Staatsrechts- 
lehrer sorgfältig unterschieden werden. 

h) Vergl. hierüber nebst andern Pütter Literatur III. p. 294 - KlUber 
Forts, ders. jur. Lit. p.282. — Maurenbrecher, Jordan, Kotteek u. a. Hand- 
und Lehrb. d. allg. Staatsr. auch Virozsil Epitome J. nat. v. philos Pest. 1839. 

VlrouU BBf«r 6tMUr*obk II. ][ 
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Eine andere, dem ungar. Staatsreehte besonders eigentbüm- 
liche Eintheilung der Majestätsrechte, fand bisher fast allgemein 
unter dem Namen der königl. Reservat- oder vorbehaltenen, 
und 1 and tag liehen oder mitget heilten (j. reservat a et comiti- 
aliavel communicata)Majestätsreehte in Ungarn statt, und diese, 
wie CS schien, nicht ohne Grund. — Denn ohschon im Sinne der oben 
angeführten Fundamental - Gesetze des Reiches <lem rechtmässigen 
Könige von Ungarn die volle Majestät oder höchste Staatsgewalt 
über Alles, was zum Zweck des ung. Reiches als Mittel dienen kann, 
allein, ohne irgend eine Betheiligung anderer (physischer oder 
moralischer) Personen, zukömmt: so ist.doch — kraftderselben Staats- 
verfassung und Grundgesetze — die höchste Gewalt der ung. Könige 
nicht so unumschränkt und willkürlich, dass sie nicht auch hin- 
sichtlich der Ausübung einiger Bescliränkung unterliegen 
möchte; wodurch die monarchische Rcgicrungsform von einer in 
ihrem Ursprünge absol u ten, zu einer durch positive gesetzliche 
Normen beschränkten s. g. constitutionellen Gewalt ermässigt 
wird. — Diese Beschränkung besteht dafin, dass der König von 
Ungarn in der Ausübung seiner JMajestätsrcchtc nicht völlig 
unumschränkt verfahren könne, vielmehr in dieser Beziehung bald 
mehr bald weniger beschränkt, d. h. nicht nur an einige Mitwir- 
kung der Stände des Reiches durch Rath und That, sondern auch 
an deren ausdrückliche, auf einem dazu vom Könige zu berufenden 
allgemeinen Reiebs- otlcr Landtage erforderliche Miteinwilli- 
gung gebunden sei; wie diese oben (§. 30.) bei Feststellung der in 
Ungarn gesetzlicb bestehenden monarchisch-constitutioncl- 
len Regierungsform umständlich nachgewiesen worden ist. cj 

§. 128. — In Bezug auf Ungarn insli. Itoscnmann .Ins publ. U. Ilung. Vienn. 
1791. 8. Deutsch übers, das. 1792. 8. — Lakits; Dasselbe lat. in Mac. — Fejdr 
in d. Codex dipl. Hung. T. X. Vol. VII. Bud. 1842. in praef. p. III- XXXIV. etc. 

cJ Daher kann diese Eintheilung der Majestiitsrcchtc nur in jenen .Staaten 
statthnden, in denen die Ausübung der höchsten Staatsgewalt diireh einige ans 
positiven Grundvertr.igen oder Fundamental - G esetzen herrührende 
Bestimmungen mehr oder weniger beschrankt oder ennSssigt winl; und diess 
kraft der jenen Staaten eigenen Constitution oder Landes-Verfassiing, 
von der sodann dergleichen Staaten auch im strengem Sinne constitutio- 
nellc genannt werden, obgleich sonst im weitern Sinne jeder organisirtc 
Staat auch bei einer unumschränkten Rcgicrungsform irgend eine Verfas- 
sung oder Constitution haben muss. — Vergl. Virozsil Epit. etc. §. 106. 
sammt Anuicrk. 
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Indessen so gewiss .lucli dieser Unterschied in der Ausübung 
der dem Könige von Ungarn zustchenden Ma j es täts rechte im 
Allgemeinen anerkannt wird: eben so schwer und misslich ist das 
Unternehmen, diesen Unterschied durch alle Majestätsrechte hin- 
durch klar und. genau cn detail anzugeben, ohne entweder der 
Majestät des Königs, oder den nicht minder grundgesetzlich 
besrründeten Gerechtsamen der Stände des Reiches auf irgend eine 
Art, selbst unwillkürlich, zu nahe zu treten ; denn die ungarische 
Staatsverfassung ist nicht, wie so manche der neuern Verfassungen 
europäischer Staaten, plötzlich und auf einmal, wie die Minerva 
aus Jupiters Haupte, aus eine m Grundvertrage oder Staatsgrund- 
gesetze hervorgegangen, sondern sic ist a 1 1 m ä 1 i g im Laufe von VIII. 
bis IX. Jahrhunderten, durch günstige und widrige Umstände, 
durch manche dem Geiste der Zeiten angemessene Veränderung 
in ihren Ncbenthci len, dem Ganzen jedoch und wesentlichen 
bereits eonsolidirten Hauptgebäude unhescliadet, das geworden, 
wozu sic sich vorzüglich iin XVIII. und bis zur Mitte des XIX. 
Jahrhunderts herangebildet hat. — Auch findet man nirgends in den 
Gesetzen die Majestätsrechte des Königs von Ungarn vollstän- 
dig und genau angeführt, viel weniger in einSystem gebracht, 
oder (nach dem Vorgänge des 12. Art. vom Jalire 17!)1.) nur ange- 
zeigt, welche davon insbesondere als Prärogativen der Krone 
anzusehen wären? — Dann gibt es in dem C(»rpus Juris Hung. 
nicht wenig sowohl ältere als neuere Gesetze, über deren Inhalt, 
Sinn und Tragweite der König und die Stände sich nicht so leicht 
einigen konnten, und die daher nicht selten so dunkel gefasst 
sind, dass man Versclnedcncs, je nachdem man etwuis sucht, darin 
finden kann, wie diess auch von «Icni s. g. ('ornitial- oder Curial- 
Styl mit vollem Rechte behauptet werden dürfte. — Zu dem Allen 


Summarisch, aber schon flcsswogcn nicht genau und vol I s nd ig 
sind des gewühlten Königs von TTngarn W lad is la u s I. Hechte und Prärogativen 
recensirt in der Staatsiirkumle, welche die Stande Ungarns über desselben Krö- 
nung mit einer von <lem Iteichs-Diadem verschiedenen Krone v. 17. Juli 1442, 
uusgefertigt haben, und welche Dogiel aus dem Original hat abdrucken lassen 
im Codex diploin. H. Poloniae. T. I. p. 56— 58. — S. Sch wartner Stat. 
II. Th. §. .30. Anm. n). 

e) In diesem Sinne aussert sich — nebst vielen Andern — der geistreiche 
Schwartner in s. Statistik v. Ungarn II, Th. §. 30. insbes. über den letztem 
folgenderinassen: »Nach dem gewöhnlichen Coniitialstyl wird das Begehren 

1 * 
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kömmt noch hinzu, dass die in Ungarn 80 übliche Anführung häufi- 
ger Gesetze aus den reichen Fundgruben der über achthundert 
Jahre hinauf reichenden heimischen Gesetzgebung, doch meist 
ohne die gehörige Critik und Berücksichtigung der Zeituuistände, 
geschöpft, oder wie im Gewohnheitsrechte blos auf einzelne oft 
ungerechte, durch Gewalt und Missbrauch nur zum Recht 
gestempelte Thatsachen basirt, in den meisten Fällen der Kraft 
eines rechtsgiltigen Beweises ermangle; daher cs auch nicht 
zu wundern ist, dass in dieser Partie des ungar. Staatsrechts seit 
jeher bis auf die neueste Zeit nicht nur so viel Dunkelheit, 
Ungewissheit, Verworrenheit unter den verschiedenen hierüber 
laut gewordenen Ansichten und Meinungen der oft auf entgegen- 
gesetzten Bahnen sich kreuzenden redlichen und unredlichen Par- 
teigänger anzutreffen, sondern selbst von Seite der wenigen auf- 
geklärten Forscher, Denker und hochgestellten Staatsmänner, die 
in dieses Labyrinth geriethen, kaum ein schüchterner Versuch 
gewagt worden sei, den Faden Arindne’s in einem Grundsätze 
des allgemeinen Staatsrechts zu suchen und zu finden, mit 
Hilfe dessen der oben angezeigte Unterschied der Majestätsrechte 
des Ungar. Königs klar, genau und en detail bei jedem Einzelnen 
derselben nachgewiesen , und so das hartnäckige juridisch-politische 
Räthsel der Zeit, zum Wohle des Landes, welches unter den 
hierüber Jahrhunderte lang in und ausser den Rcichstägen statt- 
gefundenen Streitigkeiten viel gelitten hat, endlich einmal gelöst 
werden könnte. 

Uns, denen in der neuern Zeit neben so manchen herben, auch 
das günstige Loos zu Theil geworden, den früher so gefahrvollen 
Standpunkt des alten ung. Feudal-Staatsrechts, als einen bereits 
überwundenen mit allen seinen Bedenklichkeiten glücklich hinter 
uns zu sehen, bleibt hinsichtlich des obigen Problems nichts 


der Stände, es mag nun der König zu dessen Erfiillnng durch die Gesetze 
gehalten sein, oder nicht, in die ehrfurchtvollstcn AusdrUcke, jedesmal in eine 
allerunterthänigsto Bitte eingekleidet, und da findet nun oft der C u r i a- 
list nichts als eigentliche Bitte um Etwas, das vor und nach nur von der 
königl. Machtvollkommenheit abhiingen soll, der hitzige Patriot hingegen 
nur eine rechtliche Forderung in der Sprache der Bescheidenheit vorgetra- 
gen, und wenn das erfüllt worden, wesswegen der König diessmal angegangen 
wurde, schon nach Verlauf eines Zeitalters den Beleg zu einer publicistischen 
Observanz etc.« — S. Schwartner a. a. O. 
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übrig, als mit aller Entschiedenheit, die die wissenschaftliche 
Ucberzeugung den Bekennern der Wahrheit zu gewähren pflegt, den 
von Kollilr, Lakits, Schwartner und Anderen so schüchtern 
gemachten Grundsatz des allgemeinen Staatsrechts, frei und 
offen auszusprechen, ja denselben als Leitstern an die Spitze der 
gegenwärtigen staatsrechtlichen Erörterung zu stellen : dass nämlich 
im Königreiche Ungarn, gleichwie jedem andern monarchischen 
Staate, jedes Majestätsrecht als ein dem Könige unumschränkt 
zustehendes Reservat- Recht anzusehen sei, bis es nicht durch 
irgend ein Reichsgrundgesetz — es mag nun dasselbe geschrie- 
ben, oder blos in dem s. g. Reichsherkommen begründet sein — 
als eine Ausnahme von der Regel, d. h. als Comitial -Recht aner- 
kannt und geltend gemacht worden ist; woraus von selbst noch weiter 
folgt; dass, im Falle ein Zweifel entstünde, ob irgend ein Majestäts- 
recht dem Könige von Ungarn als Reservat- oder Comitial-Recht 
zustche, indem ein darauf bezügliches ausdrückliches Gesetz ent- 
weder gänzlich mangelt, oder, wie meist auch das Gewohnheits- 
recht, nicht klar genug, und bis zur Evidenz den streitigen Punkt 
entscheiden kann, in einem solchen Falle die rechtliche Ver- 
muthung (praesumptio juris) für den König streite, dessen 
Machtvollkommenheit in Allem ais unumschränkt und unbedingt, 
kraft seiner Majestät anerkannt werden müsse, wo nicht das 
Gegentheil durch irgend ein positives Gesetz oder Reichsher- 
kommen — als eine Ausnahme von der Regel — nachgewiesen 
werden kann.^ 

Es dürfte w'ahrlich w'enig Schwierigkeit haben, ferner nachzu- 
weisen : dsiss dieser Grundsatz des allgemeinen Staatsrechts sowohl 
mit den allgemeinen Vernunftprincipien, die jeder positiven 
Staatsverfassung zur Grundlage dienen, als mit jenen des Staats- 
rechts von Ungarn, in sofern solche aus der positiven Verfas- 
sung dieses Landes zu entnehmen sind, vollkommen überein- 


f) Vollkommen richtig ist daher auch auf dem Gebiete des ung. Staats- 
rechts die Bemerkung Sch wartner’s: dass die Capitulations Punkte, 
welche z. B. Wladislaw II. ira J. 1490. und die XVII. Conditioncs, welche 
Leopold I. (nebst andern ähnlichen seiner unmittelbaren Vorgänger) im J. 
1655. vor seiner Krönung unterschrieb, als eben so viele Ausnahmen von der 
kön. Machtvollkommenheit, oder den kön. Reservat-Rechten anzusehen 
wären. Denn so wie in der Grammatik, bildet sich auch im Staats rechte die 
Regel früher als die Ausnahme. ~ S. dess. Stat. II. 80. §. Anm. b). 
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ätimme; denn worin besteht eigentlich die höcliste Gewalt im 
Staute, als in dem Inbegriffe jener sämmtlichen Rechte, die als noth- 
wendige Mittel zur Erreichung und Förderung der Zwecke des 
Staates anerkannt, und kraft derGrund-Verträge oder Fundamen- 
tal -Gesetze auf die Person, der die höcliste Gewalt zukommen soll, 
übertragen werden. — Diese Uebcrtrugnng kann nun nach Um- 
ständen auf doppelte Art stuttHnden, entweder im Wege einer zeit- 
lichen Vollmacht, durch welche die Ausübung der höchsten 
Gewalt einer (physischen oder moralischen) Person mir im 
Namen des Volkes, nicht kraft eigenen Rechts und für immer 
übertragen wird; oder im Wege einer immerwährenden Unterwer- 
fung, wo dieselbe Uebertragung und Ausübung der höchsten Gewalt 
an dieselbe Person, kraft eines eigenen und unwiderruflichen 
Rechts stattznfinden habe; und diess zwar entweder unbedingt, 
wo dem höchsten Willen des positiven Staatsoberhauptes , ausser 
dem Staatszw'ecke, keine andern Schranken gezogen werden, oder 
bedingungsweise, wo jener höchste Wille des Staatsoberhaupte-s 
in der Ausübung seiner Majestätsrechte an irgend eine Mitwir- 
kung von Seite desVolkes, durch positiv festgesetzte Bedingun- 
gen gebunden, und hiedurch in der Ausübung der ihm sonst 
zustehenden Machtvollkommenheit mehr oder weniger beschränkt 
wird; welche Beschränkung jedoch als eine Thatsache, die aus 
dem Wesen und Begriffe der höchsten Gewalt unmittelbar nicht 
Hiesst, sondern nur durch freie Uebereiukunft der an dem Staats- 
grundvertragc Betheiligten demselben als Bedingung ausnahms- 
weise hinzugefügt werden kann, g) ausdrücklich und grund- 

g) Nur dürfte hier die Bemerkung nicht uberllU.isig sein, dans auch die^e 
Bedingung, wie jede andere, nach Vernunft-Principien nichts, das an sich 
physisch oder moralisch unmöglich ist, enthalten dürfe; woraus zugleich 
der Massstab sich von selbst ergibt, nacb welchem die bedingungsweise 
festgesetzte Beschriinkung der höchsten Staatsgewalt, und deren rechtliche 
Giltigkeit oder Ungiltigkeit — der wichtigste Moment bei der s. g. 
beschrünkton und absolntcn Regierungsfonii — beurtheilt und ermessen 
werden kann und soll. — Was immer der Ueu I i si rii ii g der höchsten Zwecke 
des Staates an sieb und absolut, d. h. uiieli ubgeselieu von allen Pa llia ti v- 
Mittcln, wodurch mitunter die inncrii W ider.sprUehe der Verfassung, wenn 
sie nicht bis auf die Spitze getrieben werden, vor grössern Collisioiien 
zeitweilig bewahrt und verdeckt werden mögen, widerspricht, kann nie als 
eine rcchtsgiltige Bedingung angc.sehen, und den wechselseitigen Keehtcn und 
V<Tpflichtnn."en. die zwisohen der höchsten Staatsgewalt und den Staats* 
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geaetzlicli featgeactzt uml nacligewieseii werden inuaa. — Daaa die 
eratcre Form dea Staatavertragea meiat in den polyarchiachen i 
oder republikanischen, die letztere liingegen in den monarchi- 
achen, und zwar durch eine positive Constitution heachriink- 
ten, daher auch s. g. constitutionelle n Staaten, ihre Anwendung 
finde, dürfte aus der geschichtlichen und statistischen Darstel- 
lung des neu-europäischen Staaten-Systenis bis zur Evidenz 
ersichtlich sein. 

Derselbe oben angeführte Grundsatz des allgemeinen Staats- 
rechts wird auch in dem besondern Staatsrechtc des K. Ungarn 
durch dessen mehr als achthundertjährige positive Verfassung 
unumstösslich bekräftigt, und hiedurcli ausser allem Zweifel gesetzt. 
— Denn , abgesehen auch von dem ersten Staatsgrundvertrage zwi- 
schen Almus oder Arpad, und den sieben Stammfursten des ungar. 
Volkes, dessen Hauptbestimmungen oben so viele beschränkende 
Bedingungen, nach der alten durch den ungenannten Notar des 
K. Bela angeführten Volkssage, beigefügt erscheinen: tritt nicht 
schon beim Beginne des ungar. Kön igthums die Machtvollkom- 
menheit des Königs bei der Ausübung seiner Majestätsrechte in ihrer 
ganzen Fülle liervor, während die mässige Beschränkung der- 
selben nur aus der thatsächlich mitunter stattgefundenen Einwir- 
kung der geistlichen und weltlichen Grossen (oder der später s. g. 
Stände) des Reiches, oder einigen an einzelne (physische oder 


bürgern durch die Verfassung rechtskräftig festgesetzt werden sollen, zum 
Grunde gelegt, oder als Massstab derselben angewendet wurden. Hierin 
liegt der Schlüssel zur Lösung aller jener, in constitutioneilen Staaten eben 
so hünfigeii, als unheilvollen Wirren und Collisionen des öffentlichen 
Staatslebens, so wie auch zu einer richtigen ßeurtheilung und Würdigung der 
in Wahl- aber nie in s. g. Erbstaaten üblichen, oder zulässigen Capitula- 
tionen, d. h. Vertrags-Stipnlationen, die mit beiderseitiger Einwilligung der 
Vertragenden über die Grenzen der zu übertragenden höchsten Staatsgewalt 
abgeschlossen zu werden pflegen; worüber Mehreres s. in Pölitz Staatswiss. I. 
S. 561 — 678.8. — Ancillon's Abhandl. über die Zeichen der Zeit in Hinsicht 
polit Reformen in s. Schrift über die Staatswis.s. Berl. 1820. — Desselb. Abhandl. 
Verbesserungen und Umwandlungen der Stauten in s. Geist der Staatsverf. 
S. XV— XXXII. 8. — Krug: lieber die rückgängige Bewegung unsere Zeit- 
alters in 8. polit. Kreuz- und Querzügen. S. 218 — Hepp: Essai sur la theorie 
de la vic sociale, et des gouvernements representatif. Paris. 1833. — Aretin und 
Rotteck Const Staatsr. II. B. 2. Abth. 1828. — Hoffmann: Die Staatsbürger!' 
Garantien. 1831. — Brougham: Political Philosophie. London. 1843. etc. 
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moralische) Personen aus köii. Freigebigkeit verliehenen Privi- 
legien ersichtlich wird? — Mögen nun auch im Sinne der alten 
Feudal-Verfassung, nachWerböcz Trip. II. 4. unter den Ständen 
des Kelches blos die adeligen Klassen der (jesanimtbcvölkerung 
Ungarns — mit Ausschluss der Un adeligen — verstanden sein, 
naehdem jedoch die goldene Bulle des K. Andre ns II. im Eingänge 
ausdrücklich bezeugt, dass der wahre Ursprung jedes .\dels, und 
der demselben und den adeligen Klassen oder Ständen des Reiches 
seitdem zustehenden Rechte und Vorrechte nur von der königl. 
Majestät oder Machtvollkommenheit herrühre; wie die.ss auch 
ausser den unzähligen königl. Schenkungs-Urkunden, das all- 
gemeine seit uralten Zeiten in Ungarn zu Recht bestandene Reichs- 
herkommen unumstösslich beweist; so muss auch die weitere Folge 
davon für eben so gewiss, ja unumstösslich anerkannt werden : dass 
jede Theilnahme an den Majestätsrechten des Königs von Seite 
der Reichsstände oder Edlen des Volkes, von den Letztem nur 
insoferne in Anspruch genommen werden dürfe, als die rechtliche 
Erwerbung derselben aus Urkunden, Verträgen, Gesetzen 
oder einem gesetzlich anerkannten Herkommen des Reiches 
rechtlich nachgewiesen werden kann; wie diess übrigens auch das 
bekannte politische Axiom des Ungar. Staatsrechts: dass diess 
Königreich, wo nicht einzig doch hauptsächlich »jure privi- 
legiali, d. h. im Interesse der privilegirten Stände, regiert 
werde«, sowie die eben so wahre als ausdrucksvolle Bezeichnung der 
s. g. vorbehaltenen und mitgetheilten Majestätsrechte des 
Königs von Ungarn zur Genüge bezeugt, hj 

h) Die Wahrheit der hier oben angeführten Beweisgründe wird nicht wenig 
nnterstütrt, ja tritt in ihrer vollen Klarheit hervor, wenn man den Untersehied 
feat in's Auge fasst, welcher in der neuem Zeit zwischen der s. g. stSndischen, 
und der eigentlichen volk sreprltscn ta ti ven Verfassung sieh herausgehildet 
hat; wie diess so kurz und treffend Bedeus v. Scharberg im 1. Hauptst. des 
gediegenen Werkehens: Die Verfassung des Grossfürstenthums Siebenbürgen 
ans dem Gesichtspunkte der Geschichte, der Landesgesetze, und des bestehenden 
öffentlichen Rechts aufgefasst und dargestellt. Wien. 1844. S.l — 8. nachgewiesen 
hat. — Vergl. Virozsil Epit. J. Nat Pest. 1839. §. 112. Anm. b). — Daraus 
wird es zugleich ersichtlich, dass in dieser Beziehung jene Worte des berühmten 
polnischen Pnblicisten Lcnguich mit vollem Rechte auch in dem Ungar. 
Staatsrechte ihre Geltung und Anwendung finden, wie hinsichtlich Polens in 
dessen Jus Puhl. Poloniae T. I. L. 2. Cap. 12 et 21.: ».■Vuetoritas Regis anti- 
quior ca est ordinum, cum quibus non tota, sed partes quaedam sensim et 
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Nachdem auf diese Art — mittelst des oben aufgestellten, und 
selbst für das Staatsrecht des K. Ungarn als geltend anerkannten 
und erwiesenen Grundsatzes — der Standpunkt, von welchem 
aus die Majestätsrechte des Königs von Ungarn in ihren 
sämmtlichen Beziehungen rechtlich erwogen, und ihrer ganzen 
Tragweite und Bedeutung nach unparteiisch gewürdigt werden 
können, festgestellt worden ist ; so dürfte es nun wohl eben so leicht, 
als dem Postulate einer streng wissenschaftlichen Methode 
angemessen erscheinen, die sämmtlichen Majestätsrechte der höchsten 
Gewalt im Staate, wie solche in dem Rechts-System eines wohl- 
geordneten allgemeinen Staatsrechts nach V’ernunft-Prin- 
cipien classificirt, und der Reihe nach einzeln en detail erörtert 
werden, nun auch aus dem Gesichtspunkte des positiv-ungarischen 
Staatsrechts, jedoch in der oben erwähnten Beziehung, haupt- 
sächlich zu erörtern: ob und wie ferne diese Majestätsrechte dem 


per intervalla teinponim communicatae, ut vidcamur rccUt colligeie poise, 
Itegi mansisse integrum, in cujus eommunionem ordines noii venerant, aut 
venisse aliquando nullo idonco argumonto ostendi potest.« — Da niemandes 
bezweifeln wird und kann, dass in der alten Fciida l-Verfassung Ungarns die 
Repräsentation des ungar. Volkes — naeh Werböez Trip. II. 4. — nur 
mittelst der vier privil. Stande des Reiches, nicht aber im Sinne des in der 
neuern Zeit erst zur Geltung gekommenen eigentlichen s. g. Repräsentativ- 
Systems stattgefunden habe, so kann auch hinsichtlich ihrer Rechte nur jener 
Grundsatz gelten, den R. Mohl in s. Staatsr. des Kön. AVürtemberg u. z. im 
Allgemeinen über die Feudal-Stsndo aussprieht: »So weit Brief und Sie- 
gel reichen, so weit reichen auch die Befugnisse der s. g. Stande in 
solchen Staaten. a — Daher möge auch die scharfe aber wohlbegrUndete Bemer- 
kung unsere freimUtbigen Lakita an dieser Stelle ihre volle Anerkennung und 
Beherzigung finden, der in s. Jus publ. K. Hriae §.202. die Uber diesen Gegen- 
stand in unserm Sinne durchgeführte Erörterung mit den Worten beschliesst: 
»Atque hinc una perspienum est ; magno in errore versari eos, imo in ipsam 
regni constitutionem peccare, qui negotia publica cujusvis generis, quae 
regnum Universum concernunt, ad comitialem, ut ajunt, tractatum, perti- 
nerc dispntant, in dubio probandi onus in regem dcvolvere, juraque imperii 
omnia collcctis iiT Corpus Statibus adserere cupientes, nullo alio Rcgi relicto, 
nisi quod diserta quadam lege in eum ab Ordinibus translatiim fuissedoccri 
queat; quibus procacis ingenii commentis quid agunt aliud, quam ut reipn- 
blicae, quam sapientor a Majoribus ordinatam accepimus, formam inducant 
male cohaerentem, ad procurandam patriae salutem minime idoneam, inter- 
norumque dissidiorum feracissimam.A — Wohin eine solche fortschreitend 
immer zunehmende Beschränkung der höchsten Gewalt im Staate, und die 
im analogen Verhältnisse stets zunehmende A usdeh nun g der ständischen 
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Könige von Ungarn unbedingt ala a. g. Reservat-Rechte 
zustehen? oder ob und in wieferne derselbe in der Ausübung dieser 
Rechte an eine rechtlich anerkannte Mitwirkung und B eis tim - 
inung der Stände des IJeiches gebunden sei? 

Bevor wir uns jedoch in diese Erörterung förmlich einlassen, 
möge es uns gestattet sein — nachdem das allgemeine Majestäts- 
recht hinsichtlich der Religions- und Kirchenangelegenhei- 
ten im Staate (Jus maj. circa Sacra) durch das in Form einer 
besondern Prärogative der Krone von Ungarn durch den 
apostolischen Stuhl verliehene höchste Patronatsrecht (jus 
supremi patronatus regii) eine eigenthümliche Ausnahme in 
dem allgemeinen Staatsrechte begründet, daher auch eine beson- 
dere Beachtung und Würdigung fiir sich in dem ung. Staatsrechte 
in Anspruch nimmt — diesem Ansprüche dadurch möglichst Genüge 
leisten, dass das oben erwähnte allgemeine Majestätsrecht hin- 

Befugnisse und Vorrechte, welche jene StHmle meist nur zur Förderung 
ihrer S tan des- Interessen , nicht zum allgemeinen Wohle des Volkes 
oder Förderung der Staatszwecke geltend zu machen pflegten , sowohl die 
Throne der Begenten, als die Staaten und Völker zuletzt zu führen 
vermöge? kann aus den traurigen Beispielen, die in der Geschichte der 
letzten Jahrhunderte des weil, römischen deutschen Kaisserreiches, 
so wie der Königreiche Dü ne mark, Schweden und hauptsächlich Polen 
Vorkommen, zur Genüge entnommen und darans eine Lehre uud Warnung 
geschöpft werden, die eben so von den Königen als den Völkern wohl 
erwogen und beherzigt zu werden verdient oder wie der Dichter in der klassi- 
schen Sprache sich ausdrUckt: »ln qua Reges et populi quod mediten- 
tur haben t! — Eben diese Collisionen zwischen den Regenten und ihren 
Unterthanen, wie solche bei der englischen, dänischen, amer ik anischen« 
französischen (und bis zum XVlIl. Jahrhundert auch bei der ungarischen) 
Revolution stattfanden, gaben zugleich Veranlassung zu den gelehrten Strei- 
tigkeiten, die zwischen den Anhängern des s. g. göttlichen Rechtes der 
Könige und des blinden und leidenden Gehorsams, als: Hobbes, Filmer, 
Vandalin, Masius, selbst Gentz und Kant in unserer Zeit einerseits und 
den einstigen Monarchomachen, als: Languet, Milton, Buchanan, 
Marian a, Algernon, Sidney, Locke, so wie den neuern gemässigtem 
Verfechtern der bürgerlichen Freiheit: Feuerbach, Jakob, Schlötzer, 
Krug, Pölitz, Rotteck etc. andererseits, sowohl vom Standpunkte des 
Rechts als der Politik geführt worden sind; aus denen zuletzt dennoch eine 
so ziemlich befriedigende Verständigung über diesen so äusserst 
schwierigen Gegenstand des öffentlichen Rechts hervorging; wie aus den 
Schriften der angeführten Hauptwortführer beiderseits näher entnommen 
werden kann. 
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sichtlich der Religions- Angelegenheiten der kath. Kirche in 
Ungarn, in Verbindung mit dem höchsten Patronatsrechte 
des apostolischen Königs, und des Zusammenhanges wegen 
zugleich mit Rücksicht auf die Religions- und Kirchen Verhält- 
nisse der übrigen gesetzlich in Ungarn bestehenden R eligions- 
Verwandten, ausnahmsweise vor den übrigen politischen 
Majestätsrechten in Erwägung gezogen und abgehandelt werde. 
Und zwar 

§. 37. — liii!»besoiidere: I. lliii»ichtlich der Religions* und 
Kirchenaugelegenheilen, A) der kath. Kirche. 

Unter allen demKönige von Ungarn zustehenden Majestäts- 
Rechten dürfte, kraft des ihm zugleich gebührenden liöchsten kön. 
Patronats-Rechtes, hinsichtlich der. kath. Kirche in Ungarn, 
als das Vorzüglichste den Rang vor den ül)rigcn behaupten, das 
sonst jedem Souverain zukoinmende allgemeine Recht hinsichtlich 
der in jedem Staate vorkommenden Religions- und Kirchenange- 
legenheiten, a) und zwar ln speclcller Beziehung auf Ungarn 
vorzugsweise der ehr ist 1 ich e n röm. - kath olisch en Religion und 
Kirche, insoferne diese nach dem Zeugnisse der Geschichte durch 
den ersten König von Ungarn, den heil. Stephan, in diesem Reiche 
eingeführt, und durch positive Fundainentalgesetze begründet, 
als herrschende und Staats-Religion und Kirche vor den übrigen 
Religions-Genossenschaften ausgezeichnet und anerkannt worden ist. 

a) Den Unterschied, welcher zwischen dein, der kirchlichen Gewalt 
zustchenden, Rechte in die sämmt liehen Angelegenheiten i hr er Kirche, und jenem 
der höchsten Staatsgewalt zukotnmenden Rechte hinsichtlich der in ihrem 
Staatsgebiete vorkommenden Religions- und Kircheu-Angelegenheiten, oder 
dem s. g. Jus in Sacra et jus circa Sacra — bezüglich des eigenthümlichen 
Begriffs, Umfangs, Zweckes und der dazu angemessenen Mittel dieses dop- 
pelten Rechts — in dem allg. Staats- so wie dem gemeinen canoniseben und 
besondern Kirchenrechte geltend gemacht zu werden pflogt, weisen dieselben 
Rechtslehrer auf dem ihnen eigenthündichen Gebiete umständlicher nach. — Eine 
kurze, bündige, zugleich jedoch von den auf diesem Felde sich häufig entgegen- 
gesetzten Extremen gleich weit entfernte Darstellung des allg. Maj e st äts- 
Rechts circa Sacra, sammt der dazu gehörigen Literatur, findet sich unter 
andern auch in Virozsil Epitome doetrinac juris phil. seu s. d. Jur. Nat. Pest. 
18 . 39 . §. 146 — 149 . 

h) Was unter dem Namen einer herrschenden, auch s.g. Staats-Religion 
und Kirche, und andern gesetzlich iin Staate auerk.innten. oder blos 
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Der Ursprung und Rechtsgrund des oben erwähnten, dem 
Könige von Ungarn in Religions- und Kirchenangelegenheiten der 
röm. kath. Kirche in Ungarn zustehenden höchsten königlichen 
Patronats-Rechtes, cj wird, unter mehreren andern hierüber herr- 
geduldeten (tolerirten) oder gar n ich t gesetzlich anerkannten, oder auch 
verbotenen Religions- und Kirchengenossenschaft im Sinne des allgemeinen 
Staats- oder des Particular-Kirchenrechts irgend eines Staates zu ver- 
stehen sei ? ist ebendaselbst, so wie auch aus jedem Handbuche des Kirchunrechts 
zu entnehmen. 

c) Diess höchste Fatrouats-Recht der Könige von Ungarn erhielt seine 
Hauptbenennung daher, dass, nachdem im Sinne der pnbstlichen Decrctalien 
durch Stiftung, D o t i r u n g und Bau von K i r ch e n, Abteien und Klöstern 
das kirchliche Patronat derselben sammt dem Rechte zur Verleihung der- 
gleichen Beneficien, daher auch das Recht zur Ernennung und Wahl aller 
Beneficiat-Pcrsoneu auf eine r echtsgiltige Art erworben werde, die unga r. 
Könige aber nach dem Zeugnisse der Geschichte und des Trip. Werb. 1: 11. 
selbst und allein Stifter aller im K. Ungarn befindlichen Kirchen, Bisthü- 
roer, Abteien etc. ursprünglich gewesen wttren: so käme ihnen dasselbe volle 
Patronat 8- Recht hinsichtlich dieser geistlichen Bencheien mit vollem 
Rechte als ein der heiligen Krone eigenes, ihr allein vorbehaltenes und unver- 
äusserliches Vorrecht zu etc. Diess Putronatsrecht wird zugleich das könig- 
liche genannt, weil die königliche Prärogative einigermassen auch auf die 
vom Könige ernannten Bischöfe u. Friilaten übergeht, indem diese dadurch 
dem ersten, den Reichs-Magnaten an Würde gleich hoch gestellten Stande, 
zugezahlt, zu den Reichstagen persönlich berufen, an den öffentlichen 
Reichsangelegenheiten, so wie den höchsten Ehrenämtern und Würden 
betheiligt, mit Kirchengütern reichlich ausgestattet, und auf eine besonders 
vorzügliche Art vor den übrigen Staatsbürgern ausgezeichnet werden; daher 
es auch billig ist, dass sie dem Könige, als dem obersten Kirchen-Fatrone, 
nach ihrer Ernennung den s. g. Huldigungseid (juramentum homagialis 
fidel itatis) leisten. — Endlich wird dies königl. Patronat zugleich das 
höchste (jus supremi patr. regii) genannt, um es von dem Privat -Patronate 
einzelner geistlicher oder weltlicher Patrone zu unterscheiden, von denen es 
wesentlich verschieden ist. Denn wahrend die Letztem zu dem erledigten 
kirchlichen Beneßeium den damit zu Belehnenden nur dem Bischöfe, der ihm 
die kirchliche Investiturzu verleihen hat, vorstellen (praesentant), verleiht 
der König aus eigener Machtvollkommenheit (dat donat. confert) die erle- 
digten Prälaturen und höhern Beneficien, versetzt auch die kirchlichen Wür- 
denträger von einer Stelle zur andern, zieht die Einkünfte der erledigten ein, 
succedirt denselben ab intestato zum Theil hinsichtlich ihrer Verlassen- 
schafl, und während die Pri vat-Patrone ihrer kirchlichen Patronats-Gerecht- 
same auf mancherlei Art auch verlustig werden können, bleibt das königl. 
Patronatsrecht als das glänzendste Vorrecht der heil. Krone stets unver- 
sehrt und von derselben unveräusserlich und unzertrennlich. 
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sehenden Ansichten, von den heimischen Schriftstellern grössten- 
theils nach dem Vorgänge des Trip, von WerbÖcz I: 11. im Sinne 
des gemeinen canonischen Rechts, von der ersten gesetzlichen 
Erwerbung desselben durch die ungarischen Könige, als ersten 
Gründer und Stifter aller im Reiche vorkommenden hohem und 
niedern Kirche n -Be ne fi eien, und der dem ersten Ungar. Könige, 
dem heil. Stephan, bei dieser Gelegenheit von dem apostolischen 
Stuhle gleichsam übertragenen apostolischen Vollmacht (jure 
delegato) hergeleitet; d) wess wegen dem Letztem auch mit der 


d) Diesem ersten und hauptsächlichsten Grunde fügt Werböcz in dem 
angeführten 11. Titel des I. Th. seines Trip, aushilfsweise noch drei andere 
theils historische, theils politische Gründe bei; deren ersten er aus der 
historischen Thatsache, dass die ersten heidnischen Ungarn durch den 
apost. Eifer ihres ersten Königs des heil. Stephan, wo nicht allein, doch 
grösstentheils zum katholischen Glauben bekehrt worden seien; den andern 
aus dem den apost. Königen Ungarns durch einen vom heil. Stephan an durch 
alle Jahrhunderte fortwährenden wirklichen und unangefochtenen Besitz 
des Verleihungsrechtes aller kirchlichen Beneficien zukoromenden, selbst die 
längste Frist des apostolischen Stuhles mehrmals übersteigenden s. g. 
Verjährungsrechte; den letzten endlich von der unter K. Sigmund durch 
die Kirchenversammlung von Kostnitz förmlich hierüber ausgefertigten 
Bestätigungs-Bulle (die jedoch bisher nicht aufzufinden ist) des oben 
erwähnten Fatronatsrcchtes der Könige von Ungarn herleitet; welche Gründe 
auch später stets so w i ch t i g befunden wurden, dass selbst der dem apost. Stuhle 
nicht minder, als seinem Könige, treu ergebene Cardinal Peter Fäzman, Erz- 
bischof von Gran, kein Bedenken trug, dieselben grösstentheils gegen die 
römische Curie geltend zu machen, als diese dem so katholisch gesinnten K. 
Ferdinand II. als König von Ungarn jene Prärogative der Krone streitig 
machen zu wollen schien ; welche doch so viele Jahrhunderte hindurch als ein 
unantastbares, unveräusserliches Recht derselben stets anerkannt worden 
ist; wie diess schon aus der energischen Aeusserung des glorreichen Königs von 
Ungarn Mathias Corvinus in seinem an den Cardinal Johann v. Arragon 
bei einer ähnlichen Anmassung der röm. Curie erlassenen Schreiben erhellt, wo 
OS sogar heisst: »Et ut aperte cognoscat, certo scire debet Pontifex, dupplica- 
tam illam crucem, quae regni nostri est insigne, gentem Hungaram liben- 
tius veile triplicare, quam in id consentire, ut beneficia et praelaturae, 
ad jus coronae spectantes, apud Sedem apostolicam conferantur.« — VergL 
Kollär hist, diplom. J. patr. etc. cap. 16. et Rdvay de S. Corona. Cent. V. etc. 
Ja es wurde sogar im J. 1498: 31. Art. die Todesstrafe gegen Jene verhängt, 
welche es wagen dürften, geistliche Beneficien in Ungarn von Andern als 
vom Könige gegen das alte Reichsherkommen, mittelbar oder unmittelbar 
sich zu erwirken. — Uebrigens wird die Geschichte dieses kön. Patronats- 
Rechtes durch alle Jahrhunderte der drei Perioden der Könige Ungarns nach 
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iieil. Krone zugleich der Titel einen apontolinchcn Königs verlie- 
hen ward. — Daher wachten auch seine Nachfolger, und die Ungar. 
Keichsstände immer auf das sorgfältigste, dass dicss so glänzende 
Vorrecht der heil. Krone bei ihren Königen stets unangetastet, 
ungetheilt und unversehrt verbleibe; wie solches auch als ein 
heiliges Unterpfand der KeligiÖsltät ihrer Ahnen acht Jahr- 
hunderte hindurch bis zum Jahre 1848. trotz aller frühem Ansprüche 
und Anfechtungen von Seite der rÖm. Curie, stets anerkannt und 
bewahrt worden ist; nach dem einstimmigen Zeugnisse der Reichs- 
gesetzc aus jedem Zeitalter, der demselben zur Seite fortlaufenden 
Geschichte des Landes, und einem allgemein als gesetzlich aner- 
kannten Reichsherkommen, dessen Nichtbcnchtung mitunter 


(1cm Zeugnisse der hierüber angeführten Urkunden umständlicher dargestcllt 
in KolUr's Historia diplomatiea Juris patronatiis apost. Kcguin Unngariae. 
Vind. 1762.8. — Nachdem jedoch zu gleicher Zeit der Gelehrte Kcrcselicb 
den durch Raphael Levakovich hinsichtlich der Bulle des Pabstes Syl- 
vester II. — worauf Koll.'ir das Patronatsrecht der K. Ungarns hinlänglich 
fest begründet glaubte — betrügerisch gewagten Untcrschlcif unum- 
stösslich nachgewiesen, und dadurch jenen Beweis entkräftet hat. sitheuU' sich 
der biedere K o 1 1 4r nicht, seinen frühem unwillkürlichen Irrthum in dem 
letzten XIV. HauptstUcke seines bald darauf erschienenen andern Werkes: De 
originibus et usu perpetuo potestatis legislativue circa sacra apost. 
Regum Hriae. Vind. 1764. 8. freimütbig einzngestehen, und zugleich statt der 
Sylvestrinischen falschen Urkunde Jenes k. Patronats-Recht aus einem 
andern Grunde, nämlich e summo jure regio — * nach dem Beispiele der 
meisten Hl t er n und neuern Sou veraine herzuleitcn; wobei es ihm wahrlich nicht 
zu verargen sein durfte, wenn er als Protestant, und angehaucht von dem 
Zeitgeiste des s. g. aufgeklärten XVIII. Jahrhunderts, nach dem Beispiele 
der deutschen Reformatoren dos XVI. Jahrhunderts — um den Anma.s- 
sungen der pubstlichen Hierarchie der bUrgerl St-aatsgewalt gegenüber 
möglichst zu steuern, dom andern nicht minder bedenklichen Extreme einer 
schrankenlosen Staatsgewalt der kirchlichen Autorität gegenüber — 
zu viel einräumend, die richtige Mitte verfehlte, die ihn, gleich so vielen 
andern freisinnigen Denkern der neuern Zeit, den riehtigen Pfad zwischen den 
zwei stets um die Herrschaft rivalisirenden Prineipien der geistlichen und 
weltlichen Macht, im Sinne jener wahrhalt göttlichen Worte gewiesen hätte: 
vGebot dem Kaiser, was dos Kaisers ist, und (iott, was Gottes ist.« 
— Vergl. übrigens Maurenbroclier, Droste, Walter, Eichhorn, Groll- 
inann, Raumer, Troxler, Falk etc. und in Bezug auf Ungarn Szvordnyi 
AmoenitHtc.s liistoriae ecclcsiasticae. R. Hung. Fase. VI. .Taur. 1706. — Fejör* 
Cod. dipl. Hung. c. 1. p. XXI. — Brczaiiöczy J. Eccl. P. II. p. 70, etc. — 
Giistermaiin: Oest. Kirchenrecht. Wien. 1807. I. Th. §. 17ö. etc. 
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sogar mit besondern Straf-Sanctionen geahndet wurde. — Vgl. 
WerböczTrip. I: 11. sowie 1495: 31. 1518: 15. 1550: 14. 1649: 87. 
Wiener Pacific. Art. 5. und alle spätem Relig. und Kirchengesetzc. 

Die Wirksamkeit dieses höchsten kön. Patronats-Rechtes im 
Vereine mit dem jedem Souverain in seinem Lande zustehenden 
Majestäts-Rechte, hinsichtlich der betreffenden Religions- und 
Kirchcnangelegcnheitcn desselben, ist eben so umfangreich, als 
in staatsrechtlicher Beziehung höchst wichtig für die betreffende 
kath. Religion und Kirche, sowie den Staat selbst; denn kraft des- 
sen vergibt der apostolische König von Ungarn 

1. Alle in diesem Reiche, sowie den der heil. Krone desselben 
angehörigen Nebenländcrn, erledigten Prälaturen und geist- 
lichen Bcneficicn, und ernennt aus eigener Machtvollkommen- 
heit (dat, donat, confert, nicht praesentat, oder postulat 
nach dem Kanzleistyle des darüber ausgefertigten Diploms) alle 
Erzbischöfe, Diöccsan- und Titular-Bischöfe, sowie auch 
fast alle Achte und Pröbstc der Capitcl und Convente 
vorzugsweise, die als glaubwürdige Oerter (loca credibi- 
lia) im Besitze authentischer Siegel dem höhern Patronats 
rechte des Königs — nicht aber jenem der Pri vat-Patrone — 
unterstehen; t) selbst die einfachen .an Dom-Capiteln bestehen- 
den wirklichen, und Ehren-Domherrn- Pfründen/) nicht 


t) Unter die hier erwühnte Au.iiialime ist hier vor andern zu setzen der 
Erzabt der Benedictincr de sacro monte Pannoniae. Denselben ernannte 
nach der zu Anfang iles XIX. Jahrfa. wieder erfolgten Herstellung des unter K. 
.Toseph aufgehobenen Ordens der König, der sich auch ferner das Recht vor- 
behiclt, denselben aneh künftig unter den drei vom Convente auf dem St. Mar- 
tinsberge dazu vorzuschlagenden Candidaten zu ernennen. Die dreiFilial- 
Acbte zu Tihany, Bakonyböl.und Dömölk, bestellt der Erzabt — coiisultis 
conventualibus ~ doch unter nachzufolgender Bestätigung des Königs. — So 
wie diese Erzabtei, verleibt der König auch die zwei Prnbsteicn zu Jiszö 
und zu Csorua (mit Jener sind die Prol»<teicn zu Lelesz und Grosswardein, 
mit dieser die Probsteieii TUrje und Jönoshida vereinigt) und dieCister- 
cienser- Abtei Plsztö. — S. Hofdecret vom 12. März 1802. 

/) Vor nicht so langer Zeit noch verliehen Diöccsan-Biscböfe die in 
ihren Capitcln erledigten Canonicate an des Königs statt, aber M. Theresia 
nahm von den Bischöfen, sowie die alten nach und nach ausstarben, die ihnen 
von den Königen voriger Zeit delegirte Vollmacht zurück, und nun theilt seit 
dem J. 1802 alle und jede Dnmherrpfründcn nur der König aus. — S. Sehwart- 
ner Stat. II. §. 31. S. 97. 
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ausgenommen; nur die canonische Bestätigung der vom 
Könige ernannten Bischöfe bleibt dem apostolischen Stuhle 
Vorbehalten; und daher auch die geistliche Jurisdiction 
derselben in Spiritualibus davon abhängig, bis jene erfolgt; 
was praestitis praestandis gewöhnlich nicht auszubleiben 
pflegt, g) — Also Trip. I: 11. §. 1. 2. 3. ferner 1471: 18. 1492: 
30. 1498: 5(5. 1504: 10. 1526: 21. 1567: 31. 1606: 5. s. Wiener 
Pacif. und 1741 : 15. etc. 

Dieses königliche Er nennungs- Recht hinsichtlich der 
kath. Prälaten wird durch positive Gesetze in Ungarn nicht 
weiter beschränkt, als dass im Sinne derselben die höhern Kir- 
chenpfriinden nur fähigen und wohlverdienten Landes- 
kindern (nicht aber Ausländern, oder nur zeitlichen 
Insassen desselben) auch stets unentgeltlich verliehen, 
daher auch nicht zu lange unbesetzt gelassen werden sollen; 
nach dem Wortlaute der Gesctzartikel vom Jahre 1439: 5 — 21. 
1458: 7. 1490: §.11.1435: 21. 1453: 3. 1486: 37. 1498: 26. und 
56. §. 3. und 67. 1504: 10. 27. 1526: 21. 1550: 18. 1552: 42. 
1567: 31. §. 8. 1569: 35. und 36. 1587: 39. Wiener Pacif. vom 
Jahre 1606: 5. §. 3. 1622: 29. §. 6. 1647: 20. §. 5. 1681: 27. 
1741: 15. etc. woraus von selbst folgt: dass wenn einigen Prä- 
laten, oder auch weltlichen Kirchen-Patronen ein ähnliches 


g) Die bei der Belehnung mit Hoch Stiftern noch im XI. Jahrhundert von 
Kaisern und Königen verliehenen In vesti tu r- Symbole (mit Ring und Stab) 
mussten wohl auch die Könige von Ungarn zur Zeit jenes weltberühmten 
Investiturkrieges fahren lassen, aber an deren Stelle traten weder bei den 
Erzbisthümern und Bisthümern Capitelwahl, und piibstliche Provisionen, 
noch bei den ungarischen Capiteln Reservationen, und päbstliche 
Monate, sondern das Ernennungs- und Wahlrecht der Könige Ungarns 
zu sUmmtlichen reellen sowohl als späterhin auch zu den nominellen oder 
Titular-Pralaturen blieb bis in die neueste Zeit u. d. J. 1848. vom Anfänge 
der Ungar. Monarchie an, bei der Krone des Reiches unveräusserlich und unver- 
ändert. — Ungefähr 140. nun verlassene oder blosse Titular-Abteien, und 75. 
ähnliche Probsteien, existirten einmal wirklich, und zwar innerhalb der 
gegenwärtigen bischöflichen Diöcesen des Reiches; ungefähr 80— 40. B is- 
thümer hingegen, deren Titel noch jetzt der apost. König verleiht — und 
zwar ohne alle Concurrenz des Pabstes — lagen grösstentheils in den Theilen 
von Dalmatien (und sind zum Theil noch übrig), welche durch die Türken 
und Venetianer der ungar. Krone im Laufe der Zeiten entrissen worden sind. 
— S. Sch war tn er II. Anm. b) zum §. 81. pag. 99. etc. 
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Erncniiungsreclit zu einigen Kirchen [»früiulcn zusteht, 
sie dieses Ueclit mir mit königl. Beistiniinung jure quasi dele- 
gato besitzen und aiisüben,/ij wie dicss ausdrücklich 1498: 67. 
§. 2. und 1728: 55. bezeugt wird; daher auch Jene, die ein ähn- 
liches Patronatsrecht für sich in Anspruch nehmen, die 
Erwerbiinjr desselben vor dem Könige nachzuweisen haben, 
nach 1555: 9. 1569 :ö6. sonst fällt dasselbe der königlichen 
Majestät anheim: wie es die Geschichte des Landes in mehre- 
ren Fällen bezeugt, wo ähnliche Patron a t.srechte von den 
Königen den Privat-Patronen ganz entzogen, und der 
Gerichtsbarkeit der heil. Krone des Reü'hes wieder zurück- 
gestellt wurden ; wie der oben angeführte 15. Ges. Art des 
Jahres 1518. umständlich bezeugt. — Endlich ist im Sinne der 
ca non i sehen, sowie der Reichsgesetze, weder dem Könige 
als obersten Kirehen-Patron, noch den andern Privat-P.atronen 
gestattet, mehrere Kirchenpfründen einer und derselben Person 
percunuilum, wie es in der Kircbensprache heisst, zu verlei- 
hen; wie die Belege dazu in den Gesetzen vom Jahre 1471: 13. 
1507: 13. 1514: 59. 1518: 15. 1498: 56. 1548: 6. 1647: 17. 
1723: 55. klar vorliegen ; den Fall ausgenommen, wie der zuletzt 
angeführte Artikid im.3. §. hinzufügt: wo für eine reichlichere 
Versorgung einer solchen Person noth wendigerweise, d. h. 
aus triftigen Gründen Obsorge getroffen werden müsste; wie 
diess aus mehreren in den Gesetzen des Jahres 1500: 31. 1504: 
27. 1507: 13. 1498: 56. §. 1. etc. vorkommenden Fällen ersicht- 
lich wird. {) 


h) So verleiht die Abtei Csatiir die jiltere Linie der Grafen von Erdöd, 
die Abtei Ilahöth der Besitzer des Marktfleckens Keszthely, Graf v. Festc- 
tics; die Probsteien Riitöth mul Höflein Fürst v. Eszterlutzy, die Probstel 
Felsö-Ors der Fürst v, Batyiiny, die Probstei Väg-Ujhely die Mitbesitzer 
der Herrschaft Betzko — So ernannte auch bis in die neuere Zeit der Agra- 
mer Bischof die Domherren von Chasiua, der Raa her Bischof den Probst von 
Papötz, das Erlauer Capitol den Probst des Schlosses Erlau etc. doch wer- 
den diese Priflati minores oder patronati zum Reichstage nicht einberufen. — 
S. Schwartner Stat. II. §. 31. Anm. a). — Ferner Szvorcnyi Jus publ. eccl. 
Hung. Pars spec. §.323.— Schedius Zeitschr. von und für Ungarn I. B. p.72. etc. 

i) Der erwähnte 56. Ges. Art. vom Jahre 1498. lautet also: »Nemo ex DD. 
Episcopis et Ecclesiarum Praelatis, aliisque personis ecclesiasticis 
duas dignitates, aut alia beneficia ccclcsiastica etiam minutissima, teuere, 
gubernare et uti valeat. — §. 1. Dempto solummodo Episcopo Bosnensi 

VIroull anrAr. BtaaUrc«ht. II. ^ 


I 


IS 

Ferner laut desselben Imchstcn Patronatsrechtes, und als 
unmittelbare Folge des Fr nenuungs rechtes, steht dem 
Könijje von Ungarn das Reclit zu 

C3 o 

2. Neue Bisth Urner zu errichten, dieselben aus den Kirchen- 
gütern der alten zu dotiren, die letztem zu dem Zwecke zu 
t hei len, zweckmässiger ei nzu richten, die Prälaten von 
eineniKirchensitze, einer KirchenwUrde zur andern, zu über- 
setzen; ferner religiöse Orden einzuruhren, aufzuheben und 
wieder zurückzuführen; sowie hinsichtlich der Pfarrpfrün- 
den die zweckmässigsten Massregeln, zu deren, der Bevölkerung 
angemessenen, Anzahl Dotirung und Vertheilung. im Einver- 
ständnisse der geistlichen Obern zu treffen. — Also Werböcz 
Trip. I: 11. 1715: 102. 1723: 69. 1741: 65. 1765: 43. überdiess 
M. Theres, k. Rescript vom 3. Okt. 1777. — K. Joseph II. 
vom 17. März 1780. etc. l) 


pro tempore con.‘itituto, qni duo tantummodo bencficia ccclesiastica, non 
plura, tenerc valeat ; ex quo deficit in proventibus, et castra qiiaedam 
finitima neccssario (inter) tenenda habeat.« §. 2. u. 3. beziehen sich auf spe- 
ciello Anordnungen, wie die per cumulum ungebührlich in fremde Hände 
gerathenen kirchlichen Besitzungen wdeder rcstituirt werden sollen? ganz im 
Sinne der hierüber bestehenden canonischen Gesetze. 

f:J Dass dem npo.st. Könige v. Ungarn kraft seines obersten k.Patronats- 
rechts auch das absolute oder unbeschr iink tc Rocht zukomme: religiöse 
Orden und Institute beiderlei Geschlechts, die der Kirche und dem Staate 
nützliche Dienste leisten können, in das Reich cinznführen, aufzuheben und 
wieder h e rzu s t el I cn etc. kann wohl im Allgemeinen nicht in Zweifel gezogen 
werden, da diess hinsichtlich der in Ungarn seit jeher bestandenen Orden 
sowohl die Landesgosetze, wie 35. 1637: 20. 1715: 73. 1720: 96. etc. als ein 

allgemein anerkanntes, durch die geschichtlichen Beispiele der meist noch 
bestehenden Orden hinljlnglich usuroborirtos, Herkommen tinwidcrleglich beweist. 
— Da Indessen auch Beispiele Vorkommen, wie 1606. und 1608:8. v. d. Kr. wo 
die Reichsstilnde gegen die u nbc d i ng te Aufnahme einiger Orden öffen tl i ch 
protestirten, so könnte cs doch Fülle geben, wo dabei die Einwilligung der 
Stünde ausnahmsweise gefordert werden könnte; z. B. wenn die Dotati on 
eine.s neuen Orden.s aus den an sich gesetzlich unveräusserlichen Kron- 
gütern genommen, oder einem unbogüterteu Orden Sitz und Stimme auf dem 
Reichstage eingcrüumt werden sollte etc. was doch — analog der Inarticu- 
lirung der durch den König ernannten In«ligonen des Reiches — ohne Ein- 
willigung der Stünde kaum stattfinden könnte. 

IJ Es ist aus Urkunden, und den Annalen der vaterliindischcn Geschichte 
zur Genüge bekannt, dass der heil. Stephan zehn der ältesten Bisthtimer, seine 
Nachfolger noch mehrere, insbesondere M. Theresia fünf neue BisthUraer — 
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3. Die Einkünfte der erledigten Erzbistliümer und Bisthünier 
fallen, bis solche nicht wieder besetzt werden, an die Krone 
(das 8. g. jus rcgaliarum ehedem in Frankreich), eben so wie 
das erworbene Vermögen der ohne Testament verstorbenen 
Bischöfe dein königl. Fiscus anheim; der jedoch in dem Falle 
eines vorhandenen Testamentes mit V, vorlieb nimmt, und 
über ''3 frei disponiren lässt, wenn nur nach der s. g. Conven- 
tion des Card. Primas Kolonics vom Jahre 1703. das andere 
Drittheil zu kirchlichen Zwecken vermacht worden ist. — 
Denn nur mit des Königs ausdrücklicher Bewilligung (cum 
consensu regio), die aber nicht leicht abgeschlagen wird, 
darf ein Bischof über erworbene Glücksgüter (von .Stamm- 
gütern ist hier ohncliin nicht die Rede) in seinem letzten 
Willen verfügen, wie es ihm gefällig ist. m) — Diess bezeugt 
der 16. Ges. Art. vom Jahre 1715. und Werböcz Trip. I: 10. 
— Vgl. überdiess das Diplom desK. Emerich vom Jahre 1179. 
in Kollar hist. dipl. J. patron. RR. Hung. p. 120. etc. 

in Zipgen und Steinauanger, dann Neusohl. Rosenau und Stuhlweia- 
senburg, s.immt den dazu gehörigen Domcapiteln, im J. 1777. errichtet, und 
die Ictzt.’rn. theils aus den erledigten Gutem des aufgelösten .Jesuiten-Ordens, 
thells den Temporalicn des Graner Erzbisthums ausgostallet; eben so K. 
Franzi, aus dem Erlaucr Bisthume zwei neue BisthUmernn Kasebau und 
Szat mir gebildet, und solche der zum Erzbist humc erhobenen Metropolitan- 
Kirche von Erlau als Suffragane zugevriesen habe.— Die Uebersetzungen 
der Pralatcu von einer K ir chen wurde, einem Bischofsitze zum andern — 
im Eiuverstiinilni.sse des apost. Stuhles — erfolgten seit den ältesten Zeiten bis 
in die neueste Zeit, eben so wie die Einführung und Auflösung der religiösen 
Orden, und die Regulirung der PfarrpfrUnden, stets kraft des h. k. Patronats- 
rechts der apost. Könige, ohne allen Einfluss der Stande des Reiches. — 
Vgl. indes.sen die Anm. k) unten. 

m) Doch ist dic.ses s. g. Heim fa 1 1- oder .Siicce sei 0 n s- Recht dos kön. 
Fiscus in Ungarn weniger als eine Folge des höchsten kön Patronats, als 
des im Fe u dal - Rechte wohl begründeten De volutions-Rechts der ledig 
gewordenen Lchngüter der Vasallen an ihren Lehnsherrn anzusehen, vermöge 
dessen auch in Ungarn nach den Fundamental-Gesetzen des Landes alle lie- 
gende (adelige) Guter und Verlassenschaften, sowohl weltliche als geistliche, 
ohne Unterschied ursprünglich in Ermangelung eines re^htmiissigen Erben derh. 
Reichskronc anhcimfallen, so dass Werböczy in s. Trip. I: 10. §.3. wohl mit 
Recht sagen konnte; eCunctorum Praolatorum et virorum eccicsiasticorum, 
Principem nostrum, vernm pariter ac legi tim um es.se snccessorem.« 
Doch wurde dieser feudalO Grundsatz hinsichtlich des kath. hohem Clerus 
nach und nach modificirt. — Insbesondere seit dem J. 1698. wnrdc die Fähigkeit 

2 * 
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Ueberdiess gebührt dem apost. Könige von Ungarn kraft 
dcü^iolbcii obeiiston Patronats-Kechtos, iin Vereine mit dem 
^fajestiits- Rechte, hinsichtlich der in seinem Lande vorkom- 
menden Religions- und Kirclic-nangelegeiiheltcn, als noth- 
wendiges Mittel zu dem Zwecke des Staates. 

4. Das Recht der obersten Auf- und Einsicht in alle Angele- 
geuhelten der röm.-kath. Religion und Kirche in Ungarn 
(jus supremae advocatiae et inspcctionis), wodurch allein 
die ihm als apostolischen Könige obliegende Obsorge für das 
Wohl der kath. Religion und Kirche wirksam, und dass die 
kath. Würdenträger ihre Pflichten und Amtsoblieirenheiten nach 
Vorschrift der canonischen und vaterländischen (iesetze 
zu allen Zeiten getreu erfüllen, namentlich im Sinne des 60. Ges. 
Art. vom J. 1715. etc. in Ausübung gebracht werden könne; n) 
daher auch 


der Ungar. Prälaten, Testamente nach Willkür zu machen, von dem k. Kron- 
Fiscal oft bestritten. — Nach einer Urkunde K. Ferdinand's II. v. J.1625. und 
K. Leopold’sl. V. .1. 1677. waren sie gehalten in ihrem letzten Willen die 
Grenz-Fostimgcn zu bedenken, bis endlich im J. 170.3. die oben gedachte Kol- 
lonie.si.sche Convention (deren Inhalt aiisrührlich in Pray Spec. hierarch. 
Hung. P. I. pag. 190. — dann in Gustermann Oesterr. KJrchenr. III. Th. p. 9. 
Nr. 4. sanimt dem in der vorhergeh. Nr. III. angef. Diplom Ferdinand’s II. 
V. 11. Dee. 16*3,5. de testam. Praelatorum min. und in Peterffv’s Collect, con- 
cilior. Hung. II. 43,3. angeführt zu lesen i.st) zwi.schen dem kön. Fi.scus und der 
hohen Geistlichkeit zu .Stande kam; wodurch die Ansprüche des erstem 
genauer bestimmt, und auf die ol>cn angegebene Quote reducirt wurden; worüber 
jedoch die letztere auch in den neuern Zelten .sich zu be.schweren nicht auf- 
gehört hat. — Dagegen sind die Hantle der Domherren, und des niedern 
Clcrus, bei Abfassung ihres letzten Willens, kraft der Hof-Resolution vom 
27. Mai 1774. völlig ungebunilen; tleren Verlas.senschafl, wenn kein Testament 
gemacht ist, in ilrel gleiche Thelle, nämlich an die Kirche, die Annen, tind die Sei- 
tenverwandten des Verstorbenen, und letztere zwar nach der k. Rt;solution v. J. 
1776. bis zum 10. Grad der Anverwandtschaft incl. vertheilt wird. Sind die letz- 
tem .selbst arm, .so kann ihnen auch der zweite Theil der Armen zuerkannt wer- 
den, und der Flscus nimmt dann nur den dritten Theil ln Anspruch, wenn der 
’ Benoficiat ohne alle Agnaten und Cognaten von der Welt ge.schieden ist. S. die 
Collectio ben. normallum resolutionum reg. in materia eommissionis eccl. P. I. 
pag. 50. und 176. insbes. auch die Hof-K(‘solut. v. .T. 1812. — und Schwartner 
Stat. II. §. .31. s. Anm. f) pag. lOl. 

n) Den Hauptbeweis der den Königen von Ungarn kraft ihres Patronat s- 
Rechte.s, und gleichsam apost. Amtes, obliegenden Fürsorge für das Wohl der 
kath. Religion und Kirche imLande, liefern die eigenenWorte des angeführten 
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5. In Folge dei<sen, wenn die Bischöfe oder andere Prälaten die 
unter ihrer Obhut stehenden Kirchen, oder sonstige geist- 
liche Bene fielen veruaehlässigen, die Gehäude und den 
Fundus instruetus in Verfall gerathen, die baufälligen aber 
nicht gehörig zur Zeit herstellen Hessen, gebührt dem Könige 
(als dem höchsten K irchenpatron) das Recht, die Einkünfte 
solcher Prälaten und sonstigen Beneficiaten zu sequestrlren, 
und zum Anfhaii gedachter Kirchen und Gebäude, und zur Her- 
stellung des Fundus instruetus, zu verwenden; wie dicss im 
Decrete des heil. Ladislaus I: 8. c. sowie 1550: 13. 1723: 71. 
1741: 16. etc. ausdrücklich angeorduet ist. — Eben so kömmt 
dem Könige das Recht zu 

6. Im Falle eine übermässige Anzahl der kirchlichen Feier- 
tage der National-Industrie und Wohlfahrt des Staates nach- 
theilig zu werden drohte, dieselben — natürlich im Kinver- 
ständnisse der kirchlichen Obern — auf ein billigeres 
Verhältniss zurückzufuhren; wie dicss die Reichsgesetze König 
Colomann II: 14. 1582: 28. und die Rescripte M. Theres, 
vom 6. April und 15. Doc. 1772. 27. Mai 1774. und andere spä- 
tere Verordnungen zur Genüge beweisen. — EbeiigO darauf zu 
achten, dass die geistlichen Beneficiaten im Sinne der canoni- 


60. Ge.s. Art. v. J. 1715. die im Eingänge so l.auteii: i-Sacratissiam Sua Majo- 
stas, taiiKiiiam — siimmus eeclesiarum Dci ail mvntcm .8. Stephani L. II: 1. et 
Trip. I: 11. in iipostolico isto regno patronns — benigne confisa, üoniinos 
etiuin Praclatos ubligationi et innnuri suo, pro e.xigentia SS. Canonum ct 
legum ctiaiu regiii, signunter S. Ladislai I: 8. nec non 1550: 1.3. (welcher 
letztere Gesetz ■ Artikel die Obliegenheiten der Priilatcn mustiindlieb 
anfiihrt) niispiain ct neuti<|UHm del’ntoros.« etc. — Und wahrlich, nichts 
lag seit der Entstehung de.s Königreichs den Ungar. Königen aus allen Perioden 
so nahe am Herzen, als die Forderung iler kath. Religion, deren Verbreitung 
und gesetzliche Stellung ira Lande ihrcRegeutensorgen hauptsächlich in Anspuch 
nahm. — Diese Sorgfalt der apost. KönigeUngarns hinsichtlich aller Keligions- 
und Kirchen- Angelegenheiten des Landes leuchtet ans dem gesammten 
Corpus Juris, vorzüglich aber aus den Keichs-Decreten de.s heil. Stephan’s 
und Ladislaus, sowie Andreas I. Coloinann'.s und anderer Könige der .spä- 
tem Perioden, insbesondere jeiloch auch aus dem Umstande hervor, dass im 
Laufe der ersten sechs .Jahrhunderte, ausser der kathol. Religion und Kirche, 
keine andere Religions- oder Kirchcngcnossenschafl bis zu dem Wiener, 
Friedensschlüsse im Jahre 1606. als gesetzlich in diesem Königreiche 
anerkannt und aufgenommen wurde; daher ihr auch die Benennung einer 
h err s cliend e n und S taa ts - R e I i gion und K irehe mit allem Rechte zu kömmt. 
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sch'en Gesetze ihren persönlichen Wohnsitz in loco bene- 
ficii halten, und denselben nicht ohne Noth verlassen; wie 
diese die Ges. Art. vom Jahre 1495; 30. 1560. §. 12. 1723: 55. 
1741: 16. etc. verfügen. — Endlich auch der unbeschränkten 
Erwerbung unbeweglicher Güter durch die. Geistlichkeit, 
und einer zu grossen Anhäufung des Nationalvermögens in 
der 8. g. todten Hand durch zweckmässige Massregeln, wor- 
unter hauptsächlich die s. g. Amortisations-Gesetze gehö- 
ren, billige Schranken zu setzen; wie diess in Ungarn seit alten 
Zeiten bereits durch die Gesetze vom Jahre 1498: 55. und 65. 
ferner 1647; 17. 1715: 16. und 71. etc. geschehen ist. o) 

Hieher gehört auch aus demselben Grunde 
7. Das s. g. Jus placeti regii, oder das dem Könige von Ungarn 
zustehende Recht : alle Kirchenverordnungen der k a t h. Kirchen- 
vorsteher vor ihrer Kundmachung einzusehen, und letztere 
entweder zu gestatten, oder zu hindern, je nachdem solche 
dem Öffentlichen Wohle des Staates unbedenklich, oder nach- 


Oy) Die ersten Spuren der im Texte erwähnten Amortisations-Gesetze 
finden sich schon in dem Decrete des K. Ludwig I. vom J. 1851. wo derselbe 
bei der Bestätigung der goldenen Bullej Andreas II. den 4. Art. derselben 
ausdrücklich ausnimmt, dessen Worte also lauteten: rQuod nobiles honiines sine 
berede decedentes possint et queant. eccle.siis. vel aliis quibus volunt, in vita 
vel in mort'e, dare et legare, possessiones eorum vendere vel alienare« — 
welche Ausnahme K. W lad i laus 11. in s. III. Decrete vom J. 1498: 55. noch 
deutlicher und prUciser mit den Worten erklärt: wEpiscopi, ecclesiarum 
Praelati, vel eorum alter pro persona sua, et ecclesiae suae, possessio- 
nes et Jura possessionaria secularin, noc a Rcg|a Majestate quoquomodo 
impetrare. neque pecuniis eorum jure perpetuo emere, et comparare, aut 
titulo pignoris habere possint et valeant;« was auch alles durch die spätem 
Reichsgesetze vom Jahre 1647: 17. und 1715: 16. u. a. bis auf die neueste Zeit 
bekräftigt worden ist. — Hinsichtlich der Orden sgeistlichk eit verfugt der 
71. Ges. Art. vom Jahre 1715. ausdrUcklieh: dass die Ordens-Novizen beiderlei 
Geschlechts einem güterfähigen Mönchs- oder Nonnenorden von ihrem Erbe 
nicht mehr als ein Zehnthei), wenn solches auch 50.000. fl. übersteigen 
sollte, im baaren Gelde zubringen dürfen; wodurch der im Mittelalter 
oft so weit zum Nacbtheile der Krone und der Agnaten getriebenen Frei- 
gebigkeit an geistliche Stifte und Klöster; eine eben so billige als 
heilsame Schranke gezogen wurde. — Die tlagegen von einigen Kirchen- 
rechtslebrern erhobenen Einwendungen werden nicht uneben widerlegt in 
Brezanoczy’s Jus eccles. cum pec. respectu ad Austriam et Hung. Pest. 1817. 
8. P. T §. 202. p. .809. 
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theilig, befunden werden dürften gemäss den Ges. Art. vom 
Jahre 1404: 5. I486: 28. 1715: 24. 1723: 70. 1729: 21. 1765: 
13. etc. — Dasselbe gilt auch von den Berufungen und Recur- 
senan den päbstlichen Stuhl, mit Hintansetzung derReiche- 
gerichte in streitigen Kirchenangelegenhciten, auf deren Miss- 
brauch in frühem Zeiten sogar die Todesstrafe stand, wie die 
Ges. Art. vom Jahre 1471: 19. I486: 45. 1574: 26. etc. bezeu- 
gen; q) was zuletzt auch, wenngleich im gemilderten Mass- 
stabc, hinsiclitlich des Verbandes der religiösen Orden mit den 


/>> Das» (Hess s. g. kdu. Placcit keine Erfindung der neuern Zeit, viel- 
mehr eine sehr alte, wenu gleich nur politische, gegen die überhand nehmen- 
den Anmassungeii der röm. Curi e im Mittelalter für nothwondig erachtete, 
Massregel der damaligen Regenten auch im Königreiche Ungarn gewesen sei, 
bezeugt unter andern das Beispiel des Königs Sigmund, der allen Prttlaten 
Ungarns unter Todesstrafe und Verlust ihrer Kircbenbeneficien verboten hat: 
rNe ullas literas apostolicas Legatorum, Cardinalium, Auditoruui, 
et aliorum quorumvis Judicum et officialium Curiae Romanae recipere, 
publicare, et executioni mandare praesumant, sine ejus consensu et 
Hcentia speciali;«« wie im Pray Specim. hierarebiae Hung. P. I. pag. 95. 
ausdrücklich naehgewiesen vird. was in Ungarn auch stets bis in diu neueste 
Zeit beobachtet wurde, wie diess aus d. Int. v. 30. Dec. 1794. — wodurch die 
Verdammungs-Bulle der Synode von Pistoja verboten — dagegen aber die 
Bestütigungs-Bullen P. Pius VIL für den ersten Erzb. v. Erlau und die 
zwei ersten Bischöfe von Kasebau und $zatm4r-N(^meth, bedingungsweise 
aus den Worten: vHuic originali bullae pontificiae transumto Romano — in 
quantum ejusdem teueres Juribus et ordinationibus regiis non adver- 
santur — bco. placotum tribui.« Ex Cons. Cancellariae R. Hung. Aul. Viennae 
26. oct. 1804. zur Genüge erhellt. — Vergl. Benczur Monographie: Was hat 
der Regent für ein Recht über pabstliche Bullen? naherbeantwortet aus dem 
Ungar. Staats- und Kirchenrechte. Wien. 1782. 8. S. 55- — Ob und in wie 
ferne diese der kirchl. und bürgerl. Freiheit nicht angemessene — Mass- 
regcl unter veränderten Umstanden und bei der immer mehr überhand nehmen- 
den Pressfreibeit der neuern Zeit der kirchl. Hierarchie gegenüber noch 
nötbig befunden werden dürfte? muss dio Zukunft lehren. — Man vergl hier- 
über auch die Ansichten der neuern Kirchenrcchtslebrer. 

gj Belege für die fortdauernde Ausübung dieses Rechtes von Seite der 
apost. Könige von Ungarn, bis auf die neueste Zeit, bietet die pragmatische 
und Kirchengeschichte des Landes zur Genüge dar. — So ist aus alten ^ 
Urkunden ersichtlich, dass der heil. K. Ladislaus die über die Grenzen der 
betreffenden zwei Diöcescn zwischen dem Erzbisehofe von Kalocsa, und dem 
Bischöfe v. Fünfkirchun, entstandene Streitfrage, durch einheimische, cigends 
dazu delegirten Richter entschieden; eben so K. Emerich in einer ähnlichen 
Angelegenheit selbst den Schiedsrichter zwischen dem Erzbischöfe von Zara 
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in auswärtigen Ländern rcsidircnden kirchlichen Behörden 
und Obern, so wie hinsichtlich der, zur Ablegung der Kloster- 
gelübde, und Empfang der Priesterweihe, erforderlichen 
Alters-Bedingungen, und andern ähnlichen politischen Mass- 
regeln, hinsichtlich der kath. Kirchcnangelegenheitcn, bis auf die 
neueste Zeit, stattgefunden hat. r) 

Kraft desselben obersten Patronats- und A ufs ich ts- Rech- 
tes des apost. Königs von Ungarn, und weil in der Christenheit 
von jeher die Schule als ein Accessorium der Kirche ange- 
sehen wurde, gebührt dem Könige in Form eines Reservat- 
Rechtes 

8. die volle Oberaufsicht und Leitung über das gesaminte kath. 
Erzichungs- Unterrichts und Schulwesen des Reiches, 
sowie alle geistliche und weltliche darauf bezügliche fromme 
Stiftungen, Seminarien, Klöster, Convicte etc. — Er 
kann öffentliche Erzichungs- und Unterrichts- Anstalten 
jeder Art, höhere und niedere Schulen, gründen, umformen, 
organisiren, Lehrer und Professoren i rnennen, Convicte auf- 
heben und wiedcrherstellcn, Stipendien und Pensionen ver- 
leihen, Schul - Deputationen und Commissionen anordnen, 
über die Verwaltung sämmtlicher Kirchen- und Schulein- 
künftc Rechnung fordern, und die frommen 'Stiftungen 

(Jadra) und dem Biscliofe von Spnlato f^oinacht; wie auch in der neuern Zeit 
der K. Leopold I. die zwischen den Bischöfen von Bosnien und Agram ent- 
standene Streitigkeiten, beigelegt habe. — Vgl.Fejijr Cod. diplom. Szvordnyi 
Amoen. hist. eccl. R. Hung. — Kollär, de pot. legisl. etc. 

r) In einer Normal-Resolution der K. M. Theresia vom 27. Mai 1774. 
wurde das Alter der Kloster-Novizen beiderlei Geschlechtes, vor Ablegung 
der feierlichen Klostergelübde, auf vierundzwanzig volle Jahre, unter der Strafe 

von 3000. fl. oder dem Verluste der zunächst bevorstehenden Collecte bei den 

* 

Mcndicanten- Orden, für jeden Uebertretungsfall, festgesetzt. — Aus beson- 
derer Gnade, des K. Franz I. laut Hofdecrets vom 12. März 1802. sind diese 
Jahre rücksichtlich des Benedictiner-Ordeus auf einundzwanzig volle Jahre 
herabgesetzt, und diese Erlaubnisa später durch ein lutimat vom 18. Juli 1802. 
auch auf die übrigen geistlichen Orden in Ungarn ausgedehnt worden. — 
Eben so ward nach einer königl. Verordnung datirt aus dem Statthaltcreirathe 
vom 30. Juni 1795. jenem Geistlichen das Recht, ein Testament zu machen, 
abgesprochen, der ohne königl. Erlaubniss sieh zu Rom unmittelbar von seinen 
Klostergelübden lossprechen, oder saecularisiren Hess. — Vgl. Collectio 
b. norm, resolutionum etc. T. I. p. 46. und Schwartner Stnt, II. p. 102. Anm. 
h) und k). 
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insbesondere beaufsichtigen, ob sie den Absichten der from- 
men Stifter entsprechend verwaltet werden? etc. — Alles 
diess im Sinne der heimischen Ges. Art. vom Jahre 1548: 7. und 
12. 1550; 10. 1715: 74. 1723: 70. 1720: 17. und 21. 1741: 43. 
1751: 21. 1765: 13. 1701: 15. und 67. etc. sj 


a) Hinsichtlich der unbeschränkten Ausübung dieses, in der neuern Zeit 
80 höchst wichtigen Majestätsrechtes des K. v. Ongarn dürfte wohl, der 74. 
Ges. Art. v. J. 1715. als entscheidend anerkannt werden, dessen Worte authen- 
tisch also lauten : »Cujusmodi S e m i n a r i o r ii m, c o n v i e t u u m, c o 1 1 e g i o r u m pro 
juventute eccl esiastica et seculari, per «juüscuixjue, sive i nt ra sive ex tra 
regnuin, fundatoruiu, duin et (juaudo necesse videbitur, i nspectioii ein, et cum 
exactione rationuni u t r u m f u n d a t i o n i s a t i s f i a t V i n v e s t i g a t i o n e in, S. Regia 
Majestas sibi sol i, pro apos t o lico ui u nere, et supreiua auctoritutc sua, 
reservat« etc. welches Recht durch spätere Ge.setze und Verordnungen noch 
mehr ausgedehnt, und umständlicher erläutert wird; was besonders hinsichtlich 
iler kath. Schulen, und des gesainmten Unterrichtswesens durch den 7(*. 
G. A. V. J. 1723. geschieht, wo es wörtlich heisst: »(’aeterum ut in academiis 
non modo jihilosophicum et theologicum sed juridicum ctiam Studium 
cxactius, separatim et ^«Ltutis horis, pure pro- earum scientiarum studiosis, 
sed et alia quaevis in ex teri s L uTve^^i ta tibus publice doccri consueta 
et statui (pioque publico ac militari deservientia studia tractentur, et 
per idoneos Professores tradantu r — ubi Status et 00. nor ma m modu m 
et media, quibus id com mode fieri po-^sit, Suae Majestati SSmae demisse sub- 
miserint, pro regia benignitate sua huic quoque demisso Statuum petito 
dementer annuet et (§. 5.) Consi li um suum regium loc. eatenus «juoijue suf- 
ficicnte'r instruet.« Daher auch in demselben Geiste und Sinne durch den 15. 
Ges. Art. d. J. 1791. in dieser Beziehung festgesetzt wurde: vCuin salus rci- 
publicae ab educatione juventutis jilurimum dependeat; hinc 
annuente Sua Majestate Regia Statu.s et OO. decreverunt: ut deputatio 
rcgnicolaris syslema gcneraliuin principiorum nationalis cduca- 
tionis et libertatis preli elaboratura, ac tiindcm opus tale comitiis 
regni, post revisionem et approbationem in leges regni refereadum — prae- 
sentatura, salvis juribus regiis, denominctur,« welche Deputation auch 
durch den 67. Ges. Art. desselben Jahres angeordnet und deren Elaborat in re 
literaria demReichVt.ägev. J. 1827. unterbreitet, und von diesem wieder, behufs 
einer neuen Revision, der durch den 8. Ges. Art. dazu ernannten Deputation 
zugewiesen wurde, um künftig bei gelegenerer Zeit mit aller .Sorgfalt die so 
wichtige Angelegenheit in Verhandlung zu nehmen, und in einer dem gegenwär- 
tigen Bildungsgrade der Neuzeit mehr angemessenen Geiste der gewünschten 
Erledigung, die jeiloch bis zum J. 1848. nicht erfolgt ist, zuzuführen. — Nähere 
historische Notizen und Aufklärungen über das gesaminte bisher in Ungarn 
bestandene Unterrichtswesen können in der II. Abth. oder dem s. g. Ver- 
waltungsrechte Ungarns uachgeseheu werden. — Hinsichtlich der Einwen- 
dungen, die von Einigen gegen das ausschliessliche, dem Könige von Ungarn 
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9. Ale Ausfluee deeeelben obersten königl. Patronate- und Auf- 
ei chte- Rechtes wird, besonders seit der Reformation und Erfin- 
dung der Buchdruckerkunst, von der Regierung angesehen, 
und als ein dem Könige zustchendcs Reservat- Recht geltend 
gemacht: das Recht der s. g. Prä ventiv-Censur, wodurch 
mittelst eigends dazu aufgcstellter Censur- und Revisorats- 
Behörden alle iin Drucke im Inlande zu erscheinenden, oder 
im Auslande bereits gedruckten, literürischcn Geietes-Pro- 
ductc, einer hinsichtlich der erstem vorläufigen, hinsichtlich 
der letztem nachträglichen, Prüfung unterzogen, und nach 
dom Urtheil derselben deren Veröffentlichung entweder 
gestattet, oder im Falle solche als der Religion, den gu.ten 
Sitten und dem Wohle des Staates gefährlich oder bedenk- 
lich befunden werden dürften, gehindert oder gänzlich verboten, 
und so die Nachtheile der s. g. Pressfrechheit möglichst 
abgewendet und vermieden werden sollen ; doch ohne dass 
dadurch der, den Akatholischen bereits gesetzlich zuge- 
standenen, Religionsfreiheit auf irgend eine Art zu nahe 
getreten werde. — Also 1553: 24. und 1791: 26. §. 5. etc. t) 


hier ziierkannte Recht, erhoben, und von einigen Gesetz-Artikeln, aU; 1550: 19. 
1684: 12. etc. wo die Reichsstande dringend bitten: Se. Majestät möge geruhen, 
die Guter und Einkünfte TernachlBssigter Kirchen, Capitel und Con- 
vente auf die Errichtung und Einrichtung der Schulen überall verwenden zu 
lassen etc. die Belege dazu herleiten. uüige die Bemerkung des gemässigt 
liberalen Verfassers de.s von Rosenmaiin Ubers, ungar. Staatsrechts genügen, 
der pag. 6,6. des orig. Werkcheiis hierüber kurz erwiedert: vMultae enim leges 
ad Statuura et 00. petitionem conditae sunt, quae tarnen ex absoluta Reguro 
auctoritate pendent, eique vini suam et cfhcaciam in acceptis ferunt, Status enim 
hic non ordinant, ncc concludunt. sed rogant.« — Vergl. hierüber auch 
I-akits J. publ. und mehrere andere schon ang. Werke. 

C Es wiire hier nicht am Platze, über die Vortheile und Nachtheile 
der s.g. Pressfreiheit, und der hier der Regierung einstweilen (niimlich bis 
zu der in constitutioneilen Staaten unerlässlichen Anerkennung jener im P r i n c i p, 
und dc.s im Gefolge derselben eben so unabweislich erforderlichen Press- 
gesetzes) eingeräumten Praventiv-Ccnsur, sei es aus allgemeinen Vor- 
nunft-Principien, die natürlich in der Rech ts philosoph ic, und dem allg. 
Staatsrechte ihre Würdigung finden, oder aus politischen G rUnden, die 
die Staatspolizei zu vertreten hat, umständlicher zu sprechen. Gibt cs ja 
doch kaum einen Gegenstand in dem Gesammtgebicte der neuern juridisch- 
politischen Literatur. der mehr und öfters erörtert, und sö gründlich nach 
allen Seiten hin discutirt worden wäre; ans welchen Erörterungen zuletzt denn 
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Endlicli wird aus demselben Grunde dem apost. K önige 
von Ungarn theils ausschliesslich, theils im Einverneh- 
men der Keichsstände zuerkannt ' 

10. das Recht je<ler Störung, Beeinträchtigung oder auch nur 
Verunglimpfung der in Ungarn herrschenden röm. kath. 
Staats -Religion und Kirche wirksam entgegen zu treten, die 
zwischen den im Lunde unerkannten Religionsgenossen vor- 
kommendeu Beschwerden und Religionsstreitigkeiten 


doch als Haiiptresultat nur jene Ansicht, die der berühmte Ancillon in seinem 
Werke; Zur Venn ittlung der Extreme — durch die meisterhafte Darstellung 
der in dieser Frage, wie so vielen ondern ähnlichen, hervortretenden Gegen- 
sätze und Antinomien zur Anschauung gebracht hat, als Lehre und Warnung 
herorgeht: dass dieser Gegenstand auch seine Licht- und Schattenseite habe, 
die ihn nach den c oncreten Verhähuissen und Zuständen jedes Landes, für 
Recht, Moral, Religion, Cultur und Humanität, bald als höchst wohlthfttig. 
bald aber auch durch vielfältigen Missbrauch in eben dem Grade als mehr 
oder minder nacht heilig, wo nicht gar verderblich, erscheinen lassen. — In 
Bezug auf Oesterreich und Ungarn insbesondere, können wir doch nicht 
umhin, bei dieser Gelegenheit jener Bemühungen rühmlichst zu gedenken, die 
sich auch auf diesem Gebiete unsere vaterländischen Schriftsteller, Gelehrte, 
und .sogar die vorzüglichsten Wortführer der Stände des Reiches bei öffent- 
lichen Verhandlungen, zum Frommen der guten Sache, wie es allgemein hiess, 
ergeben haben; unter denen wir, ausscr den vielfachen freisinnigen Aeusserun- 
gen unserer liberalen Denker, Dichter und Redner, nur an die so berühmte, 
aus der am 6. März ItiüO. abgehalttnen Gcnernl-Congregntion des Barscher 
Comitats an Se. Maje.stät eingesaiulte Repräsentation, über das Verbot .nus- 
ländischer Zeitungen, und politischen und literarischen Zeitschriften , sowie die 
in den Operaten und Akten der landtägigen Deputationen vom Jahre 1791. 
und 182V?. 1830. etc. bis 184 V«- wo in dem 18. Ges. Art. alle diese Bestrebungen 
.•rst ihren vollen Ausdruck fanden (<k*rcn Würdigung jedoch nicht mehr 
innerhalb der uns in diesem Werke gesteckten Grenzen Hegt), samrat den 
darin vorkoinmenden oft höchst interessanten Se para t-Voten der Grafen 
Dcbsewffy. Tcleki. Szechenyi, B. Modnyanszky, Eötvös u. A. — 
(Vgl. Orosz Reichst, vom Jahre 1830. II. B. Anm. 43 etc.) als eben so viele 
Belege des neuern auch bei uns rege gewordenen Zeitgeistes erinnern wollen. 
— Nur möge es uns noch gestattet sein, zur nähern Charakterisirung dieses an 
sich so ••dien Wetteifer.s im Allgemeinen , einer, jene etwas schattirendeu, 
Bemerkung des berühmten Reisenden Fürsten von Pü ekler- Muskau zu 
gedenken, die derselbe während seiner Durchreise in Pest zu machen Gelegen- 
heit fand, und später in seinen, in der Augsburger a Ugem. Zeitung Nr. 54. 
vom 23. Febr. 1840. veröffentlichten geistreichen Bemerkungen über Ungarns 
damaligen Zustände, am Schlüsse in folgender humoristischen Ancedote 
kundgab ; >>Als ein komische.s Beispiel der oft so wunderlichen Einfälle 
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nach Recht und Billigkeit zu entscheiden, oder wenigstens 
nach Möglichkeit friedlich zu vermitteln, uj damit aus den- 
selben nicht etwa die allgemeine Ruhe und Wohlfahrt des Staa- 
tes einige Gefahr laufe; daher auch die Entstehung und Ver- 
breitung neuer Rcligiuns-Secten im Lande, ohne näheres 
Einvernehmen der Reichsstäiide, nicht zu gestatten vj etc. — 


iingarisclier Volksredner in ihrer Faconde, kann folgender Zug dienen: Einer 
ihrer eifrigsten Motionssteller, der Advokat K. machte zu gleicher Zelt in 
einer langen Rede die zwei nachstehenden Anlrüge: 1. Von der Regierung 
unbedingte Rede* und Sch reib- Frei heit zu verlangen. — 2. Darum anzu- 
suchen, dass die (Augsburger) allgemeine Zeitung (dieselbe, die den Haupt- 
gegenstand der oben erwMhnten berühmten Repräsentation des Barscher 
Comitats ansmachte) wegen ihrer gehHssigen Gesinnung gegen Ungarn, im 
Königreiche giinzlicb verboten werde. — Der Antnig fand lauten Beifall 
von allen Seiten, und erst sptttcr, als ein anderes Mitglied der Versammlung nur 
kalt und ruhig bemerkte, dass es ihm doch gerathener schiene, beide 
Anträge wenigstens nicht Hand in Hand gehen zu lassen, zeigte ein allgemei- 
nes Gelachter, dass man die Inconsequenz des Redners erkannt habe.<t — 
Und diese und ähnliche Inconsequenz, die oben erwähnte Freiheit stets nur 
für sich und ihre Partei, nicht aber auch für andere, in Auspruch zu neh- 
men; haben sich nicht so viele aus der Mitte der privilegirten Stände vor 
dem Jahre 1848. zu Schulden kommen lassen? so dass hinsichtlich ihrer statt 
aller Vern un ftgründe, deren es wahrlich bei dem gebildetem Thoile der 
Nation längst zur bessern Einsicht nicht bedurfte, als Waffe nur die Geissei 
der Satyre noch übrig blieb, <lie kurz vor 1848. der ungenannte Verfasser der 
Xenien, hinsichtlich des hier besprochenen Gegenstandes, mit dem ziemlich 
treffenden Epigramme Uber dieselben schwang: 

^Redefreiheit — freie Frenaet — doppelschueidige SiegeswafTon, 

Die zur Züchtigung und Lehre sich der Wahrheit Geist geschaffen, 

Imroer führt ihr sie im Munde — aber kennt ihr sie auch wohl? — 

Wisset es: sie sind Gemeingut — und ihr wollt ein Monopol etc. — 

In die Fessel, die euch drückcu, niikiitet ihr den Gegner zwangen. 

Und ihn, traf er eure Blössen — gleich am allerliebsten — hängen! 

u) Als Beleg zu dem hier angeführten ausschliesslichen Rechte des 
Königs von Ungarn kann nebst vielen andern Beweisen auch der 13. Ges. Art. 
d. J. 1648. angeführt werden, wo die Reichsstände ausdrücklich den König 
bitten: »üt auctoritate sua agat apud Pontificem, quo Sanctitas Sua generale 
Concilium pro complanandis omnibus differontiis, variisque optnio- 
nibus de Religio ne, sine diuturniori mora celebrare digmtur: Quod si Sanc- 
titas Sua differret, Re.\ modum adhibeut, ne celebratio Concilii diu- 
tius protrahatur.ii — Man vergl. hierüber auch die Einbegleit, der Wiener 
und Linzer Pacificat. und die Einleit, des 28. Ges. Art. v. J. 1791. 

v) Damit diess nicht im offenen Widerspruche mit dem oben dom 
Könige von Ungarn hinsichtlich der kath. Religions und Ktrchennngelcgenhci- 
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endlich! iin Falle einer drlnjronden Nothwendijikcit oder aus 
hohen Staatsrücksichten für das allgemeine Wohl des Landes, 
auch ühcr die Personen, dinglichen Rechte, und die äussere 
Disciplin der röra. kath. Kirche ausserordentliche Mass- 
regeln zu treffen, zu denen der apost. König von Ungarn^ gleicli 
jedem andern Souverain, für so ausserordentliche Fälle — 
ausnahmsweise — kraft seiner obersten Machtvollkommenheit 
(jure sed eminentis) nicht nur vollkommen berechtigt, son- 
dern auch verpflichtet ist. x) — Vgl. 1.54H: 13. und nebst der 

ten zuerkannten ausschliesslichen oder Reservat- Rechte zu stehen scheine, 
möge hier nur die schon von dem umsichtigen und bescheidenen Verfasser des 
von Rosenmann herausgegebenen uiigar. Staatsrechts S. 16 ^ (deutscher Ueber- 
setzung) gemachte Bemerkung genügen : »'dass jenes u n u rasch rUnk te Recht des 
Königs sich nur auf die im Lande Ungarn als gesetzmii ssig schon aufgenom- 
menen und anerkannten Religious- und Kirchengenossen (ausser der hier Vor- 
zugs weise stets zu berücksichtigenden herrschenden röm. katholischen 
Religion und Kirche) erstrecke. — Es ist nämlich dem Könige allein Vorbehal- 
ten, in Bezug auf solche Religionen das Nothige nach eigenem Belieben zu ver- 
fügen und auszufiihren, die »inter diesen Religions- und Kirchengenossen ent- 
standenen Zwistigkeiten und Entzweiungen abzutirtheilen, die in Ansehung 
deren schon bc'stehenden Gesetze zu erklären, und Sorge zu tragen, damit etwa 
aus Religionsstreitigkeiten die allgemeine Ruhe keine Gefahr laufe; nicht 
aber auch (allein) zu bestimmen und zu entscheiden: welche Religion als 
gesetzlich aufgenomnione anzusehen wäre oder nicht? daher ist er auch 
nicht berechtigt, eine neue Religions-Secte im Lande sich frei verbreiten 
zu lassen« etc. wie diess auch in neuerer Zeit hinsichtlich mancher neuen Reli- 
gions-Sectirer, ja selbst der protestantischen Missionäre der englischen 
Ilochkirche geschi'hen ist, die, als sie sich in Pest in den letzten Jahren vor 1848. 
ausser dem ihnen in ihrem Bethause gestatteten Privat- Gottesdienste , auch 
ausserhalb desselben eine unbefugte Proselytenmacherei zu Schulden 
kommen Hessen, sogleich durch die Ortsbehörde auf hohem Befehl, ohne den 
mindesten Anstand oder Widerspruch von irgend einer Seite, weg und aus dem 
Lande gewiesen wurden; daher mussten auch die in den Comitaten Kraszna, 
Mittel-Szolnok und Zarand, sowie auch dem Districte Kövür seit jeher 
ansässigen, dem unitarischen Glaubensbekenntnisse anhängigen Bewohner, 
nach der im Jahre 1886. durch den 21. Ges. Art. ausgesprochene Incorpori- 
rung dieser Gebiete an Ungarn, auf die näclis't zu erfolgende 'gesetzliche 
Aufnahme und Anerkennung die.ser Religionspartei in Un ga r n (was in S ie- 
benbürgen schon längst geschah, in Ungarn jedoch erst durch den 20. Ges. 
Art. des Jahres l84Ve förmlich erfolgte) vertröstet werden. 

x) Woraus zu entnehmen ist, dass das s. g. äusserste Recht^ — Jus emi- 
nens s. d. — jedes souverainen Landesfürsten sich nicht blos — wie einige mein- 
ten — auf die bürgerlichen s. g. wel t liehen Verhältnisse des Staates, son- 
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Wiener und Linz. Pacific. 1695: 1. 1791: 26. und aus altern 
Zeiten die Decr. des li. Stephan und Ladislaus, Andreas I. 
Coloman I: 15. 16. — Werböcz Trip. I: 11. 1550: 14. und 
das fortwährende Reich sh er kommen bis auf die neueste 
Zeit, y) 


dem auch auf die geistlichen Angelegenheiten der auf dem Gebiete desselben 
befindlichen Religio ns- und Kirchen- Genossenschaften gleich erstrecke; wie 
solches unter §. 53. auch hinsichtlich Ungarns in politischerundkirchlicher 
Beziehung genauer nachgewiesen wird. 

y) Nur muss bei einem so langen Zeiträume von beinahe tausend Jahren, 
an welche die Geschichte Ungarns seit der Einwanderung der ersten Gründer 
dieses Reiches in Europa bald hinanreicht, sorgfältig stets auch auf die auf dem 
kirchlichen eben so wie dem politischen Gebiete von Zeit zu Zeit statt- 
gefundenen grossen und wichtigen Veränderungen — unter denen die iraXVI. 
Jahrhundert vorgegangene, auch in Ungarn die wichtigsten Folgen nach sich 
ziehende s. g. Kirchen-Reformation wohl die bauptslichlichste Beachtung 
verdient — die gehörige Rücksicht genommen, und übordiess in der neuern 
Zeitauch dem in jeder Epoche vorherrschenden Zeitgeiste, und der fortschrei- 
tenden Bildung und Humanität des neuesten Zeitalters, billige Rechnung 
getragen werden : was ohnehin von einsichtsvollen Regenten und Regierun- 
gen, nach den weisen Maximen eines Montesquieu in s. esprit des loix u. a. 
gewiegten Staatsmänner — besonders auf dem kirchlichen Gebiete — nicht 
ausser Acht gelassen zu werden pflegt. — Als ein kleiner Beleg dazu, dass 
letzteres auch von der gegenwärtigen Regierung in Ungarn bei Gelegenheit 
nicht unterlassen werde, möge nur die Thatsache dienen: dass, nachdem die in 
der neuern Zeit ernannten röm. katholischen Bischöfe dem Pabste nach 
der im röm. Ritual vorgeschriebenen Formel unter andern auch die Zusage leisten 
mUssen: »Il.aercticos, Schismaticos et rebelles eidem Domino nostro — 
pro posse pe r se q uar et i mp ugna bo« und die ung. Protestanten darüber 
bei dein Könige sich beschwerten, sie durch die tröstliche ihnen durch das 
Intiinat der königl. nngar. Statthalterei vom 21 .Juni 1705. Nr 14,955. zugekom- 
mene Ilofresol uti on sogleich beruhigt wurden : >;quod cum ad A u gu stanae 
et Helveticae co;ifessioni addictos, quibus juxta leges Hungariae liberum 
rcllgionis exer ci tiuin attributura est, nomen haereticorura referri ne- 
quent, iidem quoad objectum juramenti per Catholicos Episcopos deponi 
soliti, plene tranquilli esse debeant« — welche humane und dom Geiste des 
Christentbums nicht minder, als der Politik einer weisen Regierung ange- 
messene Auslegung einer alten abgelebten Formel, allen ähnlichen von Seite 
der schismatischen Griechen und Unitarier etwa noch möglichen 
Bedenklichkeiten, einmal für immer, vorzubeugen geeignet sein dürfte; nam ubi 
eadem ratio, eadem cst et legis dispositip ct interpretatio, nach der 
bekannten Regel des röm. Rechts. — S. Schwartner Stat. II. §. 31. Anm. i) 
S. 102.' 
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Diese Bestiinniuiigeii liinsieiitlicii der Kidigioiis- uiid'Kirclieu- 
luigelegenheiten der röni. kath. Religion und Kirclic in Ungarn 
gelten in ähnlicher Weise auch hinsichtlich der griechischen 
mit der kath. unirten Kirche im Sinne jener Vereinbarung, die 
zwischen dem apost. Stuhle undjener Kirche nach dem Zeugnisse 
der Kirchengeschichte zu ihrer Zeit stattgefunden hat. z) 


§. 38. — B) liiii^irhllicli der akatliuliücheii Religions- und 
kircheiiffeiioaseii, und iwar a) der griechischen nicht-unirten 

Kirche. 

Zu den akatholischen Religions- und Kirchengenossen, die 
als Insassen des K. Ungarn sich zualeich des Rechtes einer fre ien 
Religions Übung iin Sinne der Rcichsgesetzc zu erfreuen haben, 
gehören a) die nicht-unirten Griechen, dann b) die Evangeli- 
schen der Augsburger und schweizcrischenConfcssion, endlich 
c) anhangsweise — jedoch blos als tolcrirt — die Bckefiner der 
mosaischen Religion oder die .luden, a) — Insbesondere 


zj Hinsichtlich dieser Union oder Vereinbarung ilUrftcn wohl die 
Unions-Instrumente dos Bischofs Theophil vom 21. Mttrz 1697. und des 
Bischofs Tana.sic vom 7. .fuli 1698. als Hauptquellcn vorz üglicher Beachtung 
werth befunden werden, wornach dieselben zwei Bischöfe und eine .inzahl 
Protopopon und Popen im eigenen und im Namen ihrer (ilifubigen folgende 
Punkte fUr ihre Vereinbarung mit der roni. k a th ol ischen Kirche annabmeii 
und fustsetzten: 1. Anerkennung de.s Pabstes als sichtbares Oberhaupt der 
christlichen Kirchi'. — 2. Annahme des Fegfeuers. — 8. Cominunion unter 
einerlei Gestalt. - I. .Vnsg.sng des heil. Geistes vom Vater und Sohn. — 
■i Priester-Ehe. — 6. Ehetrennuug. — 7. Beihchaltnng gcwis.scr eigener 
Satzungen und Gehritiichc (z B. Fasten, H eiligen-Verehrung ii. a.dgl. Orient. 
Cultusgegonstände). endlich 8. Beihehaltiuig dos Julianischen Kalenders. — 
Seit dem Jahre 1721. wurde ilas Fogarascher Bisthnm mit ilem nach Blasen- 
dorf im Jahre 1738. verlegten Sitze vereint, und die landtdgliche Gleichstel- 
lung durch den denkwürdigen 6. Ges Art des .1. 1741. ist aus den siebenbiirg. 
Novcllar-Artikcln nliher zu entnehmen. Vgl. auch lien Schematismus ven. Clcri 
Graeci ritus Catholicornm Dioce. Fogarasiensis in TTansilvania, und .Schüler- 
Libloj's Siebenbiirg. Rechtsgcschichte . 1 B. S. 884. Anm. *•) Hermannstadt 
18.55. 8. 

a) VVarnm in dem Staatsrechte desK Ungarn nur von den hier genann- 
ten, keineswegs aber andern, dieser mehr oder weniger verwandten, oder 
analogen Religions- und Kirchengenossen, die Rede sein kann, mag ans dem 
oben J. 26. Angeführten hinlänglich ersichtlich sein. 
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a) llinsichtlioh dor nicht-unirteu irriechon oder der Anhän- 
ger der 8. g. orthodoxen orientalischen Kirche, dicselhon mögen 
mm zu der raitziecli-illyrischen oder walachischen Nation 
und Zunge zalilen, ohschon ihre hürgcrliclien und kirchlichen Frei- 
heiten oder Rechte ihnen bereits dur(rh die bei ihrer Einwande- 
rung h) gegen Ende des XVII. Jahrh. verliehenen Privilegien 


h) Die gegenseitigen Kechtsvcrhiiltninse der Anhänger dieser Kirche 
zu dem neuen Adoptiv-Lande T^ngarn. und dessen Kdnig, beruhen hauptsäch- 
lich auf den grossen ihnen feierlich verliehenen Privilegien, wodurch dieselben 
besonders um das Kn<le des Jahrhunderts, noch vor dem Carlovitzer 

Friedensschlüsse, unter Anführung dos Patriarchen Arsenius Csernovics, 
wohl an 40,000. der Zahl nach, zur Uebersirdlung aus den türkischen Grenz- 
Provinzen tiach Ungarn bewogen worden sind. — Das gedruckte Einladungs- 
Patent des K. Leopol d I. welches den Grund aller nachher erfolgten Privilegien 
in sich enthalt, ist vom 6 April 1690. und steht in Kerchelich Notitiae prae- 
liminarcs de regnis Dalmatiao, Croatiac, Slavoniac ctc. Zagrab. 1770. fol. S. 434. 
— Graf Ulrich Kinszky, damals kon. iKihmiseher. und (Jraf Strattmann, 
Hof- und bst«rr. Kanzler, betrieben dic.-^es Colonisirungs-Gescbäft am kais. Hofe 
am eifrigsten. — Die Privilegien, welche alle nachherigen Könige bestU- 
tigten, an welchen aber die SiebenbUrger Walachen und die Anhänger der 
griechischen nicht- unirten Kin'he in der Pnkowina keinen Antheil 
haben, werden zu Carlovitz im s. g National-Archiv sorgfältig aufbewahrt. — 
S. Schwartner Stat. II. 35. und Grell mann Stat. Aufklärungen III. B. pag. 
391 —422. etc. — Die grosse K. M. Theresia hat durch die von ihr erlassenen 
Polizei-Gesetze und das im J. 1777. herausgGgcl>cnc Kegulament für 
<lie illyrische Nation — cinvorntanden mit dem ein Jahr vorher abgchal- 
tenen National-Congresse — in Absicht auf bessere Ordnung der erz- und 
bischöflichen, so wie auch der Pfarr-Elnklinfte, des Nationalfonds der Klöster, 
der Consistorien. der Justizpflege, der Feiertage etc. sich ein unsterbliches Ver- 
dienst um diese Nation erworben. — Ilire kirchlichen Rechts Verhältnisse 
werden genau d.-irgestellt in Gustcrmann’s Oesterr. Kirchcnrocht III. B. 
2. Abschn. — Ueber ihre Ucbcrsiodliing nach Ungarn und dessen Ncbenländer 
verdienen noch nachgeselion und verglichen zu worden: Benkö in s. Transilvania 
P H. — Berg (Nie.) De statu ccclesiae. Moscoviticnc. Liibec. 1709.8. — 
Le Brot De statu ecclesiae graccac in Dalmatia. Studg, und dessen Samml. 
von Urkunden, die Griechen in Dalmatien betretTend, in dessen Magazin I. u. 
11. Th. — Ferner: Chytraei oratio de statu cccl. graoe. rit. Non-Ünit. in 
Ungaria. Rostock. 1580. H. — und dagegen: Possevini memoria etc. als Wider- 
legung des erstem. Colon. Iö9ö. fol. — Privilegia Nationi Hlyrico-Rascianae 
concessa. Vienii. 1743. fol. — Kegulament für die griech. nicht-unirton Rcli- 
gionsverwaiulten. Wien. 1777. fol. und das Rcscriptum declaratoriuin v. J. 4779. 
dazu. — Kegenvolscii (Wengerski) Systema ecclesiae Slavonicae. Traj. ad 
Rhen. 1654. 4. — Ricaut Bt^schroibung des Zustandes der gricch. Kirche. 
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feierlich ziigcsichert wurden: ?o sind dieselben in Ungarn erst auf 
dem Reichstage vom Jahre 1791. durch den 27. Ges. Art. auch von 
Seite der Reichsstände feierlich und förmlich anerkannt, und ihren 
Bischöfen schon im folgenden Jahre 1792. durch den 10. Ges. Art. 
Sitz und Stimme in dem Reichs-Convente angewiesen worden. — 
Kraft dieser Anerkennung und im Sinne der Reichsgesetze sind die 
Anhänger dieser Kirche 

1. Eben so wie ihre katholischen Mitbürger in Ungarn und 
dessen Nebenländern, amts- und güterfähig, stehen unter 
denselben Hof- und Landesdicasterien, ja sie haben noch 
vor ihren evangelischen Mitbürgern auch noch diess voraus, 
dass ihr Bürgerrecht, nicht wie bei diesen, auf das eigent- 
liche Ungarn beschränkt, sondern auch ausser den Militär- 
Grenzen, und dein s. g. Provinciale von Croatien und Sla- 
vonien gütig ist. 

2. Ihre Religionsübnng ist eben so überall frei und öffent- 
lich; sie machen Anspruch auf die Zehentfreiheit, beobachten 
ihren alten Julianischen Kalender; das Vermögen ihrer 
hohen und niedern Geistlichen, auch wenn diese ohne Testa- 
ment sterben, fällt nie dem königl. Fiscus anheim; auch hat 
derselbe an den Einkünften der Kirchengüter sede vacante 
keinen Antheil. cj 

3. Dieselben sind ferner frei von aller Jurisdiction katholi- 
scher Diöccsanc, und stehen in kirchlichen und Religions- 
Angelegenheiten unter ihrem eigenen Oberhaupte, nämlich 
dem von jedem andern Patriarchen unabhängigen Metro- 
politen zu Carlovitz,dJ welcher von fünfundsiebzig Bevoll- 
mächtigten der griechisch-orientalischen Kirche auf einem 

Frankf. fol. — Endlich au» der neuern Zeit: Jo». Jireiek (k. k. Min.-Secret.) 
Aktenm.assige Darstellung der Verhältnisse der gricchisch-nicht-unirten Hie- 
rarchie in Oesterreich, dann der illyrischen Nstional-Congrcsae und Verhand- 
lungs-Synoden etc. Wien 1810. — Auch Schuler-Libloy’s Siebenb. Bechts- 
Geschichte J. 83. S. 887. etc. etc. 

<9 Der Metropolit sowohl als die Bischöfe können die Hälfte ihres 
erworbenen Vermögens vermachen, wem sie wollen; nur darf ihr Erbe nicht , 
ausser den österreichischen Staaten ansässig sein; die andere H älfte fällt in 
diesem Falle sowohl als in dem andern, wenn der Prälat ohne Testament hin- 
stirbt, dem National- oder allg. Kirchenfonde zu. — S. Schwartner ibid. 

d) Die jährlichen EinkUnüe des Metropoliten, der gewöhnlich zugleich 
als geheimer Rath den Excellenz-Xitel fUhrt, reichen wohl nicht an jene der 

VlrMall unfsr. auatorMSt. II. 3 
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National-Civngresse, welchen die Geistlichkeit, die bürger- 
lichen Gemeinen lind adeligen Gutsbesitzer, und der Militärstand 
ans den Grenzbezirken zu he schicken pHegen, in Gegenwart 
eines kÖnigl. Conimissärs gewählt, und nach erfolgter kön. 
Bestätigung und abgelegten Huldigungseid. von dem 
iiltesteu Bis<diofe consecrirt, und in seine Würde, sowie 
auch die vom Hofe dein jedesmaligen Erzbischof verliehenen 
Temporalien dj eingeführt (installirt) wird. 

4. Die übrigen sechs Bischöfe (ohne dem Siebenbürger) sind 
Suffragane des Metropoliten, jede unter diesen entstehende 
Vacanz wird durch die Stimmenmehrheit der übrigfen ersetzt: 
doch ilas Kcciit der Versetzung eines Bischofs von einer Diö- 
ces<‘ zur andern bleibt dem K ön ige Vorbehalten, sowie auch 
das Bestätigungs-Hecht jedes neugewählten Bischofs, der, 
nachdem er den auch bei den kath. Bischöfen üblichen Huldi- 
gungseid in die Hände des königl. Commissärs abgelegt, von 
dem Metropoliten consecrirt, und in seine geistliche Würde 
eingcfiihrt wird, r) 


i’öin. kath. Kr/, hi.scliot’o in Ungarn. «Inrfli-n jciloch immer der hohen Stclhinp 
nnd Wurde eines illvriselien Patriandicu als anpe messen erscheinen. — Die 
Ilerrsehaft Dalya im Veröezer Comilat. welche die Carlovil/.er Metropoliten 
pfandweise (jure inscriptionis) h(>sit/.en. wird von dem Könige jedem 
neuen Krzhischofe , aber nur fiir d«'.-en Person von Neuem ertheilt. — Die 
übrigen I5i'i«-höfe erhalten ihre Kinkiiune von den Gemeinden ihres Kirchen- 
.xprengels. 

cj ICs wird uns wohl nicht iiliel gedeutet wcnlcu . wenn wir die in diesem 
i). bisher angeführten etwa.s veralteten, und nicht genau prjieislrten Xof 1/. en 
über «li»* kivehHeheii Ziist.iud«“ der g r i eehlseh - Ji i eh t -ii n i rten Glaubons- 
geiiüsseu iu I’iigarn, des Zusamiuenhaiigs wegen auch auf die benachbarten 
österr. Kr Münder aus/.udehnen, und durch neuere, au.s einer zuverlässi- 
gen Quell e herruhrende. Zu sü t z e und E r 1 a u lern nge u möglichst zu ergän- 
zen uns erlauben Ini Folgenden: DieHekonucr der n 1 eh t - u ni rt en griechisch 
or i e II t a 1 i sehe n Kirche in ()i‘s t e rr e i eh bilden vier Gruppen, welche durch 
(t e.seh i eh t e, N a t i o n a 1 i tä f , G e.se t /.gehn ng nn<l sonstige Verhältnisse 
mannigfaeh unter sieh geschieden sind. — l>ie erst e iinfl l^edeutendste 
dieser (Truppen umfa.sst die gricidi.-orienlali.sehen Glauheiisgeiiossen ln Ungarn. 
()roati«*n, Slavonien und in der Nfili t.är-(Trcnze. — Nach der Absta in- 
niiiiig siiul dieselben thells Serben, theils Koma n en; <li«; erstem Hilden die 
über w i e ge ml e Mehrzahl. — Von Serben bewohnt siiul die Diöceseii Kar- 
lovitz, Pakratz. Karl.stadt (mit dem Bischofssitze PI aski), Ofen (mit 
«lern Bischofssitze St. Andrä) und Bacs mit dom Bischofssitze Neusatz. — 
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Diesen aus^e^ciclineton Rechten, Freiheiten und Vorrechten der 
um die Krone Ungarns und die herrschende Dynastie so wohl 
verdienten il lyrischen oder griechischen Nation gegenüber steht 
das unveräusserliche Mnjestütsrecht jedes Landesfürsten, folglich 
auch des Königs von Ungarn (auch abgesehen von seinem apo- 


Die Arader Diocesc ist mit Ansnahmc der Serben -Gemeinde za Arad, ganz 
romanisch. — In den Diöccsen von Tcmesvilr and Werachetz «ind die 
westlichen Theilc serbisch, die östlichen an Siebenbürgen sich 
anschliessenden Sprengel romanisch. — Die Ofner Diöcese besteht ans zer- 
streuten Gemeinden, welche sich von Komorn und Losoncz bis an das 
Baranjer Comitat hcrabziehen. — Die Übrigen Diöccsen nehmen im Ganzen 
compacte Gebiete ein. — In die Militllr-Grcnzc reichen nar die Ofner und 
Arader Diöcese nicht; alle andern erstrecken sich mit mehr oder weniger 
namhaften Theilcn in dieselbe hinein. — Die Rarlstttdter Diöcese ist beinahe 
ganzMilitSr-Grenzland. 

Die zweite Gruppe bildet die Diöcese Siebenbürgen, mit ihren ans- 
schliesslich dem romanischen .Stamme angehörigen Diöcesanen. — DerBischof 
hat seinen Sitz zu Hermunnstadt. — Die dritte Gruppe umfhsst die Buko- 
wina. — Die dortigen Bekenner der griechisch-orientalischen Kirche sind zur 
Hälfte Ruthe nen, zur Hälfte Romanen. — DerBischof residirt zu Czer- 
novitz. — Die vierte Gruppe endlich begreift Dalmatien mit einer aus- 
sehlicssend scrbi's ch cn Popuhation in sich. — Der Bischof hat seinen ordent- 
lichen Sitz in Zara; ist jedoch verpdichtet, jährlich einige Zeit in Cattaro zu 
rcsidiren. Letzteres hat seinen Grund in dem Umstande, dass im Gebiete von 
Cattaro die griecbiscb-orientaliscben Glaubensgenossen am dichtesten 
wohnen, und daher einer besondem oberhirtlichen Vorsorge bedürfen. — Die 
erste Gruppe zählt 1,833,000. Seelen, wovon 587,000. auf die Militär- 
Grenze entfallen. — Die zweite 623,000 — Die dritte 362,000. — Die 
vierte 77,000. i 

Die Dalmatiner Diöcese hat keinen besondem Codex der politisch- 
kirchlichen Gesetze; dasselbe ist auch hinsichtlich der SiebenbUrger Diö- 
ccsc der Fall; dagegen besitzt die Bukowina ein allgemeines Regulativ der 
geistlichen und Schul- Angelegenheiten vom 26. April 1786 — Für die 
erste Gruppe (Ungarn, Croatien, Slavonien und Militär-Grenze) hat 
das s. g. Erläuterungs-Rescript der illyrischen Nation (Rescriptum 
declaratorium Nationis Illyricae) vom 16. Juli 1779. und das Consi- 
storial-System (Systema consistoriale) vom 6. April 1782. gesetzliche 
Geltung. — Für diese Gruppe gelten auch die Privilegien, welche den Ser- 
ben anlässlich ihrer Einwanderung in Oesterreich unter K. Leopold I. verliehen 
worden sind. — Serben hatten jedoch bereits vor dieser Epoche seit Jahrhun- 
derten bleibende Si tze sowohl in Ungarn, als in Croatien, Slavonien, 
und es war deren Bestand durch mehrfache Privilegi on geschützt. — Die Dal- 
matiner Diöcese besitzt keine Fonds, sondern die dortigen kirchlichen 

3 * 
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stoliächen höchsten Patronate- Hechte) hinsichtlich der Reil - 
gions- und Kir chenangolegenheiten dieser Glaubenegenoaeen, das 
seine Wirksamkeit hauptsächlich in demobersten Schirm- und Auf- 
sichtsrecht (j. supr. protectionis et inepectionls saecularis) 
und den darunter nach dem allgemeinen Staatsrechte mitbegriffenen 


Auslagen werden mit Ausnahme dessen, was die Gemeinden für ihre Seel- 
sorger leisten, aus dem Staats- Aerar bestritten. — Die Bukowina hat einen 
reichen Religionsfond, welcher aus dem Vermögen der bis auf drei reducir- 
ten Klöster erwachsen ist, und dermalen vollkommen ausreichende Mittel 
besitzt, um joneAufgabon zn erfüllen, die in andern Ländern den Scbulstudieo- 
und Religionsfonds zusainmon obliegen. — Die Siehenbürger DtÖcese 
erhalt eine erhebliche Dotation aus dem Staatsschätze; ausserdem besitzt 
sie vier Fonds (den Sydoxial- den Seminarial- den 30,000. fl. und den 
Bischof M oga iscb c n Fond), deren Einkommen jedoch keine bedeutende 
H öhe erreicht. — • Di« iingar. croalische Kirchenprovinz hat ein gemein- 
sames Vermögen in dem Illyrisch-National- und dem Clerical-Fonds, 
ferner in einer Anzahl von Stiftungen zu speciellen Zwecken. 

Die kirchliche Ohcrlcitung ist bisher für die gesaiiunten griech. 
orientalischen Diöcesen Oesterreichs in der Carlovitzer Metropolie 
vereinigt, mit welcher die Würde des serbischen Patriarchats der Art ver- 
bunden ist. dass dieselbi' seit dem königl. Manifeste vom lÖ. December 184^^. dem 
jeweiligen Metropoliten von Sr. Majesttft verliehen wird. — ln neuerer Zeit 
wird die Herstellung einer eigenen Metropolie für die Romanen des griech. 
orientalischen Bekenntnisses angestreht (w.'is auch bereits im Jahre 1864. 
erreicht worden ist). ~ Die Wahl des (Carlovitzer) Metropoliten steht 
dem vllyrischcn National-Congresse, dessen BestHtigung un«l — bei 
nieh t erzielter Einigung des Congresses — Ernennung Sr. Maj cstiit zu. — 
Das gemeinsame Organ in KirchcnaDgclegcnheitcn bilden Air die 
gesammten griech. orientalischen Glaubensgenossen Oesterreichs, die 
Synode der Bischöfe unter dem Vorsitze des Mctropolitan-Patrjarchcn. 
— Diese kann sich nach «lern allerh. Handschreiben vom 27. September 1860. 
alljährlich versammeln; dieser Synode steht insbesondere die Wahl der 
Bischöfe für die Diöcesen .Vrad, Ofen, Temcsv;ir, Wcrschetz, Bac, 
Pa kratz und Karlstadt zu. — Den Bischof von Siebenbürgen wählt eine 
Versammlung der Erzpriester. — Die Bis«höfo von Dalmatien und Buko- 
wina werden von Sr. Majc.*<tsit dem Kaiser ernannt, welcher auch den vorhe- 
nannten gewählten C'andidaten der bischötlichon Wurde die Bestätigung 
ertheilt. — Die auf den Monat August 1864. berufene Synode hat, nach dem 
oben erwähnten allerh. Haudschrcibuu, die Wahl zur Besetzung vacanter 
Bischof-Sitze vorzunehmen, sodann die allgemeinen Angelegenheiten der 
griech. orientalischen Kirche in Oesterreich zu berathen, und bezüglich 
derselben allerhöchsten Orts canonisch gehörig begründete Wünsche und 
Anträge vorzulegen, als ihre Aufgabe, anvertraut erhalten. 
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Unterarten derselben äussert, auch von den Königen Ungarns, 
besonders aber der glorreichen Regentin M. Theresia seinem gan- 
zen Umfange nach aiisgeübt wurde. — Ja in derselben Absicht, um 
die Rechte und Privilegien dieser Glaubensgenossen noch mehr 
sicher zu stellen, scliuf der weise K. I,eopold II. die illyrische 

Wjihri'iul nun die Synodi* «Icr Hi!*chüt'e ihren Wirkungskreis auf siimmt> 
lirlie Österr. Diöce.sen des gricrh. orientalischen Bekenntnisses erstreckt, ist 
der. nach der bisher bestandenen Terminologie s. g. illyrische National- 
Congiess ein aus Laven und Geistlichen gebildeter Körper, dessen 
Berathnngun nur auf die grieeb. oritMitalischeii Diücesen der ersten Gruppe 
beschrankt sind, für welche nämlich die serbischt'ii Privilegien, und das 
ErlHuteruugs-Hescript Geltung haben. - Innerhalb dieser räumlichen 
Grenzen gehören zn seiner (.'ompeteiiz die Me t ropol i ten- Wa h 1, und beson- 
dere kaiserl. Aufträge und Krinächtigmigm abgereehnel, in iler Kegel die 
äussern Verhältnisse der Kirche und Seliide, die Angelegenheiten der 
Fonds mitbegritren. — Die Congress-Besehlüsse bedürfen, sowie jene der 
Synode, in jedem Falle die allerhöchste Sanction. 

Seit Alters her war Sitte, dass die Bischöfe der zur ersten Gruppe 
gehörigen Diöcesen vor der Abhaltung der Verhundlungs-Cong resse zusam- 
mentraten, um in gemeinsame Erwägung zu ziehen: welche GegenstKnde auf 
demselben beruthen werden solleii?mit andern Worten, um ein Verhandlungs- 
Programm zu entwerfen, und dafür die kaiserl. Genehmigung einzuholen; zur 
Theilnahmc daran sind vor allein der Metropolit und die Bischöfe der in die 
erste Gruppe gehörigen Diöeeseii berufen. — Ausser den Bischöfen haben 
fünfundsiebzig Deputirteii Sitz und Stimme im Natioual-Congresse, von denen 
je ein Drittheil (25.) auf den Gier us, auf das Proviucial gebiet von Ungarn, 
Croatien und Slavonieti, dann auf die Militär-Grenze enträllt. - Diese 
durch das Erluuteriings-Kescript festgestellte Zahl der Deputirten ist bisher nur 
für den TemesvKrer Congress im Jahre 1790. der Art vermehrt worden, 
dass auch der Provincial-Adel fUnfimdzwatizig Dcpullrte gewählt hat. — Die 
Mili tä r - Grenz- Dep u ti rte II werden entweder von den Grcnz-Commuiii- 
täten (Semlin, Karlovitz etc.) oder je nach den einzelnen Kegiments- 
Bezirken gewählt. - Wählbar sind Ober-Officiere oder in der Grenze pos- 
sessionirle Honoratioren. — Die Proviucial -Dejiutirten werden theils für 
einzelne Districte, theils für einzelne Freistadte gewühlt. — Im erstem 
Falle geschieht die Wahl mittelbar. — Die Deputirten des Clerus vertreten 
theils die Klöster, theils die Weltgeistliehkeit, und werden doragemüss von 
den K los ter- Gemeinden, oder von den Curat-Priesternder einzelnen Diöeescn 
erkoren. — Nur jene Bekenner der griech. orientalischen Kirche sind zu Depu- 
tirten wählbar, die in einem der österr. Krönläder ihre Hoimat haben. 
Die Deputirten erhalten von ihren Wählern Vollmachten, welche genau auf 
die allerb. bestimmten Gegenstände der Congress-Berathung bauen müssen. — 
Mit den Vollmacbts-Urkundeu haben sie sieh vor dem kais. Commissär zu 
legitimiren. — Zur Bestreitung der Reise und Zelirkosten erlialUm die 


Jüjgiliz£id.by Google 



3 » 


Hofkanzlci, deren Geschäfte jedoch, als unter seinem Nachfolger 
dieselbe als überflüssig durch den 10. Ges. Art. des Jahres 1792. 
eingegangen ist, unter die ungarische Hufkanzlei, und so weit die 
Militär-Grenze reicht, unter den Hofkriegsrath vertheilt wur- 
den. — Mögen seitdem bis zum J. 1848. auch noch manche Beschwer- 

Deputirten DiKten, doren Gesammtbetrag durch Ropurtition auf die von 
grieeb. orientalischen Glatibensgenosaen bewohnten Häuser in den Dideesen der 
ersten Gruppe eingebraebt wird. 

Die Eröffnung, Leitung und Schliessung der Synode, so wie auch 
des Congresses steht dem kais. Commissur zu, welcher auch den Verkehr 
mit der Regierung vermittelt. Bezüglich der Gcschäfts«Ordnung gelten 
die durch altes Herkommen festgtstclUcn Xormeu. — Eine Stimnienzah* 
lung findet nur bei der Motropoliten*WahI statt, sonst pflegt der kaisi-rl. 
Commissär nui^ zu eonstatiren, ob Einhelligkeit oder Meinungs^Ver- 
schiedenheit vorherrsche? und im letztem Falle in welcher Weise die ciu- 
zelnen Meinungen extensiv und intensiv vertreten sin<l? und macht diess nur 
im Berathungs^ProtokoIl ersichtlich. — ZwischtMi dem kais. Commissär 
und dem Congresse fand so zu sagen ein patrimchHlisches Verhältnis^ 
statt. Der kais. Commissär batte die Aufgabe, die Nation Uber einzelne Fragen 
zu vernehmen, durch den Verlauf der Debatte die Ansichten zu kluren und 
auf diesem Wege allmülig zu einem Resultate zu gelangen. — Man wollte 
einerseits die Bedürfnisse der Nation kennen lernen, andererseits die 
Nation mit den Ansichten des kais. Hofes vertraut machen. — Dieser Vor- 
gang wurde namentlich bei dem wichtigsten der bisher stattgefundenen Ver- 
haiidlungs Congresse im Jahre 1769. beobachtet, in welchem die gesummten 
kirchlichen Zustände zur Sprache kamen Die Ergebnisäe dieses Conga^ses, 
f ‘0 wie der beiden darauf folgenden Synoden in den Jahren 1774. und 1776. 
boten die Grundlagen, auf welche hin du« oft erwähnte Kescript zur Erläuterung 
der serbischen Privilegien im Jahre 1779. erln-isen worden ist. — Gegen- 
wärtig ^ nach einem Zeiträume von nahezu lOO.Jahren wurde demNational- 
Congressc und der bischöflichen Synode der g: iechisch-nicht-unirten Glau- 
bensgenossen ausser der Metropolitcn-Wabl noch eine wichtigere Aufgabe 
zu Theil, iiümlich die Ausscheidung der romanischen neuerrichteten Metro- 
polie von jener der sorbischen Mctropolic zu Cnrlowitz, und zugleich des 
beiden Nationen bisher gemeinschaftlichen, von nun an aber eigenthüm- 
lich jeder dersedben zu gehörenden, Kirchenvermögeus. wodurch den längst 
kundgewordenen Atiforücruiigcn und Wünschen beider Nationen möglichst ent- 
sprochen werden dürfte. — S. «lie oben bereits erwähnte: Actenmassig«» Dar- 
stellung der Verhältnisse der grieeh. nicht-milrteii Hierarchie in Oesterreich, 
dann der illyrischen National-Congrcsse mul Verjiandlungs-Synoden etc. von 
Jos Jire^ek. Wien. 1860. aus der Österr. Wochenschrift für Wissenschaft, 
Kunst und ölVentl. Leben, &U Beil. z. k. Wiener Zeit. Juhrg. 1861. IV. B. Nr. 31* 
S. 961 — 965. — Ferner: lieber die staatsrechtlichen Verhältnisse in der Wojwo’ 
dina von Alex. Slojaczkovics. Teinesvär. 1860. 8. etc. 
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den f) 'dieber tapt'erii und betriebsamen, obgleich in ihrer 
geistigen Bildung mehr rückwärts nach Bizunz, als vorwärts 
sehenden und btrebiMiden Nation, mitunter laut geworden sein, was 
bei der in so viele Stämme, Nationen, Zungen, Keligionen und Inter- 
essen zerklüfteten Bevölkerung Ungarns nicht zu wundern ist, 
so scheint doch die Zeit nicht ferne zu sein, die durch den Einfluss 
des überall nach Li 1 e Ich he rech t i g u ii g strebenden Zeitgeistes, 
auch den gerechten Anforderungen dieser griechisch«*!! nicht- 
unirten Kellgions- und Lilaubensgenossen im hohem Sinne Genüge 
leisten dürfte! if) 

f) Wahl- Ist es, dass die durch die oben crwidinlcii Keiubsgesetze in den 
vollen Genuss des ungarischen Hürgerrecht» gesetzten nicht unirten 
Griechen sicli um die Krone Ungarns hinsichtlich ihrer auswürtigen Feinde, so 
wie anch das rcgieremlc österreichische Kaiserhaus zu jeder Zeit hoch 
ver«lient gemacht haben; und niemand würdigte diese Verdienste mehr, als 
V. Bar tenstei n in ilem anonymen Bericht von der Beschallenheit der illyri- 
schen Nation in den k. k. Krblauden. (jeriuanien. lHo2. H. wovon in Grell- 
munn's Statist. Aufklärungen III. B. S. Ö9l — 401. ei)» Auszug zu Huden ist. - 
S. Schwartner ibi«l. .\nm. f). 

>/J Dass diese Bcschwcrilen schon in früherer Zeit nicht ganz ohne 
Grund gewesen sein mögen, beweist unter andern auch die historische That* 
Sache, dass bald luicli dem Aa ebner Frieden bis 30,000, dieser tapfern Strei- 
ter die 'I'lieiss mul M a rosch vcrlics.srii, um in einem Winkel iler russischen 
Monarchie, genannt Ncu-Serbieu, auch noch ferner .‘■'oldaten, und nicht 
unterthänige l>ani*rn zu sein, wozu man sie in LDi ga r n, nach V'orschrift des 
18. Ges. Art. vom J, 1741. machen wollte. - .\uch zn manchen Keligion.s- 
Bcsch werileii iu den frühem Zeiten mögen wiederholte, wenn gleich miss- 
lungene Unions-Versuche Stotf gegeljen haben, indesaeu ging man mit den 
N i eil t- Un ir ten in Ungarn doch immer glimpfUclier um, als mit den 
Anhängern der evangelischen sowohl lutherischen al.s reformirt«*n 
Kirche. — Soldaten — und die.ss sind im wahren Sinne des ^VortesdieGrenze^ — 
sind selbst gewöhnlich tolerant, aber tolerant wollen sie auch gegenseitig 
von Andern behandelt sein. — Vielen ihrer Be.schwerden wurde bereits durch 
K. Leopold JI. beim .\iitritt .scluer Regierung auf Vera nla.ssung des im J.l79ii. 
zu Te Ul es vii r gehaltenen N a t i o n a 1 - Co n g ress es .nbgeliolfen, manches Andere 
bleibt noch tlcr Zukunft Vorbehalten, — S. Schwartner ibid. S. 112. — Mögen 
die neuern seit Schwartiier’s Zeit bis jetzt bei uns stattgefundenen wich- 
tigen politischen Ereignisse, Erfahrungen mul Bewegungen auch diesen unsern 
wackern Staatagenossen wahre Vorboten jener l»c^sscrn Zukunft werden, 
die wir ihnen ol>cn (imTe.xte) in .\us>»icht zu «teilen und vomHcrzen zu gönnen 
un.*! — im Geiste der neuesten Zeit - . veranla.sst faiulen. 
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%, 39. ~ l'ortsetzung. b) So wie auch der evangelischen Kirche 

Augsburger und helvet. Confession. aj 

« 

Nicht als Nachfolger des' heil. Stephans im Apostolate, 
auch nicht kraft des an Folgen so fruchtbaren königl. Patronats- 
rechtes, sondern vermöge des unveräusserlichen Majestäts-Rech- 
tes jedes Landesfürsten, genannt jus circa Sacra, gebührt auch dem 
Könige von Ungarn dasselbe Recht, hinsichtlich aller Religion s- 
und Kirchenangelcgenheiten der innerhalb der Grenzen dieses 
Reiches befindlichen Protestanten, oder evangelischen Glau- 
bensgenossen der Augsburger und helvetischen Confession; 
wie diese auch hinsichtlich der Gläubigen der orientalischen 
Kirche öder der nicht-unirten griechisch-illy rischen Nation 
in Ungarn stattfindet. — Nämlich kraft des obersten Schutz- und 

a) Ueber den rechtlichen Zustand der evangelischen Glaubens- und 
Kirchengenossen derAugsb. und helv. Confession, und deren VurhKltniss zu 
der röm. kath. Kirche, erthcilt umständlichere Auskunft A. Gustermann in 
s. Oesterr. Kirchenrecht HI. B. 2. Th. 1. Abth. Kirchenrecht für die Protestan- 
ten §. 466. etc. — In historischer und statistischer Hinsicht geben über 
diese Angelegenheiten das nöthige Licht ausser den schon rühmlichst bekannten 
Werken von Schwartner, Springer, Grellmunn, Fdnyes u. a. auch noch 
folgende — doch stets mit einiger Umsicht zu benützende — Monographien, als: 
B^Crsonyi: Veritas toti mundo declarata. Lat. et germ. Tyrn. 1672. 4. — 
J. Labsänszky: Extractus quo demonstratur : aeatholicorum in Hungaria pro- 
scriptionem factum esse respectu rcbellionis non religionis, Tyrn. 1674. 4. — • 
Fabianus redivivus de fuga in persecutione. Christianop. 1675.8. — Masnicii 
et Simonidac: Crucis et lucis schola. 1676.8. — Pomarii: Gewissenszwang. 
Wittenb. 1674. 12. — Peuker: Ecclesia in Hungaria persecutionem patiens. 
Wittenb. 1674. 4. — Mclotay: Irtoväny. Debrecz. 1617. 4. — Funda Davidis. 
1676. 4. — Bericht von Verfolgung der evang. Prediger in Ungarn. 1678. 12. — 
Heideggeri: Consolatio ehristiana. Tiguri. 1678. 8 — Masnicii: Gottes- 
kraft etc. Wittenb. 1681. 8. — K rcsz tydnszky; Entlarvte Wahrheit. 1683. 4. 
— Duellum G lö.se Hanum, d. i. Bedenken: ob den Hüng. Landstünden die 
Religionsfreiheit zuzulassen sei? mit Lcyser’s Bedenken. Leipz. 1688. 4. — 
Gravamina Evangelicorum in comitiis Sopron. a. 1681. exhibita 4. — Acta et 
Conclusa conventus Solnensis a. ICIO. item Szepcsväraly a. 1614. — 
Rosenberg. a. 1707. — Soln. .\. 1708.4. — BIttsehreiben an Se. Maj. über den 
Zustand der Evangelischen in Ungarn. 1703. 4 — Tes8edik:P. Caritatis que- 
rimonia. Kesmark. 1708.4. - Historia diplomatica de statu relig. evang. inllung. 
1710. fol. — Lampe (Eraber Pauli) Hist, eccles. Reform, in Hung. et Trans. 
Traj. ad Rhen. 1728. 4. — Miscellanca Tigurina 1723. 8. — Nachricht vom 
Zustande der protest. Kirche in Ungarn sammt Beilagen. 1743. 8. 
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Schi rmrechtes ist der König vonUngarn eben so berechtigt, als 
verpflichtet, die evangelischen Glaubensgenossen, der als gesetz- 
lich anerkannten Augsburger und helvetischen Confessiun, in die- 
sem Reiche. nicht nur in ihren gesetzmässigen Rechten und 
Freiheiten wider alle Beeinträchtigungen zu schützen, und zu 
beschirmen: sondern kraft des ihm gleichfalls zustchendenSouveraini- 
tätsrechtes der obersten Aufsicht Sorge zu tragen, und zu ver- 
hindern. dass diese Kirchcngcnos.^enscliafteii die Schranken ihrer 
gesetzmässigen Freiheit nicht übersehreiten, und die letztere 
weder dem Staate schädlich, noch den V'^orrechten der herrschen- 
den röm. kath. Kirche auf irgend eine Art naebtheilig werde; zu 
welchem Zwecke ihm auch die fortwährende oberste Hinsicht in 
alle Verhandlungen und Anstalten dieser religiösen (ienosscnschaf- 
ten, sammt den darin mitbegriffeneii subalternen Rechten, als 
noth wenige oder zweckmässige Mittel da/u, do<’li ohne Beeinträch- 
tigung ihrer gesetzlichenReHgionsfreiheit — als sich von selbst 
verstehend — ziicrkannt werden muss. 

Die Rech ts -Verhältnisse dieser Religioiisgenossen in Ungarn, 
sowohl zum Staate überhaupt, als zu der herrschenden röm. kath. 
Kirche, und gegen einander selbst, insbesondere, haben sich, wie 
die bürg. Verfassung nicht auf einmal, sondern im Laufe der letz- 
ten drei Jahrhunderte unter günstigen und traurigen Umständen 
— nicht selten bereits am Bande ihres Unterganges — unter Druck 
und Elend, Kampf und Noth, nach und nach historisch ent- 
wickelt, und zu jener Bedeutung emporgeboben, die sie in der 
neuern Zeit kraft der mit Gut und Blut theuer erkauftenFriedens- 
schiüsse von Wien und Linz, und der im Lichte des Josephini- 
schen mildern Zeitgeistes ihnen zu Theil gewordenen Fundamen- 
tal-Gesetze vom J. 1791. erlangt. ÄJ — Die Grundlage derselben 
bleibt daher immer der Wiener Friedensschluss vom Jahre 1606. 
und derLinzer vom Jahre 1645. beide reichsgesetzlich indenJahren 


b) Dicss ist auch der Grund, warum — wie oben bereits aus §. 28. zu 
ersehen ist — diese Friedensschlüsse von den meisten Staats- undHcehts- 
gelehrtcn unseres Landes den S taats- G rund vertragen gleieh geachtet und 
den Grundgesetzen des Reiches zugezühlt werden, wahrend die Rechte und 
Privilegien der übrigen Religions-Genossen (ausser den Katholiken) 
blos auf einfache Reichsgesetze oder gar nur Privilegien basirt — jenen 
Charakter von Grundvertriigeii oder Grundgesetzen des Reiches vom 
staatsrechtlichen Standpunkte aus — nicht beanspruchen kdnnen. 
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1608. und 1647. tuierlich aiierknunt und bekiuitigt; cj aber mehr 
aU ein Men«chenalter musste vurübergeheHf bevor diese so schwer 
errungenen F riedens-Instrumciite nur einigermassen zur Wahr- 
heit wurden. — Schon auf dem Oedenburger Keiohstage vom 
Jahre 1681. wollte mau der immer mehr verfallenden evangelischen 
Genossenschaft, melir aus Gnade als von Kechtswegea, noch 
einige Beachtung schenken;«/^ dagtgtm wurde sie tlurch den Diätal- 


rj DieRuclite, üie 4ea cvang. Glaubens- und KirehengeDOuen in Uiigitrit 
durch die erwähnten zwei FriedensscblUsäc gewihrt worden sind, waren threui 
Inhalte nach den Uechten deutscher ProtcstHiiteii, welche diesen der west- 
phSlische Friede geschenkt hat, so ziemlich gleich, wie dicss aus dem eigenen 
Wortlaute des Relelisges. Art. v J. 1008: 1. erhellt: »Ut II elig Ion is exerci- 
tium tain Baronibus. Mugnntibtis, Nobilibus. oinim elinin Uberis Givitatibus ac 
Universis Statiluis et ()(). regni, in suis nc Fisci bonis -- item in Confiniis 
4{uoque Hungariae. iuilitibu.s Hunguris. sua eujuM|ue Ueligio et Confessio, nec 
non oppidis et viilis, eum sponte ac libere acceptare voleotibiis, ubique 
liberum relinquatur, ner qni.«quHtn oninium in libero ejusdein iisii et ex(*r- 
citio a quoiptani iiupediatnr,*« Juch mit der Husdrtieklieb l>eigefügt<‘n Hescli rün- 
kiing, dass dailureh für iH« kuth. Religion keiiiNaehtheil entstehe, uucli 
dadurch die Hechte der G ru ndei gen th ii mer nicht angetastvt oder verkürzt 
werden sollen; wie dies» auch in dem 25. Ges. Art. «1. J. 1C81. neuerdings 
bekräftigt worden Ut. — Aber ungeachtet alles densen war der Vorwand 
vielfach, unter welchem man die so tlieuer errungenen Zuge:»taiuliiihse mich und 
nach den KvangHischen wieder zu entreissen trachtete, die an jene Friedens- 
schlüsse kaum mehr Öffentlich zu appelliren wagen ihirftcn, weil dicM*. wie inun 
vorgab, nur die Frucht der Waffen gewesen waren; weil pr o t est a ii tische 
Prediger (die man doch mit Gewalt aus dem Lande wies) de|i verwegenen 
Absichten der Hebelien Hoeskuy, Betblen, Toköly, Uaköcz} gefrohnt 
hütten; weil der Rdelmaii ii, dom das Dorf gehört, auch über die Religion 
seiner Unterthanen zu gebieten hatte; weil die den Türken entrissenen 
Gegenden koiiicii von den beiden Frietleii»«chUi»j»en etwas ungingen ete. 
War cs unter diesen Umstiimleii wohl zu wundrni. dass vom Anfang bis nahe an's 
Ende de.s XVII. Jahrh. der so ersehnte Kcligionsfrii^dc nnter »len christ- 
lichen Bewohnern Kngarns auf die Dauer nicht erhulUui wurden konntet 

fij Auf dieser im J. 1681. zu Oedenbiirg gchullenen Reichs -Versammlung 
wurden, um die allgemeine Ruhe wieder mogliclist herzustclleu. im 25. Ges. Art. 
die BeschlU.<4Se des Wiener Friedensschlusse.s v. «I. 1608. in Hcireff »Icr Reli- 
gionsfreiheit iieuerdinga bestätigt, und zugleich verordnet: iIh«*» niemand der 
Augsburgischeu und helvetischen KeUgions-Verwandteo zu gottesd iens t- 
Ucheii Andaehtsübungen, die sich mit ihrer Religion nicht vertragen, 
angehalten werden sollte. — Nachdem jedoch einige der entgegengesetzten Par- 
tei alles das, was in Betrcd* der Religionsfreiheit verordnet wurde, nicht von 
<ler öffentlichen, sondern nur von der Privat -Religionsübung verstanden 
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Schluss des Jahres 1715. Artikel 30. gleichsam auf Gnade und 
Ungnade der Willkür ihrer Gegner preisgegeben; welchem trauri- 
gen Zustande weder die Normal-Resolution vom Jahre 1731. die 
der Arbeit der s. g. Fester Coiuinission zu Grunde lag, noch die 
sonst so mütterliclie Regierung der grossen K. M. Tlieresia hin- 
länglich abzuhclfen im Stande war, e) bis K. Josej)h der II. seine 


haben wollten, wa;» die ciUisweiten GumutbtT noch mehr gegen einander auf- 
zubringen drohte, um jeden fernem Anlass zu <lergleielien Missbelligkeiten aus 
dem VV'ege zu riiumen, wurden 1) im eilf Gespaiischaflen einige bestimmte 
Oerter bezeichnet, die man dann artikularische (loca articularia) hiess» 
in welchen tler dirtMillichc Gottesdienst d»*r beiden Confessious -Verwandten frei 
gestattet wurde; 2) tti Rücksicht der übrigen dreizehn (ir-^panschafteii aber 
(denn jene, die zu eben der Zeit unter dem türkischen .Joche seufzten, werden 
hier nicht mitbegrinV-u) ist verfügt worden, dass sie in statu quo. d. k. in dem 
wirklichen Genüsse ^iler Religjousfreilieit, mi<l im Uesltze ihrer Kirchen auch 
fernerhin ungestört verbleiben sollen; endlich 3) hinslcbtUeh des s. g. Privat- 
Guttesdienstes wurde festgesetzt, dass derselbe ilen einzelnen adeligen Grund- 
besitzern auf ihren Gütern * doch ohne Theiluahtae des Volkes — frei 
gestattet werde, oder wie der Wortlaut des erw.übuten 26. Ges. Art. lautet: 
„Onmibiis inagnatibus ac nobilihus in regno degeittibu-'>, in areibus, aut 
solitis residentiiM suis, pro ritu eujusque (’onfesstonis oratoria et sacella 
aedificare, et doture liberum sit: posümc vero nullae temploruui, scholuruin. 
que et parochiarnui occupationes, vel exercilii tiirbationes ab utriiiqne, sub 
poeua Wladislai II decr. VI. seu lo07:8. expressa fianl-, Mclehe Verord- 
nungen. um die innerliche Ruhe endlich herzustellen, in dein Reichtage 1687. im 
31 Art. ausdrücklich — alles Widerspruch.s ungeachtet — wiederholt, ja 
sogar im J. 1715. iin SO. Ges. Art. neu bestätigt wurden, oliiie dass die Lage 
der cvaagelischeii Ueligiuns-Verwaiidtcn dadurch w esentlicli verbessert 
wu'den Wäre, bis cs endlich dem Toleranz-Ediete des K. Joseph II. und 
noch mehr der ewig denkwürdigen Resolution K. Leopold II. vom 7. Xov. 
1700. die spater in den 2ti. Ge.H. Art. des .1 1791 aufgenuininen wurde, gelang, 
diesen vieljührigoo Religions-Streitigkeil >n einmal für immer ein Ziel zu setzen. 
— Ueber die fernere Lage der evangelischen Gluubeiisgeuossen beiderlei Con- 
fession — von da an bis zum Jahre 1848. und ihre seitdem kund gewordenen 
Beschwerden, Postululo und Wünsche — ertheilen, ausser ihrer Kirclien- 
gcschichte, iiUherc Auskunft: Berzevitz}' (Greg.) Nachrichten über den 
jetzigen Zustand der Evangfdiscliou in Ungarn H. und die Diarien und 

Akten der Reiclitügc v. J. 1825 —184^, s 

f} Wem es etwa aus der Geschichte der österr. Regenten von K Ker- 
diiiutid l. bis Joseph 1. noch nicht ganz klar geworden wHre. dass ein an 
sich tcblerbaftes Regierungs-System — Uiess möge nun was immer tur 
Namen oder Farben tragen — selbst bei der strengsten Gewissenhaftig- 
keit, und dem besten Willen dtir allerhöohs ten TrMger der Regierungs- 
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Reform begann, und durch sein Toleranz- Kdict auch den Pro- 
testanten Ungarns die Morgenröthe einer bessern Zukunft auf- 
ging, die sein Nachfolger K. Leopold II. durch seine menschen- 
freundliche Resolution vom 7. Nov. 17!l0.zum hellen Tageslich t 
förderte. — Diess neueste Religions-Edict, empfohlen durch 
seine Gesetzmässigkeit, durch die laute Stimme des Josephini- 
schen Jahrhunderts, und durcli die unwiderstchliehe Beredsamkeit 
kutholiseberMagnuten und Deputirten, unter die Gesetze des ewig 
merkwürdigen Reichsabschiedes vom .Jahre 17t)l. Art. 2H. ein- 
getragen, enthält in 17. die Siiinmc/^ der rechtlichen Ver- 
hältnisse der e van gel isclien Glaubensgenossen Ungarns zum 

Gewalt, Dicht su leicht als uiuii f(laubt,abgeschaH’t, und der dadurch dem gemeinen 
Wohle des Landes zugefügte Schaden wieder gut gemacht werden könne: 
der möge sich aus der Regierungsgetchichte des wohlwollenden K. Carl 111. 
und der eben so gewi.sseiihailcn als charaktervollen K. M. Theresia diese 
Ueberzeugung holen; und darnach auch die Situation der Protestanten, und 
deren fruchtlose» Ringen und AnkUinpfen gegen die finstern hinter dem 
Throne stets im Geheimen operirenden Machte und Gegner derselben 
ermessen und würdigen. — Vergl. Orosz Terra ineognita I. S. 42. etc. und 
Arneth*» Geschichte der Regier. M. Theresia*», nach Urkunden und Akteiist. 
bcarb. Wien. 186S- 64. II. BB. 8. 

f) Aus diesen 17. §§. des 26. Ges. Art. v. J. 1791 kann jeder atifnierkaame 
Leser, der auch zwischen den Zeilen zu lesen versteht, ohne Miihe auch die 
Summe der diesen Beschlüssen zu Grunde liegenden Beschwerden der 
Evangelischen, die seit mehreren Jahrhunderten angehaiitt in 17. §§. kaum 
erschöpfend gefasst worden sein dürften, entnehmen. — Dennoch wurde auch 
diese Gabe mit grblibrcndem warmen Dankgcfuhle von ihnen uufgenoimneii, 
uud der gesetzgebende Körper Ungarns vom J. 1791. — »einen weisen 
König uu der Spitze — bat sich in den Jahrbüchern der Menschheit dadurch 
ein un8terbliche.«( Denkmal gesetzt. — Doch muss zur SUmer der Wahr he i t 
noch erwähnt werden, dass sich das Benehmen der diese WohUhat tief aner- 
kennenden evangelischen Stande Ungarns bei dieser Gelegenheit durchaus 
bescheiden, corrcet, mass- und würdevoll erkenntlich - jedoch nicht 
so auch gegen den ersten Urheber derselben erwiesen, dem hinsichtlich seines 
Toleranz-Edictes eine ähnliche Anerkennung nicht zu Theil geworden ; 
indem es bekannt ist, dass die talentirtesten protestantischen SchriRstcller, 
die beim Regierungs-Antritte K. Joseph II. von hooigsüsnen Lobeserhebun- 
gen übcrflossiui, um Ende derselben nicht den geringsten .Antheil an den 
unwürdigen Schmähungen, die um das Sterbebett des grossem Monarchen 
ertönten, zum Dank Rir das ihnen noch Ini letzten Momente seines Lebens 
gesicherte Kleinod ihrer Gewissensfreiheit, geiiomiueii haben. — Wohl 
möge ihnen das Beispiel jener altklugen starren Ariatocraten Venedigs einiger- 
ma.ssen zur Entschuldigung gereichen, die kein Bedenken trugen, in iiliTt liehen 
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Staate, aul' deenen Gebiete «ie leben, und zu ihren katli. Mitbür- 
gern; wie solche bis zUm Jahre 1848. und darüber hinaus (mit eini- 
gen Zusätzen, die die spätem Reichstage vom Jahre 1791. bis 
1848. brachten, hier anhangsweise gleich beigefügt, und vermehrt) 
bestanden, und wohl auch künftig nach den ewig gütigen Postu- 
laten der Vernunft und Humanität bestehen dürften. — Der Haupt- 
inhalt — nicht Wortlaut — derselben ist folgender: 

In der Einleitung dieses fundamentalen Gesetzartikels 
wird constatirt, dass zur Wohlfahrt des Landes, und Wiederherstel- 
lung der vielfach bedrohten Eintracht unter den verschiedenen 
Religionsgenossen dieses Reiches, in gegenseitiger Ueberein- 
kunft des Königs und der versammelten Stände desselben; 
ungeachtet der dagegen erhobenen Protestation des kath. 
der US und einiger weltlichen Stände -Mitglieder, beschlossen 
worden sei ; 

1. Den Evangelischen der Angsburger und helvetischen Confes- 
sionsverwandten, wird im Sinne der hiemit renovirten und 
als Grundlage anerkannten Wiener und Linzer Friedens- 
schlüsse in U ngarn (im strengsten Sinne) überall die volle 
und freie Rcligionsübung wieder zuerkannt und einge- 
räumt. g) 

2. Nach Aufhebung jedes fernem Unterschiedes zwischen öffent- 
lichem und Privat- Gottesdienste wird denselben gestattet, 
ohne weitere Anfrage oder cinzuholende Erlaubniss, überall im 
Lunde Kirchen, Pfarrhöfc und Schulen zu errichten, Pre- 
diger und Schullehrer anzustcllen, wo die Gläubigen die 
dazu erforderlichen Kosten zu tragen fähig wären. 

Füllen ihren slolien S t and es- 1 n t ercssen jede andere Rücksicht auf 
Anstand, Würde, Recht und Billi(;krit, Moral, Religion und Ilama- 
nitüt hinanzuM-tren, sieh mit dem patriotisch lautenden Sprichworts 
hrUstciid: »Siamo Veneziani e poi Christianis ob al>er auch zu ihrem 
RuhmeV hei der splitcrn einst gerechter richtenilen Nachwelt? — Die Ant- 
wort darauf wird die letztere wohl nicht schuldig bleiben! 

g) Uiess wird ausdrücklich auch in dem 3. Ges. Art. d. J. 1844. in den Wor- 
ten der Einleitung desselben: i>A becsi d» linezi bdkekütesek alapjän oz 
1791:26. torveny küvetkezenilökben bövittetik, s illetöleg mddosi tta ti ks 
wiederholt und bestltigt, ganz im Sinne jener bekannten Rechtsregel: vexcep- 
tio firmat regulam in casibus non exceptio.« — WelcheModificationcn 
und Zusätze hier gemeint worden sind? dürfte aus den nächstfolgenden Anmer- 
kungen die.sea Paragraphen alsobald erhellen. 
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•H. Auch können ilieBclhcn krnft ilirer KellgioiiBfreiheit unter 

— keinem Vorwände, selbst den etwa vorhandenen Zunftprivi- 
legien , zu andern Religions-Ceremoni en , als Processio- 
nen. Messopfern etc. oder andern ähnlichen Leistungen ange- 
halten werden. 

4. In Religions- und Kirchenangelcgenheitcn »ollen dieselben 
künftig von Niemanden, als ihren eigenen geistlichen Obern 
nbhäiigen; denen es übrigen» frei stehen wird, sich in Consi- 
storien und Synoden, doch mit Vorbehalt des dem Könige 
zustehenden und durch einen Commissär auszuübenden 
obersten Aufsicht»- und Bestätigiingsrechts der kirch- 
lichen Verordnungen, zu versammeln, um daselbst ihre Kir- 
chen-Angelegenheiten im Geiste ihrer Kirchengesetze zu 
besorgen. 

.5. Dieselbe Unabhängigkeit wird ihnen auch hinsichtlich ihrer 
besonilern niedern und hohem Schulen und Gymnasien, und 
deren Vorsteher, Professoren und Tvchrer, und des in jenen 
einzuluhrenden Schul- und Studien-Sy stcras, doch stets 
unter der Aufsicht der Landesbehörden, und bei Errichtung 
neuer wissenschaftlichen Anstalten stet» mit vorläufiger 
Bewilligung des Königs gewährt; auch soll ihrer studierenden 
Jugend der Besuch auswärtiger Universitäten und der 
Genuss der an denselben für sic bestimmten Stipendien 
unverwehrt bleiben. — Auch die Censur und Drucklegung 
evangelischer Religionsbüchcr, in denen jedoch wie billig 
keine Spöttereien und Anzüglichkeiten gegen die kath. Reli- 
gion Vorkommen dürfen, wird ihrer Einsicht und Klugheit 
überlassen, h) 

6. Die s. g. Stolgebühren, und jede Art bisheriger Abgaben 
an kath. Pfarrer und Kirchendiener in Geld, Naturalien oder 


h) Hier fiUrftc wohl von keinem iinparteiinehcn Richter die wahrhaft 
liberale und freisinnige Gesinnung übersehen werden, die aus dem Wort- 
laute die.ses Gesetzes hinsichtlich der den Evangelischen von dor (katbol.) 
Regierung zugestandenen Unabhängigkeit in ihren .Schul- und Censur- 
Angelegenheiten hervorleuehtet, dergleichen sich sogar die herrschende kath. 
Kirche in dieser Beziehung nicht zu erfreuen batte ; vorausgesetzt, dass die 
•Ausführung und Beobachtung der oben erwähnten Gesetzvorschriilcn nicht 
mit der einen Hand hinterlistig gleichsam zurücknehme, was die andere 
grossherzig und vertrauensvoll gewahrt hat. 
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Arbeit, düri’cii — den biäcliöi'llcheu Zeiiiitcii ausgciiüinmcu — 
den Evangelischen nicht mehr abgefordert werden; überhaupt 
sind die Katholiken den .Evangelischen, und diese jenen bei 
der Gründung, oder Wiederherstellung ihrer Kirchen- oder 
Schulgebäude keine Fuhr- oder Handarbeiten zu leisten 
schuldig; nur den Platz dazu gibt der jedesmaligeGrundherr 
unentgeltlich her. ■ ' 

7. Den Predigern der Evangelischen beider Confessionen steht 
es frei, die Kranken und Gefangenen ihrer Religion mit 
nöthiger Vorsicht, alle Zeit, und an allen Orten zu besuchen, 
zum Tode vorzubereiten, zum Gerichtsplatze zu begleiten, und 
ihnen beizustehen, doch bei diesem Anlasse keine Anrede an 
das Volk zu halten; aber auch den kath. Geistlichen, wenn sie 
zu dergleichen Functionen berufen würden, darf der Zutritt 
in solchem Falle nicht versagt werden. 

8. Alle öffentlichen sowohl hohem als niedern Acmter und 
AVürden sollen Landeskindern, die sich um das Vaterland 
verdient, und die dazu erforderlichen Eigenschaften haben, 
ohne Unterschied derRcligion ertheilt werden; daher werden 
die Evangelischen zugleich 

9. von der OlauscI der gesetzmässig eingeführten Eidesformel 
(bei der heiK Jungfrau Maria, allen H eiligen und Auser- 
wählten Gottes) hiemit losgesprochen. 

10. Die Verwaltung der frommen, den Evangelischen eigenthüm- 
lich angehörenderi, Stiftungen soll ihnen unbenommen bleiben, 
' und wo solche in der letztem Zeit etwa entrissen wurden, ihnen 
unverzüglich wieder zurückgegeben, dabei sollen jedoch die- 
^selbcn auch den Absichten der Stifter gemäss verwaltet und 
verwendet werden; zu welchem Zwecke insbesondere hier, wie 
hinsichtlich des gesammten Kirchen- und Schulwesens der 
- Evangelischen, die höchste königliche Oberaufsicht vor- 
, zugsweise in Anspruch genommeu wird. , 


i) Und dies.>< zwar ungeachtet aller vorigen diessfalls etwa eingegan- 
genen Vertrüge, die hiermit für ungiltig erklärt werden. — llebrigens, wie 
der durch den Wegfall der sonst üblichen StolgebUhren in den Bezügen der 
kath. Pfarrer sich zu ergebende Verlust denselben ersetzt werden könnte? 
darüber möge und wird die kön. ungar. Statthalterei die geeigneten Vor- 
schläge — doch ohne fernere Belastung des Aerars oder des contribuirenden 
Volkes — Sr. Majestät unterbreiten. 
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1 1. Alle Heirathsangclcgcnheitcn der Evangelischen beider 
Confessionen werden ihren eigenen Consietorien zur Ent- 
scheidung überlassen, nach den später hierüber zu bestimmen- 
den Grundsätzen. — Indessen sollen dergleichen Eheprocesse 
durch die weltlichen Behörden wie bisher abgethan werden, 
doch mit der Freiheit, auch weiter an die kön. rindSeptemviral- 
Tafel appelliren zu können, deren Ehescheidungsurtheile 
aber nur bürg. Giltigkeit haben und auf die Katholischen 
nicht ausgedehnt werden dürfen. — Hinsichtlich der nach Reichs- 
gesetzen verbotenen, den Evangelischen jedoch erlaub- 
ten Grade der Ehe, werden die Letztem von dem Ansuchen 
bei Sr. Majestät im dritten und vierten Grade, ein für 
allemal dispensirt. 

12. Die katholischen und evangelichen Kircbengenossen sollen im 
gegen wärtigen Besitzstand ihrer Kirchen, Schulen, 
Pfarrhöfen und frommen Stiftungen verbleiben, mithin 
nicht nur von allen darauf bezüglichen Rückforderungen k) 
beiderseits abstehen, sondern sich um so mehr jeder ge walt- 
thätigen Besitzergreifung ähnlicher Gegenstände, unter 
der schweren im 14. Ges. Art. des Jahres 1647. gegen die 
Uebcrtreter bestimmten Strafe, enthalten. 

.13. Da der U ebergang von der kath. Religion zu einer der bei- 
den e van g. Confessionen , den Grundsätzen der herrschenden 
röm. kath. Religion entgegen ist: so ist bei schwerer Strafe 
verboten, die Katholischen zur Annahme der evang. Reli- 
gion durch welch’ immer Mittel anzulocken ; Tind jeder einzelne 
Fall solcher Apostasie soll vorläufig Sr. Majestät angezeigt 
werden; welche Verfügung jedoch durch den 3. Ges. Art. des 
Jahres 1844. wesentlich mpdificirt worden ist. l) 

k) Ausgenoinmon, dass den Evangelischen frei gelassen sei, ihre Ansprüche 
auf die S z i r ni a y'sche, Hrabovsk y’sche und Apafi’sche Stiftungen mit 
Belegen rechtskräftig nachzuweisen. 

l) Diese Modiheation besteht nach dem Wortlaute des angeführten 8,. Ges. 
Artikels vom Jahre 184*/4. §. 5—11. im Folgenden: §. 5. Die Fülle des statt- 
zufindenden Uebertrittes von der römisch-katholischen- Religion zu 
welcher immer der Evangelischen betreffend, wird verordnet: §. 6. Der 
übertreten Wollende soll seinen Vorsatz in Gegenwart zweier Zeu- 
gen vor demjenigen Seelen hirten , zu dessen Kirchen-Gemeinde er 
bisher gehörte, erklMren. — §. 7. In vier Wochen nach dieser ersten 
Erklärung .soll er in Gegenwart eben derselben oder anderer gleich- 
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14. Die hier angeführten Rechte der Evangelischen sollen ihre 
Geltung nur innerhalb des K. U ngarn im strengsten Sinne, 
nicht aber in den Königreichen Dalmatien, Croatien und 
Slavonien (ausgenommen einiger Ortschaften des letztem, 
deren evangelische Bewohner in ihrer bisherigen Religions- 
Übung belassen werden) haben; wo sic nach den Landes-Sta- 
tuten weder liegende Güter zu besitzen, noch öffentliche 
oder Privat-Aemter zu verwalten fähig sind. — Doch steht 
es ihnen frei, ihre avitischen Erbrechte auf dem Rechts- 
wege zu verfolgen, und wenn sie dadurch zu einem Besitze 
gelangen, dafür ein Aequivalcnt anzusprechen, übrigens .aber 
auch zu industriellen und Handels-Etablissements Loca- 
litäten zu miethen, aber keine adcligcnoderbürgerlichen 
Grundgüter eigcnthümlich an sich zu bringen. — Vgl. 
1687: 23. 1715: SO. 1723: 86. 1741: 46. mj 

f»ll« durch ihn bemfenon zweier Zeugen vor dem Seelenhirten eben der- 
selben Kirchengemeinde neuerdings erkliiren, dass er bei seinem gefassten 
lieber tritts-Vorsa tz auch fernerhin beharre. — §.8. Der übertreten 
Wollende bat über seine sowohl das erste als das zweite Mal geschehene 
Erklärung von demjenigen Scelenhirten, vor welchem er in Hinsicht seines 
U ebertritts-Vorsatzes sich uusserte, beid]e Mal ein besonderes Zeugniss 
zu begehren. — §. 9. Wenn der Seelenhirt das verlangte Zeugniss, sei cs im 
Falle des §. 6. sei es in jenem des §. 7. aus welchem Grunde immer nicht aus- 
stellen würde, sollen Uber die sowohl das erste, als das zweite Mal geschehene 
Erklärung die gegenwärtig gewesenen Zeugen ein Zeugniss ausstellen. 
— §. 10. Nachdem der übertreten Wollende das laut der Verordnung der §§. 8. 
oder 9. erhaltene Zeugniss dem Seelenhirten jener Religion, zu welcher er 
übertreten will, vorgezeigt hat, ist der lieber tri tt von einer Religion zur 
andern dadurch vollkommen beendigt. Ohne Vorweisung dieser Zeug- 
nisse kann indessen der Uebertritt nicht geschehen. — §. 111 Die stattgehab- 
ten Uebertritte werden durch die betrefVenden bischöflichen Aemter imWege 
der Statthalterei h'albjilhrig zur Einsicht Sr. Majestät angczcigt. 

m) Diese im Sinne der s. g. Municipalrechte der K. Dalmatien, 
Croatien und Slavonien im Reichstage 1791. nur mit Mühe zu Gunsten 
der Evangelischen durchgesetzte Bestimmungen fanden in Croatien selbst 
vielfachen bis zum J. 1848. anhaltenden Widerstand — und diess nicht 
aus religiösem F anatismus, wie der erste .4blcgat Croatiens, Oscgovich, 
auf dem Reichstage 1830. ausdrücklich erklärte, sondern weil die Postulatc der 
Evangelischen in Croatien hinsichtlich ihrer freien Ansässigkeit daselbst, 
eben so wie die zu rasch postulirte Einführung der magyarischen Sprache 
daselbst als Geschaftssprache nur im gegenseitigen freien Einver- 
stUndnisse bei einem wohl verbündeten, aber nicht unterjochten, Volke zu 
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15. Kinder, die in ge mischte n Ehen gezeugt sind, oder werden, 
(wobei zu merken, dass solche Ehen immer von kath. Pfarrern 
eingesegnet werden müssen, denen es jedoch ernstlich ver- 
boten ist, dabei Schwierigkeiten zu machen) sollen, wenn der 
Vater katholisch ist, alle, wenn aber die M utter, können 
jene des männlichen Geschlechts der Religion des Vaters fol- 
gen; welche Bestimmung jedoch später durch den 3. Ges. Art. 
des Jahres 1844. ebenfalls eine bedeutende, der Gleich- 
berechtigung der verschiedenen Rel. Parteien mehr analoge 
Modification erlitten hat. n) 

16. Alle Eheprocesse, sowohl jener, die bereits bei der Verbin- 
dung gemischter Religion waren, als solcher, die durch den 
spätem' Uebertritt eines Theils von der evangelischen zur 
kath. Religion gemischt geworden sind, gehören unter die 
geistliche Gerichtsbarkeit der kath. Consistorien, weil in 
beiden Fällen von einem Sacramente die Rede ist. o) 


erreichen wUre, was in dieser doppelten Frage, leider! bei der beiderseits 
immer zunehmenden Leidenschaftlichkeit und Erbitterung der Gemüther bis 
zum J. 1848. zu erreichen nicht mehr möglich war. Vergl. unten §. 70. 

«; Das der kath. Religion hinsichtlich der in gemischtenEhen erzeugten 
Kinder durch diese Bestimmung gesetzlich einger.*iumte Vorrecht blieb - 
ungeachtet aller spiitern von Seile der Evangelischen nach voller Gleich- 
bcrechtigung in dieser Beziehung strebenden Bemühungen - im Ganzen so 
ziemlich aufrecht erhalten, mit Au.snahme dessen, was der 8. Ge.s. Art. v. J. 
1844. im 1. §. darüber hinaus verfiigt; Es wird erklärt, dass jene, welche bis 
zum erreichten 18. Jahrcsalter in der evangelischen Religion erzogen 
worden sind, die Frauenspersonen aber nach ihrer Verheirathung, obwohl 
sie dieses Jahresalter noch nicht erreichten, nie m ehr weder selbst, noch 
ihre Nachkommen hinsichtlich der Religion zur Rede gestellt werden können. 

oj Hinsichtlich der in der neuesten Zeit, wie in ganz Europa, so auch 
in unserm Vaterlunde, wieder neu aufgeregten Streitfrage: was bezüglich der 
s. a. gemischten Ehen, welche die katholischen Pfarrer aus übertriebenem 
Glaubenseifer oder höherm Impuls, einzusegnen sich weigern, vom Standpunkte 
des blos bürgerlichen Bechtes zu halten, und zur Beruhigung der Gemüther 
der Gläubigen im praktischen Leben zu befolgen sei? hat der 8. Novellar- 
Gesetzartikel vom Jahre 1844. für Ungarn folgendes angeordnet: §. 2. Auch 
jene nach der Veröffentlichung des gcgeuwärtig«m Gesetzes entsUdienden Misch- 
Ehen, welche vor einem evangelischen Seelenhirten geschlossen werden, 
sind gesetzlich. — §• 3. .Jene Misch -Ehen, welche zwischen röm. katholi- 
schen, und zu welcher immer der evangelischen Religion gehörenden Theilen 
vom 15. März 1839. augefangen, bis 10. Nov. des lauf. J. 1844. geschlossen, 
und nicht durch einen röm. katholischen, sondern durch den Seelenhirten 
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, 17, Die Evangelischen beider Confessionen sind verpflichtet die 
Feiertäge der Katholischen iiusserlich zu beobachten, 
nicht aber in ihren Wohnungen, wo ihnen alle Arbeiten, die 
jener Andacht nicht stören, zu verrichten gestattet sind; dabei 
wird allen Herrschaften und Hausvätern ernstlich ange- 
deutet, dass sie ihre Unterthanen und Hausgesinde, sie 
mögen nun katholisch oder evangelisch sein, von der Feie- 
rung der Feiertäge, Zeremonien und Andachtsübungen 
ihrer Religion nicht zurückhalten etc. 

Das wechselseitige Verhältniss der zwei evangelischen 
Confessions- Verwandten gegen einander wurde in Ungarn durch 
kein Reichsgesetz bestimmt, und durch kein s. g. Normaljahr 
festgesetzt. — Es ist aber auch kaum ein Beispiel jemals vorgekom- 
men (das letzte Decennium etwa vor 1848. ausgenommen, wo 
die übertriebenen Anforderungen der, der magyarischen 
Nationalitäts-Hegemonie ausschliesslich huldigenden, refor- 
mirten Kirche ihren Religionsgenossen augsburgischer Confes- 
sion, deutscher und slavischer Zunge, zu manchen Beschwerden 
gerechten Anlass darzubieten, und so die Jahrhunderte hindurch 
zwischen ihnen bestandene brüderliche Eintracht zu stören began- 
nen), dass eine dieser Schwesterkirchen gegen die andere mit 
Beschwerden beim Könige, oder vor Gericht, klagend öffent- 
lich aufgetreten wäre ; vielmehr, je bedrängter beide in frühem 
Zeiten gewesen, und den gemeinschaftlichen Druck mit glei- 
chem Antheil empfunden und getragen haben, desto enger zog die- 
selben das gemeinschaftliche kirchliche Band an einander, und je 
mehr nun mit jedem Tage bei dem stets zunehmenden Lichte 
wahrer Aufklärung und Humanität unserer Zeit auch die theo- 
logische Bildung bei beiden dieser Confessions- Verwandten an 
Intension zunehmen dürfte, desto zuverlässiger ist cs zu erwarten, 
dass die herzliche Eintracht zwischen diesen beiden Kirchen, die 
in den ungarischen Gesetzen stets ungetrennt erscheinen, durch 

irgend einer der evangelischen Religion copnlirt wurden, werden für 
gesetzlich erklärt. — §.4. Die betreffenden Gerichtsbarkeiten sind ver- 
pflichtet, im Verlaufe eines Jahres nach Veröffentlichung dieses Gesetzes, 
solche Ehen glaubwürdig conscribiren, die Conscription zur künftigen 
Sicherstellung der Parteien und ihrer Nachkommen in ihre Archive nieder- 
legen, und io wiefern die Ehen in die betreffenden Kirchen-Matrikel nicht 
eingetragen wären, in diese eintragen zu lassen. 

4 * 
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keinen, wenn glcicli goldenen, Zwietracht sii pfel weiter gestört, 
vielmehr im Geiste der wahren Religion der Liehe und des Frie- 
dens stets aufrecht erhalten, und mehr und mehr gedeihen werde ! i)) 

c)Was endlich die Bekenner der mosaischen R eligion betrifft, 
nachdem die letztem selbst im Sinne der neuesten Reichsgesetze 
vom Jahre 1840: Art. 29. im K. ITngarn inuncr nur als geduldet 
oder tolerirt anerkannt wird: bleibt dem Könige von Ungarn hin- 
sichtlich der Keligionsangclegenhcitcn dieser (Tiaubensbekenner das 
jedem Landest ursten gleich zukonimende Majestäts-Recht des 
obersten Schutzes und der höchsten Aufsicht — jus suprerna 
protectionis et inspectlonls sceularis — iin Sinne der diesen 
Religionsgenossen gewährten Du 1 d u ng '(Toi eran z) und einiger 
denselben im Laufe der Zelten, besonders im Jahre 1791: .38. und 
1840: 29. eingeräumten Begünstigungen, in deren Fortgenuss 
dieselben bis auf eine bessere Zeit, die ihren Anfordc'rungcn im 
Geiste einer hohem Bildung inelir entsprechen dürfte, belassen 
wurden, q) 

p) In wieferne diesen Erwartungen und frommen Wünschen von den betref- 
fenden evangelischen Iloligionsgenossen beider Bekenntnisse, in ihren gegen- 
seitigen Rechts- und Kirchen-Vcrhaltnissen bis zum Jahre 1848. und selb-st 
weiter liinaus, entsprochen worden sein mag? dürfte wohl aus ihrer besondern 
Kirchcngeschichte der neuesten Zeit, und den dahin einschlagonden Lite- 
ratur-Bliittern zu entnehmen, und als Illustration der gegenwärtigen 
religiösen Bildung dieser, in Ungarn stets durch ihre Intelligenz so hoch- 
gestellten, Glaubensgenossen entnommen wenlon. 

q) Da es hinsichtlich der J uden in den letzten zwei Landtiigen vom Jahre 
1848. und 184^/s. nur bei den frühem hinsichtlich ihrer bestandenen Gesetzen 
un«l Verordnungen geblieben ist, so dürfte es nicht überflüssig sein, die letz- 
tem wenigstens au.s dem Iieieh.‘!tage tles Jahres 1840. Art. 29. ihrem Wort- 
laute nach hier in Erinnerung zu bringen. — Dieser Artikel lautet also: »Bis 
•las Gesetz über die Lage der Juden nicht erschöpfender verfügen wird', 
ist einstweilen hiemit lestgesotzt: §. 1. Alle Juden, die im Königreiche 
oder den verbundenen Theilen geboren wurden, wie auch jene, die zur 
h ierortigen Ansiedlung gesetzliche Erlaiibn iss erlangten, dürfen, wenn 
gegen sie in Betracht ihrer M oral itiit keine* gründlich erwic.senc Einwen- 
dung obwaltet, im ganzen Königreiche und den vi'i-bundenon Theilen ungestört 
wohnen, mit alleiniger Ausnahme <lcr im Art. 88: 1701. erwähnten königl. 
Bergstädte und jener Orte, von w’elchen sie in Rücksicht der Bergwerke 
uml montanistischen Anstalten, laut altem gesetzlichen Herkommen 
ausgeschlossen sind. — §. 2. Unter den bestehen tleu Bedingnissen dürfen 
die Juden auch Fabriken errichten, Handel und Gewerbe entweder eigen- 
händig, oder mit Verwendung von Gesellen ihrer Religion treiben, ihre 


DIgitized by Google 


53 


Aus allen (len bisher angerührten kÖnigl. Verordnungen und 
darauf bezüglichen Re i ehsgesetzen, sowie auch der Art und Weise, 
in welcher in Religions- und Kirchenangclegenheiten der auf dem 
Gebiete Ungarns bclindlichen verschiedenen Glaubens- und Kir- 
chengenossen, theils durch die Könige mittelst ihrer Landesbehör- 
deu, theils auf den Landtügen durch die Reichsstande selbst 
vorgegangen wurde, düifte es nun so ziemlich klar erhellen : dass 
den Königen Ungarns hinsichtlich aller Religions- und Kir- 
chcn-Angclcgenhelten iin Uande das liöchste Majestiitsrccht, gleich 
allen Landesfürsten, ja hinsichtlich der röm. kath. Kirche kraft 
des obersten köniirl. Patron atsrechtc»s noch eine viel höhere 
Gewalt, als jenen mitunter selbst in Kirchensachen, zustche; deren 
Ausübung ln der Regel, d.h. mit Ausnahme jener Gegenstände, 
die durch feierliche Verträge zwischen ihnen und den betreffenden 
evangelischen Religions- und Kirchengenossen einer gcmcin- 
sehaftlichen meist landtäüfllchen l eberci nk u n ft Vorbehalten 
wurden, in Form von Reservat-Rechten — ohne weitern Einfluss 
der Stände — ihremeigenen weisen Ermessen und G(’wissen anheini- 
gostellt bh'ibe. — Doch wurde zugleich zur Vermeidung jeder fer- 
nem Collision auf diesem für die Kelitrions- und Gewissensfrei- 
heit so vieler Gläid)iifcn so höchst wichtigen Gebiete, sowohl 
durch die schon (oben) angeführtiui Kelehsgcsetze, als mehrere 
königliche Resolutionen an geordnet: dass wenn sich ferner noch 
einige Anlässe zu Beschwerden über die Verletzung der den ver- 
schiedenen Religionsbekcnncrn gesetzlich eingeräumten Rechte 
ergeben sollten, diese Beschwerden durch die Verletzten im eige- 
nen Namen, nicht aber gleich im Namen sämmtllcher Kirchen- 


Lehrburschon in selben unterrichten; ferner jene Wissenschaften und 
Künste, in deren Ausübm»g sie bisher waren, auch ferner betreiben. — 
§•3. Uc'brigens sind sie vcrpllichlet, bleibende Vor- mul Zu -Namen zu 
führen, ihre küntligcn Geburten aber in Matrikel bücher, die durch ihre 
11 0 1 i gi on s vor w escr zu führen sind, eintragcu zu lassen. — Ferner sind sie 
gehalten §. 4. Alle Urkuiulen und Contractc in der im Lande und den ver- 
bundenen Thcilcn üblichen Sprache zu verfa.ssen. — §. 5. In so ferne «lie 
Israeliten im Gebrauche des freien Kaufe.s bürgerlicher Gründe waren, 
wird in solchen Städten dieser Gebrauch auch ferner aufrecht erhalten. — 
§. 0. Alle diesem Gesetze widersprechenden Gesetze, Gewohnheiten, Verord- 
nungen oder Statuten werden ab gestellt, und als erloschen erklärt. — Vgl. 
oben §. 2ö. sammt der Anmerkung. 
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genossen derselhen, (len Landesbehörden angezeigt, und durch 
diese zur Kenntniss Sr. Majestät als des obersten Schutz- und 
Schlrnilierrn aller Gläubigen ira Lande gebracht werden sollen; 
dem es allein oder vorzugsweise obliege: durch weise Anordnun- 
gen und kluge Vorkehrungen zu vermitteln, dass die so mühsam 
erzielte Eintracht und Ruhe der Gemüther, in religiöser und 
kirchlicher Beziehung, unter den so verschiedenen Religions- 
parteien des Landes, nicht von Neuem auf’ irgend eine Art gestört, 
und hiemit auch das allgemeine Wohl des Staates gefährdet, und 
den unseligen Folgerungen eines religiösen oder kirchlichen 
Fanatismus preisgegeben werde; von denen ohnehin in den Anna- 
len der österr. und ungarischen Staatengeschichte so häufige und 
traurige Spuren zu finden sind. 

§. 40. — I. Najestätsrechte des Königs von Ungarn in poli- 
(iarhen Angelegenheiten, l'nd zwar A) Allgemeine, aia: 
1 . Die gesetzgebende Gewalt. 

Unter den Majestätsrechten, die dem Könige von Ungarn in 
politischen Angelegenheiten seines Reiches im Allgemeinen 
ziistchen, steht wohl die s. g. gesetzgebende Gewalt (potestas 
Icgislativa) obenan, die mehrere Unterarten von Rechten in sich 
begreift, aus denen der grosse Umfang ihres Wirkungskreises, so 
wie die Wichtigkeit ihres Einflusses auf die höchsten Zwecke des 
Staates von seihst erhellt, a) 

o^ücberdeii Rcgriff der gesetzgebenden Gewalt, und deren wichtigen 
Einfluss auf die liocli.sten Zwecke des Staates, daher auch ihre Nothwendig- 
keit, Erfordernisse, Wirksamkeit und die besondern in derselben mit- 
begrifTenen Ucehtc, ertheilt die nüthige Auskunft jedes Handbuch des allge- 
ni einen Staatsrechtes, welche summarisch auch in Virozsil Epitomo J. Kat- 
etc. Pest. 1839. §. 130—182. zu linden ist. — Hingegen die Lehre von den posi- 
tiven Gesetzen überhaupt, und insbesondere deren VerhBltniss zu den nat. 
Rcehten, sowie auch ihrem Wirkungskreis, Unterarten, ErklBrung, 
Publication, Abschaffung oder Abänderung etc. pdegt der Abhandlung 
des s. g. bürg, oder Pr i v a I.» Rechts vorausgeschickt zu werden. — Die klas- 
sischen Schriftsteller hinsichtlich der positiven Gesetzgcbnng jedes Landes 
zeigt die Literär-Gcschiehte oder auch die specielle EncyclopBdie dessel- 
ben an, so hinsichtlich Oesterreichs undUngarns insbesondere nnter andern: 
Virozsil, Encyclopädie und Methodologie des jur. pol. Studiums etc. mit Bezie- 
hung auf den gegenwärtigen Zustand dieser Wissenschaften in Oesterreich und 
Ungarn etc. Ofen. 1832. 8. S. 160—373. 
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Hinsichtlich dieser gesetzgebenden Gewalt stellt die gegen- 
wärtige Verfassung des K. Ungarn so ziemlich ausser allem Zwei- 
fel, dass dieselbe mit ihren Unterarten dem Könige theils allein 
und ausschliesslich, theils in Gemeinschaft mit den Ständen 
des lieichcs zukomme. Und zwar 

a) Das Recht Gesetze im strengen Sinne des Wortes, d. h. 
förmliche Kcichsgesctze zu geben, dieselben abzustellen, 
und (authentisch) auszulegen, kömmt nur dem gesetzlich 
gekrönten Lundesfürsten und den gesetzlich zumReichs- 
tagc zusammenströmenden Reichständen gemeinschaftlich 
zu, so zwar: dass weder der König allein ohne Einwilligung 
der Stände, noch die Stände ohne Einwilligung des Königs 
in dieser Hinsicht etwas zu entscheiden das Recht haben. Diess 
ist in den Landesgesetzen der neuern Zeit deutlich enthalten. 
Diess bezeugen auch bezüglich der frühem Zeitperiodeu nach 
dem Zeugnisse der Geschichte — ihrem Hauptrcsultate nach 
— (so verschieden auch sonst ihre Ansichten sein mögen) ziem- 
lich übereinstimmend h) die heimischen Geschichtschreiber jeder 


h) Mehrere unserer vaterliuulischeu Gelehrten, darunter namentlich Petro- 
vits in s. Introd. in' Jiu» publ. K. Hung. Viud. 1790. §. 10. schol. g). — Kova- 
rhi ch in s. Vestig. Coraitiorum, eorumque Supplem. Bud. 1790. — Fej er in s. Cod. 
dipl. II. Hung. ete. — Pelcz in s. Hung. suh Geiza §. 19. p. 72. u. a. m. haben 
sich die Mühe gegeben, jede auch noch so geheime Spur des ständischen 
Anthcils an der Gesetzgebung des Landes, vom Anfänge der Monarchie 
an, Ja selbst unter den ein Jahrhundert früher noch regierenden H erzogen 
Ungarns, durch .alle Perioden der vaterländi.schen Geschichte bis auf unsere 
Zeit aufzusnehen, und wo nicht urk und lieh, doch wenigstens geschichtlich 
nachzuweisen, dass diese Betheiligung der Stände des Reiches an der 
Gesetzgebung des Landes, die erst in der neuer n Zeit ihren bestimmten 
und vollen Ausdruck in dem 12. Ges. Art. d. J. 1791. gefunden, dennoch zu den 
ältesten Institutionen des Reiches zu zählen sei; wogegen jedoch andere 
nicht minder gelehrte als eifrige Patrioten und auswärtige, besonders deut- 
sche Schriftsteller, den so viele Jahrhunderte hindurch geführten historischen 
Beweis aus denselben Quellen theils gänzlich widerlegen, und in Abrede 
stellen, theils auf ein beschei «lener es Mass, bei dem die historische Wahr- 
heit schon weniger CoUisionen zu befürchten hat, zurückführen; wie dies.*« 
schon der umsichtige Lakit.s in s. J. publ. Hung. §. 205. folgendcrmassen ange- 
dcutet hat: »Exercuerunt sane hanc potestatem (legislati vam) inde ab 
originc Mouarchiae summi Hungarorum Principes, non inconsultis 
populi viris primariis; quod tarnen non cst ita intelligendum, ac si hacc 
potestas regibuB cum his (per omnia) communis fuerit; din onim auctoritas 
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Zeit, hauptsächlich jedoch Worböcz in s. Trip. II: 2. 3. III: 2. 
bestätigt durch den 18. Ges. Art. d. J.1635. c) vor allem jedoch 
durch den klassischen 12. Ges. Art. d. J. 1791. aus dem 
zugleich erhellt, dass, wie die oben erwähnten Rechte als natür- 
liche Folgerungen der gesetzgebenden Gewalt eine Ueber- 
einstimmung des Königs und der Stände erfordern, eben so 

hacc ab unius prudentis regis arbitrio pendebat; neque onim idem ost, 
consulcre alios, antequam decernas, ac dcccrnere cum aliis ita, ut nihil 
quidquam decerni quoat, si alii illi consentire nolint; quod quidem posterius 
ab eo demum tempore, quo Icgcs usu magis et consuetudine, quam ullo 
majorum positive instituto in comitiis, ordinum consensu aoee« 
dente, ferri coeperunt, ad nostram actatem obtiuet^<, ohne jedoch den Zeit« 
punkt genauer anzugeben, wo diese n euere Gepflogenheit begonnen? — Da 
jedoch diess mehr eine historische Thatsache der Vergangenheit, alseine 
staatsrechtliche (bereits entschiedene) Frage der Gegenwart ist, so darf 
man solche füglich dem Eifer und Fleisse unserer heimischen Geschichtsfor- 
scher anhcimstclien ; dieselben jedoch zugleich an die hier nicht Überflüssige 
Warnung erinnern, bei ähnlichen Untersuchungen sich ja sorgfältig vor den 
Anachronismen Jener in Acht zu nehmen, welche die jetzt herrschenden 
Institute, Gebräuche und Sitten so gerne auch auf längst entschwundene Jahr- 
hunderte der Vorzeit zu übertragen, und hiermit auch die ersten Spuren der 
gegenwärtig bei uns bestehenden Ausübung der gesetzgebenden 
Gewalt schon beim Beginn des Reiches unter den ersten Königen, wo nicht 
gar Herzogen der Ungarn zu suchen, und zu finden geneigt sind; während doch 
eine nüchterne kritische Würdigung der vorhandenen Geschichtsquellen (wie 
sie unter andern der umsichtige Bodeus v. Scharberg im V. Hauptst. seiner 
so gründlichen und gediegenen Darstellung der Verfassung des Grossfürst. 
Siebenbürgen und mittelbar auch Ungarns S. 74 — 88. anstellt) solche Spu- 
ren vor dem II. Decrcte des K. Sigmund v. J. 1435. oder höchstens jenem dos 
letzten Arpaden Andreas III. v. J. 129 '/ 8 . kaum naebzuweisen im Stande sein 
dürfte. — Demungeachtet kann als Ilauptresultat ähnlicher Forschungen 
unbedenklich von allen Seiten zugostanden werden, dass in Ungarn seit 
jeher, selbst in der ersten Periode ihrer Könige, ja sogar Herzoge, die wich- 
tigem Angelegenheiten des Landes (unter die wohl auch die Gesetzgebung 
zählen dürfte) mit den Grossen und Edelsten des Reiches berathen und mit- 
unter auch entschieden zu werden pflegten , ohne desshalb gleich dieser morgen- 
lundisch-patr iarchallschen — auch jetzt noch bei orientalischen Völkern 
üblichen Gepflogenheit — eine höhere, nur im Sinne des neuern s. g. consti- 
tutioneilen Princips zukommende Bedeutung zu geben. — Auf diesem Gebiete 
behauptet das gemeine Sprichwort: »Tempora mutantur et nos mutamur 
in illis« stets seine volle Geltung. — Vergl. Schwartnor II. §.44. S. 144— 150. 

c) Dieser Ges. Art. verordnet ausdrücklich: dass Gesetze, welche ausser 
einem Landtage von wem immer gemacht werden, keine verbindende Krafl 
haben, sondern, wenn sie vom Könige nicht bestätigt worden sind, von selbst 
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die Ausübung dieser Rechte durch den gekrönten König 
und die Stünde nur auf einem gesetzlich einberufenen 
Reichstage — gemeinschaftlich, und nicht ausserhalb 
desselben, folglich auch nicht durch Edictc oder s. g. Pa- 
tente, die ohnehin von keiner Gerichtsbarkeit des Reiches 
je angenommen werden können, wie die Worte des 12. Ges. Art. 
1791. ausdrücklich lauten — stattzufinden habe, d) 

Dagegen gebührt 

a) Dem Könige von Ungarn ausschliesslich, ohne allen 
Einfluss der Reichsstände, das Recht in Angelegenheiten, die 
seiner ausschliesslichen Gewalt Vorbehalten sind, zweck- 

fUr null und nichtig angesehen werden müssen; daher es sich von selbst ver- 
steht, dass auch der König allein weder neucGcsot/.e maclien, noch die alten 
rechtskräftig erklären, abändern, oder wider dieselbe durch Rcscriptc etwas 
verfügen könne, ohne freie u. landtagsmässige Beistimmung der Stände: indem 
nur der ein Gesetz aufheben kann, der es zu machen das Recht hat; welches 
aber in Ungarn dem Könige und den Ständen nur iiiG emeinschaft zukömmt. — 
S. Rosenmann ungar, Staatsr. p. 151 etc. 

d) Will man dieses Recht mit dem fremden wenngleich bereits üblichen 
Namen »vx — Selbstgcsetzgebung — bezeichnen: so wird auch Nie- 
mand, dem die ungar. Verfassung näher bekannt ist, bezweifeln, dass diese 
Autonomie seit jeher bei der ungar. Nation, schon kraft ihrer bekannten 
Anhänglichkeit an das s. g. Gewohnheitsrecht, einheimisch gewesen, und 
daher vielleicht auch ihre geringe Empfänglichkeit für fremde Gesetzgebun- 
gen, wo nicht gar die entschiedene Antipathie dagegen, die sich schon zu den 
Zeiten des K. Mathias Corvinus hinsichtlich des römischen Rechtes so 
augenscheinlich äusserte, einigermassen zu erklären sein dürfte; nur muss ande- 
rerseits wieder eben so freimüthig eingestanden werden, dass in dem Charak- 
ter derselben ungar. Nation, neben jener bekannten Anhänglichkeit an ihre 
Autonomie und jenes Gewohnheits-Recht, dessen so mannigfaltige Spuren 
in ,den s. g. Municipal-Statuten der verschiedenen Reichsgcrichtsbur- 
keiten (Jurisdictionen) und priv. Gemeinden (Communitäten) bis zur Stunde 
noch vorhanden sind, zugleich eine gewisse Hinneigung zur Nichtbeach- 
tung der diese Autonomie nothwendigerwci.Hc zu beschränkenden Gren- 
zen wahrgnnommen werde; die sich nicht selten, besomlers bei grösser n mora- 
lischen Körpern, als den Comitatsversammlungen (Congregationen), wo 
die Verantwortlichkeit der einzelnen Mitglieder hinsichtlich des Ganzen fast 
gänzlich verschwand, bis zur völligen Ungebundenheit von aller hö hern 
Autorität zu steigern, und hierin sogar das Wesen der s. g. Nationa Ifrel- 
heit zu setzen pflegte; wie diess so viele ungesetzliche in dergleichen Ver- 
sammlungen seit jeher, nach dem Zeugnisse der Geschichte, stattgefundenon 
Auftritte und Excesse dieser Art zur Genüge beweisen. — Vgl. unten §. 79. 
in der Anm. 
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niiitjjiige Verordnungen, durcli s. g. Mandate, Kescripte, 
?jdictc, königl. Resolutionen, llofkanzleidccrete, auch 
Tntimatc der könig!. Ungar. Statthaltcrei oder Hofkammer, 
zu erlassen, um anzuordnen: wavS zur Ausübung der Gesetze 
und der Majcstätsreclitc für nöthig befunden wirdPe^ — Ferner 
fn dringenden Fällen, wo in Ermangelung positiver Reichs- 
gesetze, wenigstens indessen, bis diese gebracht werden kön- 
nen, eine provisorische Norm für die Hctreflenden als 
Bedürfniss erscheint, solche aufzustcllen, ^ sowie auch den 
Sinn eines zweifelhaften Gesetzes einstweilen zu erklären, 
bis eine authentische Erklärung erfolgen kann. — Gesetze, 
die in Vergessenheit zu gerathen anfangen, nach Umstän- 
den zum allgemeinen Wohlc wieder zu erneuern; g) andere, 
deren Ausführung bei veränderten Umständen dem allge- 
meinen Besten nachtheilig werden könnte, in ihrer Wirk- 
samkeit einstweilen zu hemmen, und mit dem allgemeinen 
Wohle, welches das höchste Gesetz des Staates ist, mehr in 
Einklang zu bringen; h) endlich, was bei der gesetzgeben- 
den Gewalt das wichtigste ist — Gesetz- und Statuten- 


e) Hinsiclitlich dieser königl. Verordnungen, sic mögen unter welch' 
immer Namen Vorkommen, und des zwischen ihnen, und den eigentlichen Reicha- 
gesetzen bestehenden wesentlichen Unterschiedes, mögen die genauen oben 
§. 8. S. 42. samint Anm. s) hierüber aufgestcllten Begriffs- Bestimmungen ein- 
mal für immer genügen. — Vgl. überdiess unten §. 44. samint Anm. 

/) Auch in Bezug auf die s. g. provisorischen Gesetze wurden bereits 
oben §. 3. Anm. s) S. 44. Bel.spiele angeführt, das.«? mehreren der wichti^ten 
Gesetzartikel der neuern Zeit, mit grosser Befriedigung des Landes, die Geltung 
von prov. Gesetzen — durch die Rcichsstjinde .selbst — zuerkannt, und hiemit 
das darauf bezügliche Recht des Königs förmlich anerkannt worden .sei. 

g) Nicht uneben ist in dieser Beziehung die Bemerkung unsers Lakits zu 
dieser Stelle §. 207. s. Jus publ. H. >'Hoc dum faciunt Reges nostri, non illi 
novam legem eondunt, sed pro suo munere invigilant, ne lex ad commune bonum 
comparata desidia eorum, ad 4UO8 pertinet, cum Rcipublioae jactura in desue- 
tudinem abeat; qua in re cavendum erit tarnen, ne tales leges renoventur, 
quae suis temporibus fors aptae, attamen cum his actatis nostrac institutis 
una consisterc nequeunt« worüber die über achthundert Jahre umfassende 
Gesetzgebung Ungarns, die nöthigen Belege zu liefern nicht verlegen .sein 
dürfte. 

h) Dieser Fall gehört augenscheinlich bereits ins Gebiet des s. g. ttusser- 
sten Rechtes, wovon unten §. 50. ausführlicher die Rede sein wird, und unter- 
liegt ohnehin keinem Zweifel, wie Lakits §. 211. s. W. zu dieser Stelle bemerkt. 
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- Entwürfe, die dem Könige, sei es von den versammelten 
Reichsständen beim Landtage, oder den untern Gerichts- 
barkeiten und Körperschaften des Landes, zur Bestä- 
tigung unterbreitet werden, mit seiner königl. Sanction 
zu bekräftigen, und solche als rcchtsgi Itige Normen zur 
Beachtung Aller, die dadurch verpflichtet werden sollen, 
auf die übliche Art zur Kenntniss zu bringen, oder feierlich 
zu verkünden, k) — Alles diess im Sinne der bestehenden 
Gesetze: Trip. II: 3. III: 2. Iö35: 18. 1500: 43. 1559:50. 
1608. le.v.d. K. 1791: 35. 1792: 12. 1796: 3. 1802: 6. 1805: 
3. 1807: 3. 1808: 9. etc. etc. 

Doch mehr noch als in allen den bisher ungcfiilirtcn Fällen, 
ündet die Machtvollkommenheit des Königs von Ungarn 
hinsichtlich der gesetzgebenden Gewalt, ihren Ausdruck 
b) in dem ihm ausschliesslich ohne allen Einfluss der Stände 
vorbehaltenen Rechte, Privilegien aller Art ZJ zu erthei- 
len, die in Ungarn nach der bestehenden Landesverfassung 
überhaupt nur der gemeinschaftlichen Quelle aller Gnaden, 


0 Verpflichtet werden durch die Gesetze des Landes alle Staatsbürger 
zur Beachtung derselben, sowohl überhaupt als alle Einzelnen insbesondere, 
kraft der Grundgesetze des Landes, die hier die Stelle der Grund vertrage 
vertreten, die sich auf alle Staatsbürger gleich erstrecken, wie aus dem allg. 
Staatsrechte ohnehin bekannt ist, mit Ausnahme jedoch der durch positive 
Landesgesetze, wie in der ungar. Verfassung, festgestellten Modificationen. 

AO Wie? von wem? und mit welchen Förmlichkeiten die in einem 
Ungar. Reichstage zu Stande gekommenen Gesetze verkündiget oder pro- 
mulgirt werden, und so zur öffentlichen Kunde gelangen? hat im vorigen .Jahr- 
hunderte noch der gelehrte Thomka-Szäszky in s. hist. pol. Comincntarc : 
De comitiis regni Hungariac et Viennae 1789. 8. cap. 3. et 6. §. 29 -81. 
mit aller Genauigkeit erzählt, und die Hauptsache davon in der Anm. a) zum 
6. Hauptst. in die folgenden Worte zusammengefasst: »Promulgatio legis in 
solidum Regi propriacst, omnium certe Comitiorum lege s testantur, cos 
semper Regis nomine et promulgatas et impetratas fuisse; eapropter ctiam 
Principis, nön populi Statuta nuncupantur, teste Trip. II: 3. — Si(|uando 
igitur in decretis Regum simul etiam Statuum Consensus mentis fit, eum e 
natura rei ad odictum legis, non vero ejusdem sanctioncra pertinere darum 
est — Vgl. Lakits am a. O. §. 209. 

Dahin gehören ausser der Verleihung des Adels, Rang und Titel, 
akademische und andere Würden, Vorrechte, Auszeichnungen, Exem- 
ptionen aller Art, allerlei Immunitäten, Markt- Messe- Concessions- 
Pr ivilegion, die peinliche Gerichtsbarkeit, Zunft- Innung- Verein- 
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ilor köiiigl. Freigebigkeit iiml Miinifieenz eiittliesscn können, 
me diess au.« Werböcz Trip. II: 7. S. und !b und dem 3. 
Ges. Art. de.s J. 1701. criiellt, wo cs nusdrücklicli heisst: 
"Privilegiorum collatione in po.«terum quoipic pencs 
solain legitime coronatam Hcgiani M:ijestateni per- 
mansura," wclelie Privilegien jedoch, um nach dem nngar. 
Hechte gütig zu sein, von <lem gesetzlich gekrönten und 
wirkl ich regierenden Könige erthcilt, oilcr wenigstens bestä- 
tiget , und mit der üblichen Klausel: »salvo jure alicnoe, 
undden sor.'t nochcrf'ordcrliehen Formalitäten versehen sein 
müssen; wie diess schon oben §.3. angezcigt worden ist. m)- 
Vgl. AVerböez Trip. II: 9. 10. 11. 1.5(13: .3.5. 1G08: 9. v. d. 
K. ICÖO: .30. 1723: 1.5. 1711: 4. und 8. 1791: 3. und 32. etc. 

Puter diesen Privilejrien dürfte in Pnoarn wohl das vor- 
- züglichstp Pein: das Kccitt Jemanden In den Adclstnnd zu 
crhe!)cn; was nach d< in nngarlsclicn lU'clite nur dem Könige 
allein zuötclit,»^ und auf doppelte Art stattfindrn kann. 

Statute ti s. w. Alles« lauter r)pgunstig’nn gen. <Iirpn Kcclitskrnl'l in «Icr 
MÄchtvollkomincnhcit um! Gnade dos Königs allein ihren Gnm<l hat. — Das- 
selbe gilt aucli von den Privilegien ciniT zur königl. Freista dt erhobenen 
Gemeinde etc. 

ni) In dom oben erwähnten Uechte der Ertheilung ist, wie sich von 
selbst versteht, zugleich .auch das Hecht mitenthalten, dicsi lben Privilegien au« 
einer gerccli t cn U r sachc nnoU zu r Uck z uziehen oder zu w i der rufen, nach 
dem Zeugtiibse des Hugo Grot am a. 0. II: 14. wurau.^ Lakits die Folgerunig 
zieht, dass es auch in Ungarn an sich nicht durchaus noth wendig wäre, die 
vorhandenen Privilegien dureh je«len Nachfolger wieder bestätigen zu las- 
sen, wenn es durch die Grundgesetze des Landes nicht gefordert wurde, ob es 
gleich andererseits nicht zu iaugnen wäre, dass es im Interesse der Privilcgir- 
ten iMge, wenn iihnliehc Gnadenvcrlcihungcn von den Nachfolgern jedenfalls 
anerkannt, und gleichsam neu bekrUftigt würden, letzteres besonders in 
dem Falle, wenn ein ahnlicbcs Privilegium vom lleginn an aicht recht usuro- 
borirt, oder nach und nach ausser GcbraucJi gekommen wäre, im Sinne der 
bekannten jnridisch'm Hegel: iVigilantibiis jura aerviuut.'« 

n) Und diess wohl nicht ohne Ursache, wenn ni.nn die besondern Vorrechte, 
die der ungar. Adel bis in die neueste Zeit bcsass, in Betracht zieht; nennt 
doch selbst Werböcz in s. Trip. I: 4. joden IMelmann rmembrnra S. rogni 
Coron.ao «, was niemamlcn unverständlich sein wird, der cs woiss, das.s die Ileich.s- 
kröne in Ungarn das Sinnbild dos Lamlc.-« und der höchsten Wurde desselben 
ist. — Die «loppclto Art, wie der A d cl in U nga rn in der alten n. neuern Zeit 
erworben wird, ist ein Gegenstand des ungar. Privatrechtes, der mit beson- 
derer V'orliebe von den Pllcgorn de.sselbcn behainlelt zu worden pilcgt. — Unter 
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niimlich entweder im Wege einer königlichen Schenkung, 
wozu auch die a. g. Prüfection, Adoption, aummt dem 
königl. Conaens ctc. gtrzählt werden, oder diircl» Ertheilmig 
der Adclshriefe (armales litterae), von welchen die letz- 
tem auch Armaliaten genannt werden. — Betreten jedoch 
diese Gnadcnhrief<j nicht einzelne, docli nach Trip. I: 3 — 8. 
stets im Lande gehorne Individuen, sondern ganze Gemein- 
den, die auf diese Art von dem Lrharial-Vcrhand hinsichtlich 
ihrer Grundherren Iiefrelt, und den pr ivilcgirtcn Stän- 
den dcsKeichcs als kÖnigl. freie Stiidte zugczÜhlt werden, 


der s. g. Schenkung — donatio — wird überhaupt die königl. Verleihung 
liegender Güter, die an die Krone anhclingelallen sind, womit zugleich die 
VcTleihung des AdeU verbunden ist, unter dein Adclsbriefc hingegen blos 
die Verleihung des letztem ohne jene, verstanden ; nur müssen die auf die 
erste ältere Art Geadehen sieh binnen eim-m Jalire in <!en neu verliehenen 
Gütern statuiren, d. h. gesetzlich cinführen, die letztem aber ihre s. g. Arma- 
les in dem Comitate des Dumicils publiciren lassen. — £s ist immer als ein 
Merkmal königl. Gnade anzuerkennen, wenn Jemand für seine Verdienste, 
selbst mit dem Beigewieht einer Summe im baren Gelde eine Donation (die 
davon donatio mixta im Gegensätze zur d. pura heisst) erhält, ist doch dabei 
das persö iiliche Verdienst durch «lie Erwerbung des gleichfalls persönlichen 
Adels, würdig gelohnt. — Domungeachtet fehlt cs auch in neuern Zeiten in 
Ungarn nicht an Beispielen königl. Munifieeiiz bei Donationen; zu die.‘5en wird 
auch die s, g. Prüfection und Adoption g(‘zühlt, wenn bei der ersten das 
Erbrecht in solchen Gütern, die blos auf den männlichen Stamm verliehen 
waren, in Ermangtdung desselben an die weiblichen Descendenten, und bei der 
letztem von jemand, der keine Erben hat, auf den an Kinde.s.stntt angenom* 
menen Unadeligen, mit Bewilligung des Königs, übergehen soll; dasselbe 
gilt auch von dem s. g. königl. Consens hei Uebertragung des Be.sitzrechtcs 
an einen andern Nichtadeligen. — Der Grund davon liegt darin, dass alle 
liegende Güter ursprünglich der Krone gehören, welcher .sie nach den ('unda- 
meutalgesetzcn des Landes, in Ermangelung eines gesetzmüssigeu Erben 
anhoimfallen, im Fall also der Stamm einer Familie auf den letzten S]>röss- 
ling kömmt (denn cs kann Niemand prüficiren oder adoptiren, als der 
letzte Sprössling einer Familie), .so ist der uuiüittcll>are Erbe der König, 
ohne dessen Bewilligung also können solche Güter nicht vcrüusscrt werden. — ^ 
Der erlangte königliche Conseiis hat die Wirkung, dass dadurch dor neuo 
Besitzer, der ihn erlangt, ohne weiters auch in den Adclstand erhoben wird. — 
Kiidlich wird der Ungar. Adel für Auswärtige durch das Indigenat erhal- 
ten, nur muss der Bewerber auswärts schon adelig sein, den Eid vor den Stan- 
den oder dem Könige ablegcn,die Indigcnats-Taxe, wenn sic ihm nicht erlassen 
wird, erlegen, und sein Decret in der königl. Ungar, ilofkauzlci ausfertigen 
lassen. — Vgl. oben §. 2.3. 21. s. Aumurk. 


Digilized by Google 



62 


# 


so heissen dieselben Befreiungs-Privilegien. — Das Recht 
dieselben wohlverdienten Gemeinden im Lande, sowie das 
s.g. Indigenat auswärtigen, jedoch dort schon adeligen 
Individuen in Ungarn zu verleihen, ist und bleibt dem Könige 
ausschliesslich Vorbehalten, mit der einzigen Beschränkung, 
dass zu der vollen Giltigkeit derselben 
'i) Hinsichtlich der zu freien königl. Städten vom Könige erho- 
benen privilegirten Districte, bischöfl. Städte und Gemeinden, 
um Sitz und Stimme beim Reichstage wirklich zu erlangen, 
und hinsichtlich der neu ernannten Indigenen, um auch aller 
adeligen Vorrechte im Lande theilhaftig zu werden, die Inar- 
ticulation derselben in das Decret des Reichstages, mit des- 
sen Wissen und Willen diese geschehen, stattzufinden habe. 
— Diese bezeugen näher hinsichtlich der königl. Freistädte 
die Reichsgesetze vom J. 1688: Ges. Art. 17. 1715; 107 -- 109, 
1751; 27. 1791: 30. 1807; 4. 27. etc. hinsichtlich der Indige- 
nen aber: 1550: 77. 1604: 19. 1688:26. 1715: 20. 1791: 69. 
1827 ; 37. etc. o) 


o) Es möge uns hier am Schlüsse der im Sinne der Ungar. Landesverfas- 
sung dargestellten gesetzgebenden Gewalt bei uns gestattet sein, einen 
kurzen Seitenblick auch auf die uns benachbarten gebildetem Staaten Euro- 
pa’s zu werfen, um zu entnehmen: welche staatsrechtlichen Grundsätze bei 
ihnen, hinsichtlich dieses so wichtigen Gegenstandes des öffentlichen Rechts 
herrschen? Ob, und in wieferue solche mit den in der u n gar. Verfassun g 
bestehenden Normen übereinstimmen, oder nicht? — Schon auf den ersten 
Blick in die Verfass ungs-ürkun «len der meisten europäischen Staaten bemer- 
ken wir: dass das Recht Gesetze zu geben, oder abzustellen, wie auch 
solche authentisch zu erklären, in jeder Constitutionellen Monarchie, 
(lein Monarchen und den Volksvertretern gemeinschaftlich — obwohl 
mit einigen Modificatlonen hin und wieder — zukomrae, welche Gemein^ 
Schaft sich, wie bei uns — auch auf das Recht der Initiative, insbesondere 
in Norwegen nach §. 56. der Landesverfassung, so in Holland nach §. 70. und 
113. (früher sogar in Spanien nach §. 171.) u. a. erstrecke — nicht so in 
Frankreich, wo nach dem Art. 15. 16. der constitutioneilen Charte, ebenso 
wie in Baiern nach VII. §. 2. — Würtemberg n. §. 17S. — im Grossherz. 
Baden n. §. 65. und 67 — im Grossherz. Hessen -Darmstadt n. §. 78. die 
letztere blos dem Landesfürsten zusU^ht, der dagegen in Gross-Britan- 
nien von diesem Rechte förmlich ausgeschlossen wird. — Aber das Recht 
des freien Veto (über welches beim Beginn der franz. Revolution so hitzig 
gestritten wurde: ob dasselbe unbedingt (absolut) oder nur bed in gt (suspen- 
siv) dem Landesfürsten einzuriiumen wäre?) wird gegenwärtig — Norwegen 


f)3 


Naclulem auf diese Art die Hauptgrundsätze und Bestimmungen 
liinBichtlich der gesetzgebenden Gewalt, wem und wie die letz- 
tem in Ungarn nach der Verfassung des Landes gebühre? voraus- 
geschickt wurden, die wohl kaum einigen Bedenken undZweifeln 
Anlass geboten haben, so dürften nun auch einige wichtige Bemer- 
kungen, die als natürliche Folgerungen aus jenen Prämissen 
von selbst fliessen, der Beachtung und Würdigung des ung. Publi- 
cistcn nicht unwerth befanden werden, nämlich 

L Da dem Könige von Ungarn mit der ihm übertragenen königl. 
Würde und vollen Majestät, auch das wesentlichste Recht 
derselben ilie gesetzgebende Gewalt thcils ausschliesslich, 
theils in Gemeinschaft der Stände des Reiches zukömmt; so 


aupgenoramen — keinem Söuverain streitig gemacht, und die«s zwar 
unbedingt, ja in den deutschen Bundesstaaten darf den Mitgliedern 
desselben, den deutschen Fürsten, nach dem Art. 57. der Addit. Akte des Wie- 
ner Congresscs vom Jahre 1820. diess Recht nicht einmal in Frage gestellt 
werden. — Ausser diesem Sanctions-Rechte, mit dem zugleich jenes der 
Publicntion der Gesetze initverbunden ist, wird Uberdiess auch das R echt 
zur Ausführung der Gesetze die nöthigen Verordnungen (Reglements) zu 
erlassen, den Fürsten überall eigends Vorbehalten, nur mit dem Unter- 
schiede, dass zu deren formellen Ausfertigung hin und wieder die Bei Zie- 
hung des Staatsraths, oder die Gegenfertigung des «lafür verantwort- 
lichen Ministers, oder andere Formalien erfordert werden. — Dasselbe gilt 
auch hinsichtlich der provisorischen Gesetze, deren Erlassung ge wöhnlich, 
wo nicht übcrnll, der exccntiviMi Gewalt der Fürsten für den Fall einer 
vorhandenen Nothwendigkeit dazu, Vorbehalten bleibt, nur dass die Beurthei- 
lung der Nothwendigkeit nachträglich von irgend einer bald strengem, bald 
mildern Controle abhängig gemacht wird. — Das Recht Privilegien zu 
verleihen, wird, mit wenigen Ausnahmen, nach einem fast allgemeinen Her- 
kommen in constitutionellen Staaten, sowohl theoretisch als praktisch 
für ein der SouverainitHt eigends und persönlich zustehendes Attribut 
anerkannt, welches demnach überall dem Träger derselben, innerhalb der 
comstitutioncllen Schranken, ohne allen Eintluss der Stände oder Volksvertreter 
eingeräumt zu werden pflegt. — Aus diesem Parallelismns kann nun leicht 
die Ueberzeugung gewonnen werden; dass die Verfassung des K. Ungarn 
hinsichtlich der Ilauptgrundsützc, die im Sinne des allgemeinen Staals- 
rechts der gesetzgebenden Gewalt eines jeden Staates zur Basis dienen 
(mit Ausnahme der Art der bei uns Üblichen Volksvertretung) sonst den 
Verfassungen der meisten constitutionellen Staaten Europa's .so ziemlieh 
analog, wo nicht gleich befunden werden dürfte. — Vergl. Maurenbrecher, 
Muhl, Pölitz, Schwartner, Schubert, Bis.singer u. a. staatsr. polit. und 
statistische schon a Werke. 
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ist es irrig diese ganze Gewalt so getrennt oder getheilt 
zwischen dem Könige und den Ständen zu denken, dass diese 
ihren Antheil daran frei und unabhängig von jenem, und 
jener von ihnen auszuüben berechtigt, oder auch nur vermö- 
gend wliraijO ‘^ber 


p) Ohne hier die von Montesquieu einst veranlasste, später in der Poli- 
tik, so wie in dem allj^emeinen Staatsrechte für irrig anerkannte Lehre 
von der s. g. Theilung oder gar Trennung der im Begriffe der höchsten 
Staatsgewalt enthaltenen Bestandtheile derselben, auch nur vom Weiten 
wieder anrogen zu wollen, erlauben wir uns dennoch bei dieser Gelegenheit die 
Aufmerksamkeit unserer Leser auf eine Aeusserung unsers scharfsinnigen 
Lakits zu richten, aus der sie mit Befriedigung wahrnchmen werden, mit wel- 
chem richtigen Blicke derselbe gleich anfangs den Irrthum der dazumal 
noch theoretisch und praktich hochgefeierten Lehre des berühmten Mannes 
erkannt, und deren Unhaltbarkeit in der Anwendung auf die in der ungar. 
Verfassung unliingst erst näher normirtc gesetzgebende Gewalt nachgewie- 
son hat. — Diese Aeusserung lautet im Original-Texte also: »Leges rite pro- 
mulgatac obligant cives regni non singulos modo, sed ipsam adeo civium 
universitatem, non per modum pacti, sed legis; ex quo clucct maxime 
imperii, civilis et regii majestas, quac una est in Hungaria, non 
divisa inter Regem, et congregatos inComitiis Ordines, verum uni Regi 
in solidum competens. — Quamobrem repudiandus est recentiorum quor um- 
dam (von der landtUgigen Opposition) error perniciosus: qui Regem et 
congregatos in comitiis Ordines, tamquam partes a se mutuo indepen- 
dentes, haberi volunt, de rebus communibus non absimili modo tractantes, 
quo gentes liberae inter se de rebus suis transigunt; Regem legibus 
nullo discrimine subjiciunt, renovandarum legum potestatem invito 
etiam Rege Statibus attribuunt, et horum postulata tertium repetita 
pro legibus esse volunt, <iuamquam a Rege minimum confirmata (wie 
diess auch in der berühmten Constitution der spanischen Cortes v. J. 1820. 
der Fall war) ; nara quid his dici potest ab ea, quam a Majoribus traditam 
accepimus, regni constitutione magis abhorrens? quid ad eum f u n d i t u s 
convellendam accomiuodatius? — Quid mirum igitur, si Reges de illa con- 
servanda solliciti, difficiles sc pracbeant in admittendis Statuum postu- 
latis, qiiae his opinionum commentis tamquam priucipiis innituntur. Cf. 
Projectuin di]>lomatis inauguralis in Actis Comit. a. 1791. pag. 108. Con- 
ditione 6. et plura in actis recentiorum comltiorum, quae rcccnsere taedet.« — 
Also Lakits in s. Jus publ. R. Hung. §. 210. wobei blos noch zur Vermeidung 
weiterer Missverständnisse zu wünschen wäre, dass cs unserm scharfsinnigen 
Critiker gefallen hiittc, der obigen Aeusserung noch eine etwas genauere 
Untersuchung zwischen den blos einfachen pos. Reichsgesetzen, die den 
Hauptgegenstand der s. g. gesetzgebenden Gewalt ausmachen, und den s. g. 
lL(.ivh.‘'0 rund- oder Fu ndamental-Gesctzen, die bezüglich ihres Ursprungs 
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2 . Eb«n 80 irrig ist die Ansicht Jener, welche hinsichtlich der 
gesetzgeben den Gewalt in ihrem vollen Umfange, eine solche 
Gemeinschaft zwischen dem Könige und den Ständen anneh- 
men, dass die letztem an der Ausübung aller indem Begriffe 
jener Gewalt enthaltenen Rechte noth wendig theilnehmen müs- 
sen : eine Ansicht, deren Unrichtigkeit schon das dem Könige 
allein und ausschliesslich, ohne allen Einfluss der Stände, 
zustehende Recht der Privilegien und Sanctlonirung der 
Gesetze zur Genüge beweist, q) 


schon die Principlen eines bilateralen Social-Vc rtrags in Anspruch neh- 
men, beizufUgen, um allen fernem Einwendungen der Gegenpartei iui Voraus zu 
begegnen. 

q) Auch bei diesem anscheinenden Gegensätze des kurz vorhergehenden 
Grandsatzes sind mehrere Abwege zu vermeiden, die uns weit von dem rich- 
tigen Sinne des 12. Ges. Art. v. J. 1791. abfUhren künnten. — Dahin gehört 
zuerst die Ansicht Jener, die da meinen, dass das in jenem Gesetz-Artikel dem 
Könige und den Ständen desReichesgemcinschaftlich zuerkanntc (specielle) 
Recht Gesetze zu geben, solche abzustcllen, und authentisch zu erklären, 
auch eine totale Gemeinschaft der ganzen gesetzgebenden Gewalt in sich 
fasse; was indessen sowohl dem buchstäblichen Wortlaute Jenes Gesetz- 
Artikels, der die erwähnte Gemeinschaft nur auf das spcciell angeführte 
Recht, keineswegs aber auch auf alle übrigen, in dem Begriffe der gesetz- 
gebenden Gewalt noch enthaltenen. Rechte bezieht, als auch dem Nachsatze 
des 3. Ges. Art. desselben Jahres 1791. »privilegiorum nibilominus colla- 
tione imposterum quoque penes solam legitime coronatam regiamMaje- 
statem permansura«, so wie auch der kön. Zusicherung, die in demselben 12. 
Ges. Art. unmittelbar folgt: vSua Majestas benigne dcclaravit, se jus hoc Sta- 
tuum i 11 i bat um conservaturam, atque prout illud a divis Majori biis suis 
acceperat, ita etiam ad aug. Successores suos inviolatum trans- 
missuram« etc. folglich dem feierlich anerkannten Reichsherkommen 
geradezu widersprechen würde. — Oder findet sich etwa Jemand, der beweisen 
könnte, dass das in der gesetzgebenden Gewalt mitbegriffene Recht des 
Königs, Privilegien jeder Art, sowie den Gesetz-Entwürfen und Statuten 
die kön. Sanction zu ertheilen, solche dann als anerkannte Reiebsgesetze 
zu promulgiren etc. die Stände des Reiches je allein, oder auch gemein- 
schaftlich mit dem Könige ausgeUbt hätten? — Andere meinten wieder jene 
Gemeinschaft der Gesetzgebung zwischen dem Könige und den Ständen 
so verstehen und nehmen zu können, dass man den positiven Theil derselben, 
nämlich das Recht Gesetze zu geben ctc. sammt der I nitiative, den Stän- 
den, und den negativen Theil — d. h. die Sanction derselben — dem 
Könige zuweise; wodurch dem Letztem blos ein beschränktes Recht, das s. g. 
Veto, den Ständen hingegen die ganze Fülle der gesetzgebenden Gewalt 
zukäme ; eine Theilnng, die augenscheinlich der ganzen Landesverfassung ent- 
VlrouU msfw. BtäMUrtcbl. IL 3 
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3. Nicht weniger irrig ist auch die Meinung Jener, welche das 
den Ständen des Reiches auf einem gesetzlichen Reichs- 
tage zukommendc Recht der Theilnahme an der Reichs- 
gesetzgebung, auch auf die in den s. g. General-Congre- 
gationen derComitate versammelten I’articular-Stände 
auBzudehnen, und solchen hiemit die blos den Reichsständen 
zukommenden Attribute des versammelten Reichstages fac- 
tisch zu vindiciren suchen; obgleich es ilmen nicht unbekannt 
sein kann, dass den Particular-Ständen in den Oomitats- 
Versanunlungen nur das Recht Partien lar-V'crordnungen oder 
die s.g. Statuten, und diese blos nach erfolgter königlicher 
Bestätigung, für den Kreis ihrer Gerichtsbarkeit gütig, zu 
erlassen, keineswegs aber eine unmittelbare Theilnahme 
an der Rcichsgesetzgebung, zustehe. r) 


gegen, und schon dadurch beiderseits unrichtig wUrc, dass dem K ö n i g e 
nach der Landesveriäasung die ganze gesetzgebende Gewalt theils allein, 
theils in Gemeinschaft mit den Ständen, den letztem hingegen nur die 
Theilnahme an der formellen Gesetzgebung, ohne weitern Einfluss auf das 
Privilegien- und Sanctions-Recht etc. zustehe — Daher <lem Könige 
nicht blos der s. g. negative Theil der gesetzgebenden Gewalt, sondern auch 
die volle activ-positive Theilnahme an der formellen Gesetzgebung, wie 
diess schon das durch die kön. Propositionen von ihm ausgeUbte Recht der 
Initiative beweist, und den Stunden, innerluilb der ihnen zugewiesenen 
Gemeinschaft oder Theilnahme an der formellen Ge.^etzgebung, nicht blos der 
activ-positive Anthcil daran, sondern selbst der negative, bei einer ver- 
neinenden Bcschlussnahme, gebührt; indem es bekannt ist, dass ohne ihre 
Einwilligung kein Vorschlag zum Gesetze wird, so wie auch gegenseitig 
kein noch so einhelliger Beschluss der Stünde, ohne die Genehmigung des 
Königs, je Gesetzeskraft erhtilt; wie diess auch Werböcz in s. Trip. II: 8. 
so klar und ausführlich, ganz in demselben Sinne, bezeugt, dass cs wahr- 
lich keiner weitern künstlichen Deutungen und Erklärungen über den wah- 
ren Sinn jenes 12. Ges. Art. v. J. 1791. hinsichtlich der dort ausgesprochenen 
G emeinschaft der gesetzgebenden Gewalt bei uns bedarf. 

r) Es bildete sich in der letztem Zeit, besonders seit dem Jahre 1825. unter 
manchen unserer Landes- und Zeitgenossen nach und nach die sonderbare 
Ansicht, dass die s. g. Municipal-Jurisdictioncn des Landes — die einzel- 
nen Comitatc — sobald sic in ihren General-L'ongregationcn versam- 
melt eine a. g. Universitas Statuuiu et OU. desselben Comitates bilden, und 
bei dieser Gelegenheit auch einige legislatorische richterliche etc. Func- 
tionen bezüglich ihrer Amtssphiirc ausüben, den Reichsstunden gleich — 
als gesetzliche — obgleich bezüglich ihres kleinern Wirkungskreises, nur dem 
Grade nach etwas geringere, Organe der gesetzgebenden Gewalt des 
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4. Da nach dem bisher beobachteten Reichsherkommen, die for- 
mellen Beichsgesetze auf den Landtagen nur nach Umstän- 
den und den Erfordernissen des Landes, oft nur bei zufälligen 
Veranlassungen, gewöhnlich jedoch hinsichtlich solcher Gegen- 
stände, die das öffentliche Wohl des Landes näher angehen, 
gebracht zu werden pflegen; so dürfte wohl nicht ohne Grund 
daraus zu schliessen sein: dass alle jene Angelegenheiten, die 
das öffentliche Leben des Staates näher berühren, und eine 
allgemeine für das ganze Land zu geltende Norm zu erhei- 
schen scheinen, in den Wirkungskreis der reiclistägigen 

Reiches anzuerkennen wUren,auf dieselbe Art ungefähr, wie dioss hinsichtlich der 
einzelnen Cantonc der Schweiz, oder auch der einzelnen Unions-Staaten 
Nor d- Amerika’s nach der Statistik jener Lander stattfindet. — Aber wer 
wird nicht gleich beim ersten Blicke die ungemeine Ideenverwirrung wahr- 
nebmen, die in den Köpfen Jener herrschen muss, die es nicht einschea, oder 
nicht einschen wollen, dass das Municipalwesen einzelner Comitate, die 
blos ihre Local-Angelegenheiten unter höherer Autorität zu besorgen 
haben, mit der Wirksamkeit eines rechtmassig versammelten Reichstages, so 
wie die s. g. Stande eines Comitats mit den Reichsständen, die die ganze 
Nation repräsentiren, nicht auf dieselbe Stufe gestellt werden könne; dass 
schon der blosse Vergleich jener mit diesen mehr als hinkend, der Vergleich 
aber mit den Schweizer Cantonen, und noch mehr jener mit den amerikani- 
schen Unions-Staaten, im ungarischen Staatsrechte vollends unstatthaft 
sei. — Oder weiset uns die ungar. Landesverfassung nicht ganz klar nach, dass 
an dem Maj estUtsrcchte der gesetzgebenden Gewalt in Ungarn — ausser 
dem Könige — nicht die einzelnen Comitate, sondern nur die Gesammt- 
heit aller durch ihre Vertreter, die zum Landtage rechtmässig berufenen 
Deputirten, Theil nehme, und dass dieser höchsten Gesetzgebung des 
Landes jede andere Corporation, Macht oder Municipal- und Gemeinde- 
Behörde im Lande als untergeordnet, und nicht coordinirt zu betrach- 
ten sei, woraus die weitern Folgerungen sich von selbst ergeben. — Wahrlich, 
es müsste als ein höchst bedenkliches Anomalon des ungar. Staatsrechts jene 
Ansicht erkannt werden, in deren Sinne man die einzelnen Municipalitäten 
oder Stände des Landes für einen dem grossen gesetzgebenden Körper 
des Reiches analogen, mit gleichen Befugnissen und Vorrechten wie jenen, 
ausgestatteten politischen, Körper gelten lassen wollte. — Denn wenn diese 
Ansicht richtig wäre, so müsste das Königreich U ngarn bald in eben so viele 
Cantone, oder kleinere Staaten, als dasselbe Comitate zählt, zerfallen, die von 
einander unabhängig und autonom, höchstens durch ein lockeres Födera- 
tivband zusammen gehalten, nach dem Beispiele so vieler ähnlichen Staaten- 
bUndc in der Geschichte, früher oder später der Anarchie, oder dem Despo- 
tismus als sichere Beute zum Opfer fallen würden. — Vergl. Trip. III: 2. §. 8. 
1728:58. 1791 j^lS. cto. 

5 * 
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Landcsgeaetzgebung einbezogen worden können; besonders, 
wenn dadurch zugleich den auf keine andere Art eben so schnell 
und wirksam zu heilenden Gebrechen und Beschwerden des 
Landes abgeholfcn werden dürfte; s) daher mag 
5. Ohne weiters auch gefolgert werden: dass sich die Wirksam- 
keit der gesetzgebenden Gewalt im Lande, folglich auch 
der gesetzliche Einffuss der Stände des Reiches auf die 
Gesetzgebung desselben, auf alle Zweige der öffentlichen 
Verwaltung, und die Ausübung aller jener Majestätsrechte 
mit voller Berechtigung erstrecke, die ihrem Wesen nach und 
aus dem Begriffe der höchsten Staatsgewalt nicht bestimmt 
genug, der vollziehenden Macht keinen festen Anhaltspunkt 
bieten, vielmehr der Unterstützung der gesetzgebenden 
Gewalt als bedürftig erscheinen;«^ da jene nach dem 12. Ges. 
Art. vom Jahre 1791. die Majestätsrechtc nur im Sinne der 
Gesetze auszuüben berechtigt ist. 

») Die Richtigkeit dieses Grundsatzes wird beider Anwendung desselben 
in der zweiten Abtheilung dieses Werkes §. 73. etc. wo hei den ReichtSgen 
auch die Frage: welche Gegenstände eigentlich als Objecte der Uiätal- 
Verhandlungcn im Sinne der Landesverfassung anzusehen wären? an die 
Reihe kömmt, näher ersichtlich werden. 

0 Hieraus kann nun leicht auch die Ursache entnommen werden: warum 
die von den meisten Staatsrecbtslehrern bei uns angenommene Eintheilung der 
Majestütsrechte des ungar. Königs in s. g. vorbohaltene und mitgetheilte, 
oder Reservat- und Comitial-Rechte — nie mit vollem Erfolge — vollstän- 
dig durchgeführt werden konnte? — Der Beweis liegt klar vor den Augen schon 
bin der hier erörterten gesetzgebenden, so wie der nächstfolgenden voll- 
ziehenden Gewalt, und den Übrigen specicllen Majestiitsrechten. — Nämlich 
schon bei der erstem gesetzgebenden Gewalt ergab es sich, d.ass solche im Sinne 
der Landesverfassung in ihrem ganzen Umfange weder ausschliesslich den 
Reservat- noch den Comitial-Rechten zugewiesen werden könne, indem 
solche hinsichtlich einiger Functionen, wie des Privilegien- Sanctionsrechts etc. 
dem Könige allein und ausschliesslich — hinsichtlich der übrigen jedoch, 
als des Rechtes Gesetze zu geben, aufzuheben, zu erklären etc. demselben nur in 
Gemeinschaft der Stände des Reiches zustehc; folglich die ganze gesetz- 
gebende Gewalt einem oder dem andern Factor derselben ausschliesslich 
zuzuweisen, ein Verstoss gegen die Landesverfassung, und ein bedentender staats- 
rechtlicher Irrthum wäre. — Aehnliches findet auch hinsichtlich der vollzie- 
henden Gewalt statt, wenn solche als von der gesetzgebenden gänzlich 
getrennt und unabhängig gedacht werden sollte; eine solche Trennung 
widerspricht ja schon dem BegnlTc derselben, die ja hauptsächlich das in Aus- 
führung zu bringen habe, was die Staatsgesetze anordnen; soll sie hingegen 
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6. Sollten jedoch einige Gegenstände oder Angelegenheiten des 
Landes vorläufig bereits durch Gesetze oder Rcichsherkom- 
men dem ausschliesslichen Verfügungsrechte des Königs 
ausdrücklich Vorbehalten sein: so bleibt natürlich dem Letztem 
das Recht unbenommen, hinsichtlich jener Gegenstände auch 
üline allen Einfluss der Stände des Reiches, rechtskräftig, 
durch die oben erwähnte königl. Verordnungen — sic mögen 
übrigens unter welcli’ immer Namen mittelbar oder unmit- 
telbar von ihm ausgehen, Allee das anzuurdnen, was ihm nach 
seinem besten Wissen und Gewissen dem Wohle des Lan- 
des als erspriesslicb oder angemessen erscheint, u) — Ja sogar 

wie im Siimc der Ungar. Veifassung so von der letztem abhängig gedacht 
werden, dass sic nur im Sinne derselben gesetzlich fungiren könne, so kann 
dieselbe ausschliesslich wieder weder den Reservat- noch den Comitial- 
Rechten zugezahlt werden. — Wollte uns hier Jemand cinwenden: Und was 
daun, wenn Uber gewisse Gegenstände des ölTcntliclien Rechtes gar keine 
positiven Gesetze im Lande vorhanden wären? dergleichen Fälle doch nicht 
selten Vorkommen. — Bei dieser Frage dürfte doch kein Rechts- und Staats- 
gelehrter um die Antwort verlegen werden, dass nämlich in einem solchen beson- 
dem Falle der höchsten Staats- oder auch nur der cxecutivcn Gewalt, ohne 
Weiters das Recht zustUnde, im Wege eines provisorischen Gesetzes jene 
Massregeln auzuordnen und auszufUhren, welche die Sicherheit und Wohlfahrt 
des Staates peremptorisch erheische; zwar nicht aus eigenem Rechte der 
vollziehenden, sondern dem blos für den Fall ausnahmsweise proviso- 
risch delcgirten Rechte der gesetzgebenden Gewalt; welche Vorsorge fUr 
ähnliche Fälle in den Gesetzen der amerikanischen Unions-Staaten nicht 
selten vorkömmt — und auch bei uns hinsichtlich mehrerer spocicllcn Majo- 
suitsrechte Air ähnliche Fälle als wunschenswerth erscheint, wo dieser Einfluss 
sich als nothwendig herausstellt. Ist aber eine solche Nothwendigkeit nicht 
vorhanden, oder auch bereits hierüber eine positive Vorsorge durch die vor- 
handenen Gesetze getroflen, so ist kein Grund zu einer ähnlichen Ausnahme 
vorhanden, und der Fall müsste in der Regel der Machtvollkommenheit der 
höchsten Staatsgewalt ausschliesslich anheimgestellt werden, wie unten aus 
§. 50. das Nähere zu entnehmen ist. 

u) Dieser Grundsatz findet im K. Ungarn hauptsächlich seine Anwendung 
in den aus dem höchsten Fatronatsrechte des Königs flicssenden Befug- 
nissen hinsichtlich der kath. Religions- und Kirchen-Angelegcnheitcn, 
Uber die sich Gustermann in s. Kirchcnrcchtc I. Th. §. 8. Anm. a) nicht 
unrichtig auf folgende Art äussert: rObschon der König von Ungarn seit dem 
Jahre 1406. (vcrgl. hierüber oben die Anm. b) in Ausübung der gesetzgebenden 
Macht an die Einwilligung der Stände gebunden ist, so erstreckt sich doch 
diese Beschränkung nicht auch auf die Gesetze, welche der König in Kirche n- 
Angelegcnheiten ergehen lässt. — Solche Gesetze macht der König (für die 
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7. Wenn nachgewiesen würde, dass ähnliche Gegenstände und 
Angelegenheiten zuweilen durch den König einer reichstäg- 
lichen Verhandlung zugewiesen, und mit Einvernehmen und 
Beistimmung der Reichsstände durch ein hierüber unter kön. 
Sanction erschienenes Reichsgesetz erledigt worden wären: 
so dürfte dennoch in ähnlichem Falle diese Theilnahme der 
Reichsstände daran, vom staatsrechtlichen Standpunkte aus 
betrachtet, nicht gleich als eine in dem Fall unumgänglich 
nothwendige, sondern nach Umständen auch als von dem 
Gutdünken des Königs abhängige, daher nur die Eigen- 
schaft einer s. g. berathenden, nicht entscheidenden Stimme 
(voti deliberativi non decisivi) mit sich führenden Mass- 
regel anzusehen sein; die folglich nie zum Nachtheil der dem 


kath. Kirchengenoasen) kraft des Jus circa sacra, und aupremi patrona- 
tus regii, in dessen A.nsUbung er unbeschrankt ist. — Zwar findet man viele 
Kirchengesetze, welche auf dem Reichstage gemacht wurden, aber nur auf die 
Bitten der Stande, wie oben in der Anm. s) z. §. 37. von dem Verf. des Rosen- 
mann Ungar. Staatsrechts nicht unrichtig bemerkt wurde. — Der Ges. Art. 
26: 1791. steht auch unter den Di Stal -Artikeln, er hat aber schon seine 
Gesetzeskraft durch die kön. Resolution v. 7. Nov. 1790. erhalten. — In 
katholischen Kirchenangelegenheiten sind ja viele Gesetze von M. The- 
resia, Joseph II. Franz I. ohne Landtag in Ungarn erlassen worden, deren 
Giltigkeit Niemand angefochten hat. — Mit Wahrheit konnte, also K. 
Joseph II. sagen: »Er mache diese Verordnungen in Kirchensachen ex emi- 
nenti potestate et anctoritato regia sua, eoque, quo circa sacra 
etiam in Hungariae cumprimis regno, adnexisque ei provinoiis, qua Rex 
Apo stolicus gaudet, supr emo j u re:: in Reser. dd. 20. mart. 1781. in Collect. 
Resol. II. p. 90. — Selbst der ungar. hohe Clerus sagte auf dem Reichstage 
V. J. 1790: »Negotium Religionis uni Rcgiae Majestati delatum::, aber 
aus einem falschen Grunde; denn der Ges. Art. SO. v. 1715. deferirt dem Könige 
nicht erst diese Gewalt, sondern setzt sie im Eingänge §. 1. 2. schon vor- 
aus: »Dieses Recht gebühre nur dem Könige.« S. Landtags-Diarium vom J. 
1790. p. 122. etc. Und das, was hier Uber die ausschliessliche gesetz- 
gebende Gewalt des Ungar. Königs hinsichtlich der kath. Religions- 
und Kirchenangelcgenheiten gesagt wurde und noch in dem folgenden 7. 
Corollar dieses Paragraphen binzugefUgt wird, findet eine analoge Anwendung 
auch bei den specicllen s. g. materiellen Majestäts-Rechten, als dem Rechte 
des Kriegs, Friedens, der Waffen, der Begnadigung, der obersten 
Polizei und Aufsicht, dcrAemtcr, Ehren, Würden, der Finanzen, des 
kuBsersten Rechts ctc. in wie fern dabei nach der Landesverfassung irgend ein 
Einfluss der Stände des Reiches als nothwendig, zulässig oder nicht 
zulässig erscheint. 
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Könige krafl des monarchischen Principe zukommenden 
Machtvollkommenheit, oder der ihm durch die Staatsverfas- 
sung vorbehaltenen Majestätsrechte, gedeutet werden solle. 
— Uebrigens 

8. Da in dem bisher üblichen Corpus Juris Hungarici die 
von den Sammlern desselben zusammengebrachten positiven 
Gesetze des Landes jeder Art Vorkommen, ohne dass angezeigt 
oder auch nur leise angedeutet wäre: ob dieselben blos der 
absoluten und unumschränkten Willkür V,) der Könige, 
oder auch unter der gesetzlichen The.ilnahme und Beietim- 
mung der Stände des Reiches, oder mittelbar dem Willen 

Wenn Jemand an dem etwas barten Ausdrucke: »Willkür,« der im 
L:iteinisehen nur mit »brutiim arbitrium« genau übersetzt werden kann, 
einigen Anstoas nehmen, uml in der Tliat bezweifeln wollte; ob bei dem 
bekannten Freiheitssinne der ungar. Nation es je möglich gewesen wkre 
dass die im Corp. Jur. Hung. noch vorhandenen Gesetze aus der frühem 
Periode der blossen Willkür ihrer Könige ihren Ursprung zn verdanken 
gehabt hatten, der lese die altern Decrete der erstem Könige an der Hand 
der Geschichte, lese ferner die Vorrede der goldenen Bulle K. Andreas II. 
oder die Verordnungen Luilwig I. Sigmund’s, die vertrauten Briefe des 
Mathias Corvinus, endlich das oflene Ge.staudniss des genauen Kenners 
unserer frühem heimischen Rcichszustandc, des vielgenannten Wer böcz gleich 
zum Anfänge seiner Vorrede des Tripartitums, als Illustration zu dessen II: 
Tit. 3. in folgenden Worten: »Cum apud nostrates eo in genere (nämlich in der 
vaterländischen Gesetzgebung) nihil hactenus exstiterit, aut origine 
diuturnum, aut sanctione stabile, aut perenni usu et observantia robo- 
ratum, sed ex cujusque ferc Principis ac Regis nutu et arbitrio, 
novac constitutiones, novaque edicta, per singulas nedum aetates, sed 
paucissimorum quoque annorum spatio emsnaverinU etc. — Doch ohne uns 
dabei noch Iknger aufznhalten, finden wir es weit angemessener, hier am Schlüsse 
• der Erörterung Uber die gesetzgebende Gewalt bei uns, die Aufmerksamkeit 
unserer Leser nochmals auf die Nothwendigkeit einer critiseben Würdigung 
und Sichtung der im Corp. J ur. Hung. vorhandenen Gesetze, und vorzugsweise 
auf die bereits im Texte oben aufgestellte Frage zu lenken : Ob der im Sinne der 
neuern Gesetze den Stünden des Reiches zuerkanntcAntheU an derKeichsgesetz- 
gebung, und ihr Einfluss auf die Rcichsangelegenbeiten, in jedem besondern Falle 
durchaus für noth wendig, vom Könige und den Stünden als solcher anerkannt, 
von den letztem postulirt, und vom Könige als solcher auch gestattet 
worden? oder ob diese nur aus alter Gewohnheit, als eine vom Gutdünken des 
Königs abhüngige, daher nur die Eigenheit einer s. g. barathenden, nicht aber 
besch liessenden Stimme mit sich führende, Massregel anzuschen sei? wie diese 
durch Beispiele an mehreren, bei der Ausübung des k. Patronats- u. a. speciellen 
Majestütsrechte öfters vorgekommenen, Fällen naebgewiesen werden kann. 
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des Volkes, und zwar nothwendigerweise, oder nur nach 
dem Gutdünken der Könige, entflossen wären? und da auch 
der aus dem Gewohnheitsrechte und dem Reichsherkom- 
raen geführte Beweis ähnlichen, wo nicht grossem, Beden- 
ken unterliegt, so liegt cs klar am Tage: warum in dem 
Staatsrechte des K. Ungarn, hinsichtlich der Ausübung 
der Majestätsrechtc, nicht nur unter den Rechts- und 
Staats-Gelehrten, sondern selbst zwischen dem Könige und 
den Ständen des Reiches, eine so grosse Verschiedenheit 
und Unsicherheit der Ansichten, Meinungen undGrund- 
sätze, die nicht selten eine eben so grosse Entfremdung, wo 
nicht Erbitterung der Gemüther, von Hass, Argwohn und 
andern unedlen Leidenschaften begleitet, nach sich zieht, seit 
jeher geherrscht habe ? — welche Mängel und Gebrechen zeit- 
gemäss zu heilen oder zu lindern, nur einer weisem Gesetz- 
gebung der Zukunft — unter Beihilfe der Wissenschaft — 

' Vorbehalten sein dürfte. 

Mehreres über diese gesetzgebende Gewalt — insbesondere 
was die Ausübung dieses so wichtigen Majestätsrechtes durch die 
s. g. Reichs- oder Landtage in Ungarn näher betrifft, wird in 
dem II. Haupttheilc dieses Werkes, der von der Verwaltung 
dieses Königreichs handelt, der Ordnung gemäss nachfolgen. 

§. 41. — II. Die vollziehende Gewalt. 

Der gesetzgebenden Gewalt steht in dem Staatsorganismus 
nothwendigerweise ein gleich allgemeines Majestätsrecht zur Seite, 
nämlich die vollziehende Gewalt (potestas executiva), als die 
getreue Dienerin und Vollstreckerin alles dessen, was die gesetz-^ 
gebende Macht zur Rcalisirung der Staatszwecke, als nothwendige 
oder angemessene Mittel, anzuordnen für gut befunden hat; a) und 

Ueber das gegenseitige gehörige Verhältniss zwischen der gesetz- 
gebenden und vollziehenden Gewalt im Staate, das nach dem so missgedeu- 
teten Aussprüche und Vorgänge des berühmten Montesquieu (in s. esprit des 
loix XI: 6.) viele Staatslehrer in eine totale Trennung und Absonde- 
rung dieser Gewalten setzten, woraus dann so viel Unheil in der franz. Revolu- 
tion und sonst entstand, verdient unter andern vorzüglich verglichen zu werden : 
Ancillon: Üeber den Geist der Staatsverfassungen etc. p.29.— Pölitz: Staats- 
wissensch. etc. 1. B. §. 29. etc. — Schmalz: Staatsr. p. 356. — Weber: Politik 
p. 90. — Wagner, Haller, Rotteck, Jordan etc. 
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diese zwar selbst mit Anwendung von physischem Zwang gegen 
Widerspenstige, bei denen gelindere Mittel nicht genügen; in 
soferne diese bei möglichster Schonung der bürgerlichen Frei- 
heit, für die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt als nothwendig 
erscheint, h) 

Diese vollziehende Gewalt ist in Ungarn nach der Landes- 
verfassung in ihrem vollen Umfange, d. h. mit allen den in ihr 
mitbegriffenen Rechten 

a) Dem Könige so eigen, dass sic jede unmittelbare Thcil- 
nahmc der Stände des Reiches, sei es in Rath oder That, aus- 
schliesst ; wie diese, ausser den altern und neuern Landesgesetzen 


h) Damit die individuelle bürgl. Freiheit, bei den im No th falle gegen 
Widerspenstige von der executiven Gewalt anzuwendenden Zwangs- 
Massregeln, so viel als unter solchen Umständen möglich schonend behandelt 
werde, scheint cs der politischen Klugheit angemessen, gesetzlich die Fülle, in 
denen, so wie die Art und Weise, wie jene Zwang^massregeln in solchen Fällen 
durch die höchste Gewalt im Staate in Anwendung zu bringen wären — näher 
zu bestimmen, um jedem Missbrauch von Seite der letztem möglichst vorzu- 
beugen. — So wird in England, Frankreich, Belgien, und andern consti- 
tutioncllen Staaten, gesetzlich in ähnlichen Fällen erfordert, und den 
betreffenden Localbehörden unter schwerer Verantwortung zur Pflicht 
gemacht : bevor sie zur Anwendung von Waffengewalt gegen tumultuirendc 
Bürger schreiten, eine feierliche Verkündigung des s. g. Martial- oder 
Kriegsgesetzes vorauszuschicken, durch welche an sich ohnehin gelindere 
Massregel gewöhnlich die Anwendung der Waffengewalt überflüssig 
gemacht wird. — Bei uns blieb bisher die Wahl solcher Mittel und Massregeln 
gewöhnlich dem weisen Ermessen der Ortsbehörden anheimgestellt. — Es ist 
übrigens nicht so leicht, in ähnlichen Fällen die zweckmässigsten und 
wirksamsten Mittel gleich zu treffen ; da hier die Gefahr gleich nahe liegt, 
einerseits durch zu grosse Strenge der individuellen bürgl. Freiheit zu nahe 
zu treten, andererseits wieder durch zu grosse Schlaffheit und Nachgiebig- 
keit gegen einen übermüthigen ausschweifenden Pöbel, das Ansehen der 
Behörden, und zuletzt der höchsten Macht im Staate (von deren Erhaltung die 
Sicherheit und Wohlfahrt des Staates abhängt) preiszugeben, oder zu gefährden. 
Die wahre bürgl. Freiheit hat von einer energischen Ausübung der höch- 
sten Staatsgewalt nichts zu befürchten, ganz im Sinne jener gewichtigen Aeus- 
serung unsers freimüthigen Lakits: »Si legibus servire, ca demum vera est 
in civilibus consociationibus libertas, ut cel. Montesquieu (in s. Esprit I. 3.) 
aitjdum summi Principes contemptum legum vindicant, ac ne impune a.quoquam 
violentur, pro auctoritate sua provident, quid agunt aliud, quam ut licentiae 
improborum modum ponant, utomnibus aliis libereetsccure vivere liceat?'« 
Cf. Jus publ. etc. §. 232. 
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vom Jahre 1507t Gcs. Art. 20. 1514: 63. 1.326: 17. 1527: 3. 
1563: 30. 1552: 7. 1609: 26. 1613: 35. 1638: 72. u. a. m. aus- 
drücklich in der neuesten Zeit der klassische Grundgesetz- 
Art. 12. vom Jahre 1791. unumstösslich dadurch beweist, dass 
’ auf die im Vordersätze ausführlich normirte Theilnahme 
der Reichsstände an der <;esctzffebcnden und richterlichen 
Gewalt, hinsichtlich der vollziehenden am Schlüsse, gleich- 
sam im Gegensatz zu dem vorhergehenden, die Worte beige- 
fügt werden: «Executiva autem potestas nonnisi in sensu 
leg um per Kegiam Majestatem exercebitur.« — Dasselbe 
bestätigt auch die am Schlüsse der Krönungsdiplome übliche 
Clausei: »haec omnia et ipsi observabiraus, et per alios 
observari faciemus«, die mitunter auch in dem Krönungs- 
eide und den Reichsdecreten vorzukommeu pflegt. — Eben so 
der historische Beweis über das in allen Zeitperioden der 
Ungar. Geschichte übliche Reichsherkommen; kraft dessen 
die Ungar. Könige stets ihre Machtvollkommenheit bis ins- XV. 
Jahrhundert, meist ohne irgend einen Einfluss der Stände, so 
wie» spä ter die s. g. vollziehende Gewalt, innerhalb der 
gesetzlichen Schranken auszuüben pflegten; wie aus Fejör Cod. 
dipl. IX. B. 7. Vol. u. a. Geschichtsquellen ersichtlich ist; einige 
einzelne Fälle ausgenommen, wo unter der schwachen 
Regierung eines Andreas II. Wladislaus II. und Lud- 
wig II. etc. oder während der Kriege und Wirren des XVI. 
und XVII. Jahrhunderts, die Grossen und Stände des Reiches 
mitunter auch einige Attribute der vollziehenden Gewalt zu 
usurpiren, und dadurch Eingriffe in die höchste Gewalt 
zu wagen sich erlaubten, c) 

c) Dass diese und ähnliche Eingriffe in die executive Gewalt des 
Königs (dergleichen in den Zeiten des Faustrechts nicht selten die grossen 
Dynasten des Reiches, in der neuern Zeit aber sogar die vom Könige zur 
Handhabung seiner Executive eingesetzten öffentlichen Behörden, daher 
auch die gesetzlichen Organe der höchsten StaatsgCAvalt genannt, nebstbei 
auch die Ver.sammlungen einzelner Comitate undStMdte etc. sich erlaubten) 
dessen wesentlichen Rechten weder in derGcgonwart noch für die Zukunft, 
ohne dessen oder seiner Nachfolger Zustimmung, irgend einen Nachtheil 
zufügen können, vielmehr blos als thatsüchliche, jedes rechtlichen Grundes 
ermangelnde, daher rechtlich an sich ungiltige, ja strafbare Handlnngen 
anzusehen sind, kann schon daraus entnommen werden: dass auch in dem ent- 
gegengesetzten analogen Falle, wo ähnliche einseitige Eingriffe in die 
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Indessen so gross auch die Machtvollkommenheit der Ungar. 
Könige hinsichtlich der vollziehenden Gewalt, besonders in den 
Händen energischer Herrscher gewesen sein mag, so war sic doch 
im Sinne der Landesverfassung nie völlig unbcscliränkt; denn 
fl) Nachdem der oben erwähnte Grund-Gesctzartikel 12. vom Jahre 
1791. deutlich aussprieht; dass diese Gewalt in l^ngarn durch 
die königl. Majestät nur im Sinne der Gesetze ausgeübt 
werden solle, welche, wie bekannt, in Ungarn nur im gemein- 
schaftlichen Einverstehen des Königsund der Stände des 
Reiches gebracht werden: so wird schon durch diese Bedingung 
allein der Ausübung der höchsten Macht eine gesetzliche 
Schranke gezogen, die sie nicht überschreiten darf, ohne den 
Ständen des Reiches gerechten Anlass zu Beschwerden d) 


Rechte der Stände von Seite des Königs, oder der Regierung sUittrimleo, 
dieselben dadurch nur eine zeitweilige factisehc Verletzung erleiden ; die 
früher oder später von einer reichstägigen Uebereinkunft ihre Heilung zu 
gewärtigen haben ; wie diese die Decrete der zwei merkwürdigsten LandUigc 
V. J. 1791. und 182*/7. wo ähnliche Streitigkeiten bcigelegt wurden, zur Genüge 
beweisen. — Der Wortlaut des 3, Ges. Art. v. ,T. 1827. verdient in dieser Bezie- 
hung inabes. von beiden der dabei interessirten Theile sorgfiltig erwogen zu 
werden: »Ad tollendam Statuum et OO, de conservnndis in suo vigore legibus 
fundamentalibus sollicitudinem ex practeritis eventibus ortam (quo- 
rum effectus caeteroquin jam benigne sublati sunt) Sua Mujestas SSma de eo 
plene persuasa: quod feli citas Regis et Regni e.xacta legum observantin 
et incolumitate nitatur; atque si juribus seu Kegis seu regni Statuum 
decerpatur quidquam, legum et legalis regni systeinatis eompages, 
saeculorum usu roborata subruenda sit, benigne declarare diguataest: quod 
praecipuis accenseat curis, eonstitutionem hujus regni, inaiigurali suo jura- 
mento ärmatam, omni tempore tueri et conservare.« 

dj Beschwerden, die sich auf Ueberschreitung positiver Gesetze von 
Seiten der ausübenden Gewalt gründen, werden in den neuern Gesetzen — 
obwohl von Werböcz'in s. Trip. II. 3. in diesem Sinne noch nicht gebraucht — 
gravamina, hingegen die auf den Geist der Constitution gestüzten W ünschc 
der Nation Fostulate — gleichsam Forderungen, und zwar beide, wenn sie 
baldige Abhilfe dringend erheischen, vorzugsweise, um nicht länger zu 
schmerzen, in Verhandlung zu nehmen wären, praeferentialia genannt, der- 
gleichen in dem Landtage v. J. 1830. vorgekommen sind. — Vergl. Orosz 
Ungarns gesetzgebender Körper auf dem Reichstage zu Pressburg im J. 1830. 
sammt Aktenstücken etc. in II. BB. Leipz. 1832. 8. — ferner Collectio reprae- 
sentaUonnm et Protocollorum II. Voll. Pest. 1790. 8. — so wie auch Repraesen- 
tationes Cottuum Castriferrei, Gömör, Bihar, Pest etc. 1790 — 1798. fol. — 
and Bepraes. c. Bars insbea. v. J. 1812— 182Ö. in Msc. 
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zu geben, die zu unangenehmen Discuasionen auf dem näch- 
sten E eichstag führen, und wieder nur durcli gegenseitiges 
Einverständniss gehoben werden können; wovon häufige 
Spuren in den Reiclisdecretcn jeder Zeit, die merkwürdig- 
sten jedoch aus den Reichstägen des Jahres 1791. und 1827. 
Vorkommen. — Da jedoch dergleichen Beschwerden und Colli- 
sionsfiille zwisclien dem Könige und den Ständen möglichst 
zu vermeiden, in beiderseitigem Interesse liegt, so fordern 
die Landesgesetze 

ß) In der Voraussetzung, dass dergleichen Misshelligkeiten nur aus 
einer ungenügenden Kenntniss der heimischen Zustände 
und Gesetze, die Auswärtigen doch weniger .als den Landos- 
kindern bekannt sind, herrühren können; sehr häufig, insbeson- 
dere vom Jahre 1498: 7. 1500: 10. 1559: 8. 15G3:35. 1569: 38. 
1608: 10. und 11. v. d. K. 1618: 8. 1622: 2. 1638: 1. und 16. 
1649: 8. 165!l: 1. 1681: 27. 1715: 18. 1741: 11. 13.15.61. 
1791: 12. 14. und 17. als eine Art politischer Klugheits- 
Maxime: »Ut Rex in negotiis publicis regni, consilio et 
opera Ilungarorum utatur, hoeque fine Consilium R. hoc. 
Hung. velut supreinuin in Politicis in R. Hungariae dica- 
sterium, ex instituto suo, omni sua legali, quae ad offectum 
Icgum procurandum, et antevertendam illarum laesionem 
ncccssaria cst, activitate gavisurum: si quaepiam praeter 
spem illcgalia in regnum (a potestate executiva) expediren- 
tur mandata, relate ad ea Suae Majestati SSmae, ex fide, qua 
eidem regnoque obstrictum cst, sub versautes rcflcxioncs 
repraesentare tcncatur; quarum Sua Majestas pro regio 
suo munere, factaque solenni de legibus observandis 
sponsionc.justam rcflcxionemhabitura est: Comitatuum, 
cunctarumque regni jurisdictionum legali consistentia 
et activitate alioquin salva permanente«, wie die ausdrück- 
lichen Worte des Ges. Art. 14. vom Jahre 1791. lauten, die 
auch in dem oben angeführten 3. Ges. Art. des Jahres 1827. 
ihre praktische Anwendung fanden, e) 

e) Sollte der Fall cintreten, wie cs nach dem Zeugnisse der oben erwähnten 
Diatalakten schon öfters geschehen ist, dass durch die vollziehende Gewalt 
einige Verordnungen in Ungarn erlassen werden möchten, die den Landes- 
, oder gar den Grundgesetzen des Reiches widersprechend, daher ungesetz- 
lich befunden werden könnten, so stünden ja auch in diesem Falle (dessen 
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Üebrigens dürfte hier die oben angedeutete Bemerkung nicht 
überflüssig sein, dass die vollziehende Gewalt- des Königs von 
Ungarn — wie jedes andern Landesfürsten — nicht in der blossen 
Beobachtung und Vollziehung der Landesgesetze bestehe 
(obgleich solche wohl den wichtigsten und edelsten Gegenstand 
der laudesfürstlichen Fürsorge ausmacht), auch nicht zu einer 
blossen Dienerin und Vollstreckerin der Organe der Staats- 
verwaltung herabgewürdigt werden könne, sondern dass sich ihre 
Wirksamkeit auf alle Verhältnisse des innern und äussern 
Staatslebens gleich erstrecke, und sie daher über alle rechtlichen 
und wirksamen Mittel und Bedingungen zu gebieten habe, durch 
welche die Verfassung des Staates nach allen ihren einzelnen 
Theilen und Vorschriften vollzogen werden kann und soll./) 

§. 42. — B) Die besoaderii Mf^estätsrechte des Königs von 
Ungarn, und zwar 1. das Recht des Krieges, Friedens, der 
Bflndnisse, Gesandtschaften etc. 

Die Wirksamkeit der höchsten und insbesondere der vollzie- 
henden Gewalt im Staate erstreckt sich zwar ihrem Wesen nach 
auf alle Verhältnisse des innern und äussern Staatslcbens gleich, 
wie eben (§. 41.) nachgewiesen wurde: doch tritt solche äusserlich 


ungesetzlicher Thatbestand hier als evident vorausgesetzt wird) den Stun- 
dendes Reiches dieselben gesetzlichen Mittel und Massrcgeln zu Gebote, die 
in den Landesgesetzen vom Jahre 1723: 112. 1791: 14. 1827: 3. etc. die Art und 
Weise angeben, wie dergleichen Ausschrei tungen der vollziehenden Gewalt 
ira gesetzlichen Wege, nicht aber nach dem schwankenden subjectiven 
Urtheile der einzelnen Staatsbürger Einhalt gethan, und dieselbe wieder in die 
gesetzlichen Schranken — ohne lernern Nachtheil des Landes — zurückgeführt 
werden können. — Die von Einigen hier in Antrag gestellte einfache Besei- 
tigung und Nichtbefolgung der k. Verordnungen — nach Art der von den 
hohem Behörden erschlichenen gerichtlichen Mandate, durch den gesetz- 
lichen Richter — kann hier, als eine irrige, übereilte, weder nothwendige noch 
dem Zwecke angemessene Massregel, durchaus keine Anwendung finden. — • 
Vergl. unten §. 44. Anm. 1) etc. 

f) Da es allgemein anerkannt ist, dass keine positive Gesetzgebung auf 
eine absolute Vollständigkeit Anspruch machen könne, so erhellt schon 
daraus klar, dass sich die Wirksamkeit der ausübenden Gewalt im Staate 
nicht auf die blosse Vollziehung der bestehenden pos. Gesetze des Landes, 
sondern im weitern Sinne auf alle Verhältnisse des innern und äussern 
Staatslebens gleich erstrecke, wie diess auch bereits die berühmtesten Staats- 
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nirgends so bedeutend hervor, aIs in der Ausübung der s. g. äusscrn 
Majestätsrechte, die sich auf die äussern Verhältnisse des Staates 
bczielicn, hinsichtlich deren die Machtvollkommenheit der Könige 
Ungarns abermals im Sinne der Landesverfassung bald als völlig 
unumschränkt, bald als beschränkt, und an die Theilnahme und 
Beistimmung der Stände des Reiches gebunden, erscheint; — 
nämlich 

a) Das Recht des Krieges, Friedens, sowie der Verträge, 
Bündnisse, Gesandtschaften, kurz das Recht, seinen Staat 
in den äussern Verhältnissen zu andern Staaten und V'ölkern 
zu repräsentiren a) scheint als ein wesentlicher Bestand- 
theil der höchsten Staatsgewalt, sowie stets und überall fast 


lehrer der neuern Zeit förmlich anerkannt haben; im deren Sinne ganz richtig 
der umsichtige Fublicist Ungarns, Lakits §. 231. s. Jus publ. Hung. sich hier- 
über so öussert: »Cave, credas, in nuda legum, ordinationnm, mandatorum pos. 
custodia sitam esse omnem Regis executivam potestatem: eminentior 
illa est et latius patens, quam ut his angustiis concludi, et ad nudi mini- 
stcrii utilitatem detrudi possit ; nulla certe pars est administrationis publ. 
in qua,, dum res communis postulat, illa vim suam non exerceat.« — Aber 
noch ein anderer Irrthum lliesst gewöhnlich aus dem so engen Begriff der 
e.x ec uti V en Gewnlt, jener niimlich, die da tneinen : die ganze Machtvollkommen- 
heit der höchsten Staatsgewalt bestehe, wo nicht einzig, doch hauptsächlich 
nur in der executiven Gewalt, wde sic sich Ungefähr in der Machtiulle eines 
Präsidenten der uinerikanischen Unions-Staaten darstellt; welche Parallele 
jedoch in Bezug auf den souverainen König von Ungarn durchaus irrig, 
und selbst nach Werböez II. 3. unzulässig erscheint. 

a) Diess 8. g. Rep räsentations- Recht der Souveraine hinsichtlich ihrer 
Staaten war seit jeher in dem Begriffe der höchsten Staatsgewalt enthalten, und 
auch praktisch ausgeübt, ganz in demselben Sinne, w’ie es die neuern Staats- 
rechtslehrer unter der neuern Benennung meinen; wie diess aus folgenden 
A\'orten eines derselben erhellt: »In allen Beziehungen, wo der Staat als ein 
Ganzes erscheint, wird derselbe durch den Regenten dargestellt. Die Würde 
des Staates geht auf den Regenten über, und ist von ihm so unzertrenn- 
lich, dass auch in dem Regenten keine Würde völkerrechtlich anerkannt 
werden kann, welche nicht zugleich auf die Substanz (d. h. den Staat) über- 
ginge. Der Regent ist daher oberster Repräsentant seines Volkes und des 
Staates, und Fürst und Staat sind in dieser Beziehung wirklich Eins, aber 
nicht im Sinne jener Worte Ludwig XIV. »L’etat c’est moi,« durch welche 
dieser andeuten wollte: da.ss er alle Zwecke seines Volkes seinen persön- 
lichen fehlerliaftcn Ansichten und Meinungen als untergeordnet betrachte, was 
falsch und irrig ist. — S. Schmid Lehrb. d. gern, deutschen Staatsrechts. Jena. 
1821. §. 45. — Die meisten Staatsgelehrten pflegen unter diesem Rechte alle 
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ohne Ausnahme, h) also auch in Ungarn dem Könige unum- 
schränkt, d. h. ohne irgend eine Einschränkung von Seite 
der Stände des Kciches, zuzustehen ; besonders seit der nähern 
Verbindung dieses Königreiches mit den übrigen Er bl än- 
dern der österr. Monarchie, welche Verbindung, wenn sie 
auch nur als persönlich oder nicht incorporativ anerkannt 
wird, dennoch eine so nahe Gemeinschaft der beiderseitigen 
Interessen dieser Länder voraussetzt, dass zur allgemeinen 
Sicherung und Wohlfalirt derselben eine möglichst ungebun- 
dene Centralgewalt, als nothwendigeBedingung, gleiehsam 
als Regel, von der nur in höchst wichtigen Fällen ausnahms- 
weise abzusehen wäre, angezeigt erscheint; c) wie diess auch 


äusscrii Majestätsrechte, die unter andern Maurenbrcchcr in s. Lehrb. dos 
allg. Staatsr. §. 186. am vollständigsten aufzählt und erörtert, als mitbegrii- 
fon Zu verstehen; andere jedoch beziehen das s. g. Re pr äsen tat ions- liecht 
blos auf die persönliche Würde des Regenten, und führen es blos unter den 
übrigen äussern Majestätsrechten als denselben coordinirt an. — Vgl. Arctin's 
und Rottcck’s Constit. Staatsrecht 2. AuH. 1838. 1. B. S. 177. 

h) lieber das Recht Krieg zu führen, äusserte sich bereits der berühmte 
Hugo Grotius in s. klass. Werke de jure belli et pacis. L. II. c. 4. in fol- 
gender Weise: »Quia ex bell o tota civitas in periculum venit, ideo ferme 
omnium populorum legibus cautum est: ne bellum gcri possit, nisi au- 
ctore eo, qui summam in civitatc potestatem habcat^c ganz übereinstimmend 
mit der Ansicht, die einst der heil. Augustin L. XXII. 74. adv. Faustinum über 
denselben Gegenstand kund gegeben, wo er .sagt: »Ordo mortalium paci accom- 
modatus hoc poscit, ut suscipiendi belli auctoritas atque consilium pene.s 
PrincLpes sit.« — Aber auch die Ansichten der neuern Staatsrechtslehrer und 
Gelehrten stimmen hierin mit den altern in einer beinahe aufTallcndcn Weise 
überein. — Vergl. Platon de legg. Ult. et L. 3. Dig. ad leg. Jul. mit Kant, 
Pölitz, Klüber, Jony, Bohr, Grävell etc. und die Anm. unter g) und 1) zu 
diesem Paragraphen. 

c) Dieser Hauptgrund für die absolut ausschliessliche Ausübung des 
dem Könige von Ungarn zukommenden Rechts, Krieg zu führen, ist bereits von 
dem deutschen Uobersetzer des voii Rosenmann herausgegebenen gedie- 
genen Werkchens: Jus publ. R. Hung. S. 134. kurz, doch nicht unrichtig 
folgendermasscn angegeben worden: »Der Grund dieses Rechts liegt darin, weil 
eine zum Krieg oder Frieden veranlassende Ursache sehr oft von solcher 
Beschaffenheit ist, dass sie keinen Aufschub leidet, und eine einzige Gelegen- 
heit die Losung zum Glück oder Unglück ganzer Länder werden kann; da also 
bei solchen Vorfallenheitcn die (erst cinzuholende) Einwilligung der fjtändc 
mittelst eines förmlichen Landtages zu weitläufig wäre, und dadurch das 
allgemeine Interesse Gefahr lnufen könnte, so gebührt dem Könige (von Ungarn) 
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— jene Ausnahmsrdlle ungerechnet, die selbst im Sinne der 
dafür angeführten positiven Gesetze jene Regel vorauszu- 
setzen, und hiemit zu bestätigen scheinen — die pragmatische Ge- 
schichte des Landes auf jedem Blatte ihrer Annalen, wo sich die 
von den Königen Ungarns so viele Jahrh. hindurch, ohne allen 
Einfluss der Stünde, geführten Kriege, geschlossene Friedens- 
und andere Verträge, sowie Beispiele der vielfach geübten 
Gesandtschafts- nnd Repräsentations-Rechte verzeichnet 
finden, nebst dem allgemein anerkannten Rcichsherkommcn 


das Recht über Krieg und Frieden zu untschciden^i etc. doch unter den vom 
Verfasser des lat. Original-Werkchens sehr vorsichtig im Sinne der pos. 
Gesetze gleich boigefUgten Beschriinkungen^ die der deutsche Uebersetzer 
wohl auch S. 184—144. anführt, aber nicht gehörig verstanden zu haben 
scheint, da er im ofiTcncnWidersprucho damit in der sub * S. 237. angehüngten 
eigenen Anmerkung kein einziges positives Gesetz im ganzen unga« 
rischen Codex (anstatt Corpus) Juris zu kennen vorgibt, kraft dessen die 
Stande befugt wären, vom Könige fordern, dass er ohne ihre Einwilligung 
weder einen Krieg anfangen, noch Frieden schliesscn könne, welche Anmassung 
den etwas sonderbaren Gesetzkundigen in eine bitterböse Laune versetzt; 
wodurch nichts besser gemacht wird, da in der That schon der grundgelehrte 
Lakits in s. Jus publ. Hung. §. 260. in der Anmerk. 0 hierüber eines 
bessern belehrt, ihm den 2. Ges. Art. d. J. 1608. v. d.K. nebst mehreren andern 
Uhnlichen Inhalts in Erinnerung bringt, und zuletzt nur ganz bescheiden und 
ruhig die Worte beifügt: vDe cujus quidem legis recta interpretatione 
multum controverti, neque tarnen ea seu ignorari seu dissimulari 
potcst.ft — Was übrigens die mehr politische als staatsrechtliche Frage 
betriift: ob cs nicht zweckmässiger wäre, die Ausüb ung der in Frage ste- 
henden äussern Majestäts-Kechtc dem Regenten allein, kraft der ihm 
zustchenden exccutiven Gewalt, oder den Ständen und Volksvertretern, 
kraft der diesen zukommenden gesetzgebenden Gewalt, gleichfalls allein 
und ausschliesslich, oder endlich Beiden gemeinschaftlich zuzuerkennen V 
— eine Frage, die in der franz. N ational-Versammlung v 14. Mai 1790. 
aufgeworfen und acht Tage hindurch unter stürmischen Debatten von allen Sei- 
ten discutirt wurde — und die der d^ran theilnchmende AbbdMaury gleich 
beim Beginn vunc question encorc toute neuve dans Tetude de notre droit 
publique« nannte ; hierüber verdient verglichen und nacbgelesen zu werden: 
Arctin und Kottcck's Staatsrecht der constitutioneilen Monarchie. 2. Aufl. 
Leipz. 1839. 2 B. IV. Uauptst. §. 4—10. S. 124—146. sammt den Anmerkungen, 
wo die Hauptgründe für und wider die drei oben gestellten Fragen summa- 
risch angeführt, und zugleich mehrere andere, die auswärtigen Angelegen- 
heiten der Staaten betrcfTcndc Gegenstände möglichst unparteiisch — doch 
wie gesagt mehr vom Standpunkte der allg. Politik, und hohem Diplomatie, 
als jenem des pos. Staaisreehts — erörtert werden. 
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ttnumBtosslich beweist. — Insbesondere kann hinsichtlich des 
Rechtes Krieg zu führen^ als Beleg dazu auch die bei der 
Krönung jedes ungarischen Königs vorkommende symbolische 
Feierlichkeit angeführt werden, wo der neugekrönte König, in 
Begleitung der Reichbarone und Grossen des Reiches, zu 
Pferde den Zug auf den s. g. Königsberg vornimmt, und da 
im Angesichte des Volkes, mit dem gezogenen Schwerte des heil. 
Stephans, nach den vier Weltgegenden das Zeichen des 
Krieges macht, dadurch andeutend: dass er seinem königl. 
Berufe gemäss bereit sei, mit kräftigem Arme das Reich 
gegen alle Feinde desselben zu schirmen; eben so deuten 
mehrere Landesgesetze, namentlich vom Jahre 1622: 20. §. 1. 
1625: 12. 1723: 9. §. 2. etc. deutlich genug an, dass das Recht 
•VerträgeundBündnisse mit auswärtigen Mächten zu schlies- 
sen, Gesandte zu schicken etc. als ein dem Könige allein 
vorbehaltenes Recht ihm ausschliesslich zustehe, und 
zwar unter Androhung der Strafe der Treulosigkeit (notae 
infidelitatis — oder Felonie) gegen Jene: «*qui tractatus 
cum hoste dam inire, aut Rege inscio legatos ad eum mit« 
tere attentarent« wie die Worte der angeführten Gesetze 
. lauten. — D^elbe was hier im Allgemeinen von dem Rechte 
des Krieges und Friedens, die Landesgesetze verfügen, gilt 
auch insbesondere von dem Rechte der Neutralität, der 
Retorsion, oder Repressalien, kriegsrechtlichen Pfän- 
dungen, Waffenstillstands und andern während des Krie- 
ges üblichen Verträgen, die als besondere Arten in jenen 
nach dem Völkerrechte schon mitbegriffen, daher auch dem 
Könige von Ungarn ausschliesslich, ohne irgend eine Theil- 
nahme von Seite der Stände, zukommen, in soferne keine posi- 
tive Ausnahme davon in den Gesetzen des Landes nachgewie- 
sen werden kann. 

Nun kömmt alles darauf an nachzuweisen : ob eine ähnliche 
Ausnahme wirklich in den Ungar. Landesgesetzen zu 
^ finden sei, oder nicht? — Das Letztere scheint — dem blossen 
Wortlaute der Gesetze nach — kaum behauptet werden zu 
können, indem 

ä) Jeder Gksetzkundige in Ungarn sich aus dem bekannten Cor- 
pus jurisHung. leicht überzeugen mag, dass darin mehrere 
/* Gesetze verkommen, wodurch die absolute Macht des Königs 

Vlrewll nnfw. SiMUrceht. II. 6 
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hinsichtlich der oben erwähnten äussern Majestätsrechte, 
mehr oder weniger beschränkt wird; So 1. in Hinsicht des 
Rechtes, Krieg zu führen, wird im Ges. Art. 2. vom Jahre 
1G08. V. d. K. sowie 1613: 5. 1618: 2. §. 1. Ib22: 2. §. 19- 
1659: 1. §. 14. ausdrücklich festgesetzt! »Ne Rex sine 
praescitu et consensu regni ullum vel bellum moveat, 
vcl militem extranoum introducat«, welche Beschrän- 
kung sogar alsBedingungindasKrönungsdiplom des K. 
Ferdinand II. und III. und Leopold I. aufgenommen wurde. 

2. Hinsichtlich des Rechtes, Frieden zu schliessen, wurde 
in den Gesetzen vom Jahre 1536: 1. 1553: 3. 1622: 2. §. 19. 
1659: 1. §. 14. 1681: 4. 1715: 41. bestimmt: „Ut pacem vel 
tractatura cum Turcis Rex absque consilio Hungaro- 
rum non ineat“und 1546: 4: „ut hoc in negotio Hungaros 
adhibeat“ etc. — Ferner 

3. Hinsichtlich des Rechtes Verträge einzugehen, bezeugen 
mehrere Reichsgesetze: dass die öffentlichen Verträge mit 
benachbarten Staaten und Völkern nicht ohne unmittel- 
barer Theilnahme der Stände des Reiches bald auf den 
Reiebstägen, laut der Ges. Art. vom Jahre 1587 : 6. 1582 : 
56. 1595:60. 1608: sowie 1622: 2. 1647: 5. — (Vgl. die Annal. 
ad Ursinum Vclium Nr. 1 — 8.) bald auch ausserhalb der- 
selben, wie diese insbesondere aus den in dem Dccrete vom 
Jahre 1606. der Wiener Pacification beigeschlossenen 
Zuschriften der Ungarn an die Böhmen,, und dieser an 
jene d) erhellt, abgeschlossen wurden; ja sogar, dass die von 
den Königen allein abgeschlossenen Verträge nicht selten 


d) ln den eben erwähnten, an sich schon ziemlich morkwttrdi;ren 
Zuschriften der Ungarn an die Böhmen, und der Böhmen an die Ungarn, 
vom Jahre 1606. verdient insbesondere noch der in den §§.6 — 10. enthaltene 
Schluss derselben vorzüglich beachtet zu werden, der im Orig. Texte also 
lautete: »Nos itaque suprascripti (nempe tarn ex paitc Sune Maj. liudolphi.a 
Sua Screnitate Archiduce Mathia cvocati, quam ex parte I). Stephani Bocs- 
kay Principis et Iluhgarorum sibi adhaerentium Viennam raissi et ablegati) 
nunc invicem concordati nomine omnium Statuum et OO. J. Regni 
Ilungariae et partium sibi adnexarum, libere et spontancc, animoque 
bene deliberato, spondemus promittimus et recipimus: quod reconeiliationem 
hanc cum Sua Majestatc, et vicinis regnis ac provinciis factam, nos et praedicti 
universi SS. et OO. regni, eorumque snecessores, et posteri, inviolabi- 
liter in omni parte observabimus, et non secus ac si ista omnia in publica 
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erst in dem nächstfolgepden Reichstage von den Ständen 
genehmigt, und deren Inarticulirung in dem Reichs- 
decret angeordnet wurde; wie diess im J. 1595 : 56. 1608: 2. 

■ V. d. Krön, und 1647 : 5. und 20. ausdrücklich bezeugt. — 
Endlich ‘ 

4. Hinsichtlich desGesandtschafts> Rechtes und sonstigen 
8. g. diplomatischen Verkehrs, finden sich eben so theils 
ältere Gesetze, wie jene vom Jahre 1481: 7. wo die Verhand- 
lung mit den Gesandten bei Verhinderung des Königs dem 
Reichspalatin zugewiesen wird, e) dem auch jede Absen- 
dung von Gesandten an die Pforte vorläufig, nach dem 50. 
Ges. Art. vom J. 1655. §. 3. desshalb anzuzeigen wäre ; theils 
auch neuere als: 1618: 37. §. 1. 1630: 29. 36. 1635: 27. 28. 
1638: 3. 1647: 74. 1649: 7. 1655: 50. 1613: 25. 1659: 8. 14. 
1662: 4. 1681: 4. und aus dem XVIII. Jahrhundert 1715: 41. 
1723: 104. 1741: 11. und 1791: 17. etc. worin auf Verlangen 
der Stände angeordnet wird, dass jener diplomatische Verkehr 
durch Gesandte, nicht ohne Beiziehung und Theilnahme 
einiger Vertreter der Ungar. Stände stattzufinden habe./) 


R. Hungariae diaeta tractata et c&nclusa fuissent. — In quorum fidem 
et teatimonium hasce literas nostras, manibus nost^is subscriptas, et sigillia robo> 
ratas, Statibns et 00. Bohemiae regni, ejusdemque provinciarum incorporata- 
rum Marchionatus Moraviae, ducatus Silesiae nec non Marchionatuum supe- 
rioris et inferioris Lusatiae pro futura ipsorum cautela et assecura- 
tione, dandas duximus et concedendas.« Datum Viennae Austriae 23. die M. 
Sept. 1606. — Darauf folgen neunzehn kleinere Siegel und sechsunddreissig 
eigene Unterschriften, welche Zuschriften, da sie beiderseits nicht von Sr. 
Majestät dem damaligen Herrscher, sondern unmittelbar von den beider- 
seitigen Ständen der zwei Königreiche abverlangt und erlassen wurden, doch 
ein besonderes, diesen Ständen hinsiolitlich der äussern Tractate und Bünd- 
nisse zustchbndes Recht, oder wenigstens, wie bei der gesetzgebenden Gewalt^ 
eine gemeinsch aftliche Theilnahme an der Ausübung desselben mit dem 
Könige, so ziemlich klar anzudeuten scheinen. — Vgl. indessen die unter Nr. 5. 
und 6. unten darauf bezügliche Erwiederung. 

e) Dasselbe bezeugen auch hinsichtlich der an den König von Polen wegen 
Auslösung der XIII. verpfändeten Zipscr Städtchen abgeordneten Gesandten 
die Ges. Art. vom Jahre 1630: 26. 1635: 67. 1638: 39. 1647: 72. 1649: 28, und 
in Hinsicht der älter n Zeiten die vom Fcjcr in s. Cod. diplom. R. Hungariae 
angeführten zahlreichen Belege. 

f) Doch ist in allen diesen, sowohl altern als neuern, Gesetzen nirgends 
von einer reichs tägigen Theilnahme der Stände des Reiches bei Gesandt- 

6 * 
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— Ja nicht selten wurden ähnliche Abgesandte sogar auf dem 
Beichstage ernannt, und erhielten daselbst ihre Amts- 
Instruction, entweder vom Könige wie 1609: 68. §.8. oder 
von den Ständen, wie 1613: 43. oder auch von dem Beichs- 
palatin, wie 1655: 17. — Einigen derselben wurde sogar die 
Vergütung ihrerBeisekosten reichstäglich zugesichert, 
wie diese im Jahre 1557. laut des 5. und im Jahre 1593. laut 
des 13. Ges. Art. geschehen ist. 

Aus dem Allen scheint es manchen, nicht ohne Grund, 
gefolgert werden zu dürfen: dass die Ausübung der oben 
erwähnten äussern Majestätsrechte inUngarn demKönige 
nicht ausschliesslich, sondern nur unter dem durch oben 
angeführte Gesetze näher bestimmten Einflüsse der 
Stände des Beiches, zuerkannt werden könne. 

Indessen, wenn man die für diese Ansicht oben angeführten 
Gründe einer genauem Critik unterzieht, und insbesondere 
bei den zahlreichen hier angeführten alten Gesetzen, deren 
Alter, Veranlassung, Ursache und andere Nebenumstände 
mit gehöriger Berücksichtigung des Beichsherkommens 
und Geistes der neuern Gesetze näher in Erwägung zieht: 
so dürfte cs bald jedem unparteiischen Forscher klar wer- 
den, dass nach den Kegeln einer echten Critik und Interpre- 
tation, die oben angegebenen Gründe für die gesetzmässige 
Beschränkung jener äussern Majestätsrechte Alles das zu 


Schäften, und dem diplomatischen Verkehre die Hede, sondern in dem 36- 
Ges. Art. vom Jahre 1G30. wird blos verordnet, dass zu den Gesandtschaften in 
der Türkei, sie mögen nun unmittelbar zu der ottomanischen Pforte, 
oder auf einen an dem Ort bestimmt sein, fdhige und mit gehöriger Vollmacht 
versehene eingeborne Ungarn gewählt werden sollen; ferner dass dem kais. 
Gesandten, sowie auch Kesidenten an der ottomanischen Pforte auch eine 
wohlverdiente und begüterte Person von Seite Ungarns, der die Ungar. 
Angelegenheiten mehr bekannt sind, aU Gesandter oder Resident mit gleicher 
Macht in Verhandlung der ungar. Angelegenheiten beigegeben werden soll. — 
Dasselbe und nicht mehr enthalten auch die neuern hierüber erflosseoeu 
Gesetze aus dem XVIII. Jahrhundert, wie aus den unten in der Amn. i) m) angc* 
führten naher erhellt. — Aus dieser Ursache haben auch die Reichsstilnde auf 
dem Landtage im Jahre 1791. so darauf gedrungen, dass ihrerseits auch ein 
Gesandter zu den Unterhandlungen mit der ottomanischen Pforte abgeschickt 
werde, was auch durch K. Leopold U. in der Person des Gr. Franz Esztor- 
hizy geschah. 
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erweisen nicht vermögen, was man daraus folgern wollte. — 
Insbesondere 

1. Wenn die bekannte Reohtsregel: »Lex posterior sem- 
per derogat priori« auch bei der Auslegung der Gesetze 
ihre Anwendung findet, wie es doch nicht bezweifelt werden 
kann: wer könnte und sollte dann nicht einsehen, dass die 
altern aus dem XVI. und XVII. Jahrhunderte herstammen- 
den, und mitten im Gewühle der bürgerlichen Unruhen und 
Kriege entstandenen Gesetze, durch die neuern seit. dem 
XVIII. Jahrhunderte über denselben Gegenstand, doch in 
einem ganz andern Geiste, abgefassten Gesetze grössten- - 
theils abgeändert, wo nicht ganz abgeschafft, oder 
ausser üebung gesetzt worden sind? wie diess unter andern 
schon 'daraus ersichtlich wird, dass die oben (unter Nr. 1.) 
angeführten und so hochgestellten Gesetzartikel über das 
Recht des Krieges und Friedens vom J. 1608 — 1659. etc. 
nicht mehr in die Krönungsdiplome Carl III. der K. M. 
Theresia, und ihrer Nachfolger aufgenommen wurden, . 
während sie doch in jenen ihrer unmittelbaren Vorgänger 
aus dem XVI. und XVII. Jahrhunderte gewöhnlich ver- 
kommen. 

2. Wenn man auf die veranlassende Ursache dieser Gesetze 
(ratio vel' causa legis) zurücksehen will, wer wird solche 
nicht gleich in dem Beweggründe einer so bedeutenden 
politischen Maxime finden: dass durch eine unumschränkte 
Ausübung eines so wichtigen Majestätsrechtes leicht die Inte- 
grität, Sicherheit und Wohlfahrt des Landes und seiner Bewoh- 
ner gefährdet werden könnte? — Denn da in jenen Zeiten 
nach der damals bestandenen Verfassung des Landes ein 
Krieg in Ungarn nicht geführt werden konnte, ohne dass 
die Stände des Reiches zur Ergreifung der Waffen, oder der 
8. g. allgemeinen Insurrection, und neuen Beiträgen 
an Geld, Naturalien und Recruten aufgefordert würden, 
was alles nach der Landesverfassung nicht anders, als mit 
Einvernehmen und Beistimmung derselben auf einem Land- 
tage möglich war, so liegt die Ursache klar am Tage: warum 
zur Ausübung dieses Majestätsrechtes die reichstägige 
Mitwirkung und Einwilligung der* Stände vor Allem 
damals erforderlich war? wie diess zum Theil auch jetzt 
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noch nach den ne-ucrn Vcrfaesungen mehrerer s. g. constitu- 
tionellen Staaten Europa’s der Fall zu sein pflegt, g) 

3. Dieselbe politische Maxime sammt ihrer Teranlassen- 
den Ursache mag auch den meisten der oben hinsichtlich 
der Friedens- und anderer Verträge, und diplomatischen 
Verhandlungen, angeführten Gesetze zu Grunde liegen, da in 
denselben damals bei dem meist ungünstigen Lose der 
Waffen, leider! nicht selten auch von der Abtretung und 
Veräusserung mehrerer der Krone Ungarns angehörigen 
Gebiete und Länder verhandelt werden musste ; ein Gegen- 
stand, hinsichtlich dessen — ausser dem Falle dringender 
Noth — in Ungarn ohne Einvernehmen und Beistimmung 
der Stände des Reiches auf einem Landtage keine rechts- 
kräftige Verbindlichkeit den mit auswärtigen Staaten abge- 
schlossenen Verträgen zuerkannt werden konnte; woraus 
nun leicht die oben angeführten Beispiele der in den Jahren 
1595. 1606. 1645. abgeschlossenen, und in den Beiohsdecreten 
vom Jahre 1608. v. d. K. und 1647. von den Ständen förm- 
lich bekräftigten Friedensschlüsse ihre Erklärung und 
Rechtfertigung finden. — Denn 

4. Dass mehrere der oben angeführten Landesgesetze eine 
ähnliche Kundmachung und rcichstägige Bekräftigung 
der abgeschlossenen Verträge durch die s.g. Inarticulirung 
derselben von Seite der Stände erfordern, muss, auch 


g) Obgleich in den neuern s. g. constitutionellen Staaten Enropa's das 
Recht Krieg zu führen, Frieden zu scbUcsscn, nebat den übrigen Sussern 
Majcatttlsrecbten dem aouTCrainen LandcafUraten theila auaachlieaalich, und 
unbedingt, theila mit geringer Beschränkung übertragen vorkömmt; wie aua 
den besondern Verfassunga-Ürkunden derselben, insb. der franz. laut Art. 
14. der belgischen Art. 37. der wUrtembergischen §. 83. der badischen 
§. 63. der von Baicrn II. 1. von Spanien §. 168. von Schweden $. 3. 
von Norwegen (der am meisten volksthUmlichen) §. 5. etc. erhellt; so wird 
doch zugleich in allen, wie auch in Groasbritannien insbesondere, die Aus- 
übung dieses Rechtes von der Bewilligung der dazu nöthigen Kriegs-Sub- 
sidien, abhängig gemacht, die, wie in Ungarn dem Reichstage, so in andern 
Ländern den Parlamenten oder Kammern, als Vertretern des Volkes, 
gesetzlich zusteht; wodurch der absoluten Macht, oder auch Willkür der 
Fürsten in dieser Beziehung solche Schranken gezogen werden, dass jede 
andere sonst übliche Beschränkung jener MajesUtsrechte, wo nicht ganz, 
doch grösstentheils in nnsern Zeiten als überflüssig erscheint. 
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abgesehen von der bei allen positiven Gesetzen nothwendi- 
gen Publication derselben, wenn solche von den Staatsbür- 
gern beobachtet werden soUen, als eine in jenen Zeiten zur 
Sicherung der Rechte der Vertragenden, besonders wenn 
•solche wie hier meist Protestanten waren, durchaus noth- 
wendige politische Massregel oder Garantie angesehen, 
und darnach beurtheilt und gewürdiget werden ; h) was indes- 
sen auch in ruhigem Zeiten, und bei günstigem Umstän- 
den, als jene des XVTI. Jahrhunderts waren, geschehen kann, 
aber nicht so unumgänglich nothwendig erscheint, da es 
in der Ungar. Gesetzgebung nicht an Beispielen fohlt, dass 
Gegenstände, die' augenscheinlich in den Kreis des Privat- 
und nicht des öffentlichen, reichstägig zu verhandelnden 


Die oben crwHhnte Kundmachung und Promulgation der dürch die 
Könige abgeschlossenen, und die Reiebsstünde bestätigten Verträge mit aus- 
wHrtigen Mächten, die auch in den neuern Gesetzen vom Jahre 1741. und 1791. 
als nothwendig befunden und anerkannt wurde, kann am deutlichsten aus 
dem 4. Ges. Art. des J. 1681. entnommen werden, der wörtlich also lautete; 
»Benigne annuentc Sua Majestate conclustim est: §. 1. Ut pax cum Turcis, et 
omnia negotia Ilungarica juxta Art. 2. 1608. a. cor. ac conditionem 3. et 13. 
diplomatis regii, sicut ct Art. 25: 1618. item 1630; 29. 1635: 28. 1655: 50. et 
1659: 8. cum consilio-Hungarico tractentur et condudan tur : taliter- 
que träetata et conclusa cum regnicolls semper debito modo commum- 
centur; — 2. ac puncta quoque ipsius pacis solcnniter per Coraitatus 

publiccntur. — §. 3. atque ut Residenti Caesareo in porta Ottomanica 
constituto Ilungarus etiam uativus Residens, ita ct in ablcgationibug ad 
eandam Portam in negotiis regni (Hung.) instituendis, legato Caes. nativus 
Hungarus legatus, cum aequali in negotiis hungarici-s tractandi auctori* 
täte, bonaque ad invicem correspondentin, juxta instructionem cum consilio 
Hungarico . eidem dandam ad mentem Art. 50: 1655. 86: 1630. 74 : 1647. 7: 
1649. quos hoc loco renovant, constituatur et adjungatur.n — Dass die bei der 
Wiener und Linzer P acification, sowie auch sonst in Anwendung gebrach- 
ten Si cherungs-Massrcgcln, nach und nach durch die in Religions -Ange- 
legenheiten in Anspruch genommene Dazwischenkunft der protestanti- 
schen Mächte von Deutschland, Holland, England, Schweden etc. die 
Naturvölkerrechtlicher Verträge und Garantienannahmen, und unter 
jenen Umständen auch annehmen mussten, um die Protestanten Ungarns 
gegen ihre geheimen, aber eben dadurch um so gefährlichere, Gegner mög- 
lichst zu schützen, ist aus der traurigen politischen und Kirchengeschichte 
jener Zeiten zu bekannt, als dass es nöthig wäre, die historischen Belege 
dazu aus den nichts weniger als erfreulichen Annalen jener Zeiten dem kundigen 
Leser insbesondere vorzufUhren. 


Rechtes gehören, auf Verlangen der betreffenden um Schutz 
ihrer Rechte flehenden Parteien, dennoch auf Landtagen in 
Verhandlung genommen und erledigt wurden; wie diese aus 
den meisten der im Corpus Juris Hung. vorhandenen 
Reichsdecreten ersichtlich ist. 

5. Was die der Wiener Paeification vom Jahre 1606. ange- 
hängten, später im Jahre 1608. auch in das Reichsdecröt auf- 
genommenen unmittelbaren Zuschriften der Ungarn an 
die Böhmen, und dieser an jene insbesondere betrifft, solche 
dürften allerdings ftir das Ansehen des damals mehr herr- 
schenden als regierenden Königs (Rudolph) einiger- 
massen bedenklich erscheinen, wenn sie völlig ohnedessen 
Wissen und Willen eigenmächtig, und nicht vielmehr kraft 
der allgemeinen von ihm dem Erzherzoge Mathias ertheil- 
ten Vollmacht, wie der §. 5. ausdrücklich erwähnt, zu 
grösserer Sicherheit der Betreffenden erlassen worden 
wären; wodurch natürlich den Majestäts-Rechten des recht- 
mässigen Königs nicht zu nahe getreten wurde, wie auch der 
Wortlaut jener Zuschriften sonst nichts besonders Bedenk- 
liches in sich enthält. — Sollte indessen diess oder 

6. Etwas ähnliches in jenen Zeiten auch wirklich statt- 
gefunden haben, wie solches von einigen dem K. Mathias II. 
vor der Krönung durch die Stände vorgelegten, und von ihm 
sanctionirten Gesetzartikeln behauptet wird, so müsste 
auch hier in Betracht der damals zwischen dem Haupte und 
den Gliedern des regierenden Hauses, sowie auch den 
katholischen und protestantischen Ständen des Reiches 
herrschenden Zwistigkeiten und Wirren, nach den Regeln 
einer richtigen Auslegung der Gesetze, angenommen und 
geschlossen werden: dass dergleichen ofb nur durch die 
Umstände halb erzwungene Vertrags-Stipulationen, wenn 
sie durch zu grosse Beschränkung der Majestätsrechte 
dem allgemeinen Wohle mehr zum N achtheil, als zum Besten 
gereichen sollten, nur als persönliche Verträge auf Lebens- 
zeit der Vertragenden, nicht aber für deren Nachfolger als 
verbindlich angesehen, daher von den letzten! nach den 
wohlerwogenen Interessen des Staates, ohne Anstand abge- 
ändert, oder auch gänzlich für unverbindlich erklärt, d. h. 
aufgehoben werden können, h) — Endlich 
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7. In Bezug auf die (oben Nr. 2. und 4.) angeführten 
Gesetze hinsichtlich der Art und Weise, wie die diploma- 
tischen Verhandlungen bei Friedensschlüssen, besonders 
mit der ottomanischen Pforte, und andern Vertrügen 
geführt werden sollen? diese finden ja ihre authentische 
Erklärung in den neuern Gesetzen des XVUI. Jahrhunderts, 
insbesondere in dem 41. Ges. Art. des Jahres 1715. sowie 
auch 1723: 104. 1741: 11. und 1791: 17. etc. — Uebrigens 
sprechen auch jene altern Gesetze aus dem XVI. und XVII. 
Jahrhunderte nur de consilio H^ungarico, d. h. dass jene 
diplomatische Angelegenheiten durch ungarische Käthe 
verhandelt werden sollen, nicht aber von einer reichstägigen 
Verhandlung derselben; und selbst jene Bestimmung des 
4. Ges. Art. vom Jahre 1681. dass dem kais. Gesandten an 
die Pforte ein ungarischer Gesandter mit gleicher 
Macht, sowie dem kais. Residenten in Constantinopel auch 
ein Ungar als Resident für die u n g. Angelegenheiten beige- 
geben werden solle, setzt bereits dasdemKönige ausschliess- 
lich zukommendc Gesandtschaftsrecht voraus, indem 
sie blos bei der Ausübung desselben eine politische Klug- 
heitsmassregcl in Antrag stellt, die sich der König um so 
leichter gefallen lassen kann, als er auch von selbst, der 
Stimme einer weisen Politik Gehör gebend, darauf verfallen 
wäre; wie diess der 11. Ges. Art. des Jahres 1741. augen- 
scheinlich andeutet, i) 


i) Diess durfte wohl am meisten aus dem 11. Gesetz-Artikel des J. 1741. 
(der zugleich als Muster einer wahrhaft königlichen Gesinnung und Huld 
gegen die Stande des Reiches, und gegenseitig deren eben so loyaler Haltung 
und Anerkennung der kön. Autorität gegenüber, in Lakits ang. Werke 
§. 375. bezeichnet wird) so wie aus der umsichtigen Fassung des 17. Ges. Art. 
d. J. 1791. erhellen, die wörtlich also lauten: vDevotissimis animis czeeperunt 
Status et 00. benignem Suae Rcgiae Majestatis dcclarationem, qua mediante 
(Eadem) elementer ezposuit: se eo singulari aflectu et propensione ferri, ut 
ne dubitari quidem possit, quin cam non modo cum reliquis in pari decore, 
honore, et existimatione conservarc: sed et alias Rcgiam benignitatem, matcr- 
nnmque aflectum suum in promovendum regni quoque hujus incrementum 
dirigere dignabitur; quae insimul id quoque dementer rcsolrit: quod nimirum res 
et negotia regni tarn intraquam extra regnum per Hungaros tracta- 
bit, tractarique faciet: ac proin in augusta quo<ioc A u 1 a sua, in bis, quae 
a concessa sibi snprema potestate dependent, pro altissimo judicio, 
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Aus dem Allen, was bisher über diesen Gegenstand ange- 
führt worden ist, dürfte nun wohl der Schluss als hinläng- 
lich begründet und gerechtfertigt erscheinen; dass 
ß) Nachdem jene durch die altern Gesetze des XVII. Jahrhun- 
derts hinsichtlich der Ausübung der äussern Majestäts- 
rechte festgesetzten Beschränkungen, durch das im XVIII. 
Jahrhunderte modificirte Insurrections- und das mehr und 
mehr ausgebildete Subsidien- und Contributions-System, 
deren Verhandlung nur den Reichstägen gesetzlich 
zukömmt, sowie auch durch den 3. Artikel des nun stabil 
bestehenden Krönungsdiploms, grösstentheils, wo nicht 
gänzlich, überflüssig geworden, als solche auch ausser 
üebung gekommen sind; k) andern Wünschen und Anfor- 
derungen der Stände hingegen hinsichtlich der Völker- 
Verträge und des diplomatischen Verkehrs, in. sofern 


regioque muncre suo, fidelium consiliariorum suorum Hiingarorum 
opera ct consiliis utetur, imo dum magis ardua ncgotla pertractanda 
occurrerint, regni Primatem et Palatinum, aliosque e regni Proceribus, 
ac regnorum etiam Dalmatiae, Croatiae et Slavoniae Banum, dum prac- 
sertim de rebus, securitateque eorumdem regnorum agendum foret, in augu- 
stam suam praesentiam advocari curabit, talismodique negotia cum illis conferet, 
et ad ipsum etiam Status ministerium nationem Hungaram adhibere 
dignabitur« - welche Worte der patriotische Lakits mit dem gemüthlichen 
Nachrufe begleitet: »Digna sane Principe vox Augustae , Dominae, quae 
justis populi desideriis libenter defert, quae de suprema sua potestatc 
nihil detrahunt: et digna quoque imitatione Statmiih et 00. regni mod e- 
ratio nihil postulantium, quae ad regiae auctoritatis et dignitatis imminutio- 
nem pertinerent! Utinam idem etiam de recentioribus temporibus semper 
alhrmarc liceret!« — Weniger ceremoniös, doch um so deutlicher spricht 
sich der 17. Ges. Art. d. J. 1791. über denselben Gegenstand aus. 

Dass in dem jetzt vorhandenen Corpus Juris Hung. nicht nur aus 
der ersten, sondern auch der zweiten und dritten Periode der ungar. Könige bis 
zum XVIII. Jahrh. eine Menge alter Gesetze Vorkommen, die theils durch 
neuere Gesetze abgeändert oder auch gänzlich abgeschailt, theils durch 
entgegengesetzte Gewohnheit ausser Wirkung gesetzt, theils endlich durch 
die Macht der Umstände als überflüssig oder gar dem allgemeinen Wohle 
schädlich anerkannt, als solche beseitigt und der Vergessenheit preisgege- 
ben worden sind (in welchem Falle sich wohl zwei Drittel des in dem vorhandenen 
Corp. Juris befindlichen Stoffes leicht befinden dürften): diess Alles ist dem 
Ungar. Rcchtsgelehrtcn zu bekannt, als dass es nöthig schiene, diese Aeusse- 
rurfg noch durch speeiellc Belege ausführlicher beweisen oder erhärten za 
wollen. 
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solche als recht und billig befunden wurden, durch die 
neuern Gesetze und Verordnungen des XVIII. Jahrhunderts 
so ziemlich Genüge geleistet worden ist: während die oben 
(suba) angeführten Gründe für die, wo nicht absolut exclu- 
sive, doch möglichst massig beschränkte, Ausübung jener 
äussern Majestätsrechtc noch immer ihre volle Geltung 
behaupten:!^ es wahrlich weder aus Bechts-Principien, noch 
, politischen Rücksichten, angezeigt schiene, den König von 
Ungarn bezüglich jener Rechte mehr einzuschränken, 
oder den Rcichsständen mehr Einfluss bei der Ausübung 
derselben einznräumen, als beiden nach einer richtigen 
und unparteiischen Auslegung und Würdigung der hier- 
über bestehenden Landesgesetze, und dem bisherigen Reichs- 
herkommen, ohne weitere Gefährdung der allgemeinen 


l) Dieser Ansicht stinunen gegonwürtig die meisten der neuern Staats- 
rcohtslehror und Politiker fast einstimmig bei, und die Gründe dafUr kann 
man kurz und bündig, doch mit aller Kraft und Priieision durch den berühm- 
ten französischen Publicisten Macarel in dessen Cours du droit publ. S. 73. 
folgendermasscn ausgesprochen finden : »Le droit de paix et de guerre ne 
peut dans une Monarchie ütre remis qu’au Monarque. — ün peuplc gouverne 
monsrehiquement est interessö k ce que sa dignite soit cn suretö, et Ic 
seul moyen ponr conserver cette dignitö, est de la confier au Monarque, dont 
Ic nom du moins attache ainsik ce qui arrive de gloricux oudo honteux soiis 
son regne. — Dans une Monarchie constitutionellc, ou le Monarque est Ic 
protecteur naturel de la societü, lui seul a la connaissance süffisante des fai t s, 
qui peuvent donner licu k l'exercice du droit de paix et de guerre: cette 
connaissance manq ne aux assemblöes nationales: elles nc peuvent donc etre 
jnges de la nöccssitö d'une traitö de paix, ou d'unc dcclaration de guerre. 
— Et si dans une Monarchie repräsentative les traitös devaient etre sou- 
mis aux chambres nationales, leur examen ne pourrait avoir pour objet de In 
rejeter ou de les admettre, mais seulement de döterminer, si les Ministres ont 
rempli leur devoir dans les nögociations? Car dans ce gou vernement la 
responsabilitö du droit de paix et de guerre doit peser, comme pour tous 
les autres cas, sur les Minist res« etc. — Dieselben ungeillhr, und noch mehrere 
Gründe dafür werden in dem oben erwähnten Werke Aretin's S. 128. und folg, 
angeführt, wo zugleich auch mehrere andere sich auf die llussern Angelegen- 
heiten des Staates beziehende Fragen, als über das s. g. Intcrventionsrecht 
hinsichtlich der innern Angelegenheiten anderer Staaten, Uber die Publi- 
citüt, und die Art und Weise die diplomatischen Verhandlungen zu fuhren, 
und die dabei zu beobachtenden Maximen etc. kurz erörtert, und eben so tref- 
fend, obgleich wie natürlich mehr vom politischen als rechtlichen Stand- 
punkte betrachtet, gelöst werden. 
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Sicherheit und W ohlfahrt des Reiches, zuerkannt werden kann ; 
nämlich dass im Sinne der neuern Gesetze, und nach dem 
Beispiele der meisten constitutioneilen Staaten Euro- 
pa’s, dem Könige von Ungarn das Recht Krieg zu führen, 
Frieden zu schliessen, Bündnisse und Verträge jeder Art 
mit andern Staaten einzugehen, Gesandte zu schicken und 
zu empfangen, die diplomatischen äussem Angelegen- 
heiten des Landes zu leiten, kurz, den ganzen Staat in sei- 
nen Verhältnissen zu andern Staaten zu repräsentiren etc. 
als ein wesentliches ihm — in der Regel allein, d. h. ohne 
allen Einfluss der Stände des Reiches — zustehendes Maje- 
stätsrecht, oder nach dem neuern Ausdrucke der s. g. 
repräsentativen Verfassungen, als eine der Krone (aus 
wichtigen Staatsgründen) zuerkannte Prärogative, voll 
und ungeschmälert cinzuräumen, und nur hinsichtlich der 
Ausübung dieser äussern Majestätsrechte, in sofern solche 
in Betreff einer allgemeinen Insurrection, oder Bewil- 
ligung der Subsidien, Contribution, Recrutenstel- 
lung, eine reichstägige Theilnahme der Stände des 
Reiches erfordern, jene nicht ohne diese vorzunehmen; und 
insbesondere bei der Leitung der diplomatischen Ver- 
handlungen mit der Pforte, die den Ständen im Sinne der 
neuern Gesetze v. J. 1741. und 1791. zngestandenen For- 
malitäten genau einzuhalten und zu beobachten wären, m) 
— Sollten jedoch 

b) Ausserordentliche Umstände des Reiches cintreten, die in 
Fällen dringender Noth (wie solche in Kriegszeiten nicht 
selten vorzukommen pflegen) woGefahr, oder gar der Unter- 
gang im Verzug, und die Rettung des Staates nur durch 


m) Auch liinsichtlich dieser s. g. üussern Majestlltsrechtc licssc cs sich, mit 
Hilfe der vor gleichend cn Rcchtslehro, wie oben §. tO, Anm. o) bei der gesetz- 
gebenilen Gewalt, leicht n.aehweiaen: dass die Ausübung dieser Rechlc in 
den meisten (üvilisirten .St.aBtcn Europa's, vorzüglich .aber jenen, die gleich 
Ungarn ihre alte Verfassung, wenn gleich nach Zeit und Umstanden mehr oder 
minder modlficirt, doch in der Wesenheit noch ziemlich erkennbar, bis auf die 
neuere Zelt bcibchalten haben, gegenwärtig eich fast auf dieselbe Art, wie in 
Ungarn, hcrangehildet habe, oder einer ähnlichen Reform und politischen 
Wiedergeburt entgegensehe, als dergleichen bereits in den meisten Ländern 
Europa's seit dem Ende des XVlIl. Jahrhunderts stattgefunden hat. 
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rasches Handeln in Wort und That möglich erscheint, auch 
ausserordentliche Massregeln erheischen: so wird wohl 
niemai)d dem Könige vonUngarn, kraft dess. g. äussersten 
in seiner Machtvollkommenheit enthaltenen Rechtes (jus emi- 
nens) die Anwendung auch solcher Massregeln streitig 
machen, wodurch derselbe berechtigt wird, in solchen Fällen 
der Noth, die, wie das Sprichwort sagt, kein Gebot kennt, 
es vielmehr wie’s Eisen bricht. Alles nach seinem Ermessen, 
•ohne irgend eine Mitwirkung oder Theilnahme der Stände, 
anzu ordnen, was zur -Rettung des Landes’ vor drohender 
Gefahr, Herstellung des Friedens, und der Wohlfahrt des 
ganzen Staates, als nöthig und zweckmässig erscheint; wie 
diess die politische und Kriegsgeschichte aller Zeiten und 
Völker, und jene unsers Landes insbesondere nicht minder 
in unzähligen Beispielen, unwiderleglich nachweist, n) 

§. 43. — 2. Das Waffenrecht (jus armoruui). 

Mit dem eben erörterten Kriegsrechte steht im nächsten und 
unmittelbaren Zusammenhänge auch das s. g. Wehr- und Waffen- 
recht — jus armorum — sonst aucli Militärgewalt genannt, 
nämlich als ein durchaus noth wendiges Mittel zu den höchsten 
Zwecken des Staates, die ohne eine bewaffnete Gewalt zum 
Schutz und Schirm desselben gegen alle von Innen und Aussen 
drohende Gefahren, weder erreicht, noch erhalten werden könn- 
ten. — Nicht ohne Grund pflegt daher im allgemeinen Staats- 
r'echtc diese Gewalt als bin jedem constitutionellen Monarchen 
zuständiges Majestäts-Recht, unmittelbar dem s. g. Kriegs- 
Rechte angereiht, und dessen Wirksamkeit nach allen Beziehun- 
gen des.innern und äussern Staatslebens sorgfältig erörtert zu 
werden; woraus dann die absolute Noth wendig keit dieses wesent- 
lichen Majestätsrechtes, sowie auch dessen Mass und Grenzen in 
der Ausübung desselben, und die darin mitbegriffenen besondern 

n) Obgleich diess s. g. »usserste Recht — jus eminens — bei allen 
materiellen MajestUtsrechten in Anwendung kommen kann, so scheint dennoch 
bei den hier besprochenen äussern Majestätsrechten dasselbe eine besondere 
Beachtung und Erwähnung schon desshalb zu verdienen, weil es bei einigen der- 
selben, wie dem Rechte des Krieges, so stark hervortritt, dass es mit demselben 
beinahe für identisch angesehen wird. — Vgl. unten §. öS. 
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Rechte und Befugnisse der höchsten Staatsgewalt sieh von selbst 
ergeben, a) 

Auf dieser Grundlage, und unter Voraussetzung der ans der 
Statistik des K. Ungarn zu schöpfenden nähern Kenntniss der 
gesammten positiven Militär-V’crfassung dieses Landes, kann 
nun Wühl ohne Schwierigkeit eine unparteiische Darstellungauch 
dieses, dem Könige von Ungarn theils ausschliesslich, theils 
unter einer gesetzlich bestimmten Theilnahme des Stände des 
Reiches — zuständigen M aj cs täts- Rechtes, im Folgenden gewagt 
werden, nämlich: 

a) Dem Könige von Ungarn gebührt, kraft der ihm zustehen- 
den Executiv-Gewalt, h) wie jedem andern Souverain — allein 


üeber dieses, in der neuern Zeit so höchst wichtige MajesttiUrecht, 
und die demselben zu Grunde liegenden allgemeinen Frincipien, verdienen unter 
andern verglichen und nachgelcsen zu werden die staatsrechtlichen und poli- 
tischen Werke von Aretin und Rottcck (Constitut. Staatsr. 11. B. V. Hauptat. 
S. 14Ö— 165.) sowie auch von Pölitz, Behr, Tarayre, KlUber, Grävel, 
Lamcth, Benj. Constant, Jouy, Macarcl, Luder, Zöpfl u. m. a. in Viro- 
zsil Epit. J. nat. §. 152—152. Anm a) angeführt. 

h) Dieselbe Frage, die schon oben §. 42. Anm. b) c) g) 1) hinsichtlich des 
Rechtes Krieg zu Tühren, berührt wurde: ob diess Recht dem LandesAirsten 
allein, oder in Gemeinschaft mit den Standen, und kraft der executiven 
oder der gesetzgebenden Gewalt, einzuraumen sei? tritt hier abermals hin- 
sichtlich der Waffen- oder Militargewalt auf, und wird von mehreren der 
oben angeführten Schriltsteller zu Gunsten der gesetzgebenden Gewalt 
beantwortet. — Vgl. Clermont-Tonncre Actes des apötres T. Vlll. p. 294. 
und Alex. Lameth Uber die Verhältnisse der gesetzgebenden Gewalt zur Armee 
in dessen Choix de rapports IV. 183. etc. deren Gründe jedoch von Macarel a. 
a. O. p 2. kurz in folgender Weise widerlegt werden: vLa force armöe ne doit 
point döpendre immediatement du corps I4gislatif, mais de la puissance 
ezecutive: et cela par la naturo de la cbose; le fait de l’armöe consistant plus 
enaction qu'en ddliberation, il cst dans la maniere de penser des bommes, 
que l'on fasse plus de cas du courage, que de la timiditö, de l'activitd, qne 
de la prudcncc, de la force, que des cocseils. — L'armdc mdprisera tou- 
jours un Senat, et respcctera ses offiöiers. Elle ne fern point de cas des 
ordres, qui lui seront envoyes de In part d'un corps composd de gens, qu’elle 
croit timides, et indignes parlA de lui Commander. — Aussitdt donc, qne 
l'armee ddpendra uniquemment du corps Idgislatif, le gouvernement 
doviendra militaire (wie es in der französischen Revolution wahrend des 
Nntional-Convents geschah) et si des circonstances particulidres empd- 
ehent cela (wie in Schweden bis auf Gustav 111.) on tombera dans d’autres 
inconvenients de deux choses une: ou il faudraque l'armdedetrnise le gouver- 
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und auaschlicsslich — die höchste und oberste Leitung der 
gesamraten bewaffneten Macht, über die das Land zu verfügen 
hat, um solche zum Schutze desselben nach Innen und Aussen am 
zw eck massigsten anzuwenden; was nur bei einermöglichst unum- 
schränkten Militär-Gewalt möglich ist. — Dass dieses Recht die 
Könige (ja selbst die alten Herzoge) von Ungarn zu allen Zeiten 
allein und in voller Machtvollkommenheit ausgeübt haben, kann 
aus den Decreten der vorzüglichsten Könige, als des heil. Stephan 
und Ladislaus, sowie Colomann, Andreas, Ludwig I. Sig- 
mund, Mathias Corv. ja selbst dem schwachen Jagclloniden 
Wla di 8 lau 8 II. und Ludwig II. dem daraus zu entnehmenden 
allgemeinen Reichsherkommen, sowie der Geschichte des Lan- 
des alle Jahrhunderte hindurch, bis zur^ Evidenz nachgewiesen 
werden; welche Zeugnisse noch durch die ausdrücklichen Rcichs- 
gesetze der Jahre 1518: 7. 1526: 1. und 13. 1536: 40. 1546; 40. 
und 43. 1561: 26. 1563: 22. 1569: 50. 1613: 15. 1618: 50. und 55. 
1548: 1. 1596: 4. 1622: 21. 1659: 7. 1715: 8. 1729:1. etc. in der 
neuern Zeit vollends bekräftiget werden, sowie auch durch die von 
Fejör in s. Codex diplom. R. Hung. gesammelten Urkunden, über 
die dessen Vorrede zum IX. B. Vol. 7. p. XIX. hinsichtlich dieses 
Gegenstandes verglichen und nachgelescn zu werden verdient, — 

nement, ou quo le gouvernement affaiblisse rarmcc. Et cct aSaiblissement 
sera une cause bien fatale: il naitra de la faiblcsse meine de gouverne- 
ment. — Le moyen d’cmpecher ces tristes resultats est de remettre le com- 
mendement des forccs de terre et de mer au depositairc de la puissancc 
executive — au prince.« 

c) Es kommen wohl in der ungar. Geschichte, wie bei den meisten Völkern 
des Mittelalters, Beispiele vor, dass das s. g. jus armandiae, d. h. Wehr- 
und Waffenrecht, bei dem damals allgemein herrschenden s. g. Faustrecht, 
nicht nur von moralischSn Personen, sondern selbst einzelnen Dynasten und • 
Untertbanen, gegenüber dem LandesfUrsten, nicht selten in Anspruch genom- 
men, ja sogar geübt wurde, wie in Ungarn diese schon der 81. Art. der golde- 
nen Bulle des K. Andreas II. in der Klausel de facultate resistendi armata 
manu, hinlänglich bezeugt: nachdem jedoch dieser Missbrauch, der mit den 
neuem Grundsätzen eines rechtlich organisirten Staates unvereinbar ist, 
nach dem XVI. Jahrhundert i^ammt dem Faustrechte nach und nach,' bei 
gebildeten Völkern, entweder wie in Ungarn im Jalirc 1687. gesetzlich abge- 
schafil, oder de facto wenigstens ausser Uebnng kam, konnte natürlich auch 
kein ähnliches Recht der Selbstbewaffnung dem Könige gegenüber gedul- 
det und behauptet werden; einzelne Fälle der Selbsthilfe und Nothwehr 
ausgenommen, die dem ungerechterweise Angegriffenen gegen den un ge rech- 
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Da indessen die bewaffnete Macht in Ungarn nach der Verfas- 
sung des Landes in eine dreifache unterschieden wird, nämlich die 
adelige Insurrection, dann die stehende, und endlich die s. g. 
Grenz-Miliz, so muss auch hinsichtlich derselben die dem Könige 
zustehende Waffengewalt näher angegeben werden, und zwar : 
1. In Hinsicht der s. g. adeligen Insurrection — dieser ural- 
ten, demdlciche ebenbürtigen, und ursprünglich nur den 
Adel oder die privilegirten Stände betreffenden Nation al- 
mlliz — steht dem Könige im Sinne der hierüber erlassenen 
Keichsgesetzc, und hauptsächlich des hier als Fundamental- 
gesetz entscheidenden 8. Ges. Art. vom Jahre 1715. allein 
und ausschliesslich im Allgemeinen nur das Recht zu: diese 
Insurrection von dem Adel zu fordern, und zwar wie die 
Worte lauten: »toties, quoties imposterum quoque (Rex) 
nccesse esse judicaverit, ut (nempe) pro defensione regni 
militare, adeoque personaliter insurgere, suaque respe- 
ctive banderea producere etpraestare teneantur.<rdj— So 

ten Angreifer nach yernunftprincipien rakommen; daher es auch in Ungarn 
in den neuern Zeiten keiner noch so hoch gestellten in- oder aualüDdischen 
Persönlichkeit gestattet war, innerhalb der Marken des Lande« öffentlich oder 
insgeheim Truppen zu werben, zu bewaffnen, Schlösser zu befestigen, 
Besatzungen darin zu halten, Munition und Kriegsvorrathe anznschad'en etc. 
ohne ausdrückliche Genehmigung des Königs, dem diese Rechte zum Schutz 
und Schirm des Landes allein, selbst dem sonst vorzugsweise zur Vertheidi- 
gung des Landes verpflichteten Adel gegenüber, zukommen. — S. 1496: 18. 
1514 : 57. etc. und M. Theresiens Hof-Edict vom 19. Juli 1753. — Vgl. Lakits 

J. publ. §. 262. und Fcj (Sr Cod. dipl. T. IX. Vol. 5. und T. X. Vol. 4. etc. 

(U Diese dem Adel vorzugsweise obliegende Pflicht, zur Vertheidigung 
des Landes die Waffen zu ergreifen, daher auch adelige Insurrection 
benannt, erhellt schon klar aus dem l.Decr. des h. Stephan, wo im IV. Hanptst. 
dieser eigentliche Gründer des Ungar. K e i ch c s in den Ermahnungen an seinen 
Sohn Emerich sich folgendermassen ünssert: vQuartus deeor regiminis eat 
fidelitas, fortitudo, agilitas — comite confidentia — Principum, Baro- 
num, Comitum, Militum, Xobilium. Illi enim sunt regni propugnatores, 
defensores imbecillium, expugnatores adversariornm , nugmentatores 
Monarchiarum. — Illi tibi, fili mit sint patres et fratres. Ex bis vero neminem 
in servitutem rrdigas ct servnm nomines: illi tibi militent, non serviant.« 
— Auch K. Andreas II. hat diese alten Freiheiten de« Adels ans keiner andern 
Absicht neu bekräftigt und vermehrt »quamut et ipsi gaudeant sna libortate, 
ac propter baec nobis et successoribus nostris semper ezistant fideles, et 
coronae regiae obsequia debita non negent.« — S. die goldene Bulle des 

K. Andreas II. Art. Sl. §. 1. etc. — Diese uralte und dem Reiche ebenbürtig 
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im Sinne der altern Reichsgesetze vom J. 1435: I! 1. 1454: 2. 
und 3. 1498: 21. 1507: 6. 1596: 7. 1622: 21. 1659: 7. 1681: 46. 
die sämmtlich von der adeligen Insurrection lauten, bis auf 
den oben erwähnten Fund. Ges. Art. 8. vom Jahre 1715. der 
durch die seitdem erlassenen neuern Gesetze vom J. 1723: 6. 
§. 3. 1741: 63. 1796: 2. 1802: 1. 1805: 1. 1808: 2. und 5. etc. 
eine wiederholte Anwendung und hiedurch auch Bestäti- 
gung erlangt hat. 

So klar und bestimmt nun auch das oben dem Könige aus- 
schliesslich zuerkannte Recht in dem angeführten 8. Ges. Art. 

National-Miliz wurde in Ungarn seit jeher mit dem Namen: Insurrection 
bezeichnet, diese jedoch in allgemeine und besondere, je nachdem sie sich 
auf das ganze Reich oder nur einen Theil desselben erstreckt, und jene wieder 
in Personal- Banderial- und Portal- Insurrection unterschieden, in sofern 
entweder jeder Edelmann in eigener Person, oder die mächtigem Reichs - 
barone, Prälaten und Magnaten mit ihren Vasallen unter eigenem 
Panier oder Banderium, oder endlich die Übrigen privilegirten Stände 
nach der Zahl der ihnen pflichtigen Bauernhöfe, die im Gesetze Porta 
hiessen, mittelst gedungener Soldtruppen auszurUcken verpflichtet waren. — 
Hinsichtlich dieser Insurrection hat sich unter allen Königen der Vorzeit K. Sig- 
mund, durch den in s. V. Decr. vom Jahre 1435. vorhandenen Entwurf einer 
neuen ungar. Reichsmatrikel, d. i. durch Bestimmung der Grösse und der 
Ordnung dea ungar. Heerbannes im Ganzen und in seinen Theilen'sehr ver- 
dient gemacht. — An dieses Regestum Sigismundi Regis (das in dem I. 
Supplement-Bande der v. Kovachich herausgegebenen Vestigia Comitiorum 
S. 374. ff. abgedruckt zu finden ist) wurde im Laufe der Zeit beim öffentlichen 
Aufgebot oft appellirt, obwohl man später bei veränderten Zeitumständen 
noch öfters davon abwich, was bei dem folgenden mehr als zweihundert- 
jährigen unausgesetzten Kampfe mit den Türken bis zur Wiedereinnahme von 
Ofen kaum anders möglich war, bis endlich im XVIII. Jahr h. der ungar. 
Adel müde und erschöpft von den immerwährenden Kriegen, auch überdrüssig 
der auswärtigen Besatzungen, und der damit verbundenen Plackereien, in 
diefolgeureiche durch den 8.G.A.d.J.1716. festgesetzte Abänderung des bis - 
herigenHeersystems seine Einwilligung gab, wodurch die adelige Insurrection 
nur für ausserordentliche Fälle reservirt, und die Vertheidigung des Landes 
auf stehende reguläre Sold-Truppen übertragen wurde. — Uebrigens, 
dass jene aus dem altenLehnsysteme des Mittelalters hervorgegangene Wehr- 
oder Natiohal-Miliz ihrem Zwecke in jenen Zeiten nicht nur genügend^ 
sondern vollkommen entsprochen haben müsse, dürfte wohl keinem Zweifel 
unterliegen; denn konnte wohl in jenen Zeiten für eine so tapfere und krie- 
gerische Nation, als die Ungarn bekannt sind, ein besseres, ihrem Geiste 
mehr zusagendes, und für die äussere und innere Sicherheit des Reiches 
zweckniUssigeres Wehrsystem gedacht werden, als jene Insurrection, die unter 

Viroult tugar. SUaUrtcht. II. , 7 
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des Jahres 1715. lautet, so wenig werden dadurch die' übrigen 
dieselbe Insurrection bctrefFende Fragen gelöst. — Insbeson- 
dere: ob jenes allgemeine Uecht des Königs auch auf die 
besoiiderii Arten der Insurrection gleich bezogen? ob es auch 
ausser dem Reichstage, oder nur auf demselben durch den 
König uusgeübt werden könne? ferner auf welche Art und 
Weise jene Insurrection zu organisiren sei? ob darunter blos 
die persöu 1 iche, oder auch die s. g. Banderial- und Portal- 
Insurreetion ? und mit welchem Unterschiede Inder Aus- 
führung? ob das ursprüngliche System der Insurrection für 
ein blos defensives, oder auch offensives anzusehen? daher 
auch die Insurgenten verpflichtet wären ausserhalb des 
Reiches die gesetzliche Heerfolgc z\i leisten? und auf wessen 


amlura Kollar in 8. Am'oüiiitatea Juri» publ. Ilung. Vol. II. Sect. 4. nml 
Fejdr in 8. Coil. dipl. Uuuf;. in ]>r«if. ail T. X. Vol. VIII. p. 1—80. eben so 
((clchrt nla angenehm beselireibt. — Und sind nicht die im Laufe der Jahrhun- 
derte an zahlreichen und gl.inzenilen Erfolge derselben, die heldcnjnhasi g 
stets verfochtene und behnnptete Intogritiit des Landes, die vermehrten Titel 
ihrer Könige, und die der apostolischen Krone im Laufe der Zeit neu erwor- 
benen Nebeiiliinder, endlich der clurch ihren starken Arm von der Mitte Eiiro- 
pa's bis an diofJrenzen Asiens wieder zurückgeworfene Erbfeind des Christon- 
thiims, und der Civilisation, sind diess nicht die sprechendsten Beweise 
davon? und wer wünle noch im Jahre 1716. bei Abfassung dea oben erwähnten 
8. Gesetzartikcls auch nur haben .ahnen können, welche Verdienste sich dieselbe 
a<lolige Insurrection (im Verein mit den dcutsch-österr. Erblanden) um 
<lic Verthcidiguu4 der von halb Europa so bedrängten K. Maria Theresin, 
und dadurch ibri' und der ganzen .Monarchie Erhaltung um die Mitte dessel- 
ben .Tahrhunderts erwerben würde? — .Ja, selbst in unserer Zeit, erblickten nicht 
schon die bewährtesten Ileerrührcr und Schriftsteller in der Bewaffnung der 
Xation die w ohl fei 1 st e, stärkste und loyalste Vertheidigung des Vater- 
landes? wa.s eine .solche vermöge? hat die ältere und neuere Geschichte in 
unzähligen Beispielen, insbesondere das Beispiel von Amerika, Spanien, Hol- 
land, der Sch weiz, von Deutschland in den ,1. 1812. ferner von Griechen- 
land, Tirol 11 . n. Ländern, gezeigt; nur müsste diese National-Miliz den 
veränderten Umständen der Xeuzeit, und den Anforderungen der neuern 
Kriegskunst gciniiss reorganisirt werden, welchen Gedanken schon die grosse 
K. M. Theresia fasste, als sie an den nngar. Huichstag vom .Jahre 17S4. den 
bekannten Antrag stellte, eine neue Kevisinn des siiramtlichen In surre ctions- 
wesens vorzunchmen ; was jedoch die Stände aus politischen GrUnden 
einer spätem Zeit anhcimsiellten, wie aus der Anm. h) i) unten näher zu ersehen 
ist. — Vgl. hierüber Sehwartner Stat. II. B. §. 73. S. 281. etc. Orosz terra 
incognita II. Adelige Insurrection S. 141 — 201. etc. 
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Kosten in beiden Fällen? unter wessen Anführung? endlich: 
ob bei der gegenwärtigen nähern Verbindung Ungarns 
mit den österr. Erbländern dieselbe dem Adel obliegende 
Pflicht der gesetzlichen Heerfolge gegen alle Feinde und 
in allen Kriegen der österr. Monarchie, oder nur hinsichtlich 
der speciellen Feinde und Kriege Ungarns zu gelten habe? 
etc. etc. Fragen, in deren Beantwortung die Ansichten unserer 
Literaten und Staatsmänner nicht nur nicht einig, sondern 
oft bis an’s Unglaubliche von einander verschieden sind, ej 

e) Diese Verschiedenheit gibt sich hauptsächlich darin kund, dass während 
einige derselben ohne alle Unterscheidung zwischen der Aufforderung 
zur Insnrrection, und deren Organisirung, zu beiden dem Könige ein aus- 
schliessliches Recht absprechen, andere ihm dasselbe zu beiden eben so 
unbeschränkt zuerkenne n, die Gemässigten hingegen diese Ansichten auf 
verschiedene Art mit einander zu vermitteln trachten. — So spricht sich im 
Sinne der letztem der Verfasser des lat. Originals des von Rosenmann heraus- 
gegebenen Ungar. Staatsrechts im XII. üauptst. §. 7. ziemlich bescheiden dahin 
aus : dass die allgemeine Insurrection, wenn keine dringende Nothwendigkeit 
zur Eile vorhanden wäre, in und durch den Landtag, sonst aber auch ausser 
demselben, beschlossen zu werden pflege, laut 1609: 65. 1622: 22. etc. welche 
Acusserung indessen durch den deutschen üebersetzer schon weniger rich- 
tig durch den Ausdruck verstärkt wurde: Die allgemeine Insurrection 
ro u s B, kraft des 56. Ges. Art. vom J. 1618. auf einem Landtage bewilliget 
und' au 8 geschrieben werden, ausser der Fall wäre etc. Sch war tn er in s. Stat. 
II. §. 86. drückt sich hierüber noch bestimmter aus mit den Worten': »Das 
Militär (nämlich das reguläre, was indessen auch nicht ganz richtig ist) und 
die Erhaltung und Besetzung der Gren^festnngen sind ganz (?) dem 
Willen und der freien Disposition des Königs überlassen: nur der Heerbann 
— insurrectio nobilium — vom Könige aufgefordert nach 1715: 8. muss auf 
dem Reichstage mitHilfe, Rath und Beistimmung der Stände organisirt 
werden, nach 1808; 2. besonders noch, wenn ausser der Personal- auch noch 
die Porta 1- Insurrection, z«i deren Unterhalt Subsidion nöthig sind, zu Stande 
kommen soll.« — Piringer in s. Banderien I. B. 9. Hauptst. und II. B. 5 — 11. 
Hauptst. handelt über diesen Gegenstand ausführlicher, und ist der Ansicht: dass 
der Pöicht der Lande.sverthcidigung oder zu Kriegsdiensten, wozu der Adel des 
Reiches kraft der alten Landesverfassung verpflichtet ist, durch die blosse Per- 
sonal -Insurrection nicht ganz Genüge geleistet werde, indem jene Pflicht 
ausser der Personal- auch die Banderial-und Portal-Insurrection, die 
ganz identisch sind mit jenen, in sich begreife, durch den 8. Ges. Art. des J. 
1715. wäre fdi^ gewöhnliche Fälle wohl jene, nicht aber auch diese aufge- 
hoben, und das Recht eine Insurrection zn fordern, könne kein Gegenstand 
des Reichstags sein, dem blos die Bewilligun g der Subsidien zukömmt; 
Uberdiess finde nach dem alten System bei der Personal-Insurrection keine 

7 * 
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Bei dieser so bedeutenden Verschiedenheit der sich oft 
gerade entgegengesetzten . Meinungen, schiene uns, mit 
gehöriger Wahrung jedes richtigem Urtheils anderer, und 
der Verweisung der rein historischen Fragen auf ihr eigen- 
thümliches Gebiet — in vorzüglicher Berücksichtigung der 
neuern Gesetze des XVIII. Jahrhunderts — folgende Ver- 
mittlung derselben der Wahrheit noch am nächsten zu 
kommen, wenn wir annehmen : dass 

a) Eine allgemeine Insurrection (Ins generalis)eine reichs- 
tägige Thcilnahme, Berathung und Beistimmung der Stände 
des Reiches, immer in solchen Fällen erfordere , wo bei einer 
dem ganzen Reiche drohenden grossen Gefahr, solche nur 
durch ausserordentliche Kraftanstrengung und Bewilli- 
gung von Kriegs-Subsidien, und grösserer Contribution 


Stellvertretung, keine Rcluition statt, die jedoch, nach dem Zeugnisse der 
Geschichte, bei der Band erial- und Portal- Insurrection stattfinden könne, 
und gegenwürtig nach Recht und Billigkeit auch stattfinden sollte; nachdem 
es bekannt ist, dass der Adel seiner ursprünglichen Bestimmung gemKss, der 
Landesyertheidigung, auf der auch alle seine Vorrechte basirt sind, 
gegenwärtig nicht mehr genüge, daher es wohl an der Zeit wäre, eine Revi- 
sion der darauf bezüglichen alten Fcudal-Institutionen im gesetzlichen 
Wege vorzunchmen, womit auch die in der Anmerk. p. 211. und folg, enthaltene 
Ansicht des deutschen Uebersetzers des ungar. Staatsreohts von Rose nmann 
so ziemlich übereinstimmt. — Im ähnlichen Sinne äussert sich auch über diesen 
Gegenstand der umsichtige Lakits in s. JuS puhl. R. Hung. §. 268. folgcnder- 
massen; »Cum Status et 00.,rcgni a. 1454. jus levandi et promulgandi 
exercituationem ab antiquo cousuetam R^gi competere aperte satis agno- 
verint, personalem vero etbanderialem exercituationem jam inde a S. Ste- 
phano nsuatissimam fuisso negari non possit, cum idem jus lex 1715:8. 
diserto Regi quoque imposterum tribuat, comitiali decreto non alio in 
casu requisito, quam si e x traor dinariac cujusdam contributionis vel 
subsidii necessitas ingrueret; nihil est profecto,cur a sontentia legis tarn per- 
spicua discedendum putem. — Accedit, quod liodierna belli gcrendi ratio non 
permittat,ut ad insurrectionem regulandam praevieOrdines ad diaetam 
convocentur, et ibidem de ea suscipienda deliberetur; quod quidem 
maxime locum habere debet, dum de patria defendenda res est<«etc. und fügt 
in der Anmerkung noch besonders hinzu: »siquid alicubi in patriis legibus 
reperiretur, quod his ob Stare videretiu', leges has ex consilio Ciceronis de 
inv. L. I. 38. Ad commodum reipublicae referri, easque ex u tili täte 
communi, non e literali tenore verborum interpretari oportere.« — Vgl. 
auch Aretin und Rotteck Const. Staatsr. II. 5. p.,146. 154. und die dort angc- 
führten Werke. 
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an Geld, Naturalien und Recruten, möglichst bewältigt, und 
da diese Gegenstände gesetzlich vor den Reichstag gehören, 
auch nur auf demselben von dem Könige in Anspruch 
genommen werden können; wie diess die meisten der oben 
angeführten Gesetze, und das stete Reichsherkommen 
beweisen; aus denen zur Genüge erhellt: dass in den letztem 
'Jahrhunderten die meisten, ja fast alle Insurrcctionen/) 
reichstägig beschlossen, oder wenigstens hinsichtlich ihrer 
Organisirung daselbst verhandelt wurden; mit Vorbehalt 
jedoch des dem Könige ausschliesslich in dem 8. Ges. Art. 
des Jahres 1715. zuerkannten Rechtes die persönliche und 
Banderial-IIeerfolge, wie sie seit jeher üblich war, 
auch ausser dem Landtage so oft er es für noth wendig 
erachten würde, zu fordern ; woraus ferner zu entnehmen ist : 
in welchem Sinne die von der K. M. Theresia im J. 1764. 
in dieser Angelegenheit erlassene Hofresolution, sowie die 
nachfolgenden Gesetzartikel der Jahre 1796; 2. 1802: 1. 
1805: 1. 1808: 2. und 5. die sämmtlich von der Insurrectiou 
handeln, zu nehmen wären? 


f) üni jedoch auch der entgegengesetzten Ansicht Jener zu begegnen, 
die da meinen: dass es wohl kaum aus den Ueichsgesotzen nachzuweisen wäre, 
dass jemals irgend eine Insurrection in Ungarn ausser dem Reichstage 
stattgefnndon hiitte, mögen nur folgende Worte desselben Lakits a. a. O. I. 
genügen: »Quid frequentes illae sub S. Stephano, et successoribus ejus 
(besonders während der Arpadischen Periode) insurrectioncs in comitiis 
decretae sunt? An ex Statu um regni consensu suscepta ab Andrea II. expe- 
ditio Hierosolymitana? aut a Ludovico M. Ncapolitana? etc. — Ipsum 
illud Sigismundi decretum A. 1453. quod tamquam primam et antiquissi- 
mam legem de Insurrcctione adferunt, fuitne decretum comitiale, et illa 
A. 1545. publicata insurrectio nonne solius Regis auctoritatc demandata 
CSt! etc. - Vgl. Fejdr Cod. dipl. R. II. T. X. Vol. VIII. in praef. 

g) Diese wichtige Hofresolution kann füglich als ein redender Beweis der 
hohen Achtung, welche die dankbare K. M. Theresia für die ungar. Insur- 
genten, und das Königreich Ungarn seit dem Jahre 1741. hegte, angesehen wer- 
den, als dieselbe im Jahre 1764. den Reichstag auflbrderte, die ordentliche 
Grösse und Stärke dieser Landarmcc zu berechnen (denn die Insurrection 
vom Jahre 1741. war, ohne Consequenz für die Zukunft, ausserordentlich) 
und eine neue Revision des sämmtlichen Insurrections wesens anzustellen; 
um auf jeden Fall zu wissen, wie weit von eben demselben die Sicherheit des 
Staates gedeckt sei? — Aber zur Befriedigung dieses — wahrscheinlich miss- 
verstandenen — Wunsches der aufrichtigen Königin, Hessen sich die Stände 
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ß) Die älter n in den Reichsdecreten der Könige Sigismund, 
Ladislaus Posth. Mathias Corv. Wladislaus II. und 
deren Nachfolger vorkommenden häußgen besetze stellen 
so ziemlich anschaulich das ganze System dieser alten- feu- 
dalen Heerbildung dar, indem sie die besondern, oft bis 
ins kleinste Detail eingehenden, Bestimmungen hinsichtlich 
der Aufstellung, des Unterhaltes, der Dienstpflichten, 
Kriegsübungen, Heerschau oder Musterungen, Beloh- 
nungen und Strafen derselben anführen; hj die jedoch 

durchaus nicht bewegen; sic baten, es bei den vorhandenen Gesetzen bewen- 
den zu lassen, kraft welcher sic fiir’s Vaterland persönlich fechten müssten: so 
oft der aus der Stcuer-Cassa besoldete Soldat und die Grenz- Miliz das 
Reich zu vertheidigen zu schwach würen; aber sie sträubten sich wider jeden 
Calcul, der die Menge und Stärke des Ad eis. in Zahlen bestimmen sollte, 
weil genaue Kenntniss derselben ein Geheimniss für den König sowohl, als die 
Stände sein sollte, oder wie es in der Antwort derselben vom 14. Dec. 1764. auf 
den von der Königin gemachten Antrag wörtlich lautete: »Numeri incertitudi- 
nem inter arcana Rcgis et Rcgni ponendam existimamus; sed ct v.olentes 
dcfinire, haud possemus; cum a casuali multiplicatione ct diminutiooc nobilium, 
ac respective cjualitatc eorum pendere probe sciamus« etc. welchem Geheimnisse 
jedoch die vom K. Joseph im Jahre 1785. mit Gewalt auch auf den Adel aus- 
gedehnte Militär-Conscription ein Ende machte, und denselben zu dem in 
den zwei höchst merkwürdigen Ilandschrcibcn desselben vom 30. Dec. 1785. 
und 5. Jän. 1786. an dön Reichskanzler Gr. y. Pälfi und die zehn dsünals ange- 
stcllten Landescommissärc (Sr Schwartner Stat. I. Th. S. 444.) gemachten 
Vorschläge einer Acquivalenten-Entgeltung für die Insurrcction, 
veranlasst zu haben scheint; welche Pläne jedoch, nebst so manchen andern, bei 
dessen im Jahre 1790. erfolgten Hinscheiden auch ihr Endo fanden, und es daher 
auch ferner noch bei der oben erwähnten Hofresolution der grossen K. Maria 
Theresia verblieb, die wörtlich also lautete: »Ideo cit. Art. 8. 1715. c't Art. 6. 
1723. aliarumque ejusmodi sancitarum legum dispositioni ultra ctiam inhaerendo, 
in factam,in evidentius fidei ac devoti obsequii testimonium,demissam SS. et 00. 
dcclarationcm taliter benigne acceptat Sua Majostas SSma: ut evenienti 
majoris etiam periculi casu cum fidelibus SS. et 00. in ejusmodi circum- 
stantia diäetaliter, quidem attamen ut promptius urgenti nccessitati^subve- 
niri possit, eactcris negotiis in aliam opportunitatom reservatis, 
unice de ncccss''arii s aiuplioribus defensionis mediis, ac modo 
prompte et cfficaciter instituendo, cum DD. Statibus et 00. tractetur, ut 
etiam tractatura cst« etc. — Vgl. hierüber Schwartner Stat. II. am a. O. 

AJ Aus diesen sind hinsichtlich der altern zwei Perioden der ungarischen 
Geschichte wohl die schon oben angeführten Gcsetzartikel der erwähnten 
Könige, als die wichtigsten Quellen Uber diesen Gegenstand anzusehen, 
wozu auch noch die ungedrucktc, in der ungar. Relchsblblldthek in Pest vor- 
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sämmtliGh^ selbst mit Nachhilfe der neuern im XVIII. und 
XIX. Jahrh. der neuern Kriegskunst mehr angemessenen 
Hilfsmittel, ihrer Bestimmung weniger entsprechend, viel- 
mehr einer totalen im Geiste der modernen Kriesrsführumr 
anzustrebenden Reform bedürftig befunden worden sind, 
daher man sich auch veranlasst fand, in demlieichstage des J. 
1808. durch den 4. Ges. Art. eine rcichstägige Deputa- 
tion anzuordnen, die den Auftrag erhielt: aus der Combi- 
nation der altern und neuern Gesetze, und der denselben 
zu Grunde liegenden historischen Denkmäler aller Zeiten, 
einen neuen Entwurf zu einer den Bedürfnissen des Landes 
und den Anforderungen der neuern Kriegskunst und 
Civilrsation mehr angemessenen National-Landes ver- 
theidigung oder s. g. Wehr- und Kriegs-System anzu- 
fertigen; dessen rcichstägige Verhaudlmtg jedoch durch 
den 8. Ges. Art. des J. 1827. auf eine weitere unbestimmte 

handcue, cuordi nutio log um de Insurroctiuno äouaiitiuui von Ant. v. Szlrinay 
guzUhlt worden kann; deren VorstKndniss jedoch durch die niichfolgenden Werke 
noch ungemein geiordort werden kann, als: Kolldr ainoenitatesJ.pnbl.il, 
Hung. TT. II. Vienii. 1783. 8, — Aj)oc rises, seu hist, juridicae diaetiiles recapi» 
tnlationcs de baiidoriis. Vienu. 1785.8. — Keresztury de reteri Instituto rci 
militaris Ilung. ae apcciatiin de Insnrrectione nobillum. l’ars I. Vind. 1790. 8. — 
Dagegen J. Bdrdosy auiinadversiones* etc. worin die beiden vorbenannten 
Werke nicht ungelehrt, aber etwas schwerfällig recensirt werden; auch fehlt 
hier, wie dort, der Parallelisraus mit der auswärtigen Geschichte, ohne 
welchen man die Lehr»? von clcr ungar. Insurrection sich nur mit vieler Mülie 
ctwa3 deutlich machen kann, — Hinsichtlich der neuern Zeit verdienen ausser 
den gelehrten Forschungen eines Kollär, Beuczur, Schwartner über die.een 
Gegenstand die meiste Beachtung die bereits erwähnten Banderien Ungarns 
lind. dessen gesetzmässige Kriegsverfassung überhaupt von Piringer. Wien 
1809. II. DB. 8. summt den dagegen in Tudora. gyüjteineny und sonst erschic; 
neuen Recensionen. — ‘'Fcjcr Cod. dipl. T. X. in praef. Vol. V'III. und unlängst 
Grosz terra incognita Nr. 2. Adelige Insurrection S. 111 — 201. sainmt den 
beigefügten kritischen Anmerkungen des unbenannten Verfassers E. über das 
letzte Operat der reichst. Deputation vom J. 1827. und eigenen Ansichten 
und Vorschlägen über die Reforni des ungar. Heerwesens, die, wenn sic anch 
gleich jenen von Piri nger aufgestellten, von dem Fluge der neuern Zeitereig- 
nisse etwas überholt, und «laher einer abermaligen Revision bedürftig, erschei- 
nen mögen, doch eine grosso Analogie mit den Hauptansichten und Grund- 
sätzen der oben Anm. a) bereits genannten berühmtesten Scbriflsteller der 
neuesten Zeit über diesen Gegenstand verrathen, und daher mit aller Anerken- 
nung erwähnt zu werden verilienen. 
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Zeit hinausgeschoben wurde, i) — Daher können, in Erman- 
gelung neuerer Normen hierüber, die oben hinsichtlich der 
adeligen Insurrection aufgeworfene Fragen, nur im. Sinne 
derbisher hierüber erlassenen Gesetze, unddes bestandenen 
Reichsherkommens, vor der Hand dahin entschieden wer- 
den: dass 


<) Ueber dos hier erwähnte reichstägige Banderial-Operat (diese 
Benennung kömmt von dem Banner her, unter welchem der König, einzelne 
Dynasten, Magnaten und die Comitate in Ungarn vor Zeiten ihre Völker in den 
Krieg führten) äussert sich der oben erwähnte Orosz in s. terra incognitaS.141. 
in folgender Weise: vBci der reichstägigen Verhandlung dieses Gegenstandes 
wird und soll als Leitfaden aueh hier das Elaborat der Regnieolar- 
Deputation dienen; obgleich es scheint, dass man in selbem nicht ganz von 
jenem Gesichtspunkte ausgegangen, der nach geläuterten Begriffen Uber 
Repräsentation.und Volksbewaffnung jedem monarchisch-aristocra- 
tischen Systeme zum Grunde dienen sollte. — Der todte Buchstabe, hier 
doppelt todt, weil er grösstentheils einer längst dahingeschiedenen 
Generation angehört, gilt im ganzen Operate mehr, als das lebendige 
BedUrfniss. — An vielen Orten hat man eich nicht einmal die Mühe genom- 
men,' auch nur Schei ngrUnde Air die Beibehaltung des schon durchaus 
nutzlosen Alten anzugeben. — Daher wird der Reichstag ausser der Rei- 
henfolge der Gegenstände, ausser einer nutzlosen, bis ins Ermüdende 
getriebenen Anhäufung historischer Angaben wenig Anwend- 
bares, Praktisches treffen, was doch hier die Hauptsache ist etc. — War es 
die Absicht der Reichsstände, dass hinsichtlich der Landesvertheidigung, 
und der im natürlichen Zusammenhänge mit derselben stehenden Aristo er atie 
ein erschöpfendes, dem Bedürfnisse des Landes sowohl als der neuern 
Kriegskunst, der vorgeschrittenen Civilisation und Staatsknnst, genü- 
gendes Werk geliefert werde, so hätte es die Aufgabe der Deputation sein 
sollen, auch hier, nebst dem technischen Theilc, das Gleichgewicht unter 
den Zweigen der Ungar. Aristocratie so viel als m ög 1 i ch herzustellen etc.— 
Statt dessen jedoch suchte man Rath in den alten Pergamenten verflossener 
Jahrhunderte, wo bei dem noch unentwickelten gesellschaftlichen 
Zustande die Begriffe der Gesetzgebung nur dunkel und unvollkommen 
sein konnten, daher auch ihre Institutionen wohl als Fingerzeig, aber durchaus 
nicht als unabänderliche Norm zu gelten haben. — Man glich hierin dem 
Arzte, der in unserer Zeit seine Wissenschaft auf Hippocrates, Galenus, 
und Paracelsus beschränken, und Physik ausschliesslich ans dem Plinius 
studixen wollte, blos desswegen, well sie zu ihrer Zeit gewiss verhältniss- 
mässig grössere Männer waren, als irgend einer der neuern Epoche. — Das 
XIX. Jahrhundert wäre wahrlich zu beklagen, wenn sein Staats- 
recht zu den Rathschlägen des XIII. Zuflucht nehmen müsste.« — 
Es wäre übrigens an diesemOrte zu weitläufig, und auch wenig lohnend, das 
Operat hier seinem ganzen Inhalte nach durchzugehen, da, wie gesagt, das 
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y ) So oft es sich von der Regelung und Organisirung einer 
allgemeinen Insurrection handelt, die nur durch ein gleich- 
falls allgemeines Reichsgesetz durchgeführt werden kann, 
dieser Gegenstand seiner Natur nach in den Kreis der gesetz- 
gebenden Macht, folglich auch zur Competenz des 
Reichstages gehöre; sowie die fernere Vollstreckung der 
schon beschlossenen Insurrection, und namentlich wenn 
solche nicht das ganze Land, sondern nur einen T heil des- 
selben beträfe, die Vollziehung derselben auch ausser dem 


Historische den grössten Theil desselben anftillt. Von einer, den jetzigen 
Zeiten und Ansichten angepassten, Volksbewaffnung aber kömmt fast gar 
nichts vor, und selbst die Vorschläge der geringen Abänderungen gehen 
so wenig in die Modalitäten derselben ein, dass dieser Umstand dem Leser 
keinen zu hohen Begriff von den militärischen Kenntnissen der Mitglieder 
jener Deputation beibringen kann, was doch hier eben so erforderlich gewesen 
wäre, als “bei einem Werke über Musik die Kenntniss des Generalbasses 
erfordert wird.« — Ibid. S. 158. — Aus dieser an sich wohl etwas. scharfen 
übrigens aber weder ungerechten noch unbilligen Critik dürfte zu entneh- 
men sein: dass der patriotische Verfasser derselben seinen Landsleuten gegen- 
über weder die Wahrheit zu^erhehlen, noch weniger ihren verjährten Vor- 
urtheilen auf irgend eine Art zu schipeicheln geneigt war. — In demselben 
Tone sind auch die derselben Abhandlung S. 159. beigefügten Bemerkungen 
von E. — einem Mitgliede jener Deputation, zugleich als einer der wärmsten 
Patrioten Ungarns bekannt — hier frei und offen dargclegt, welche, da sie 
das Wesentliche jenes Operats recapituliren, den Verfasser zugleich ver- 
anlassten, seine Ansichten näher zu entwickeln, nach denen die alte adelige 
Insurrection Ungarns bei einer zeitgemässen Reform der Landesver- 
fassung zugleich den Bedürfnissen und Anforderungen der Neuzeit' 
angemessener reformirt werden könnte? welche Ansichten und Vorschläge 
wohl gegenwärtig abermals — wie bereits oben erwähnt wurde — von dem 
Fluge der Zeitereignisse überholt, aber dennoch in mancher Beziehung noch 
der Beachtung competenter Fachmänner werth, daher auch der ihnen gebüh- 
renden Anerkennung würdig befunden werden dürften. Doch müssten dabei 
die neuern Grundsätze über Wehr- und Waffenrecht, Kriegsdienst- 
pflichtigkeit, Heerbildung, besonders in constitutioneilen Staaten, 
stehende Heere, Conscription und Werbung, Landwehr, Landsturm, 
Verfassungseid des Heeres, Gerichtsstand des Militärs u. a. damit im 
Zusammenhänge Stehende Gegenstände — von den berühmtesten oben Anm. a) 
bereits angeführten F a ch m ä n n e r n und insbes. in Aretin undRotteckConstit. 
St. R. II. B. V. Hauptst. S. 146—165. angeführt, gehörig berücksichtigt, mit 
den Resultaten der ältern Zeit genau verglichen, und darnach erst eine befrie- 
digende Lösung der so schwierigen, hier bisher besprochenen Aufgabe 
versucht und ermöglicht werden. 
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Reichstage dem Könige kraft der ihm zukommenden Ex e- 
cutiv-Gewalt, ja im letztem Falle sogar dem Reichs- 
palatinc zustehe; wie diess nach dem Zeugnisse der 
Geschichte die Gcsetzartikel des J. 1553: 1554: 10. 1600: 
65. 1635: 88. 1638: 15. 1681: 47. etc. näher bezeugen. — 
Ferner dass die Pflicht zur Vertheidigung des Landes auf 
den Ruf dos Königs zu iiisurgireu, d. h. die Waffen zu 
ergreifen, als eine eigentliche Obliegenheit des Adfcls 
und aller Jener, die das Gesetz insbesondere 1715: 8. 1741 : 
63. etc. unter diesem Namen begreift, anzuschen sei; daher 
auch die Gesetze vom Jahre 1454: 13. 1523: 41. 1552: 12. 
1659: 28. 1662: 8. 1741: 63. etc. schwere Strafen gegen 
Jene verordnen, die, sich dieser wichtigsten und edelsten 
Pflicht gegen das Vaterland zu entziehen, oder solche umzu- 
gehen, sich nicht scheuen. — Dieselben Gesetze sprechen 
übrigens ausdrücklich aus: dass diese edlen Vertheidiger 
des Vaterlandes innerhalb der Grenzen desselben auf 
eigene Kosten, ausserhalb derselben aber auf Kosten des 
Königs die Waffen führen, nach dem Zeugnisse der goldenen 
Bulle des K. Andreas II. 7'. Ges. Art. sowie auch 1454: 8. 
1486: 31. 1492: 18. 19. 1649: 3. §. 9. 1805: 1. §. 28. etc. und 
zwar unter Anführung entweder des Königs selbst, oder 
des Palatins als gesetzlichen Rcichs-Capitains im Sinne 
des 7. Art. der goldenen Bulle §. 2. und 3. und desselben 
Andreas II. vom Jahre 1231: 15. sowie Mathias Corv. 
de Offle. Pal. Art. 4. auch 1555: 6. 1622: 21. 1630: 41. 1741: 
•>3. 1808: 2. §. 17. etc. k) — Endlich dass diese Pflicht unter 


k) lieber die Vcrpf’lioblung der adeligen liisurreetioii in Ungarn, 
nüthigenfalls auch über die Greiwsen des Königreich!, doch nicht uul' 
eigene Kosten, Kriegsdienste zu feisten, so wie auch hinsichtlich der meisten 
der über jene Insurrcction oben gestellten Fragen, deren Beantwortung hier im 
Sinne der Landesgesetze versucht wurde, dürfte eben keine so bedeutende 
Verschiedenheit der Ansichten unserer l’ublicisten vorhanden sein, dass solche 
nicht mit den angeführten Landesgesetzen und besonders dem der ungar. \'er- 
Lassiing ganz cigcnthnmlichcn s. g. Defensiv- oder Vertheidigungs- 
Systein des Kcichcs in Einklang gebracht werden konnte, wenn den letztem 
nur nicht aus der s. g. Vis inertiae — d. h. aus dem allzugrossen Hange n.aeh 
Ruhe und Bequemlichkeit, um keinen hartem Ausdruck zu gebrauchen — 
allzu enge Schranken gesetzt wurden; was ohnehin dem Charakter einer so 
tapfern und kriegerischen Nation weniger angemessen wiire. — Wahrlich 
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der gegenwärtig bestehenden nähern Verbindung 
Ungarns mit den österr. Erbländern, nicht nur gegen 
die besondern Feinde Ungarns, sondern auch in Krie- 
gen, und gegen die gemeinschaftliclien Feinde der österr. 
Monarchie, von deren allgemeiner Sicherheit und Wohl- 
fahrt auch jene der einzelnen Theile und Kronländer so 
abhängt, dass diese von jener nicht ausgeschieden, oder 
getrejint werden kann, gleiche Geltung und Amvendung 
finden müsse; wie diess nebst dem in den letzten 3 — 4. Jahr- 
hunderten allgemein anerkannten Reichs her kommen, auch 
die neuern Ges. Art. vom Jahre 1741: 63. 1796: 2. 1802: 1. 
1805: 1. und 1808: 2. etc. unwiderleglich nachweisen. l) 


cs dürfte kaam ein Gegenstand unsere öffentlichen Rechts, sagt der oben erwähnte 
scharfe Critiker (Örosz in der 67. Anra. zu dem ungar. Reichstage v. J. 1830. 
II. B. S. 112.) deutlicher und wiederholter bestimmt sein, als unser s. g. 
Defensiv-Sy Stern. Bei jedem Kriegs-Subsidium wird dieses erklärt und 
die Einrichtung der Insurrection sowohl als des stehenden Militärs setzen einzig 
die Ver theidigung des Vaterlandes voraus. Nirgends wird für den Fall, wo 
der König einen Krieg zu beginnen fiir gut fände, die Mitwirkung derNation 
zugesichert, im Gegentheil, in den meisten der angeführten Landesgesetze, als 
K. Sigmund 5. Decr. v. J. 1435. Vorrede §. 1. 2. ferner 1439: 3. 14.58: 2. 1492: 
18. n. 19. Ges. Art.* etc. wird deutlich bestimmt, dass der König jeden Ofl’en- 
siv-Krieg auf eigene Kosten zu führen habe; und diese gesetzliche Ver- 
fügung wurde nicht etwa erst seit der Regierung des Hauses Oesterreich 
gebracht, wo sie auch durch andere Rücksichten hätte motivirt werden können; 
sondern, wie die obigen Gesetze zeigen, schon in jener Periode, wo Ungarn noch 
für sich ein Ganzes begründete, und ihre äussere Politik noch eine ungc- 
t heilte Tendenz hatte. — Alle Gesetze, die das Defensiv -System des K. 
Ungarn bestimmen, anführen wollen, hiesse einen grossen Thcil unserer 
Gesetze citiren, weil fast kein Reichstag ohne die Aufstellung dieses Prin- 
cips vorüberging. 

l) Hinsichtlich der letzten oben gestellten Frage: ob die dem Ungar. Adel 
obliegende Pflicht der Landesvertheidigung , bei der seit drei Jahrhun- 
derten nähern Verbindung Ungarns mit den östcrr.-dcutschcn Erbländern, sich 
auch auf die Kriege zu erstrecken habe, die lin Interesse der ganzen 
Monarchie, nicht blos wegen Ungarn zu führen wären? möge, hier die 
Antwort genügen, die Lakits in seinem Jus publ. Hung. eben so richtig al.s 
patriotisch — obwohl mehr vom politischen als juridischen Standpunkte 
aus — darauf ertheilt: »Nemo id ecquidem dubitarct affirmare, sl intcr ditio- 
nes Austriacas et Hungariam formale foedus defensivum co fine initum 
produceretur. Jam vero perpetua illa et insolubilis Hungariac cum iisdem 
ditionibus unio, communis omnium securitatis et tranquillitatis causa, lege fun- 
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Nachdem jedoch die Stände des Reiches zum Theil schon 
im X\T[I. Jahrhundert, wie der 9. Ges. Art. vom Jahre 1602. 
etc. bezeugt, deutlieh er aber im XVIII. Jahrhundert es 
eingesehen, und insbesondere durch den 8. Fund. Ges. Art. 
vom Jahre 1715. cs ausdrücklich auch anerkannt und aus- 
gesprochen haben: dass bei dem neuern Staaten -Systeme 
Europa’s, und den Fortschritten der neuern Kriegskunst, 
das Reich blos durch die adelige Insurrcction nicht 
hinlänglich geschützt werden könne, sondern zu dem 
Zwecke wohl eine stärkere, reguläre, aus stehenden 
Heeren bestehende Miliz zu unterhalten wäre, oder wie 
der Originaltext jenes Gcsetzartikcls lautet: »Quia tarnen 
per militiam insurgentem solam, regnum hocce, suffi- 
cienter defendi nequirot, adeoque validior et regulata 
militia, tum ex nativis tum exteris m) constans, pro omni 
eventu intertenenda veniret« : so musste natürlicherweise 


damcntAli stabilita, eum fouderis dei'onsivi vini non habeat, ut bellum 
altcrutri illorum illatum commune oranium cunsealur? — An non suam qulsque 
patriam defendere videtur, qui pro securitate atque incolumitate totius 
monarchiac Austriacac, aipia singularium partium salus sejungi non potest, 
arma corripit? — Ilaec vis unita nos (ut egregie hoc loco ultro monet Idem 
Lakits) ab insultibiis et jugo Turcarum tutos pracstitit, Iia«c suspensos actu 
tenet Austriae non mimi.s ac Hungariae inimicos. — Aut quis popularium 
nostrorum sinccte credat, et putet: bella cum Gallis ab a. 1792—1814. nnice 
provinciarum Austriae causa fuUse gesta, aut ditionibus bis majus a revo> 
lutione Gallicu pcriculum metuendum fuissc, quam Aristocratiae Ilun- 
gariOae suo adhuedum feudulismo aevi medil glorianti? — Relinenda igitur 
nobis, omnique studio colenda illa unio cum praefatis ditionibus, evellendaque 
ex aniinis vana suspicio: tamquam si nescio quid libertati regni atque inde- 
pendentiao ab illa unionc riietuendum sit; idque pulchcrrimo patrum 
nostrorum cxemplo, qui adversus quasvis iniinioorum arte» invicti, nunquam 
8c huc adduci passi sunt, ut ab hac animornin viriumque conjunctione 
disccdcrcnt, in qua Futriae suae salutcm semper repositam esse judicarunt.*» 
— Dass gegen diese und ähnliche Acusseruugen die Landesgesetze v.J. 1741:23. 
1796: 2. 1802: 1. 1805. u. 1808: 2. nichts in sich enthalten, was der entgegen- 
gesetzten Ansicht zum Vorwände dienen kfinnte, dürfte aus dem Wortlaute 
derselben leicht zu entnehmen sein. 

m) Die zahlreichen, besonders aus dem XVII. Jalirhunderte herruhrenden 
Gesetz- Artikel über die fremden auswärtigen Soldtruppcn, nament- 
lich jene v. J. 1600:28.1601:26. 1602:20. dass heini auswärtigen Truppen 
in Ungarn oder Slavonien angeworben, ferner v. 1608:2. v. d. K. 1618:2. 
1622: 2. §. 19. 1638; 1. §. 14. 1655: 19. 1659: 1. §. 14. 1681:8. dass der König 
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2. In Hinsicht des stehenden regulären Militärs, wie überall 
dem souverainen Landesfürsten, also auch in Ungarn dem 
Könige, kraft des ihm zustehenden Wehr- und Waffen- 
rechtes (jus armorum), eine grössere wo nicht unum- 
schränkte Macht cingeräiunt werden, dafür zu sorgen: dass 
eine reguläre bewaffnetc Macht, nebst allen dazu gehörigen 
Schirm- und Wehr-Anstalten fortwährend im Lande unter- 
halten, stets in den Waffen geübt, und im schlagfertigen 
-Stande erhalten werde, um zum Schutze des Staates sowohl 
im Innern, als auch vorzüglich gegen Feinde nach Aussen, 
jederzeit verwendet werden zu können; daher wurde auch zu 
jederzeit in Ungarn dem Könige schon kraft der executiven 
Gewalt, selbst im Sinne der ältern Gesetze des Landes, das 
ausschliessliche Recht zuerkannt 
aa) Die zur Bildung eines stabilen regulären Heeres erfor- 
derliche Mannschaft, im Sinne der Gesetze entweder aus 
der dienstpflichtigen Bevölkerung auszuheben, oder 
anzu werben; nach den Ges. Art. vom Jahre 1546: 20. 
1622: 35. 1635: 10. 1649: 3. 1740: 63. 1802. und 1808: 2—5. 
1830: 7. 1840: 2. etc. 

bb) Dieselbe .regelmässig zu besolden, mit Waffen, Montur, 
Munition, Mundvorrath, und allem Nöthigen gehörig 
zu versehen; nach 1595: 9. 1609: 12. 1613: 14. 1662: 16. 
1681: 62. 1741: 24. und 42. 1808: 3. etc. 
cc) Auch unter. der Fahne zur treuen Dienstleistung für Fürst 
und Vaterland in Eid und Pflicht zu nehmen, nach 1609: 
14. 1613: 14. 1638: 45. etc. 


keine auswärtigen Truppen — ohne Genehmigung der Stände — ins Land 
einführen, vielmehr, sobald die Gefahr aufhören würde, aus dem Reiche und 
dessen. Nebenländcrn entfernen möge, — so wie 1608: 12. v. d. K. 1609: 27. 
1608: 2, V. d. K. 1618: 2. §. 1. 1622: 2. §. 19. 1638: 1. §. 14. 1635: 34. 1647: 65. 
1655: 19. 1662: 2. 1681: 8. und abermals 1655: 19. 1659: 25. 1681: 8. dass solehe 
aus dem Lande und den Pr i vat-Schlössr rn innerhalb der nächsten drei 
Jahre — und nach d. 1681: 72. 1715: 113. auoh aus der Warasdiner Festung 
herausgezogen werden sollen etc. alle diese und ähnliche Gesetz-Artikel wurden 
durch den 8. Ges. Art. v. J. 1715. — als bei dem neu elngeführten stehenden 
Heere überflüssig geworden — ausser Kraft gesetzt; wie aus dem aus- 
drücklichen Wortlaut derselben näher zu entnehmen ist, wenn nicht einige 
besondere Ausnahmen in den neuern Gesetzen Vorkommen sollten. 
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(1(1) Die hohem und niedem Officiere mittelbar oder unmit- 
telbar zu ernennen; wie diess in neuerer Zeit aus 1741: 
G3. 1792: 9. 1807: 1. 1840: 2. §. 12. 6tc. ersi(ditlich ist. — 
Ferner 

ee) An den Grenzen, oder auch im Innern des Landes, zum Schutze 
desselben Festungen, Schlösser, Wälle, und jeder Art 
Befestigungen an geeigneten Stellen anzulcgen, und solche 
mit gehöriger Besatzung, Artillerie und sonstigen 
Kriegsbedürfnissen gehörig zu versehen; wovon die Spu- 
ren in den Ges. Art. vom Jahre 1538: 7. 1556: 18. 1546: 42. 
und 45. 1547: 3. 1550: 69. 1555: 11. 1556: 10. 1608: 21. vor 
d. K. 1649: 85. 1764: 33. etc. zu finden. — Eben so 
ff) Zu denselben Kriegszwecken auch Zeughäuser und Arse- 
nale, Waffenfabriken, Stückgiessereien, Pulver- 
mühlen, Lazarethe, Gestütte, Lager, Waffenplätze 
zu Musterungen, Kriegsübungen, Manövres etc. 
M agazine für alle Kriegsbedürfnisse, anzulegen und im 
guten Stande zu erhalten; laut der Ges. Art. vom J. 1563: 
14. 1566; 19. 1569: 26. 1574: 9. 1655: 16.W 73. 1681: 43. 
1741: 6.3. §. 1. und 26. 1807: 1808: 1—6. etc. — Endlich 
gg) Für die zweckmässige Verth eil ung der Truppen im Lande 
und ihre Winterquartiere zu sorgen, die militärische 
Zucht und Disciplin aufrecht zu erhalten, die Verdienste 
der Tapfern und Getreuen gebührend zu lohnen, die Feigen 
und Lässigen im Dienste, sowie alle’ üebertreter der 
Militärg(^sctze, zu strafen; laut der Ges. Art. vom J. 1464: 
28. 1543: 24. 1552: 12. 1563: 67. 1567: 39. 1601: 35. 1622: 
20. und 7.3. 1625: 12. 1647: 64. 1618: 58. 1649: 84. 1681 : 
73. 1723: 9. 11. uml 21. 1741: 63. §. 31. 1807: 1. 1830:7. 
1840: 2. §. 12. endlich auch für die Ausgedienten durch 
Versorgung in den Invalidenhäusern, im Sinne des Ges. 
Art. vom Jahre 1807: 1. §.11. kurz für Alles Sorge zu tra- 
gen, wa.‘< zur Verpflegung dieser Truppen oder der s. g. 
Kriegspolizei und Militär-Oeconomie gehört. 

Hingegen da einige der bisher hinsichtlich der stehen- 
den regulären Truppen angeführten Gegenstände, wie 
oben bei der adeligen Insurrection bemerkt wurde, ihrer 
Natur nach in den Kreis der Staatsgesetzgebung, folg- 
lich zur Competenz des Reichstages gehören, so muss 
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die gesetzliche Theilnahme des letztem auch auf.diesem 
Gebiete in sofern e anerkannt werden, als 
. a) Insbesondere von einer gesetzlich zu bestimmenden 
Stellung von Recruten, oder Bewilligung von 
Kriegs-Subsidien, freiwilligen Gaben, an Geld, 
Naturalien, Mannschaft etc. Gegenstände, die sämmt- 
lich nur auf dem Reichstatje mit dessen Zustiminuns: 

• in Anspruch genommen werden können, gehandelt würde; 

- oder wie der Text des Gesetzes lautet: »Cum statutio 

tironum militarium contributionis spcciem redo- 
leat, cujus prout ct subsidiorum eatenus necessario- 

• rum materia j. 1715: S. et 1791: 17. diaetaliter cum 
• ' Statibus deliberanda sit: ideo determinatio quanti* 

tatis eorum , prout et modi statuendi tirones, aut 

• Icgiones hungaricas completandi, benevola item 
, quocunque titulo oblata in milite faciendi jus adComi- 

tia pertinet.« — So ausser den im Texte angeführten Ges. 
Art. auch noch jene vom Jahre 1741: Ö3. §, 2. ferner 1791: 
ÖG. 1792: G. 1802: 1. 1807: 1. 1808: 6. 18.S0: 7. 1840: 2. 
sainmt den Bedingungen, die jeder einzelnen Bewilli- 
gung der Stände beigefügt wurden. 
fi) Nebstbei 'wurde in zahlreichen Gesetzartikeln die Verwah- 
rung ausgesprochen: dass durch diese stabile Miliz den 
(adeligen) Landes-I nsassen kein Schade zügefügt 
werden, oder ihren Vorrechten und Immunitäten irgend 
ein Eintrag geschehen solle; im Sinne der Ges. Art. vom 
. .Jahre 1405: II. 1. 148G: .31. 1518: 8. IGOO: 20. 1G62: 13. 
und 18. 1G81: 73. 1741: G.3. 1808: 11. etc. ferner dass 
durch diese Miliz der steuerpflichtige Landbauer mit 
übermässigen Leistungen an Fuhren, baren Geld 
oder Naturalien^ ausser der gesetzlichen Ordnung, 
nicht belastet werde; wie diess schon die Ges. Art. vom 
Jahre 1G5.5: 22. 1723: 100. verordnet haben; zu welchem 
Zwecke provisorisch schon im Jahre 1747. ein beson- 
deres' Militär-Reglement eingeführt, und auf den 
Reiclistägen vom J. 183G: ll.'§. G. und vomJ. 1840: 3. ein 
reichstägiger Ausschuss ernannt und beauftragt wurde, 
eine Uebercinkunft mit dem k. Aerar hinsichtlich jener 
Lasten zu treffen, die aus der Verpflegung imd Ein-- 


’k. 
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quartiexung der k. Truppen für die Steuerpflichtigen zu 
entstehen pflegen; welche Uebereinkunft auch in dem fol- 
genden Reichstage vom Jahre 1844. imd 1848. genehmigt 
wurde, nj ' , 

/') Endlich ward auch bei Gelegenheit der letzten durch den 
2. Ges. Art. des Jahres 1840. reichstägig bewilligten 
Stellung der Recruten, ausser den frühem im J. 1830: 
7. und 1807 : 1. sowie 1808: 6. G. A. bestimmten, hier neu- 
bestätigten Cautelen noch überdiess festgesetzt: dass diese 
letzten neu gestellten Recruten — wenige ausgenommen — 
nur für eine zehnjährige Militär- öderTCriegsdienst- 
zeit verpflichtet werden, nach deren Verlauf sie ohne Auf- 
schub sogleich, ja auch früher, im Falle sie zu Hause 
unumgänglich nöthig wären, zu entlassen seien; welche 
Begünstigung auch Jenen zu Gute kommen solle, die sich 
freiwillig dem Militärstande widmeten ; ferner, dass diese 
Stellung nicht an verschiedenen Orten nacheinander, 
sondern, so viel als möglich, zu einer und derselben Zeit, 
und zwar überall durch Losung, vollzogen werde, ohne 
allen Unterschied der Religion — selbst die Israeliten 
nicht ausgenommen — nur allein die Freiwilligen sind 
in die Zahl der jeder Gemeinde zugetheilten, wie billig, 
einzurechnen. — Endlich: dass die Vertheilung der zu 
stellenden Recruten, nach einem mit Bezug auf die Bevöl- 
• kerung jeder Gemeinde von einer beeideten reichs- 

tägigen Deputation noch während dieses Landtages zu 
entwerfenden Schlüssel, vorgenommen, die zu stellenden 
Recruten jedoch blos den ungarischen Regimentern 
zugetheilt, und dieselben unter keinem Vorwände anders- 
wohin verwendet, auch die frühem Bedingungen und 
Cautelen hinsichtlich dieses Gegenstandes beobachtet, 
und in Ausführung gebracht werden sollen. 

Zuletzt erstreckt sich dasWaffenrecht des Königs von 
Ungarn und zwar in eigenthümlicher Weise, auch 
3. Auf die s. g. Grenz -Miliz, die ursprünglich als ein stabiler 
Cordon gegen die orientalische Pest, und zum Schutz 

ii) lieber die Verpflegung des reg. Militärs und die dabei unter demNamen 
von Deperditen stattzufindende Ausgleichung s. das Weitere unten §. 89. wo 
von der Militärverwaltung insbesondere gehandelt wird. 
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gegen die Uebermacht der Türken bestimmt, später nach und 
nach eine der Lehnsverfassung des Mittelalters etwas 
ähnliche, doch den Bedürfnissen der neuern Zeit mehr ange- 
passte streng militärische, und doch von den' stehenden 
Soldtruppen wesentlich verschiedene Verfassung erhielt, o) 
— Da nach den Lundesgesetzen Ungarns sowohl den ältern, 
als jenen der neuern Zeit, insbesondere 1595: 54. 1608: 21. v. 
d. K. 1609:-32. 1613: 6. 1618: 34. 1622: 2. 1638: 1. 1655: 10. 
73. 1659: 1. und 4. 1662: 18. 1681: 62. 1715: 113. 1723: 88. 
1741: 49. 51. etc. die allgemeine Obsorge für die Grenzen 
des Reiches, sowie später die Errichtung, Herstellung, Erhal- 
tung und Verwaltung der s. g. MilitUr-Grenz-Bezirke, dem 
Könige ausschliesslich, ohne allen unmittelbaren Ein- 
fluss der Stände des Reiches, zuerkannUwird ; so kann auch 
kein Zweifel stattfinden : dass ungeachtet mancher über diesen 
Gegenstand auf denReichstägen, also mit Beirath undBei- 
stimmung der Stände gebrachten Gesetze, dieses Recht 
als ein besonderer Ausfluss der höchsten Waffen- oder 
Militär-Gewalt dem Könige allein und so cigonthümlich 
zukonunc, dass wenige Fälle ausgenommen, wo die Dazwischen- 
kunfl der beiden Factoren der Landesgesetzgebung bei 
Adoptirung eines neuen allgemeinen Organisirungs- 
Systems der bisherigen Militär-Grenz-Bczirkc für die allge- 
meine Sicherheit und Wohlfahrt des Landes als rathsam, wo 
nicht gar nothwendig erschiene, den Ständen des Reiches 
keine unmittelbare Theilnahme an der höchsten Aufsicht 
und Leitung derselben zugestanden werden könne; wie diese 

o) Man sehe und vergleiche Uber diese Mil.-Greuz-Miliz die statistischen 
und literarischen Notizen, die hierüber schon oben §. 21. Anm. a) Überhaupt 
vorausgeschickt worden sind. 

p) Dergleichen Gesetze sind z. B. v. J. 1669: 19. dass keinem Mil.-Grenz- 
Soldaten gestattet sei, einen Landbauer von seinem Grundstücke abzuführen, 
dann gegen ein Lösegeld freizulassen, unter der Strafe des Wehrgeldes — ferner 
1618: 3. 1636: 11. 1647: 40. dass dem Reichs-Palatine die Pflicht obliege, die 
Mil.-Grenz-Soldaten nach aller Strenge der Mil.-Disciplin zu strafen, wenn sie 
die WaSenruhe hinsichtlich der TUrken verletzen, oder einen verdächtigen ver- 
traulichen Verkehr mit ihnen pflegen sollten, — dann 1618: 68. 1636: 46. 1662; 
13. etc. dass den Mil.-Grenz-Xruppeo keine Einquartierung bei den Geistlichen 
oder den Adeligen innerhalb der Grenze gestattet sei, — so wie auch 1498: 203. 
dass die Offlcialen des Reichs-Palatins und des obersten Landrichters 

Vlroutl unfKr. II ^ 


Digilized by Google 



114 


auch die Geschichte, und ein ununterbrochenes in diesem 
Sinne stets beobachtete Herkommen des Reiches, bis in die 
neueste Zeit unwiderleglich bekräftigt. 

Aus dem Allen, was bisher über das e. g. Waffen- oderMilitär- 
recht des Königs von Ungarn angeführt worden ist, dürfte nun 
wohl als Resultat klar erhellen: dass im^Sinne der ungarischen 
Landesverfassung dem Könige von Ungarn im Allgemeinen die 
höchste Militärgewalt so ziemlich ausschliesslich undunum- 
schränkt in Allem, was die s. g. Kriegspolizei und MilHär- 
Oeconomie oder Verwaltung nach den Anforderungen der neuern 
Kriegskunst in sich begreift, zukomme; unddabs insbesondere hin- 
sichtlich der s. g. Militär-Grenzen seine Gewalt am wenigsten, 
hingegen bezüglich der stehenden regulären Sold-Truppen 
dieselbe schon etwas mehr beschränkt, und namentlich in Betreff 
der Recrutenstel lung und Erhebung der Kriegssteuern und 
Subsidi^n jeder Art, an die Bewilligung der Stände des Reiches 
gebunden; um meisten jedoch eben dieselbe Militärgewalt hin- 
sichtlich der adeligen Insurrection, diesem uralten Wehr- 
system der Nation, von der Beistimmung der reichstägig 
versammelten Stände des Reiches, als der ge'setzliclien Vertre- 
ter der ganzen Nation, abhängig erscheine; bis nicht unter gün- 
stigem LTmständen ein neues, den Bedürfnissen des Landes sowohl 
als der neuern Kriegskunst, und den Anforderungen der so vor- 
geschrittenen Civilisation und Staatskunst mehr entspre- 
chende System einermöglichst genügenden Landes vert he idigung 


jährlich, abgesondert von den königlichen Functiontlron, die Grenz-Districte 
bereuen und iimtlich inzpiciren sollten. — J» selbst in der neuern Zeit, wie auf 
dem Landtage ▼. 1741 ; 18. von der Zurückstellung und Beincorporirung einiger 
Urenz-Districte, — oder 1741:21. von der Aufhebung der neoaquisti- 
schen Commission, — oder 1741:52. von der gesetzlichen Verwsltiing der 
Zrinyiseben und Frangepanisefaen Güter — oder 1765: 83. von der nöthig 
befundenen Ausbesserung und Herstellung einiger Festungen der Banaler Milit.- 
Grenze etc. die Rede war, selbst unter dem Beirathe und Einvernehmen der 
Stunde; woraus Einige sogleich den gesetzlichen Einfluss derselben in 
dergleichen Fallen ableiten wollen ; so ist doch aus der Natur der Sache ersicht- 
lich: dass diese Gesetze dem ausschliesslichen Rechte des Königs hinsichtlich 
der Mil.-Grenze nicht nur keinen Eintrag thun, vielmehr dessen selbst von den 
Stünden stets als ausschliesslich anerkannte Machtvollkommenheit um so 
mehr bckrilfligen dürften. 
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gefunden, und zum Wohle der Menschheit, und unserer Heimath 
insbesondere in Ausübung gebracht werden dürfte ! 

Was Einige, nach dem Beispiele des deutschen Uebersetzers 
des von Rosenmann herausgegebenen ungar. Staatsrechtes, durch 
die Aehnlichkeit des Namens »Jus armorum« verleitet, hier noch 
anzuführen sich veranlasst fanden, wird an seinem Orte, unten §. 48. 
und 50. genauer in Erwägung gezogen werden.’ 

■§. 44. -r 3. Die oberste Justiigewalt, und awar 
a) in Civil-Rechtsangelegenheiteii. 

Dass die oberste Justizgewalt, sammt der in ihr enthaltenen 
darauf bezüglichen Gerichtsbarkeit, einen nothwendigen daher 
auch wesentlichenBestandtheil der jedem Monarchen zustehen- 
den Souverainitäts- oder Majestätsrechte ausmache, wird als 
ein Postulat des allgemeinen Staatsrechtes, sowie auch der 
Politik der gesammten J ustizpflege im Staate allgemein aner- 
kannt; dann dieselbe ln Civil- und Strafrechtspflege unterschie- 
den, deren Wirkungskreis näher bestimmt, die wesentlichen 
Bedingungen einer wohlgeordneten Justizpflege sowohl in 
Hinsicht der s. g. Gerichtsordnung, als des dabei zu befolgenden 
gerichtlichen Verfahrens festgestellt, und darnach die Rechte 
und Obliegenheiten der höchsten Gewalt hinsichtlich der gesamm- 
ten Justiz- oder Gerechtigkeitspflege im Staate, normirt und 
einzeln nachgewiesen, aj — Alle diese Vorbegriffe und Bestimmun- 
gen finden jhre Anwendung auch in dem Staatsrechte des König- 
reichs Ungarn, doch stets mit der gehörigen Rücksicht auf die 
eigenthümliche Verfassung und Verwaltung dieses Landes; in 
deren Sinne dem Könige von Ungarn überliaupt, wie jedem Sou- 
verain in seinem Lande, 

a) Die oberste Justizgewalt, und namentlich inCi vil-Rechts- 
angelegenhciten, als dein anerkannten obersten Richter im 


a) Niihere Auskanft hierUbor crtheilen: Pölitz in s. Staatswiss. im Lichte 
uns. Zeit. I. B. S. 608. etc. — Aretin u. Rotteck Constit. Staatsrecht. II. B. 
S. 207—268. — Meyer: Esprit, origine et progrös des institutions judiciaires 
des principaux pays de TEurope. VI. Thle. 1819-^22. 8. — Globig: Censura 
rei jndiciariaeEuropae. Lips. 1820.— Weiller, Mittermayer, Rudhardt u. m. 
Andere in den Uber diesen Gegenstand herausgekommenen allgemein bekannten 
Werken. 

8 -» 
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Lande, der zugleich als die Urquelle aller Gerichtsbar- 
keit — (nicht aber, wie Einige irrthümlich behaupten wollten 
— alles Rechtes und aller Gerechtigkeit im Lande) cj ange- 
sehen wird, mit vollem Rechte ’ zukömmt; sie möge nun die 
Personen, und persönliche Handlungen der Staatsbürger, 

h) In demselben Sinne und fast denselben Worten spricht dieses Kocht auch 
die constit. Charte von Frankreich durch den 57. Art. dem Könige zu: 
»Toute justice draane du Roi, eile s’administro en son nom pardesjuges 
qu’ils norame et qu’il institue«, und diess zwar ungeachtet des 65. Gesetz-Artik. 
wodurch die Schwurgerichte (Jury) angeordnet wurden. — Derselbe Grund- 
satz findet auch statt in der Verfassung Gross-Br itanniens,.wie Montveran 
in s. Histoire de la Situation de TAngleterre etc. Paris. 1819. II. B. 7. Hauptst. 
bezeugt. — Eben so' in mehreren Staaten Deutschlands, namentlich in der 
Verfassungs-Urkunde Baierns bezeugen diess die ersten Worte des VIII. Tit. 
§. 1.: vAlle Gerichtsbarkeit geht vom Könige aus« — eben so in der 
bad. Verf. Urk. §. 5. und in den meisten andern Staaten. — In welchem Sinne 
jedoch und mit welcher Einschränkung diese und ähnliche Ausdrücke in con- 
stitutioneilen Staaten ^ also auch in Ungarn — zü nehmen seien, um keine 
Missverständnisse zu veranlassen, mag aus der folgenden Anmerkung c) 
näher entnommen werden. 

c) Maurenbrecher äussert sich hierüber in s. a. W. §. 189. Anm. h) nicht 
uneben in folgender Weise; »Viele bezeichnen diese Gewalt durch die Formel: 
Der Landesherr ist die Quelle alles Rechts »fons juris et jüstitiae« 
oder wie gar der berühmte Schlötzer (in s. allg. Staatsr* IV. Abschn. d. Meta- 
politik) den Herrscher als Richter aufstellt; Judex, vindex, tutor, dux 
irresistibilis, inapellabilis unus.« Jene Formel sagt aber zu viel, 
denn sie deutet nicht blos auf den Inhalt der richterlichen, sondern auch der 
gesetzgebenden Gewalt, die doch von jener unterschieden werden muss. 
Werden beide vermischt, so gilt mit Recht, was Montesquieu in s.’ Esprit 
VI. 5. u. XI. 6. u. Frit 0 1 in s. Science du publiciste X. 259. — so wie auch 
Ber enger de la justice crim. 6n France. Paris. 1818. Ch. I. p.22. sagt; »Lorsque 
le Souvorain est maitre des lois et des jugements, la justice n’est plus 
que l’exercice regularisd du droit du plus fort, ou en d’autres termes,. elles 
est ce qui est le plus avantageux aux possesseurs du pouvoir.« Soll 
daher jene Formel einen vernünftigen Sinn in constitutioneilen Staaten 
haben, so muss nach'Klüber in d. öfientl. Recht §. 866. die Justiz-Hoheit 
(potestas judiciaria) im weitern Sinne genommen und als das Recht, 
Gesetze für Rechtssachen zu geben und darnach zu entscheiden, definirt 
werden. — Entsprechender jedoch und der Natur der Sache angemessener 
erscheinen die Formeln: »Der Landesherr ist der allgemeine Bewahrer 
alles Rechts« oder; »Der König ist die Quelle aller Gerichtsbarkeit« 
»fons omnis jurisdictionis.« — Vergl. hierüber Mehreres in Rotteck u. 
Welcher Staats-Lexicon. VIIL B. Art. Justiz-Gewalt, — ferner Pölitz, 
Aretin, Lonjuinais, Mayer etc. ang. Werke. ^ 
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oderderen Vermögen und dingliche Rechte betreffen. Diese 
bezeugen im Allgemeinep die altern und neuern Landes- 
gesetze, insbesondere des heil. Stephan I. Decr. 1. B. 5. H. und 
2. Buch 43. Hauptst. — K. Andreas II. goldene Bulle v. J. 
1222: 12. 18. — K. Colomann I. B. 37, Hauptst. etc. und 
nebst vielen Andern »uch Werböcz in s. Trip. II. 3. Tit. ohne 
der neuern Gesetze weiter zu gedenken, aus denen allen es zur 
Genüge erhellt: dass in Ungarn seit jeher die oberste Auf- 
sicht, Leitung und Handhabung der Gerechtigkeit, als 
ein dem Könige unmittelbar und cigends zukommendes 
Majestätsrecht, anerkannt worden sei ; kraft dessen derselbe nicht 
nur berechtigt, sondern im Sinne des bei der Krönung abge- 
legtenKönigseides verpflichtet werde: Recht und Gerech- 
tigkeit stets und überall gegen Jedermann zu üben, jeder Art 
von Rechtsstörungen und Verletzungen entgegenzutreten, die 
Schwachen gegen den Uebermuth und die Uebergriffe der 
Mächtigen zu schützen. Jedem zu seinem Rechte zu verhelfen, 
daher auch nicht zu dulden, dass der Verletzte oder sich als 
sulchen Fühlende, mit Hintansetzung der öffentlichen Behör- 
den, eigenmächtig zur s. g. Selbsthilfe greife, kurz: Alles 
dahin zu richten und zu leiten, dass unter allen U mständen und 
in jeder Beziehung Recht und Gerechtigkeit im Lande 
geübt, erhalten und gefördert, das Gegenthcil hingegen mög- 
lichst vermieden werde; «wie diess ausser den oben erwähnten 
äusserst zahlreichen Landesgesetzen, auch die nicht minder 
häufigen historischen Belege dazu, aus den Chroniken und 
Urkunden alle Jahrhunderte hindurch, unwidcrsprcchlich nach- 
weisen. — VgL Fejer Cod. diplom. etc. dj 

rij Nur muss auch hiasichtlicb der Ausübung dieser obersten riebter- 
Uchen, wie oben bei der gesetzgebenden Gewalt, der üntersebied, den 
verschiedene Zeiten und Gebräuche in die Ausübung der Justizpflege 
brachten, genau ins Auge gefasst werden, um keine Anachronismen zu begehen. 
— In den ersten Zeiten des neu entstandenen Künigreiches Hessen, wie bekannt, 
die Könige dieRichtcr durch das Land reisen, ja reisten selbst herum, schlugen 
ihren Richterstuhl wie einst Ludwig IX. unter der Eiche von Vincenncs 
in Frankreich, oder die Fürsten in Deutschland, England und anderwärts — im 
Freien auf, entschieden da die Streitigkeiten ihrer Untertbanen, und bezogen 
selbst die Gcrichtasporteln. — Wie in England durch die Charta magna, 
wurden auch in Ungarn durch die Andreanische Balle zum Yortheil der 
Parteien, welche oR vom andern Ende des Reiches den König, oder seine Hof- 
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Nachdem jedoch diese oberste Justizgewalt oder Hoheit 
in Ci vil-Rechtsangelegenhciten, wie jedes andere Majestäts- 
recht, ihrem vollen Begriffe nach, eben so die, diesen Gegenstand 
betreffende Gesetzgebung, als Vollziehung, beide gleich 
wesentliche Bestandthcile und Bedingungen jeder wohlein- 
' gerichteten Rechtspflege iin Staate in sich begreift; diese 
zwei Factoren aber dem Könige von Ungarn nach der Verfas- 
sung des Landes, nicht in gleichem Grade zustehen: so muss 
natürlich dieser Unterschied auch bei der Ausübung der ober- 
sten Justiz-Gewalt näher angegeben, und darnach die Wirk- 
samkeit der königl. richterlichen Gewalt im Sinne der 
Gesetze, nach allen Beziehungen normirt und festgesetzt werden ; 
so zwar dass 

a) Hinsichtlich der Gesetzgebung in Civil-Rechtsangelc- 
genheiten und Alles dessen, was dazu gehört, die Macht des 
Königs, wie überhaupt, so auch hier insbesondere, nie als 
unumschränkt, ausschliesslich, sondern nur als durch 
die gesetzliche Theilnamc und Beistimmung der Stände 
des Reiches gemässigt und beschränkt anzuerkennen, und 
darnach auch die Wirksamkeit jeder gesetzgebenden auf 
die Justiz sich beziehenden Function zu ermessen sei; 
woraus von selbst erhellt : dass 


riebter snehen mussteil, einigermassen dieGerichte fixirt; denn gleich im 1. Art. 
der gold. Bulle v. J. 1222. wurde Tür die Zukunft der St. Stephanstag zum 
Geriebtstermin bestimmt, und die Caiisanten nach Stuhlweissenburg 
beschioden; >et si noa intcrcsse non polerimus (sprach der König) Pulatinu.s 
procul dubio ibi crit pro nobis, et vice nostra causas audiet ct oinncs etc.« 
Dasselbe wird auch durch den uralten Ursprung der an Königs.statt an seinem 
Hofe bestellten s. g. ordentlichen Richter (die judiccs regni ordinarii 
hiessen) laut der Ges, Art. in Ladisl. Decr. L. HI. c. 3. Andreas gold. Bulle 
V. 1222; 9. u. a nach den Zeugnissen in Fcj^r Cod. diplom. T.lX.Vol. 7. praef. 
pag. XV. u. T. X. Vol. 6. etc. bestätigt. — ■ Ja die richterliche Gewalt^ die der 
Palatin anstatt des Königs am Hofe desselben in der letzten Instanz aa»^ 
übte, scheint der Hauptgrund des grossen Ansehens, zu welchem derselbe 
nach und nach gelangte, gewesen zu sein; denn bei manchem Volke ist die rich- 
terliche Gewalt, nach der Bemerkung Hume's beim Sch war tner II. 274. 
wichtiger als selbst die gesetzgebende. — Wie dankbar aber das gemeine 
Volk in Ungarn das Andenken seiner Gerechtigkeit übenden Könige Jahr- 
hunderte hindurch zu bewahren pflegte, dessen mag die rührende noch jetzt im 
Munde des Volkes übliche Klage: rMeghalt Mätyis kiräly, oda az igax- 
s4g« Zenge sein. 
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ß) Auch die Kinführung neuer oder neue Einrichtung der 
schon im Lande vorhandenen Gerichte, sei es hinsichtlich 
der 8. g. Gerichtsordnung, oder des gerichtlichen Ver- 
fahrens (s. g. Processcs) in Ungarn stets den Gegenstand 
einer rcichstägigen Verhandlung bilde; über den nur 
durch gegenseitiges Einvernehmen, und beiderseitige 
Znstimmung zwischen demKönlge und den Ständen des 
Kelches gesetzlich etwas verfügt werden könne; wie dicss 
ausser dem 12. Fund. Ges. Art. vom Jahre 1791. auch noch 
andere denselben Gegenstand betreffende Gesetzartikel der 
neuern und neuesten Zeit, insbesondere: 1723: 24. 25. 
dann 30-39, ferner 1729: 24-44. 1741: 23. 24. 58. etc. 
sowie auch 1791: 31. 39. 40—56. 1792: 16. und 17. 1802: 
19-23. 1807: 8—13. 1827: 14. 30. 1830: 6. 1836: 10. 13. 15. 
20. und 45. 1840: 11 — 14. am meisten endlich 1840: 15. bis 
25.ctc.fJ zur Genüge beweisen. — Als Folgerungen davon 

-t) Uicser wichtige Gesetz-Artikel, der nicht ohne Grund zu den Fun- 
damental - Ges c tzen der Verfassung des K. Ungarn gerechnet wird, bestimmt 
in dem Nachsätze des über die gesetzgebende Gewalt lautenden 12. Artikels 
hinsichtlich der richterlichen Gewalt ausdrücklich Folgendes: »Daher wird 
die durch das Gesetz bestimmte oder zu bestimmende Form der Ger ich te 
durch kön. Machtvollkommenheit nicht verändert, die Executionen der 
gesetzlichen Urtbeile nicht durch Befehle (Mandate) verhindert, oder 
gestattet, dass sie durch Andere gehindert werden ; auch dürfen die gesetz- 
lichen Urt heile derGurichUstellen nichtabgeandert, ja nicht einmal unter 
diu Revisiou des Königs, oder irgend eines politischen Dicastcriuras 
genommen werden; sondern die Gerichte werden nach den bereits gebrachten 
oder künftig zubringendeiiGese tzen, und nach dem angenommenen Gebrauche 
des Landes durch, ohne Unterschied der Religion zu bestimmende, Richter 
abgehaltcn; die ausübende Gewalt aber durch die kön. Maje.stüt nur im 
.Sinne der Gesetze gehandhabt werden,« oder wie der Wortlaut im authenti- 
schen Original-Texte lautet: »Forma j u d icior um, lege stabilita, aut sta- 
bilienda, auctoritatc regia non iminutabitur; nec legitimarum senten- 
tiarum execiitioues mandatis im ped i e ntur, aut per alios impediri 
admittentur, nec sententiae legitimae l'ororum judiciariorum altcrabun- 
tur, imo nec in revisionein regiara, nec ullius dicasterii politici pertrahen- 
tur, sed sceuudum conditas hucusque aut in futurum condendas leges, rcceptam 
regni con s uetndinem, jii d ic ia per judices, absque discriminc religionis 
deligendos, culebrabuntur.« 

'fi Diese s. g. Justiz-Gesetze, die eigentlich den Gerichten des Landes 
zur Richtschnur bei ihren Functionen des Richteramtes dienen sollten, sind 
mit allen übrigen durcheinander in der bekannten Sammlung des s. g. Corpus 
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können schliesslich noch folgende und ähnliche Gesetz- 
bcBtimmungcn angesehen werden: die es verfugen, dass 
J-) Es nicht in der königl. Willkür stehe, Rechtsstreitigkeiten 
oder auch Personen der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
der Landesbehörden zu entziehen ; wie diese die Ges. Art. 
vom J. 1486: 21. 1495: 15. 1647: 92. 1638: 60. etc. rügen, 
oder in den ordentlichen Rechtslauf durch s. g. Avocatio- 
nen, oder auch königl. Befehle (Mandata regia, die im 
Namen des Königs durch die königl. Ungar. Hofkanzlei 
oder durch die königl. Tafel ausgefertigt werden) störend 


Juris Hung. mit entbalteu; deren Inhalt man summariseb nach der Zei t- 
folgc ausgezogen, mit kurzen Bemerkungen in dem jugendlichen Werke des Gr. 

Moyses Cziräky (naebherigen ,Tudex Ciiriae etc.) ordo bistoriae Juris 
Civilis Hung. Pest. 1794. 8. ausführlicher, jedoeb blos im Geiste seiner Zeit, in 
Kelemen's Hi«t. J. Hung. Privat!. Budae. 1818. 8. geistreicher schon und mit 
interessanten histor. und archäologischen Anmerkungen begleitet in BartaPs 
neuerm Werke Comment. hist. Juris. Stat. publ. Hung. Aevi medii Pos. 1847. in 
III. BB. 8. linden kann. — Die neuern Gesetze seit der durch K. C a r 1 III. neu ein- 
geftihrten Gerichtsordnung in Ungarn, so wie auch jene, die bei Gelegen- 
heit des durch den 16. Ges. Art. v. J. 1840. eingeführten Handels- und 
Wcchseircchts etc. bis zum J. 1848. reichstiigig theils vollendet, tbeils im 
Entwürfe wenigstens vorbereitet wurden, geben wohl im Allgemeinen Zeugniss 
von dem rühmlichen Streben der Stünde des Reiches, auf der Bahn der hei- 
mischen Gesetzgebung den Anforderungen des indessen weit vorgeschrit- 
tenen Zeitgeistes möglichst (d. h. mit möglichster Schonung der bisher 
bestandenen Feud a 1- Institutionen de.s Landes) gerecht zu werden' — eine 
Bedingung, an der natürlich zuletzt alle Reform-Bestrebungen auf diesem 
Gebiete scheitern mussten — wie diess mehrere der einflussreichsten Schrift- 
steller dieses Jahrhunderts in ihren hierüber laut gewordenen Aeusserungen 
(worunter die pia desideria besonders in Hinblick auf Recht und Besitz in 
Ungarn v. J. 1839. Orosz Reichst, v. J. 1830. und terra incognita — Gr. Szö- 
chenyi, B. Eötvös u. a. politische Schriften eine rühmliche Stelle behaupten) 
fr e i und o ffc u gestanden ; deren warnende Stimmen jedoch bei dem grossem 
Thcile der Reiehsständc wenig .Anklang oder Gehör fanden, bis es endlich am 
A'orabende der Wirren und Stürme d. J. 184'/». zu spät wurde, an eine richtige 
Reform der bis dahin siechenden Gesetzgebung des Landes zu denken. Ist 
es unter diesen ITmständcn zu wundern, wenn die einst gegen die absoluten 
Regenten Europa's gerichteten Vorwürfe der franz. Publicisten von den AuswUr- 
tigen auch iiq den gcsetzgcbcuden aristocratiseben Körper Ungarns 
gerichtet wurden, wo es heisst; »Lorsque les lögislateurs sont maitres des 
lois et des jugemeuts, la justicc n'est plus, qne rcxercice regularisö du 
droit du plus fort, ou cn d'autrcs tcrmcs, eile est ce qiü est le plus avan- 
tageux aux’posscsseurs du pouvoir?« etc. 
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einzugreifen, wie sich die Ges. Art. vom Jahre 1655: 5J. 55. 
1659: 45. 1715: 19. 1535: 12. 1566: 25. 1613: 34. 1625: 5. 
1647:137.1681: 30. etc. hierüber ausdrückent daher auch 
dergleichen ungesetzliche Mandate von den' Richtern 
' ohne Beachtung gelassen, und bei Seite gelegt, ja die Bitt- 
steller, die durch falsche Angaben jene königl. Behörden zu 
ähnlichen Erlässen veranlassten, im Sinne der Gesetze vom 
Jahre 1471: 12. §. 34. 1608: 6. n. d. Kr. 1638: 1. 1647: 137. 
1659: 1. und 45. 1681: 30. §. 1. bestraft werden können; 
ferner dass es Niemanden gestattet sei, die Landesinsassen 
■ ausser dem gesetzlichen Rechtsverfahren in Rechtsstreitig- 
keiten zu behelligen, oder gegen Ihren Willen mit s. g. Com- 
• missionen zu belästigen; wie die Ges. Art. vom Jahre 1649: 
42. 1659: 46. 1659: 120. etc. lauten, viel weniger noch die- 
selben in dem ruhigen Besitze ihrer Güter, ausserhalb 
des Rechtsweges, auf irgend eine Art zu stören; wie es die 
Ges. Art. vom Jahre 1464:* 18. 1471: 10. 1478: 9. 1486: 46. 
1492: 11 — 12. und 1618: 15. etc. ausdrücklich verpönen, 
kurz: es ist Niemanden selbst dem Könige nicht gestattet, 
hinsichtlich der Justizgesetzgebung irgend etwas eigen- 
mächtig, ohne Beiziehung und Zustimmung der Stände 
des Reiches anzuordnen, oder zu verfügen; wenngleich es 
nicht in Abrede gestellt werden kann, dass in den altern 
Perioden des ungar. Staatslebens nach dem Zeugnisse der 
Geschichte jener Zeit die Wirksamkeit der richterlichen 
G e w a 1 1 der Könige hinsichtlich dcrGerechtigkeitspflege 
im Lande weniger beschränkt, wo" nicht ganz unum- 
schränkt gewesen sei. g) — Doch muss auch für die neuere 
und neueste Zeit zugleich eingeräumt werden, dass 


g) Wenn man diese, und noch andere ziemlich zahlreich im ungar. 
Corpus Juris vorkommenden, gegen den Missbrauch der richterlicheif 
Gewalt gerichteten, Gesetze näher ins Auge fasst, so kann man sich leicht über- 
zeugen: dass die meisten der von den berühmtesten Staatsrechtslehrern und 
SchriAstellern des Auslandes aufgestellten Grundsätze Air die Justizpflcgc 
in Constitutionellen Staaten, und zur Ilintanhaltung jeder s.g'. Cabinets- 
Justiz und Ministerial-WillkUr in Justiz- Angelegenheiten ancmpfohle- 
nen Vorsichts-Massregeln (vergl. Arotin u. IKotteck Constit. Staatsrecht 
II. B. S. 223.) in unserer heimischen Gesetzgebung (mit Ausnahme einiger 
mit der Feudal-Verfassung des Landes innigst verbundener, daher vor der 
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b) Hinsichtlich der practischen Gerichtsbarkeit, oder der Aus- 
übung der richterlichen Gewalt in Ungarn dem Könige 
nie das .ausschliessliche Recht streitig gemacht, .oder auch 
nur in Zweifel gezogen wurde: die Ge recht igkei tspfl ege im 
Lande ohne allen Einfluss der Stände des Reiches zu hand- 
haben, zu beaufsichtigen, und zu leiten; wie es die oben 
angeführten zahlreichen Landesgesetze hinsichtlich der Civil- 
Gerichtsbarkeit anordnen, und auch der stete bis zum vollen 
Reichsherkommen ausgcbildete Gerichts gebrau ch (usus 
fororum) nebst den von der k. ungar. Hofkanzlei und der 
k. Tafel im Namen des Königs in Justiz-Angelegenheiten 
gesetzlich erlassenen s.g. Befehlen (mandata judiciaria), 
die eine ausdrückliche oder wenigstens stillsch^wcigende 
Anerkennung jener königlichen Machtvollkommenheit in sich 


Hand noch möglichst zu schonender besonder n Rechtsverhältnisse) limgst eine 
Stelle, und die ihnen gebührende Würdigung gefunden haben, obgleich man 
'andererseits die Richtigkeit der Aeusserung von Pölitz (in dess. Staatsw. im 
Lichte unAZeit etc.) »dass derglerchen Ausnahmen von der Politik zeit- 
weise nur ge<luldet, nie aber ganz gerechtfertigt werden können, daher 
einer allmüligen Zurückführung auf die einzig rechtlichen Unterlage n 
jeder Gerechtigkeitspflegc bedürfen,«' nicht in Abrede gestellt werden kann. — 
Eben so richtig, und den Bedürfnissen Ungarns Jn dieser Beziehung 
.angemessen, dürfte auch die Aeusserung des freimüthigen ungenannten 
(wenn gleich n ich t unbekannten) Verfassers der »p ia desider i a« befunden 
werden, der sich über die Ge.sctzgebung Ungarns an dem oben angef, Orte 
folgendermassen ausspricht: »Gesetze gibt es zwar in Ungarn mehr als zu 
viel, und es wäre schon ein Gewinn, wenn (nach der Absicht K. Joseph II.) 
die eine Ual fte aus dem Corpus Juris gestrichen, und die andere Hälfte 
gehörig befolgt würde; aber eine systematische Bearbeitung dieser 
Gesetze zu einem Ganzen, aus dem Standpunkte der Wissenschaft, ein- 
gepasst dem Geiste unserer Civilisation, und den daraus entstandenen 
heutigen Bedürfnissen, durchdrungen von dem Lichte, welche.*« philo- 
•sophischc Forschung auch in das Gebiet der Jurisprudenz verbreitet hat, 
ein solches Werk fehlt noch zur Stunde gänzlich. — Sieht man auf den 
Ursprung, wie auf den Geist dieser Gesetze, so waren sie vollkommen 
ausreichend, so lange die Könige von Ungarn noch vom Steigbügel 
herab Recht sprachen; l;cute aber genügt ein aus solchen Bestimmungen 
znsammengotragenes Corpus Juris nicht mehr, und der neue Wer böezy 
muss aufgesucht werden, wenn die Regeneration Ungarns und seine künf- 
tigeWohl fahrt auf eine daucrndeGrundlage gestellt werden soll.« etc. etc. 
Vergl. überdiess unten §. 85. Anmerk. f). 
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sohliessen, zur Genüge beweisen, h) — Doch ist auch in dieser 
Beziehung wohl zu merken, dass 

1. der König die ihm zukommeude oberste r.ichter liehe 
Gewalt in Ci vil-Rcchtsangelegenheiten gegen wärtig nicht 
' mehr persönlich und unmittelbar (einige ausserordent- 
liche seiner Entscheidung vorbehaltencnFälle ausgenommen) 
sondern mittelst der in seinem Namen Recht sprechenden 
• G e r i ch t e und Richter auszuüben pflege ; deren Einsetzung und 
Ernennung daher ^uch von ihm, wo nicht immer ausschliess- 
lich und allein, doch hauptsächlich, abhängt; i) welchem 
Rechte jedoch zugleich 

AJ Wenn einige Publicisten Ungarns auch in dieser Beziehung gegen 
die hier dem Könige ausschliesslich zuerkannte Gewalt in Ci v il -Rechts- 
angelegenheiten Bedenken erheben, so möge zur Hebung der letztem 
genügen, was der gelehrte Lakits in s. Jus publ. Hang, auf ihre Einwen- 
dungen hierüber so treffend errwiedert: »Cum justitiae administratio per 
jurisdictionem proprie s. d. non modo ad Jura, sed et officia Regis Hun- 
gariae — teste diplomate inaugurali et juramento dccretali — pertineat, rnani- 
festum est: in e.xequcndo illo jure, et implendo hoc officio, Regem ad 
consensum eorum adstringere veile, (juorum praecipuc causa, judicla c6n- 
stituta sunt, vix aliud fore, quam judiciorum auctor itatem, sine qua 
non esse civitatem dicit Plato,’ funditus convellere. — Qui potestatem 
hanc Regis absolutam esse ideo negare volunt, quia constat Reges olim, dam 
pro tribunali sedebant, potestatem hanc non secus, quam adscitis in con- 
sortium Praelatis, Baronibus, aliesque Primo.ribus gentis exercuissc — hi 
paruro raemores sunt, morem hunc fere perpetuum fuis.se Regum Hungariae, 
nihil quod esset momenti raajoris, agere inconsultis Senioribus et Pri- 
moribus gentis. — Horum enim consilio jura possessionaria et dignita- 
tes conferebaut, privilcgia largiebantur omnis generis, bella suscipiebant, 
foedera aanciebant etc. uti et Historiae monumenta,et innumera diplomat« 
(Cf. Fejdr Cod. dipl. plur. locis) testantur — anne igitur haec quoque jura in 
praesens per Regem legitime exerccri possc negabimus, nisi accedat 
Ordinum regni consensus?« etc. V. siipra §. 40. Anm. b). 

i) Obgleich nach dem im Texte angeführten Grundsätze in Ungarn jede, 
selbst die s. g. Patrimonial-Gerichtsbarkeit, die nach der Verfassung 
des Landes dem Grundherrn hinsichtlich seiner Colonen oder Grundhol- 
den, innerhalb der durch die Landesgesetze, namentlich v. J. 1836:10. und 
1840 : 7. etc. gezogenen Grenzen, zusteht, ursprünglich vom Könige ausgeht, 
daher auch dessen oberster Aufsicht und Leitung, hinsichtlich der Aus- 
übung derselben, ausschliesslich untersteht; nachdem jedoch diese, so wie 
jede Ansübung der Majestütsrechte dem Könige nur im Sinne der Gesetze 
zuköromt, und diese auch in Justizsachen abermals die Mitwirkung und 
Beistimmung der Stände des Reiches in Anspruch nehmen, 'so dürfte es nun 


Digitized by Google 


124 


2. Die dem Könige kraft des Krönungseides obliegende 
Verpflichtung zur Seite geht, dafür Sorge zu tragen: dass die 
Gerechtigkeit allgemein im Lande schnell, unparteiisch, 
umsonst, im llechtswege und nach Vorschrift der Gesetze 
gehandhabt; daher auch die wichtige Function des Richter- 
amtes nur redlichen, fähigen, desRechts undderGewohn- 
heiten des Landes wohl kundigen, unbestechlichen Män- 
nern anvertraut werde. — Zu dem Zwecke stehen alle Richter 
und Gerichte des Landes unter der Oberaufsicht des Königs, 
der von denselben über Alles, was in ihrem Amtskreise vorgeht, 
genaue Berichterstattung fordern, sie, wenn esdieUmstände 
erheischen, zur Verantwortung ziehen, die treu befundenen 
auszeichnen und belohnen, die nachlässigen und bestech- 
lichen nach Verdienst strafen, die nach und nach bei der 
Justizpflege eingerissenen Missbräu ehe abschaflfen kann und 
soll. — Derselbe hat ferner nicht zu dulden, dass irgend einer 
seiner Unterthanen vor ein auswärtiges Gericht gezogen, 
und von demselben gerichtet, öder auch durch Versagung, 
oder saumselige Gewährung des in Anspruch genommenen 
gerichtlichen Beistandes, an seinen Rechten Schaden leide 
etc. Diees Alles im Sinne desTrip. v. Werböcz Prolog 13. 14. 15. 
ferner der Ges. Art. v. 1492: 10. 1498: 4. u. 6. I486: 5. u. 55. 
J492; 68. u. 74. 1536: 41. 1553: 9. 1715: 4. etc. etc. k) ■ 

3. Gegenseitig jedoch ist der König eben so berechtigt 
als'verpflichtet: das gesetzliche Ansehen der Gerichte 
gegen jede Verunglimpfung zu schützen, und möglichst 


wohl zu erklären sein: in welchem Sinne die den Gerichten übertragene 
richterliche Gewalt, bald als eine vom Könige denselben delegirte, bald 
wieder gesetzliche und ordentliche, d. h. von jeder Willkür der ausüben- 
den höchsten Gewalt unabhängige, angesehen werden könne, und was von der 
sonst so streitigen unabhängigen Stellung des Richteramtes im Königr. 
Ungarn zu halten sei? — Vergl. Rotteck a. a. O. II. 4. S. 22ö. u. ff. 

fry) Diese Verpflichtungen, die dem Könige von Ungarn hinsichtlich 
der Gerechtigkeitspflege im Lande, durch die angeführten Gesetze und s<.inen 
Krönungseid als obliegend, ziemlich ernst zu GemUthe geführt worden, führen 
ausführlicher, obgleich mehr vom Standpunkte des allgcm. als positiven 
Staatsrechts Macarel in s. Cours de droit. Tit. III. §. 3. Art. 1 — 13. p. 81 — 103. 
ferner Erhardt in s. Versuch über das Ansehen d. Gesetze pag. 72. etc. so wie 
auch Maurenbrecher, Pölitz, Klüber, 'Jordan ü. a. m. in’ den von ihnen 
angef. Werken aus. 
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aufrecht zu erhalten; indem er jede Verletzung der den 
Gerichten schuldigen Ehrerbietung nach der Vorschrift der 
Gesetze v» 1635: 89. 1647: 16. 1649: 94. 1723; 57. streng ahn- 
det, ihren Beschlüssen und Erlässen die ihnen gebührende 
Wirksamkeit — nöthigenfalls selbst mit Anwendung von 
Zwangsmassregeln (cum brachio) — sichert, wie es die 
Ges. Art. v. 1507: 1. 1514: 52. 1546: 30. 1563: 29. etc. anord- 
nen; l) endlich den gerechten Beschwerden und Wünschen 
seiner Unterthanen auch seinerseits mögliclist gerecht zu 
werden, auch den bei der Justizpflege mitunter vorkommen- 
den Mängeln und Fehlern nach Kräften Abhilfe zu leisten, 
eich ernstlich angelegen sein lässt. — Also Wer b. Trip. Prol. 


Ijl Muss es hier nicht jedem aufmerksamen Leser etwas sonderbar Vorkom- 
men: dass in Ungarn trotz dieser, und anderer ähnlichen zur Aufrechthaltung 
des Ansehens der Gesetze und gerichtlichen Erlasse getroffenen Massregeln, die 
Wirksamkeit der im Namen des Königs von den öffentlichen Behörden 
ausgegangenen Verordnungen (worunter die s. g. mandata judiciaria hier 
insbesondere zu erwähnen sind), so häufig noch selbst von den Wohlgesinnten 
im Lande in Zweifel gezogen, wo nicht ganz der ihnen gebührenden Beachtung 
unwertb befunden werden? — Wir haben hier nicht jene mandata illegitima 
im Auge — quae — wie die oben angeführten Gesetze sich ausdrücken — 
contra leges regni et ordinem jnris, seu a Rege scu Judicibus regni ordi- 
nariis, ad inferiora judicia dimissa, omni juris effectu destituuntur — die 
daher auch fiiglivh als erschlichen von jedem Richter, dem die Nichtigkeit 
der ihnen zu Grunde liegenden Xhatsachen aus den Akten bekannt sein 
musste — ohne weitere Beachtung beseitigt werden konnten: wir sprechen 
hier von den gesetzlichen im Namen des Königs, sowohl in Justiz- als 
andern Angelegenheiten des Reiches, kraft der vollziehenden Gewalt 
desselben, rechtmässig erlassenen Verordnungen, deren Wirksamkeit noch 
manche' von dem subjectiven ürtheile jener, die sie zu befolgen batten : ob 
ihnen solche rechtmässig schienen oder nicht? abhängig machen wollten — 
was doch allen Grundsätzen des öffentlichen Hechts geradezu Uohn sprechen 
wUrde — wie diess auch ganz richtig K. Ferdinand 1. in seiner Erwiederung 
auf die ihm vorgelegten Gesetz-Artikel v. J. 1645. im 6. u. 7. §. mit den Worten 
rUgt: vNeque licitum neque honestum esse, ut fideles subditi mandata 
talia contemnendo auctoritatem Principis et Damini sui (quasi) 
abrogent Foret enim id in diminutionem dignitatis regalis, et 
omnis boni ordinis, totiusque reipublicae bene administrandae 
eonfusionem.a — Fühle sich Jemand durch dergleichen Verordnungen in 
seinem Rechte verletzt, so stehen ihm ja die gesetzlichen Mittel zu 
Gebote, auf dem Rechts- oder Recurswege die dagegen nötbige Abhilfe zu 
erlangen. 
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13 — 15, — und ausser den oben ang. Ges. Art. insbes. Fej^r 
in 8. Cod. diplom. in den bereits angef. Stellen. — Endlich 
c) Kann und wird Niemand dem Könige von Ungarn das jedem 
Souverain gleichmässig zustebende Recht, sammt der ent- 
sprechenden Pflicht, streitig machen wollen; in Fällen ausser- 
ordentlicher Noth, wo die Sicherheit und Wohlfahrt des Staates 
nur durch Anwendung ausserordentlicher Massregeln und 
Mittel erhalten werden kann, njj solche auch auf demGesammt- 
crebiete der obersten Justizgewalt in Form von provisori- 
schen Hilfsmitteln — auch ohne allen Einfluss der Stände 
des Reiches — auf so lange in Anwendung zu bringen, bis mit 
Beseitigung der Gefahr auch die Rückkehr zu den frühem 
Normal-Zuständen des Landes wieder ermöglicht wird; 
wovon unten §. 50. ausführlicher die Rede sein würd. n) 


m) Solch ein Nothfall wäre z. B. vorhanden, wenn Uber den Gegen- 
stand einer Civii-Rechtsstreitigkeit kein (positives) Gesetz vorhanden 
wäre, wodurch dieselbe prScise entschieden werden könnte; oder wenn das von 
den Parteien in Anspruch genommene Gesetz so dunkel und zweideutig 
lauten möchte, dass cs dem Richter nicht möglich wird, darauf einen motivirten 
Spruch zu bauen ; wenn keine Gewohnheit, kein Herkommen den Mangel des 
Gesetzes ersetzen kann, und doch etwas geschehen muss, um nicht die Rechte, 
und das Vermögen der Parteien der Willkür feiler liiehter, oder den Rünken 
der Sachwalter, vollends preiszugoben; oder wenn die oSenbare Hörte des 
Gesetzes eine Milderung aus Billigkeits-Rücksichten erheischt^ die doch 
ausser dem Kreise des strengen Richteraiiites liegt. — Und was dann, wenn die 
streitenden Parteien Uber die stattgefundenen Fehler und Mangel des 
gerichtlichen Verfahrens, über die versagte Anwendung znljissiger Rechts- 
mittel etc. Klage fllhren, oder gegen die Unparteilichkeit des Richters gegrün- 
dete Verdachtsgrunde erheben? oder Uber die Zuständigkeit des Gerichts 
unter mehreren Gericktsbarkeiteu Streit entsteht? oder endlich gar unsern 
Staatsbürgern bei den auswärtigen Gerichten jede Gerechtigkeit versagt 
wird? u. w. d. wird und soll in solchen Fallen der König nicht eben so berech- 
tigt als vorpfl ich t e t sein, alle — wenn auch ausserordentliche — Mittel 
zu ergreifen, um .seine bedrängten Unterthanen in ihren Rechten zu schützen, 
und vor Jedem Nach t hei I möglichst zu bewahren? — S. T.aki ts a. a. O. $.239. 
eben so Klüber, Maurenbrecher u. a. m. 

n) Hier dürfte wohl auch noch die so vielfach erörterte Streitfrage eine 
Stelle finden: Ob ein Souverain — bei uns der König — den positiven Gesetzen 
und Gerichten seines Landes in Civil- Rechtsstreitigkeiten unterworfen sei? 
worauf unser freimüthige Lukits im Sinne des Ungar. Rechts Folgendes erwie- 
dert: »Rex Hungariae, prout omnis Imporam, qua talis, nullum actionum siia- 
rum j udicem habet, praeter Deum et conscientiam. — Tempora illa, quibus 
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§. 45. — 4. Die oberste Justiigewait ß) in Strafrechts- 

Angelegenheiten. 

f * 

Die oberste Justiz gewalt jedes Souverains in seinem Staate 
erstreckt sich ausser den streitigen Civil-Rechtsangelegenheiten 
ihrem Wesen nach auch auf die Bestrafung aller gesetzwidrigen 
Handlungen im Staate, dieselben mögen nun die s. g. Verbrechen, 
und schwere Vergehen, oder nur leichtere Polizei-Uebertre- 
tungen in ihrem Begriffe umfassen, aj — Da jedoch die letztem 
bei der neuern Ausbildung des Strafrechts dem s. g. Polizei- 
rechte— als der zweiten Abtheilung des, gesammten Strafrechts 
zugewiesen werden, so pflegen in der ersten Abtheilung nur die 
eigentlichen Verbrechen und Vergehen unter dem Namen des 
peinlichen Strafrechts zusammengefasst, und der obersten Straf- 
justiz-Gerichtsbarkeit zugewiesen zu werden. 

Es ist eine Aufgabe des allgemeinen Staats- so wie auch des 
speciellen sowohl philosophischen als positiven Strafrechts, 

Poiiti6cüs Kopiani pro aevi sui opinione, judicandi de summis populorum prin- 
cipibus, eosque etiaiu exauctorandi potestatem, laxato aut soluto subditorum 
erga eosdem fidelitatis vinculo sibi arrogabant, jam dudum praeteriere. 

Ea quqque oplnio, <[uara nonnulli Juris nostri consulti, auctoritato ut videtur 
1485: 71, 1492: SS. 1574: 18. 1681: 1. etc. inducti, tuen veile videbantur Pala- 
tin um in controversiis inter Regem et regnum emergentibus legalem 
judicem esse, jam pridem saniori interpretationi locum cessit. — Judicns 
vero ordinariis regni ctiam superioribus, causae privatae de meo et tuo 
cognoscendae, ac decidendae creditae siint, non etiara publica e, quae regni 
administrationem et statum publicum concernunt; utpote quae comitlalem 
deliberationem et medelam deposcunt; teste 1715: 2. §. 5. — Interim in 
negotiis illis, quae juris privati sunt, et vel raaxime jura dominil et pro- 
prietatis privata respiciunt, seu in causis s. d. proprie civilibus, ipsi quo- 
que Reges I^ungariae jus suum, medio fisci sui, ordine judiciario commuin 
prösequuntur, causamque suam judicii.s regni ordinariis submittunt; teste 
1741: 28. 1723: 51. etc. Cf. infra §. 85. etc. 

a) Was bezüglich des hier erwilhnten Unterschiedes der strafwürdigen 
Handlungen in s.g. Verbrechen, Vergehea, und Polizei-Uebertretungen 
und der darauf basirten Verschiedenheit des eigentlichen Criroinal- ode, 
peinlichen, und des blossen Polizeirechts im Interesse der Wissenschaft zu 
halten sei? wird so ziemlich genügend von Vuchetich in s. Instit. Juris crim. 
Ilung. Budac. 1829. in der Einleit. §. 11. vollständiger jedoch von Jenull in s. 
Commentar des österr. Strafrechts, Gratz 1808. u, a. neuern klassischen Werken 
dieses Faches, nachgowiesen. 
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wissenschaftlich zu erörtern, und nachzuweisen: in wie ferne 
dieser Zweig der obersten Justizgewalt, das s. g. Strafrecht, zur 
Erhaltung der allgemeinen Siclierheit und Wohlfahrt im Staate, in 
Ermangelung gelinderer Mittel, als das zweckmässigste, inner- 
halb der gesetzlichen Schranken auch gerechteste, ja nothwen- 
dige Mittel, daher auch als <un wesentlicher Bestandtheil der 
höchsten Gewalt im Staate anerkannt werden müsse ? — Aus diesen 
Prämissen werden dann die Hauptgrundsätze einer wohlgeord- 
neten Straf-Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit im Staate, 
sammt den wesentlichen Bedingungen der dazu erforderlichen 
Straf-Gerichtsordnung, und des betreffenden Strafverfahrens 
entwickelt, und zuletzt auf die concreten Zustände und Verhältnisse 
der einzelnen Staaten angewendet, h) 

Das ungarische Staatsrecht setzt daher diese allgemeinen 
Begriffe und Grundsätze des philosophischen Strafrechts hier 
als bekannt voraus, und beschränkt seine Thätigkcit auf diesem 
Gebiete nur auf die Erörterung der Frage: Welcher Antheil im 
Königr. Ungarn nach der Verfassung des Landes, hinsichtlich der 
obersten Straf- Justizpflege, dem Könige, und welcher den 
Ständen des Reiches gebühre? — DieAntw’ort darauf dürfte jener 
des vorigen Paragraphen über die Civil-Rechtspflege so ziemlich 
analog lauten. — Nämlich: 

a) Die oberste Strafgewalt steht im K. Ungarn, wie überall, 
dem Souverain des Landes, also auch hier dem Könige als 


h) Die vorzüglichsten Schriftsteller, die sich besonders in der neuern 
Zeit auf dem Gebiete dieser, eben so wichtigen als interessanten, Partie der 
Rechtswissenschaften ausgezeichnet haben, sind nebst einer ausführlichen Lite- 
ratur diescsFaches angezeigt in F. Kappler’s Handbuch d.Lit.d. Crim. Rechts. 
Stuttg. 1838. gr. 8. insbes. in der Geschichte des Crim. Rechts von §. 25—41. 
S. 65 — 85. wobei noch überdiess zur nähern Kenntniss der allmäligen Fort- 
und Ausbildung dieser Wissenschaft ancmpfohlcn zu werden verdienen: 
Henke’s Grundriss einer Geschichte des deutschen peinlichen Rechts, und der 
peinl. Rechtswissenschaft. Sulzb. 1809. IV. Bde. nebst dessen Anhang Uber den 
gegenwärtigen Zustand der Crim. Rechtswissenschaft. Landshut. 1810. — dann 
Dioner’s Beiträge zur Geschichte des Inquisitlons-Proccsses. Leipz. 1827. — 
BO wie auch Ehrenstein die Straf- und Polizeigesetze des XVIII. Jahrhunderts 
juristisch, philosophisch lind politisch betrachtet. Leipz. 1795. — Endlich in 
Bezug auf Ungarn ausser dem oben ang. Werke von Vuchetich u. Schwart- 
ner’s Statist. III. Th. u. Absch. §.65—71. S. 245— 280. auch andern in Virozsil 
und P au 1er Encyclopädie näher angeführten Werken. 
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dem anerkannten h ö ch s t e n R i ch t e r im Lande, als ein 
wesentliches Majestätsrecht, kraft derselben im vorher- 
gehenden Paragraphen angeführten Landesgesetze zu, die ohne 
weitere Unterscheidung der Gegenstände der s. g. Civil- und 
Straf-Rechtspflege dem Könige die Handhabung aller Ge- 
rechtigkeitspflege im Lande überhaupt zuerkeunen; wie 
diess ausser der oben angef. goldenen Bulle des K. Andreas II. 
V. J. 1222. d. 8. u. 28. H. Ludwigs I. Decr. v. J. 1351; 23. 
K. Sigmun,ds II. Decr. v. J. 1405: I. 5. u. d. III. Decr. 1405: 
II. 3. so wie d. J. 1462: 1. 1486: 1. u. 38. 1492: 35. 1495: 19. 
am meisten jedoch die neuern Ges. Art. v. J. 1546: 25. 1548: 
14. 15. 1550: 7. 1556: 23. und die neuesten der letzten Jahr- 
hunderte ohne Ausnahme beweisen; welcher Beweis auch noch 
durch die Urkunden und historischen Belege aller Zeiten, 
nach dem Zeugnisse des Fejer; Codex dipl. Hung. T. IX. 
Vol. VII. praef. p. XV. u. T. VI. Vol. 2. ferner T. IX. Vol. 3 
endlich T. X. Vol. V. etc. vollständig bekräftigt wird. — Daher 
gilt in dieser Beziehung dasselbe, was oben (§. 44.) hinsichtlich 
der Civil-Rechtspflege angeführt wurde, dass kraft der 
• obersten Justizgewalt der König von Ungarn nicht nur 
berechtigt, sondern vermöge des abgelegten Krönungseides 
auch verpflichtet sei, die strafende Gerechtigkeit im ganzen 
Lande als oberster Richter zu üben, jede Uebertretung der 
öffentlichen, zur Erhaltung der allgemeinen Sicherheit und 
Wohlfahrt bestehenden Gesetze von Amtswegen zu ahnden, 
die Uebelthäter jeder Art zu verfolgen, und im gesetzlichen 
Wege zu richten und zu strafen, die Unschuld dagegen 
wider jede Gewaltthätigkeit zu schützen, .kurz jedem nach 
Verdienst zu entgelten, der Böses geübt; zu welchem 
Zwecke der höehsten Staatsgewalt in Ungarn — wie in jedem 
wohlgeordneten Staate — auch die nöthigen Mittel zu Gebote 
stehen, die, wenn sie nur zweckmässig gebraucht w'erdeu, 
hinlänglich sein dürften, die höchsten Zwecke des Staates 
gegen alle Angriffe der rohen Gewalt und Zügellosigkeit 
möglichst sicher zu stellen; wie es die Stände des Reiches im 
14. u. 15. Ges. Art. d.J. 1548. mit eigenen Worten bekennen, c) 


c) Diesa eigene Geatündniss der SUnde des Reichea ist so naiv, und in 
Hinaicbt der spater hierüber entstandenen Polemik zu wichtig, um nicht mit 
Tlroaall iinfAT. StMUrMhI. II- 9 
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Ungeachtet dieser allgemein anerkannten obersten Straf- 
gewalt des Königs- muss doch hinsichtlich der Ausübung der- 
selben, nach den oben schon angeführten Landes- ja Grund- 
gesetzen des Reiches — wie bei der Ci vU- Justizpflege — die 
gesetzliche Beschränkung derselben Strafgewalt durch die 
Stände des Reiches in derselben Art und Weise wie oben, 
zugleich anerkannt werden; so zwar, dass 

ö)Alle Gegenstände in Straf- Angelegenheiten, die als Aus- 
flüsse der gesetzgebende n Gewalt erscheinen, durch den 
König nicht eigenmächtig, sondern nur unter Mitwir- 
kung der Stände des Reiches, mit deren reichstägiger 
Zustimmung erledigt werden können. Sollen daher neue, 
ins Gebiet der Straf-Rechtspflege einschlagende, Gesetz- 
bücher, oder auch nur einzelne Strafgesetze eingeführt, 
f oder die bisher bestandenen theilweisc oder ganz aufgehoben, 
geändert, oder auch nur authentisch erklärt; sollen ferner 
neue Strafgerichte im Laude errichtet, oder die bestehen- 
den neu organisirt, die Zuständigkeit derselben geändert, 
oder ein ncues'Strafverfahrcn eingelcitet, die alten Miss- 


den eigenen Worten des erwähnten 14, u. 15. Ges. Art. v. J. 1548. hier ange- 
führt zu werden. Art. 14: »Quod ad obedientiam attinet, quam Regia Majestas 
sibi per suos subditos praestari cupit §, 1. Agnoseunt Ordines et Status regni 
Majestati Regiae, Domino eorum clementissimo, d e b i t a m ab omnibus obedien- 
tiam praestari debere. §. 2. Quodsi qui inobedientes fuerint, Majestas Regia, 
taraquam verus Rex Hungariae, ordinär in auctoritate sua potest in eos 
animadverteie, pro merito cujusque.« — Art. 16: »Praeterea in proximis con- 
ventibus super punitione inobedientium, tales eonstitutiones factae sunt, 
tanta et tarn ampla auctoritas et potestas, omnium Ordinum consensu Majestati 
suae ad id attributa, ut nihil plane amplius fieri aut constitui posse videatur. 
§. 1. Atque ideo, dummodo utatur Majestas sua auctoritate lila sua, facile omnes 
in officio et obedlentia continebit.« — Dasselbe bezeugen auch die zahl- 

O 

reichen im Corp. J. Hung. vorhandenen Gesetze über Verbrechen und deren 
Strafen, namentlich auch in Werböcz Trip. Prol. Tit, 10. 11. u. 12. ferner 
I: 14. 15.' 16. 105. II: 30. 39. 42. 43. 44. 46. 47. 61. 65. 57. 58. endlich III: 20. 
21. 22. 23. 24. 82. u. 34. etc. die über die alte Straf-Gercchtigkeitspflege, wie sie 
in Ungarn üblich war, viel Licht verbreiten. — Mögen einige ‘dieser Gesetze 
auch die Machtvollkommenheit des Königs in Hinsicht der in diesem Paragraphe 
näher bezeichneten Gegenstände mehr oder weniger durch den Einfluss der 
Stände beschränken, so kann selbst diese Be.schränkung nur als eine Aus- 
nahme von der Regel angesehen werden, wodurch. die Machtvollkommenheit 
des Königs in allem Uebrigen um so mehr hervorgehoben und anerkannt wird. 
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brauche aufgehoben und durch zweckmässigere Massrcgeln 
ersetzt werden; kurz was immer auf diesem Gebiete die Ein- 
wirkung der gesetzgebenden Gewalt (die Privilegien 
jedoch ausgenommen, die stets der kön. Majestät aus- 
schliesslich Vorbehalten bleiben) in Anspruch nimmt, diess 
Alles kann nur als Gegenstand einer reiohstägigen Ver- 
handlung unter gegenseitigem Einverständnisse des Kö- 
nigs mit den Ständen des Reiches angeordnet werden; wie 
diess die zahlreichen im Corp. Juris Hung. vom Anfänge 
des Reiches bis auf unsere Zeit vorkommenden Criminal- 
und Strafgesetze jeder Art, hauptsächlich jedoch die 
neuesten in dem oben angef. 12. Gesetz- ja Fund. Art. d. J. 
1791. enthaltenen Bestimmungen vollständig beweisen, d) 


c£y Uober den Zustand der bisherigen Straf-Gcsetzgebnng Ungarns 
durfte wohl die vor einem halben Jahrhunderte entworfene Schiidorung desselben 
von Schwartner in d. Statistik III. Th. §. 70. S. 262 — 267. selbst bis zu dem 
Jahre 1848. noch immer volle Geltung finden: »Ungarn hat« — sagt dieser 
geistreiche Beobachter unserer heimi.'tchen Zustände — »noch immer keinen 
Codex Juris Criminalis, keine vom König und Reiche anerkannte pein- • 
liehe Gerichtsordnung, und auf die Einsicht und W 1 1 1 k ur der Richter 
kömmt bei uns in Criminal-Processen das allermeiste nn. — Verzeichnet sind 
zwar in den. ungar. Reichsgesetzen, so wie auch im Tripartitum (v. Wer- 
böez) einzelue Verbrechen, und die sic treffenden Strafen, aber nur ein- 
zeln, sparsam und gelcgc ii tllch; und .selbst unter den erwähnten Verbrechen 
sind manche iinserm Zeitalter bereits fremd, so wie auch manche Strafen dem 
bessern Genius der neuern Zeit nicht angenies.*^en, daher sich denn auch ein 
vollständiges festes System des ungar. Criminalrechts für die Bedürf- 
nisse unser s Zeitalters aus dem Corpus Juris Hung. eben so wenig ableiten 
lässt, als aus den zehn Geboten Gottes ein vollkommenes System der 
christlichen Moral. ^ Gesetzkraft hatte bei uns nie die den Reichsdecrcten 
angehttngte Praxis Juris Crim. oder die erweitert^' peinliche Ilals- 
Gcrichtsordnung K. Carl V. mit einigen Veränderungen in Oesterreich 
unter der Enns vom R. Ferdinand III. eingefuhrt, welche ins Lateinische 
Übersetzt, und auf Kosten des Cardinais KoUonics abgedruckt — höchst wahr- 
scheinlich seinem Willen gemäss — von den Tyrnauer Jestiiten am Ende des 
XVII. Jahrh. (1697.) im ungar. Gesetzbuebe nachgedruekt worden ist. — 
Aber eben dadurch, und weil nichts Besseres da war, geschah es, dass man sehr 
bald in den peinlichen Gerichten die Vor.sohrifun derselben zu befolgen 
anfing, dass man den 26. Gulden-Dicb henken liess, dass der Verdacht eines 
Diebstahls von 10. Gulden schon genug war, den Unglücklichen oR — wie es 
denn auch kaum anders sein konnte — unschuldig foltern zu lassen, und 
dass die Zahl der Hexen und Hexen-Proccsse immer mehr und mehr 

9 * 
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ß) Kraft derselben theils neuern, theils altern Gesetze ist es 
in Straf- wie in Ci vil-Rechtsangelegenheiten dem Könige 
nicht gestattet: die gesetzlich bestimmte Form der Straf- 
gerichte, oder des bisherigen Strafverfahrens eigenmäch- 

aawuchs. Und dunnocli war die unmenschliche Tortur {zur Ehre des Ungar. 
Justizwesens sei cs gesagt) durch ein ausdrückliches Gesetz niemals 
vorgeschrieben; wenn gleich im mittlern Zeitalter der A berglaubc und die 
Barbarei der Hichter, unfähig selbst die Wahrheit zu entwickeln, gleich wie 
im cbristl. Europa überall, so auch in Ungarn, zu den Ord alien, zur Feuer- 
und zur Wasser probe, zum Zweikampf u. s. w. oft seine Zuflucht nahm; und 
der Hexen-Proecss war, ehe noch Becker und Thomasius die Unschuld man- 
cher alten Frau in Schutz nahmen, durch ein zwar kraftvolles aber nicht geach- 
tetes Gesetz K.Colomannj inUngarn: »De strigis (auch in denCapItularien 
Carls des Grossen kommen strigac, d. h. Hexen vor) quae non sunt, 
nulla quaestio'fiatc Decr. L. I. c. 57. untersagt. — Gcfidirlich mag cs also 
noch vor K. Joseph II. gewesen sein, in die Hände der Ungar. Criminal- 
richter zu fallen, als es noch dem Verurtheilten an ein höheres Forum zu 
appelliren nicht erlaubt war, und als bei der Ungewissheit des Ungar. 
Crim. Justizwesens (welche der Reichstag v. J. 1729. durch Anordnung einer 
ständischen, obgleich fruchtlosen Commission in criminalibus selbst 
eingestand) ' manches Patrimonialgericht, und der unphilosophischc Richter 
manches privilegirten Städtchens, in seinem unaufgeklärten Justize ifer durch 
keine Schranken zurückgchalten, oft nur zu weit mag gegangeu sein. — Bis 
fast in die neueste Zeit hat Ungarn kaum mehr als einige Schriftsteller über 
das Criminalrecht aufzuweisen. — Wie lässt sich diess mit dem Fleisse rei- 
men, den unsere gelehrten I.andsleute z.B. auf die Geschichte des Attila, und 
andere weltliche und geistliche Legenden in jedem Zeiträume verschwendeten? 
— Die Theresianische peinliche Gerichtsordnung mit ihren schrecken- 
den Modellen verschiedener Torturgrade, gedruckt zu Wien im J. I769.fol. 
ist heute in Oesterreich sowohl als in Ungarn ausser Gebrauch gesetzt. 
Dieselbe kam zu spät für unser Zeitalter, und kaum wird es die späte Nach- 
welt glauben, dass sie von M. Theresia, der Menschenfreundin, ihren Namen 
hat. Auch was K. Joseph II. über Verbrechen und Strafen verordnete, ist 
bekanntlich inUngarn ohne Verbindlichkeit. — Ueber Apostasie, Gottes- 
iMsterung, gemischte Ehen, über die una salvifica u. s. w. hat man sieb, 
um die gesetzgebende Gewalt Uber diese Dinge aufzuklären, in und ausser den 
Keiebstägen seit 1791 — 1848. viel heriimgezankt, doch meist ohne Erfolg. — 
Dem ungeachtet war cs der Wille des weisen K. Leopold II. dass ein Roiclis- 
gesetz diejenigen Crimiual-Processe, wo es auf Hals und Haar geht, für 
appellable erklärte, und dass die alle gesunde Vernunft und das menschliche 
Gefühl empörende Tortur durch den 42. Ges. Art. d. J. 1791. — denn im 
Gebrauche war sie schon vorher seit 20. Jahren nicht — förmlich aufgehoben 
wurde. — Unter Kaiser Franz 1. erhielten die deutsch-slav. österr. Erb- 
länder ein neues Straf - Gesotz b ueb, das, auf Recht und Humanität basirt. 
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tig abzuändern, oder die Vollziehung der gesetzlichen 
Straf-Erkenntnisse durch willkürliche Verordnungen 
(s.g. Mandate) zu verhindern, oder zu gestatten, dass solches 
durch Andere geschehe, oder dieselben abzuändern, oder 


unter den neuern Strsf-Gosetzbuchern der gebildetesten Völker Europa*« 
einen ehrenvollen Platz einnahm. — In Ungarn wurde fast in allen Reichs- 
tagen seit 1794—1848. den eigends dazu ernannten Reichs-Deputationen der 
Auftrag ertheilt, ein neues Straf-Gesetzbuch für Ungarn zu entwerfen, 
wozu auch sowohl von diesen, als andern Privatgclohrten, mehrere Ver- 
suche gemacht wurden, die jedoch grösstenthcils in der grossen Aufregung 
der letzten Zeit vor d. J. 1848. unbeachtet, oder wenigstens ohne Erfolg 
geblieben sind.<( — Die llauptursachc der Erfolglosigkeit aller ilhnlichen 
Bemühungen auf diesem Gebiete mag wohl ausser der eigenthümlichcn Form der 
Landes-Verfassung auch in dem Mangel jener Bedingungen zu suchen sein, 
die zu einer glücklichen Lösung einer solchen Aufgabe unumgänglich erfor- 
dert werden; wie dies« Pölitz in s. StaatswLss. im Lichte unserer Zeit betrachtet, 
I. B. S. 512. eben so richtig als schön nachgewiesen hat; wo er sich hierüber 
also üussert: vDic Gerechtigkcitspflegc kann nur dann in einem Staate in ihrem 
ganzen Umfange verwirklicht werden, wenn alle Gesetzbücher des Staates 
(das Straf-Gesetzbuch wie das bürgerliche) dom erreichten Grade der 
Cultur des Volkes, der Verfassung des Staates, der eigenthümlichen Regie- 
rungsform desselben, und der auf der Verfassung beruhenden Verwaltung 
des Ganzen völlig angemessen siiuL — Denn veraltete, lückcnvollc, in 
verschiedenen Zeitaltern ungleichartig und unzusammenhUngend in sich 
ergänzte Gesetzbücher sind eine Geissei für das innere Staatslebcn, und bieten 
die nachthciligstc und folgenreichste Veranlassung dar, dass die Gerichtshöfe bei 
ihren ITrt heilen und Entscheidungen willkürlich von den bestehenden 
(unbrauchbaren) Gesetzen sich entfernen. — Dcsshalb haben auch mehrere 
der wichtigsten Staaten E u r o pa’s (O e s t erreich, Preussen, Frankreich etc.) 
neue Gesetzbücher erhalten, und bei andern werden sie vorbereitet. — Denn 
eben darum, dass nach dem Zeugnisse der Geschichte die Cultur der Völker 
und Staaten unserer Zeit im Ganzen ungleich hoher steht, als die Cultur der 
hochgefeiertaten Völker des Alterthums, eben darin besteht der entschiedene 
Beruf unserer Zeit Tür eine neue, io sich zusammenhängende, und die 
gesteigerten Bedürfnisse der gereiften Völker befriedigende Ge- 
setzgebung. — Soll aber solch eine positive, d. h. auf einen bestimmten 
Staat berechnete Gesetzgebung als rechtlich begründet, in sich zusammen- 
hängend, und das ganze Leben im Staute erschöpfend erscheinen, so muss 
sie nach , ihren letzten Gründen auf die ewigen Gesetze der Vernunft 
sich stützen; sie muss Recht und Wohlfahrt als die beiden höchsten 
Bedingungen aller Gesetze fcsthalten, sie muss im Strafrechte alle einzel- 
nen Gesetze in strengster Angemessenheit zu den höchsten Frincipien 
entwerfen, womit die Gesetzgebung für das gericbtlichtliche Verfahren und 
der Procoss ohnehin in der genauesten Verbindimg steht.« 
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einer neuen Ke vision irgend einer politischen Behörde zu 
unterziehen ; eben so wenig ist es ihm gestattet, einzelne 
Personen oder Strafrechtsfälle der ord. Gerichtsbarkeit der 
dazu bestellten Gerichte zu entziehen, oder auf einfache, d. h. 
unbegründete Angebereien die Landes-Insassen ausser 
dem Rechtswege an ihrer Person, oder ihrem Gute auf 
irgend eine Art zu gefährden; wie diess, ausser den bereits 
oben ungeführten, auch die altern Ges. Art. v. J. 14fi4: 18. 
1471: 10. 1478: 9. I486: 46. 1492: ll.u.12. 1618: 1.5.u.a.m. 
ausdrücklich verordnen, rj — Hingegen 
b) Hinsichtlich der Ausübung der Straf-Gcrichtspflege gebührt 
wieder dem Könige ausschliesslich — ohne allen fernem 
Einfluss der Stände des Reiches — das Recht, die Straf- 
Gericlitspflege im ganzen Lande zu überwachen, zu leiten, und 
alle Anordnungen der gesetzgebenden Gewalt in dieser 
Beziehung ins Leben zu führen, d. h. dafür zu sorgen, dass 
auch die Straf-Gercchtigkeit im ganzen Lande sorgfältig im 
Sinne der Gesetze und in der gesetzlichen oder herkömm- 
lichen Form gehandhabt und geübt werde; wobei abermals — 
wie bei der Givil- Justizpflege — ausdrücklich zu bemerken 
ist : dass 

1. Nachdem der König die ihm zukommende höchste Straf- 
gewalt persönlich und unmittelbar noch weniger, als 
jene in Ci vil-Rechtsangelegenheiten, auszuüben pflegt, ja in 
gewissen Fällen, wie beim Hoch- und Landesverrath, 
Majestäts-Beleidigung etc. ohne seineWürde bloszustellen, 
gar nicht ausüben kann und darf, ^ hier um so mehr ange- 
zeigt, ja nothwendig erscheine, den Anforderungen der 

fj Han vergl. was oben §.44. Anm. e) über denselben Gegenstand hinsicht- 
lich der Civil-Rechtspflege haaptsächlich im Sinne des 12. Ges. Art. vom 
Jahre 1791. angeführt worden ist. 

fi Die wahre Ursache, dass in den Straf-Gesetzbüchem der nenern gebil- 
detem Völker die gerichtliche Ahndung der s. g. öffentlichen Verbrechen, als 
Hochverrath, Majestäts-Beleidigung etc. nicht in die Hände des Son- 
verains selbst unmittelbar, sondern irgend einer hohen Staatsbehörde gelegt 
werde, scheint doch hauptsächlich in der Ansicht zu liegen, dass auf diese Art 
der Souverain nicht selbst als Klüger und Richter in e i n e r Person vereint 
ersoheine; wie diess auch zumXheil aus den nngar. altern nnd neuern Landes- 
gesetzen erhellt. Insbesondere der 7.Ges. Art. v. J. 1716. lautet hierüber §. 4.u.6. 
also: vCausae hujusmodi cognitio et revisio, ex quo directe ad solam Regpam 
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Gerechtigkeit durch wohlbcstelltc Strafgerichte, und 
rechtskundige unparteiische Kichtcr, die im Namen des 
Königs im ganzen Lande nach Recht und Gesetz die Straf- 
Gerichtsbarkeit auszuüben haben, Genüge zu leisten. 
Daher auch 

2. Die Amtswirksamkeit dieser Gerichte und Richter sorgfältig 
zu überwachen, und zu sehen: wie dieselben den Anforde- 
rungen ihrer so wichtigen Stellung entsprechen y ferner sie 
für jede Abweichung von der Bahn des Rechts und der 
Gesetze zur Verantwortung zu ziehen, und darnach zu 
behandeln; endlich insbesondere hinsichtlich der gefällten 
Todesurtheile die Vollstreckung derselben solange auf- 
zuschieben, bis jene durch den König entweder bestätigt, 
und ihre Vollziehung gestattet, oder die Todesstrafe ln 
eine andere zeitliche Strafe verwandelt, oder dem ver- 
urtheilten Missethätcr aus kötiigl. Milde volle Begnadi- 
gung zuTheil geworden ist; welches Begnadigungsrecht 
ausnahmsweise der kön. Majestät ausschliesslich und 
ausdrücklich durch dieGesetze, namentlich K. Sigmund’s 
II.Decr. V. J. 1405: I. 5. des Ladislaus Posth. I. Dccr. v. J. 
1453:4. ferner 1655:38. 1681:59. 1715: 48. §.3. endlich 
1791: 43. u. 56.. Ges. Art. zuerkannt wird, gj 

Mujeatatem pertineret (sensu etiam 1559: 43. etc.) manebit pcncs Kjusdem 
beniguura arbitrium, sive intra, sive e.xtrn regnum hujusmodi atrox Crimen 
Sua Caes. Regia Maje.stas in persona cum cousiliariis suis Hungaricis, 
secundum leges patrius, revidendum, et judicandum suscipere velit; si nibilo- 
minus praelibata Sua Majestas Regia ejusmodi judicatum propria sua in per- 
sona cxcrcere nollet: tune Judices loco Sut Ilungaros, pro arbitrio Regis 
dclegandos ad causarum ejusmodi cognitioiicm omnino intra, et non extra 
regnum ordinabits etc. welche V'erfügung jedoch durch das spätere Gesetz v. J. 
1791 : 56. Ges. Art. dabin abgeändert wurde; »Ad demissam Statuum et 00. 
supplicationum Sua Majestas ultro benigne annuit: ut imposterum crimen 
laesae Maj. et notae infidelitatis ab ordinnriis regni judiciis non 
avocet, sed per Tabulam Regiam salva legali appellata judicetur, ac 
in ipso etiam laesae Majestatis crimine atnissio bonorum tantum ad 
portionem dclinquentis restringatur: salva ultro quoque Suae Majestati 
gratiam clargiendi potestate, et in reliquo dispositione Art. 1715. permanente.« 

g) Dass das Begnadigungsrecht (jus aggratiandi) durch positive 
Gesetze nicht blos dem Könige von Ungarn, sondern gewöhnlich jedem Lan- 
desfUrsten, ja in Republiken sogar dun ersten Magistrats-Personen 
derselben zuerkannt werde, ist aus den Landes -Verfassungen der einzelnen 
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3. Aber auch ausser der Todesstrafe kömmt dem Könige in 
Ungarn das ausschliessliche Kecht zu: die zuerkannten 
gesetzlichen Strafen in besondern Fällen zu mildern, oder 
in andere umzuändern, laut des Ges. Art. v. 171.5: 48. 
§.3. h) eben so den über ungesetzliches Verfahren derGerichte 

Staaten Europa’», so wie auch jenen der nordame rik an i »eben Unions- 
Staaten zur Genüge bekannt. — So in Frankrcicb aus dem 67. Art, derCbarte 
constitutionelle — in Belgien aus dem 67. Art. — in Baiern dem VIII; 4. — 
in W ürtemberg dem 97. §. — im Grossberz. Baden dem 17. §. — in Gross- 
britannien nach dem Comment. des Blackstone IV: 31. und in Nordamerika 
wird, wie bekannt, diess Becbt nicht nur dem Präsidenten des Congresses, son- 
dern selbst den Gouverneuren der einzelnen Unions-Staaten durch die Gesetze 
zuerkannt; welcher Uebereinsthnmung so vieler positiven Gesetzgebungen 
wohl nur eine und dieselbe Ursache zu Grunde liegen mag, die aus dem Wesen 
und der Bestimmung dieses Rechts sich von selbst ergibt ; wie diess die berühm- 
testen Lehrer des allgemeinen Staatsrechts, insbes. Jordan in s. Vers. Uber das 
allg. Staatsr. Marh. 1328. §. 13. p. 364. — Fritot Science du Publiciste. T. VII. 
p. 649. — ferner Pölitz, Henke, Aretin, Krug, üaehariae und andere in 
Kapplcr’s Lit. d. Crim. Rechts S. 272. angeführte, umständlicher nachweisen.— 
Was übrigens dem Königreiche Ungarn hinsichtlich dieses Rechts eigenthUm- 
lich war: dass dasselbe auch den Privat-Grundherren mit den Übrigen 
Territorial-Rechten im Privilegienwege als ein s. g. jus gladii zu Theil 
werden konnte, diess wurde in der neuern Zeit durch die Gesetze v. .1. 1666; 38. 
§. 6. 1659: 16. u. 18. 1687: 14. 1716: 48. etc. giinzlich eingestellt. — Dasselbe 
fand auch hinsichtlich jener BcschrUnkungcn statt, denen diessBegnadigungs- 
rccht des Königs in frühem Zeiten aus verschiedenen blos zeitweiligen Anlassen 
in den «Itern Gesetzen, als: 1492: 107. 1498: 42. 1526: 16. 1536: 46. 1614: 36. 
37. 1646: 48. 1548: 51. 1655: 26. u. 38. etc. unterworfen zu werden pflegte, die 
jedoch sümmtlicb in neuerer Zeit, beim Auf hören der sie veranlassenden 
Umstande, durch die neuern Gesetze als erloschen angesehen und beseitigt 
worden sind. 

h) Die Zuerkennung des s. g. Milderangsrechtes kann hier hauptsäch- 
lich, wo nicht einzig, nur im Wege der Gnade, nicht jenem der Gerechtig- 
keit, stattfinden, indem der letztere Gesichtspunkt mehr der gesetzgebenden 
Gewalt, als der Gerichtsbarkeit eigen ist. — Dasselbe gilt auch von der 
Abänderung der Strafe, am meisten jedoch bei deren Verschärfung, wo 
jede Rücksicht derGnade vollends nufhört, daher solche auch nur den Gesetz- 
geber, nicht den exequirenden Strafrichter im eigenen Sinne des Worte» 
angeht. — Die von einigen Gelehrten, als Dabelow, Schröter, Xittmann, 
Zachariae etc. gegen diese Grundsätze erhobenen Bedenken werden von 
Andern, als Jordan in s. Vers, über d. allg. Staatsrecht. §. 13. Anm. lO.u.11.“ 
Kappler io d. Lit. u. a. ohne Schwierigkeit gehoben. — Vuehctich in s. Inst. 
J. Crim. Hung. C. VII — IX. weiset die Anwendung dieser Grundsätze auf das 
Ungar. Recht nach. 
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erhobenen Beschwerden Abhilfe zu leisten, neue Unter- 
suchung anzuordnen, oder die begonnene nöthigenfalls zu 
unterdrücken,- die Gerichtsbarkeit .an.. andere Gerichte zu 
« delegiren, den Schuldigen Amnestie, den Verdächtigen 
für gewisse Fälle freies Geleit zu gewähren, ausser der 
Ehe geborne Kinder zu legitimircn, endlich hinaiclitlich 
der gesetzlichen Asyle oder Zu fluch tsörtcr die angemesse- 
nen Massregeln zu ergreifen, und andere ähnliche Gerechtsame, 
die aus der peinlichen Gerichtsbarkeit als Folgerungen 
sich von selbst ergeben, auszuüben ; wie diess die Landesgesetze 
b.Werböcz,Trip.L20.u.l08. — bezüglich d. freien Geleits 
- 1486: 47. 1492: 83. 1528: 3. 1723: 113. i) so wie in Hinsicht 
d. Asyle d. h. Stephan II. Decr. 51. H. d. h. Ladislaus 
II. Decr. L u. 2. H. u. III: 17. Ilauptst. K. Colomann 
I. Decr. 84. H. u. v. J. 1723: 113. u. 1764: 27. Ges. Art. nebst 
dem Reecripte M. Theresia’s v. J. 1776. zur Genüge nach- 
weisen. k) 

Endlich für ausserordentliche Fälle bleibt 
c) dem Könige vonUngarn unbestritten das ausschlies.slicheRecht, 
auch hinsichtlich der Straf-Gerechtigkcitspflcgc — ohne 
Mitwirkung der Stände des Reiches — pro v isorische Verord- 
nungen zu erlassen, und Verfügungen zu treffen: dass Gewalt- - 
■ thaten, und gesetzwidrigen, die allgemeine und Privat- 
Sicher heit der Staatsbürger bedrohenden Handlungen im 
Lande mit allen zil Gebote stehenden Mitteln kräftig entgegen- 
gevvirkt, jedes begangene Unrecht streng gealindct, und selbst 
bis zur Rückkehr der gesetzlichen Gcrcchtigkeitspflege die 

i) Durch das zuletzt angeführte Gesetz v. J. 1723: 113. wurde hinsichtlich 
des sichern Geleits ausdrücklich festgesetzt: dass dergleichen Geleits- 
Schreiben von der k. ungar. Hofkanzlei — nur nach einem über jeden 
speciellen Fall vorläufig einzuholenden Aratsgutachten von Seite des 
betreffenden Comitats — verabfolgt werden sollen. 

k) Es dürfte für den denkenden Leser nicht uninteressant sein, die ira Texte 
hinsichtlich der Asyle angeführten Gesetze der ersten Könige Ungarns aus dem 
XI. und XII. 'Jahrhunderte mit jenen des XVIII. Jahrh. und insbes. mit den 
Rescripten der eben so frommen, als staatsklugen M. Theresia, und ihres noch 
freisinnigem Sohnes K. Joseph II. en parallele zu lesen, und daraus den bedeu- 
tenden Unterschied zu entnehmen, der nur bezüglich eines Gegenstandes im 
Laufe der Zeit in der Bildung und Denkweise eines Volkes stattzufindon 
pflegt. 
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allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt vor fernem Gefahren 
möglichst geschützt und sichergestellt werde, l) 

Mehrere jener Fragen und Gegenstände, die bezüglich der 
Straf- Justizpflege in unserer Zeit mit vielem Eifer besprochen 
und verhandelt zu werden pflegen, scheinen, genauer betrachtet, 
mehr in das Gebiet der Strafpolitik, und des allgemeinen, als 
des bosondern Ungar. Staatsrechts zu gehören, und selbst jene 
Gegenstände, die dem letztem als eigenthümlich angehörend 
befunden werden dürften, betrachten die oberste dem Könige von 
Ungarn zukommende Justizgewalt sowohl in Civil- als Straf- 
Rechtsangelcgenheiten mehr von der praktischen Seite, als aus- 
übende Justiz- oder Gerechtigkeitpflegc im Lande; von der in 
dem zweiten Ilaupttheilc des ungar. Staatsrechts — dem s. g. 
Administrations- oder Verwaltungsrechte dieses Landes — in 
der herkömmlichen Ordnung §. 82— 85. gehandelt werden wird, m) 


l) DIess bestiitigen unter andern hauptsächlich die in neuerer Zeit im 
Bereiche der Criminal-Rechtspflcge erlassenen kön. RescrlptOf als jenes der 
K. Maria Theresia t. J. 1776. wodurch der Gebrauch der Tortur in der 
Criminal-Frocedtir in den k. k. dsterr. Krbländcrn provisorisch abgeschafft; 
und ein zweites, von derselben Hand, wodurch das Asylrecht dem Zeitgeiste 
nach modificirt, und auf ein richtigeres, dem Staate unschiidliches Mass zurück* 
geführt wurde. — Ferner das Rescript des K. Franz v. 29. Jan. 1813. wodurch 
die Norm der Ausübung des neueingefübrten s. g. Standrechts (jus stata* 
rium) für alle Gerichtsbarkeiten der Monarchie vorgeschrieben wird; so wie 
auch ein anderes desselben Königs v. 14. Jan. 1814. wodurch die Vollziehung 
der Todesstrafe auf die zwei Hauptarten durch Enthaupten und Han* 
gen beschrankt wird; u. a. dergl. mehr. 

m) Wohl mögen die von den meisten Rechtslehrcrn, als Arctin,Macarel, 
Jordan, Mohl u. a. zu einer vollen und genauen Justizpdege im Staate 
gewünschten Erfordernisse mehr ins Bereich der s. g. Strafpolitik, ala des 
Staatsrechts gehören; dennoch dürfte es nicht unangemessen befunden wer- 
den, beide Wissenschaften nebst ihrer Gehilfin, der Geschichte, hier zudem* 
selben Zwecke in Anspruch zu nehmen, den der hochverdiente Pölitz in fol- 
genden Zügen 80 treffend gezeichnet hat: «Obgleich die Einrichtung des Innern 
Organismus der Gcrechtigkeitspflege, theÜs in Hinsicht der verschiedenen 
richterlichen Instanzen und Behörden, theils bezüglich des gericht- 
lichen Verfahrens, so wie der Verfassung des Staates, selbst mit der nächsten 
Vergangenheit desselben Zusammenhängen, und also auf einer geschicht- 
lichen Unterlage beruhen, zugleich aber auch den erreichten Grad derCultur 
des Volkes, das im Staate lebt, zunächst berücksichtigen, und mit den einzelnen 
Bestimmungen der Verfassung in genauester Vorbindung stehen muss; so lasst 
sich doch im Allgemeinen nach den Zeugnissen der Geschichte, namcntUch 
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§. 46. — 5. Das Recht der Polizei und obersten 
Aufsicht. 

Ausser deu bisher angeführten wesentlichen Majestätsrechten 
gebührt dem Könige von Ungarn — wie jedem sou verainen Landes- 
Türsten — im Hinblick auf die höchsten Zwecke des Staates, auch 
das s. g. Polizeirecht, saromt dem darin raitbegriflencn Rechte der 
obersten Aufsicht, in Bezug auf alle in seinem Lande befindliche 
Personen, Sachen und Umstände, die irgend einen wirksamen 
Einfluss auf die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt desselben aus- 
üben. — Mögen nun auch die Staatsgelehrten aj über den Umfang, 


in Beziehung anf constitutionelle Staaten, Tur die Staatskunst fcstsetzen ; 
dass die aufsteigende Ordnung der Behörden, für die Gerechtigkeitspflege, 
durch Friedensrichter, Bezirksgerichte, Äppellationsgcrichte und durch 
ein Cassationsgericht, so wie die Einführung der Geschwornen gerichte, 
namentlich für die Ausmittelung des »Schuldig oder Cnschuldig« bei pein- 
lichen Anklagen, in Verbindung mit der Einführung der Oeffentlichkeit des 
gerichtlichen Verfahrens, und der mündlichen Verhandlung, das Wesen einer 
Gerechtigkeitspflege erschöpfe, die mit einer neu eingeführten stellvertre- 
tenden Verfassung in genauester Verbindung steht. ■— Wo aber wegen der 
schonenden Rücksicht auf die beste heu den Verhiiltnisse, der bisherige Gang 
der Gerechtigkeitspflege nicht durchgreifend verändert werden kann und soll, 
da dürfte doch wenigstens die Einführung von Friedensrichtern, von 
G es chworn engerichten, der Oeffentlichkeit und des mündlichen Ver- 
fahrens zunächst in strafrechtlichen Füllen den Fortschritten der Völker, und 
den Hauptgrundsätzen der Gesetzgebung und der Gerechtigkeitspflege angemessen 
sein; womit nothwendig auch eine neue Organisation des Advokaten- 
standes, und derVorUbung der künftigen Mitglieder desselben in der münd- 
lichen Beredsamkeit in Verbindung stehen müsste.« — S. Pölitz Staatswiss. 
im Lichte unserer Zeit dargestellt. Leipz. 1827. 1. Band. S.518. etc. Dem zunächst 
angereiht und gleichfalls angelegentlich anempfohlen zu werden verdient: Mit- 
te rmayer's Strafgesetzgebung in ihrer Fortbildung geprüft, nach den For- 
derungen der Wissenschaft, und nach den Erfahrungen, über den Werth 
neuer Gesetzgebungen, und Uber die Schwierigkeiten der Codification, mit 
vorzüglicher Rücksicht auf den Gang der Berathungen von Entwürfen der 
Strafgesetzgebung in constitutioneilen Staaten. Heidelb. 1841. 8. 

o) Ueber diesen Gegenstand im Allgemeinen verdienen vor andern die 
allgemein bekannten politischen Werke eines Sonnenfels, Jakob, Ilarl, 
Zachariae, Mohl, Pölitz, Rotteck u. a. m. die in Virozsil Epit. J. Nat. 
Pest. 1839. §. 143. Anm. a) näher angeführt werden, alle Beachtung, — nebstbei, 
besonders in Beziehung auf Ungar n, können noch gute Dienste leisten: Anon. 
(Revitzky) Introductio ad PoUtic. R. Hung. Bud. 1790. sammt (Saz) Adum- 
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die Grenzen dieses Majestütsrechts.dessenWirksamkeit, ja selbst 
über den Begriff desselben in ihren Ansichten noch so weit von 
einander abweichen, so stimmen sie doch sUmmtlich in der Aner- 
kennung dieses Majestütsrechts, als eines der wirksamsten, ja 
durchaus noth wendigen Mittel, zur Erreichung der höchsten 
Staatszwecke, überein, und können daher in keinem Falle die 
Zuständigkeit desselben zur vollen Machtvollkommenheit der 
höchsten Gewalt im Staate ernstlich auch nur in Frage 
stellen. 

Indessen sobald diess wesentliche Majestätsrecht von seiner 
praktischen Seite in Betracht gezogen, und im Sinne des Ungar. 
Staatsrechts die F'ragc gestellt wird: Ob dieses Kecht, hinsichtlich 
seiner Ausübung, dem Könige von Ungarn unumschränkt, d. h. 
ohne alle gesetzliche Mitwirkung der Stände des Reiches, oder nur 
mit deren Beirath und Zustimmung zustche? und im letztem Falle 
in w'^elchen Angelegenheiten und wie weit? damit die vollziehende 
Gewalt in ihrer AVirksamkeit nicht ohne Noth gehemmt, und 
dadurch die allgemeine Sicherheit und AVohlfahrt des Staates etwa 
gefährdet werde? — findet sich auch unter unsern heimischen 
Gelehrten dieselbe, wo nicht noch eine grössere A^erschiedenheit 
der Ansichten, wie oben vor; indem einige dicscFrage gänzlich mit 
Stillschweigen übergehen, andere wieder dieselbe im Sinne jener 
politischen Partei, zu der sie zählen, einseitig und parteiisch 
beantworten, während die übriffcn ihre wahre Mcinunsr kaum laut 
ZU äiissern vva^en, vielmehr dabei so leise auftreten, als wenn sie zu 
wandeln hätten »super ignes suppositoa cincri doloso« wie der 


bratio .summaria Instlt. Politic. CI. Sonnenfels, nachBeke: PrincipiaPoliticae, 
rei merc et aerariae j. Sonnenfels etc Pos. 1803. III. TT. endlich: Lakits in J. 
piibl, U. Ilung. Msc. §. 246 — 258. welcher letztere jedoch sich in eifte tiefere 
Erörterung des hier in Frage gestellten Rechts nicht cinlasst. — Neuere, in 
diess Fach eiuschlagende Werke unserer heimischen Schriftsteller sind in 
Pauler's Encyclopädic s. o. zu finden. — Uebrigens bietet auch einen summari- 
schen üebcrblick Uber die frühem Zustände der Polizeipflego»in Ungarn 
bis zum Anfänge des XIX. Jahrh. Schwartner’s geistreiches Werk: Statistik 
des K. Ungarn. Pest. I.— III. Th. 1810. im Vlll. Abschn. §. llö, unter dem 
Titel: Fragmente und Kleinigkeiten zur Geschichte der öffentl. Polizei, und des 
jetzigen Privatlebens in Ungarn. S. 486— öll. von dom nur zu bedauern ist, daas 
sich bisher Niemand gefunden, der diess Werk in dem Geiste des berühmten 
Verfassers, wenigstens bis zur Hälfte des gegenwärtigen Jahrhunderts fort- 
gesetzt hätte. 
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Dichter spricht, b) — Uns scheint es in ähnlichem Falle dem Inter- 
esse der Wissenschaft, und ihrer Würde mehr angemessen zu sein, 
fern von solcher übertriebenen Aengstlichkeit, oder jeder Art 
von Heuchelei, doch eben so fern von allen vorgefassten Meinun- 
gen und Partei- Rück sichten — der Natur der Sache gemäss — 
offen und unumwunden auszusprechen was hierüber die Landes- 
gesetze ausdrücklich und bestimmt verfügen? oder was aus dem 
anerkannten Herkommen wenigstens als Gewohnheitsrecht — 
gleich fern von den beiderseitigen Extremen der herrschenden 

Parteien, auf der goldenen Mittelstrasse — für recht und billig 

% 

anerkannt werden dürfte? — Und zwar 

h) Jedoch nicht blos unsere einheimischen, sondern auch die auswär- 
tigen, auf diesem Gebiete allgemein hochgeschätzten Schriftsteller dieses 
Faches, scheinen nicht selten von Jihnlicher Aengstlichkeit befangen, wenn sie 
ihre Forschungen auf das ominöse Gebiet der Staatspolizei gefiihrt; vielleicht 
aus denselben oder ähnlichen Gründen, die der freisinnige Zachariac (Salom. 
in s. 40. Büchern v. Staate IV. Th. 24. B. 4. Ilauptst.) so naiv im Folgenden 
Uussert: »Die Polizei,« sagt er, »ist der gehör ne Feind der individuellen 
Freiheit, welche Gefahr um so grösser ist, da so vielen Menschen, besonders 
dem Alter, Ruhe und Frieden über Alles geht; da Polizeigesetze so 
oft der Willkür derer, von welchen sie anzuwenden oder zu vollziehen sind, 
einen nicht geringen Spielraum lassen müssen. — Dum paci ebnsulitur, 
libertas corrumpiturl Die Polizei kann überdiess zur Verschlechterung 
des National-Charakters auf mehr als eine Weise beitragen, indem sie oft in 
ihrem Misstrauen gegen die Menschen zu weit geht, — Ferner, da sich die 
Polizei so gern in Alles mischt und mengt, da es ihr, nachdem sie .sich 
durch die Abstellung der augenfii lligsten MissbrUuehe bewährt hat, weder 
an Gönnern, noch an Mitteln fehlt, um immer weiter um sich greifen zu 
können, und da sic, je weiter sie um sich greift, desto mehr die Menschen 
einengt und gängelt, so droht sie überall, wo sic ihre Herrschaft gegründet 
hat, den G eis tes ni u th, die That- und Spannkraft desVolkes nach und nach 
zu erschlaffen. — Denn kleine und immer wiederkehrende Plackereien 
beugen, wie die kleinlichen Mühen und Sorgen des tilg liehen Lebens, auch 
den stolzesten Nacken. — China verdient, wenn auch nicht den Namen des 
himmlischen Reiches, doch den des Himmels der Polizei. — Endlich, 
schon in dem Worte Polizei lauert Gefahr. Das Wort, ein Fremdwort — ein 
Wort, das weder seiner Abstammung, noch dem Sprachgebranche nach, eine 
genugsam bestimmte Bedeutung hat, kann ebendesswegen einer sonst durch 
nichts zu rechtfertigenden Ausdehnung der Staatsgewalt zurBeschönigung 
dienen. Und nur zu oft ist der Name Polizei das Feigenblatt, mit welchem 
Willkür und Eigenmacht ihre Blösse bedecken etc. Alle diese Gefahren 
zusammen genommen, welche die Polizei in ihrem Gefolge hat, erklären es 
sattsam, wie und warum die Polizei von jeher von allen denen mit Miss- 
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a) Dass das s. g. Polizei recht überhaupt, so wie das in demselben 
mitbegriffene Recht der obersten Aufsicht in Ungarn stets 
als ein wesentliches Attribut. der der königlichen Würde 
zukommenden Majestät anerkannt worden sei, ist aus der oben 
bereits angeführten Einleitung, so wie dem Geständnisse des 
wohl rechtskundigen Werböcz in dess. Trip. II;. 3. Tit. klar zu 
entnehmen: dass nämlich in Ungarn seit der Einführung der 
monarchischen Form die höchste Gewalt — omne impe- 


traucn bewacht worden ist, welche der Meinung waren, dass der Staat etwas 
mehr, als eine blosse Polizeianstalt sein solle; sie erwogen zugleich, dass 
ein geheimer oder ein sich verstellender Feind mehr, als der offene, zu 
fürchten sei« etc. — Vergl. Ar et in und Rotteck Constitutionelles Staatsrecht 
II. Th. H. VI. und die daselbst zahlreich angeführten Werke. — Demungeachtet 
dürfte doch jeder unparteiische Leser von selbst einsehen, dass alle diese, und 
ihnen ähnliche, gegen die Polizei vorgebrachte Klagen, eigentlich doch nicht 
das Wesen dieses Rechtes, sondern nur die daraus hervorgegangeuen Miss- 
bräuche betreffen, die doch Niemand, weder theoretisch, noch praktisch, zu 
billigen, oder rechtfertigen zu wollen, gesonnen sein wird. — Da nun nach dem 
bekannten Sprichworte »Abusus non tollit usum« ähnliche Ueb ergriffe 
gegen den echten Gebrauch dieses Rechtes nichts beweisen, als dass man sol- 
chen auf jede Art möglichst vorzubeugen suche, so wird man wohl auch in 
Ungarn, wo es aus frühem Zeiten nicht an gerechten Beschwerden gegen 
die im Namen der S taatspolizei geübten Greuel mangeln dürfte, im XIX. 
Jahrh. es doch an der Zeit finden, über das Vergangene den Schleier zu ziehen, 
und im Vertrauen auf die bessere Zukunft von nun an sich den gelauterten 
Grundsätzen der neuern Staatskunst auch auf diesem Gebiete zuzuwenden,* die 
der freisinnige Schwartner in dem oben erwähnten Gemälde der ungar, 
Polizei vor einem halben Jahrhunderte so richtig mit den Worten im Voraus 
angezeigt hat: »Wohl ist noch jetzt derNaraeder Polizei dem Ungar, der dabei 
immer an Denuncianten, und an die vorige Pariser Polizei, welche in die 
Bastille (esonka torony) führte, denken mag, verhasst ; aber zu vernünf- 
tig, und zu aufgeklärt ist derselbe, als dass er die Sache selbst, oder das 
Wohlthätige derselben nicht erkennen, nicht nachahmen, und befördern 
sollte; besonders da inUngarn,so wenig als anderswo, sich manches Polizei- 
gebrechen doch nicht verhehlen lässt« etc. — Will Jemand' diese Gebrechen, 
Mängel, aber auch arge Frevel der StaatspoÜzei in fremden Ländern näher 
kennen lernen, der möge nur nach Anleitung von Schwarz: System einer unver- 
nünftigen Polizei. Leipz. 1796. und Manuel’s La police de Paris devoilce. Paris. 
1791. die über die Polizeiverwaltung der ersten Hauptstädte Europa’s erschiene- 
nen Memoiren eines Vidoeque. Paris. 1819. u. a. vergleichen, um von diesen 
My sterien wohl ein anschauliches Bild, aber auch ein Gefühl von Grauen und 
Abscheu vor diesem Pfuhl menschlicher Verdorbenheit in der Erinnerung für 
immer davonzutragen. 
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rium cum regimlne — auf die Person, der die kön. Maje- 
stät inne wohnt, übertragen worden sei. — Dasselbe wird auch 
durch das stets anerkannte Reichs-Herkommen bekräftigt. 
Zeuge dessen sind die unzähligen dem absoluten und unum- 
schränkten Willen der Könige in jedem Zeitalter entflossenen 
Polizei-Verordnungen hinsichtlich der Bevölkerung des 
Landes, der National- 1 ndustrie, Bildung, Erziehung der 
Jugend, Wissenschaften und Künste, des Sanitätswesens 
u. a. Gegenstände der Sicherheits- und Wohlfahrts-Poli- 
zei etc. die zu jeder Zeit — nach den Bedürfnissen des Lan- 
des — häufig selbst an den Land- und Reichstägen unter 
Mitwirkung und Beirath der Stände des Reiches, doch ohne 
dass deren Beistimmung zur Sanction der Erlässe der voll- 
ziehenden Gewalt für unumgänglich nöthig erachtet worden 
wäre, blos aus kön. Machtvollkommenheit erlassen worden 
sind; wie diess insbesondere die ersten Decretc d. h. Stephan, 
h. Ladislaus, Colomann, Sigmund, Mathias undWladis- 
laus II. dann viele Titel des Trip. v. Werböcz und noch zahl- 
reichere Ges. Art. der Könige aus der Österreich. Periode 
bezeugen; c) woraus nun im Allgemeinen vollends ersichtlich 

c) Um es anschaulicher zu machen, wie viele positiveh Gesetze der mannig- 
faltigsten Art Uber die verschiedenen Gegenstunde der Staatspolizei auf den 
Ungar. Reichstagen von den Königen unter Mitwirkung und Beirath der 
Stande des Reiches erlassen worden sind, möge cs uns gestattet sein, die vor- 
züglichsten derselben, wie sic im Corp. J. Uung. zerstreut Vorkommen, wis- 
senschaftlich nach den Gegenständen geordnet, dem Leser vorzufUhren, nm 
den Beweis zu liefern, dass die meisten Grundsätze, Ansichten und Verordnungen 
der modernen Staatspolizei, die von so vielen unserer Mitbürger noch heut zu 
Tage, als der Freiheit und Verfassung des Landes gefährliche, oder omineusc 
Neuerungen perhorrescirt werden, schon langst unsern Vorfahren bekannt, ja 
sogar gesetzlich ins Leben eingeführt worden sind. — Man sehe nur vor andern 
die strengen, mitunter sogar (nach ihrem Zeitalter) barbarischen Gesetze, 
die unter den ersten Königen, und spater gegen die gangbarsten Verbrechen, 
Vergehen und üebertretungen ihrer Zeit, als Mord und Todtschlag, Raub, 
Diebstahl und Gewaltthatigkeitcn jeder Art, gebracht wurden, als des h. 
Stephan II: 43. — d. heil. Ladislaus II: 12. 14. 17. — K. Colomann's I; 
61. 64. 60. — Sigm und's III : oder 1405. II : 9. u. 1435 : II: 24. ferner 1614 : 61. 
1648 : 60. 1626: 13. 1699 : 36.1659: 17.1723: 12. etc. So hinsichtlich der Duelle: 
Math. Corv. V. J. 1486: 18. — Wladislaus II. v. J. 1492; 37 etc. und des 
Kindermordes : 1626: 6. 1723: 11. — so über den unerlaubten Gebrauch 
der Waffen Math. v. J. 1486 : 66. 1492 : 79. — 1614 : 60. 1663 : 67. etc. 
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wird, dcoss das s. g. Polizei recht in Ungarn stets als ein Aus- 
fluss, oder ein wesentliches Attribut der vollziehenden 
Gewalt betrachtet, daher auch dem Könige in der Regel aus- 
schliesslich und ohne alle Beschränkung (jene ausgenommen, 
die sich aus der Natur der Sache, oder der positiven Ver- 
fassung des Landes für einzelne Fälle ausnahmsweise 
ergeben) zuerkannt worden sei; so dass derselbe in dieser 
Beziehung unumschränkt Alles verfugen könne, was zur 


So hinsichtlich der geheimen Zusammenkünfte und Associationen, 
Math. V. J. 1486: 66. 1504: 1. 1697: 46. 1699: 20. 1626: 17. 1716: 31. etc. 
Man sehe ferner hinsichtlich der Sicherheit der Ehre: Werb. Trip. I: 39. 
II: 16. 80. 36. 72. 1553: 24. 1723: 48. etc. So Uber die Verbal- u. Real- 
injurien desselh. Trip. II: 42. 67. u. 72. Ill: 19. u. 26. 1486: 15. u. vorzüglich 
1613: 23. u. 1729: 37. etc. Eben so hinsichtlich der der Waisen, Unmün- 
digen u. Minderjährigen schuldigen Obsorge, Schutz und Pflege. Trip. I : 
91. u. 111-132. ferner 1655: 24. 1659: 82. 1715: 68. 1726: 106. 1764: 26. etc. 
eben so hinsichtlich der Armen: 1550: 68. 1668: 51. 1725: 26. u. 48. etc. 
Nicht unwichtig sind auch die Verfügungen gegen die boshaften Verlänmder 
des kön. Hofes des heil. Stephan II: 51. u. 53. so wie auch gegen die Störer 
der öffentl. Ruhe. Ebendaselbst u. Trip. I: 14. 1715: 7. 1723:5. u. 9. etc. 
Eben so gegen die Müssiggänger u. Vagabunden: Colom. I: 41. 4. u. 1635: 
45. 1688: 4. 1659: 15. 1729: 12. etc. Eben so gegen die Wucherer: 1647: 144. 
1715: 61. 1723: 120. — u. falsche so wie aucl» Hazard-Spieler 1791 : 81. etc. 
— Hinsichtlich der s. g. Wohlfahrts-Polizei verdienen insbesondere folgende 
Gesetze und Verordnungen alle Beachtung, und zwar in Betrefi* der Landes- 
Bevülkerung v. J. 1563:4. 1609: 62. 1613:9. 1647 : 36. am meisten jedoch 
1791 : 83. 1802: 2. 1827 : 7. etc. ferner der Landwirthschaft: 1547 : 29. 1635 : 
43. 1638: 54. 1655: 70. 1681: 17. u. vorzüglich: 1791: 35. 1836: 4. 6. 6. 7. — 13. 
u. 1840: 7. 8. 9. etc. hinsichtlich der zu errichtenden Vorraths-Häuser 
(Magazine) 1597: 25. 1598: 26. 1655:6. 1659:6. etc. so wie Förderung der 
Viehzucht: 1495: 28. 1566: 20. 1578: 14. 1608: 2. 1647: 43. 1655: 43.1655: 70. 
1859: 98. 1715: 111.1741 : 55. etc. fernerhinsichtlich der Jagd-Uerechtigkeit, 
des Vogel- und Fischfangs: 1504: 18. 1729: 22. 1802: 24. etc. über die 
Ausfuhr der ung. Weine: 1587:15. 1609: 43. 1613:29. 1638: 49.1662: 42. 
1681: 45. 1741: 27. 1807: 7. u. deren Verfälschung: i723 : 118. 1729: 12. 
1741: 29. etc. Ueber die Limitation der Lebensmittel durch die Comitate : 
1653 : 17. 1563 : 13. 1625 : 40. 1655 : 31. 1659 : 71. 1715 : 79. 1741 j 68. auch 1351 ; 
2. 1439: 39. etc. — über die Wald-Cultur: Trip. III: 33. 1715: 95. 1751 : 37. 
1791: 57. 1807: 21. §. 1. u. folg. — Hinsichtlich der verschiedenen k. Regalien 
und Finanz-Monopolien. S. unten §. 52 — 54. — Nicht mindere Sorgfalt 
widmen die ung. Gesetze auch der Förderung der Industrie jeder Art, 
namentlich 1723 : 116. u. 117, 1563 : 4. 1681 : 78. etc. des Handels und der dazu 
dienenden Verkehrs- u. Communications-Mittel, als: 1405: 2. 1439- 9. 
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Erhaltung und Förderung der allgemeinen Sicherheit und 
.Wohlfahrt des Landes d) er nach seiner eigenen Einsicht, für 
zweckmässig und gut erachten würde. 


1492: 84. 1496: 27. 1498^. 81. 1648: 51. u. 69. 1715: 76. 1728: 78. u. 116. 
1741: 27. etc. hinsichtlich der Jahrmärkte: Trip. II: 9. 1647: 78. 1741:30. 
1723: 16. u. 76. — ferner der Masse und Gewichte: 1405: 1. 1504: 17. 
1666: 31. 1729: 14. 1588: 16. etc. also auch über die Herstellung der Land- 
Strassen u. Brücken insb. 1492:87.1566: 12. 1599:30.1601:22. 1618: 17. 
1659 : 67. 1681: 44. J.836: 25. u. 26. 1840: 89. etc. eben so hinsichtlich der 
Regelung der Kanäle und FlUsse: 1667: 12. 1696: 52. 1613: 12. und 27. 
1618: 64. 1622: 42. 1656: 30. 1669: 39. 1687: 16. 1716: 69. 1723: 15. 1836: 
86 . und. 1840: 10. 38. etc. ohne noch jener zahlreichen Gesetze und Verord- 
nungen zu gedenken, die Uber Religions- und Kirchen- Angelegenhei ten, 
Uber die frommen Stiftungen, die Erziehung und den Unterricht der 
Jugend, die öffentlichen Schulen, das Censur-lnstitut, und 'mehrere 
ähnliche Gegenstände, die kraft des kön. obersten Patronats-Rechts der 
ausschliesslichen Verfügung des Königs unheimgestellt sind, auf den Landtagen 
mit Einvernehmen der Stände des Reiches, erlassen worden sind; wie diess 
oben bereits §.-87. angezeigt wurde. — In wiefern nun diese, und diesen ähnliche 
Gesetze und Verordnungen dem absoluten und ausschliessenden Willen 
der Könige, oder dem hinsichtlich einiger Gegenstände verfassungsmässig erfor- 
derten Einflüsse der Stände entflossen wären? kann nur aus der Innern 
Beschaffenheit dieser Gegenstände, den Umständen, der Analogie ähnlicher Fälle, 
und andern Regeln der juridischen Interpretation entnommen werden. 

d) Wie im allg. Staatsrecht hinsichtlich der Zwecke des Staates, so 
pflegt in der Politik viel unter den Gelehrten gestritten zu werden: ob der 
Kreis der Polizei- Wissenschaft blos auf den Hauptzweck des Staates, die 
allseitige Rechts- Sicher heit zu beschränken, oder auch nach der Ansicht der 
meisten Staatsgelehrten auf die übrigen unter demNamen Wohlfahrt begriffenen 
Zwecke des Staates auszudehnen sei? — Beide Ansichten finden ihre Vertheidiger, 
denen es nicht an Gründen fehlt. Die erstere verdient schon desshalb eine 
ernste Beachtung, weil diese beiden Theile der Polizei- Wissenschaft mit einander 
wohl in einem nahen, doch nicht unumgänglich nothwendigen Zusammen- 
hänge stehen, ja, nachdem der eine derselben den Zwang al^ seine natürliche 
Sanction in Anspruch nimmt, welchen doch der andere weder verlangt, noch 
duldet, der Unterschied zwischen beiden bedeutend gross ist, dass die s. g. 
Wo hlfahrts- Polizei — der Erfahrung nach — gewöhnlich zu argen Miss- 
bräuchen der Staatsgewalt willkommenen Anlass bietet etc. wie diess der 
anonyme Verfasser (J. W. Broxtermann) des geistreichen Werkchens 
D emophilos an Eucrates, über die Grenzen der Staatsgewalt. Germanien. 
1799. 84 so ironisch in folgender Aeusserung andeutet: vDas Wörtchen „llechts- 
herrschaft« klingt neben den Wörtern Macht, U ebergewicht, National- 
Ruhm etc. so bescheiden, wie ein Idyll neben einem Heldengedicht; cs setzt 
der Staatsgewalt so enge Grenzen, es macht den Jupiter zu einem Grenzgott, 

VlrouU ansmr. Suuitercobt. II. 10 


14G 


Dossollie gilt auch 

b) Von dem Rechte der obersten Aufsicht insbesondere, wel- 
ches als ein unuiiigiinglich nothwendiges Mittel zur 
Ausübung des erstem, ja siiinmtlicher Majestäts rechte dem 
Könige von Ungarn eben so e igen, ja noch ausschliesslicher 
zuerkannt werden müsse, als eine Mitwirkung der Stände des 
Reiches bei Ausübung dieses Rechts der Nattir der Sache nach 
kaum möglich, daher auch nicht zulässig erscheint; wo hin- 
gegen dem Könige das ausschliessliche Rcclit der obersten 
Aufsicht gelbst hinsichtlich solcher Gegenstände, auf die ihm 
. sons.t kein anderes Recht gebührt, wie in Gewissens- und 
Religions -Angelegenheiten der A k a t h o 1 i s ehe n, ohne 
Bedenken eingeräumt wird. — Dioss bezeugen theils aus- 
drücklich. theils stillschweigend durch das anerkannte 
Herkommen des Reiches, die zahlreichen im Corpus J. Hung. 
vorkommenden Landesgesetze über das Recht der obersten 
Aufsicht lautend; worunter die neuern vom J. 1715: 74. 
1723: 70. 71. u. 105. §. 1. 1741: 43. 1751 : 21. 1701 : 23. u. 2ß. 
§.5.10. etc. ferner 18(t8: 7. §.2. 1836; 21. 27. 1840; 44. §..3. etc. 
die meiste Be.achtung verdienen. 

Aue dem bisher angeführten folgt nun von selbst: 

1. Dass alle jene Gegenstände, die in den Kreis der s. g. 

Staatspolizei gehören, ej im K. Ungarn der ausschliess- 

xu dem der Bauer spricht; Bewahre clii mich nur vor Dieben, und kümmere dich 
nicht um das Wetter, das schon von .selbst kommt, noch um die Bebauung, die 
meine Sache ist. — Das Wort »Glückseligkeit oder allg. Wohlfahrt« 
hingegen löst alle Schranken, und gibt Wiesen und Felder, Kisten und Kasten, 
und die EigenthUmer obendrein mit Allem, was sie sind und können, in die 
Hände der Machthaber« etc. — Indessen, da alle die.se und ähnliche Gründe 
grttsstentheils doch nur gegen die Missbräuche der Polizei gerichtet sind, und 
zwischen den zwei Haupttheilen der letztem doch der oben erwähnte nahe 
Zusammenhang nicht bezweifelt werden kann, so erscheint doch die Ansicht jener 
Staatsgelehrten als die richtigere, welrhc sowohl die Si eher hei ts- als Wohl- 
fahrts-Polizei mit gleichem Rechte in den Kreis dieser Wissenschaft einbe- 
ziehen, doch mit derselben Unterordnung, wie solche hinsichtlich der Zwecke 
des Staates indem allgemeinen Saatsrechto durch die meisten Staatsrechtslehrer 
neuerer Zeit angenommen und festgesetzt wird. 

W Es ist bereits in der zunächst vorhergehenden Anmerkung c) am SrhlusM- 
kurz angedeutet worden, dass ein bedeutender Theil jener Gegenstände, die 
sonst fast überall in den Kreis der Staatspolizei einbezogen zu werden 
pflegen, als die Religions- und Kirchen-Angclegcnhcitcn in ihrem .äussern Ver- 
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liehen Vcrfüguup dos Königs untorliegcn : olme Jessen 
Dazwisclienkunft, solche mag nun un mittel har, oder blos 
mittelbar, stattHnden, es keine reclitniiissige VerTiigung 
über dieselben geben könne. /I 

2. Da der AVirkungskreis der Staatspolizei so gross und aus- 
gedehnt ist, dass er beinahe alle Verhältnisse des Staates 
berührt, denen zu genügen die Kräfte jedes Einzelnen nicht 
hinreichen; so ist es leicht erklärlicli: warum auch der König 
von Ungarn die .Ausübung tlieses Majeatätsrechts theil- 
weise an andere — physische oder luoralischc Personen — 
zu übertragen genöthigt sei? 

^ 

bältniste zum Staate, ferner die froinnien Stiftungen, die Erziebitnga' und Unter> 
richtaanstalten oder öfTentliche Schulen, die Cunsur etc. in Hngarn Icrafi des 
obersten Patronatsrechts zuden ausschliesslich dem Könige zustehendeo 
MjtjeatäUrecbten gehören, an welchem Orte wir sie ancb oben 87. naher in 
Betracht gezogen haben. — So richtig nun auch diese specielle ZuweUuog und 
Verhandlung dieser Gegenstände im Geiste des ungar. Staatsrechts befunden 
werden mag, so fuhrt sic dennoch ilcn Nachthcll mit sich, dass — nachdem die 
aus dem obersten Patronatsrochte fliessonden MajestMtsrechte des apostoli' 
sehen Königs von Ungarn blos die kath. Kirchcn^Angclcgcnheitcn, nicht auch 
jene der akathoHschen Keligionsgenossen hetreffen, jene der letztem der 
obersten Aufsicht und Leitung dos Königs nur kraft des Staatspolizei- u. o. 
Aufsicbtsrechts zugewieseu werden können, wobei die Trennung verwandter 
Gegenstände und einige Wiederholungen kaum zu vermeiden sind. Uebrigens 
was dem Staate und dem allgrun. Wolde mehr fromme: wenn die oben erwähnten 
Gegenstände unter dem Titel des obersten Patron atsrechts. oder jenem der 
Staatspolizei und obersten Aufsicht, der Machtvollkommenheit der höchsten 
Staatagewnlt untergeordnet werden? ist .augenscheinlich eine poi i 1 1 sehe Frage, 
die nicht hiehcr geFiört. — Dass un.scre heimischen Literaten jene Gegenstände 
lieber der ersten als der zweiten Quelle zuzuwei.sen, drdier auch das gesummte* 
Schul- Erzieh tings- Unterrichts- und Li terar wesen als ein acccssoriuni 
ecclesiae im Geiste <les Mittelalters zu hetraehten pMegton, mag naeii der 
Ansicht nnsers Lakits (,T. publ. K. H. 2.">5.) nicht au.** irgend einem Vor- 
urtheile. sondern aus guten Gründen ge.schelu n .sein, die er dein Scharfsinn der 
Leser zu errathen überlM.sst. — Vergl. hierüber Pölitz: Die Erziehungswissen- 
schaft aus dem Zwecke der Menschheit und des .Staates dargestellt. Lcipz. 1806. 
I — II. Th. 8. so wie auch dc.sselb. Staat>wi.ssenseh. II. Th. §.40. etc. 

Wenn Einige von der Oppo.sitionspartei dagegen einwenden: vEs wäre 
im ganzen Corp. J. Hung. kein Gesetz zu finden, welches diess s. g. Polizei- 
recht dem Könige (klar und ausdrücklich) zuerkenneu möchte« (nach der 
Aensserung des anonymen Verfasser.^ des Werkehens: De potestatis regiae 
limitibus in Hungaria. 1791.8.) erwiedert der oben erwähnte Lakits g.anz 
richtig: »Sit ita, an non ego meliori jure legem mihi ostendi desidero, qune 

10 * 
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3. Solche gesetzliche, mit der Ausübung dieses Majestäts- 
rechts betrauten Organe, sind in Ungarn die höchsten 
politischen Behörden des Reiches: nämlich die k. ung. 
Hof-Kanzlei, der k. ung. Statthalterei-Bath, ferner 
die Local-Magistrate der Comitatc, der k. k. freien 
Städte und priv. Districte, sowie andere Gerichts- 
barkeiten des Landes, nach Umständen verschieden, denen 
jedoch die Obsorge und Pflege der Ortspolizei und ihre 
Verwaltung im Namen der Regierung anvertraut ist. 

Indessen weil unter den vielen Polizei-Gesetzen des Landes 
doch einige, besonders in wichtigem Angelegenheiten, zu ihrer 
vollen Geltung auch die Zustimmung der Stände des Reiches 
zu erheischen scheinen, in so ferne die Wirksamkeit der vollzie- 
henden Gewalt in Polizei- Angelegenheiten nicht selten mit den 
Freiheiten und Vorrechten des Adels ■ — dieser Stütze der 
Landes-Verfassung— collidiren könne; so dürfte es wohl im Interesse 
der letztem als angezeigt erscheinen : 
a) Die Ausübung der Staatspolizei in ähnlichen Fällen aus- 
nahmsweise auch von der Mitwirkung und Zustimmung 
der Stände des Reiches in so ferne abhängig zu machen, als 
nachgewiesen werden kann : dass die durch die Fundamental- 
Gesetze dee Landes sanctionirten Freiheiten und Vorrechte 
derselben — ohne einen Fall dringender Noth — durch 
rücksichtsloses Vorgehen der Polizei-Gewalt, wirklich ver- 
letzt, oder wenigstens in so fern gefährdet werden könnten, 
als bei dergleichen, wenngleich gemeinnützigen Unternehmungen 


curam ejus Comitiis regni diserte reservasset? hoc si praesUre non possunt, 
Jus regium circa poUtiam publicam, idque ab 00. regni consensu independens 
ac liberum, in dubium vocari profecto temerarium est; an non idem etiam in 
aliis jnribus majestaticis obvenit? — Dum ii^em porro urgent; quo igitur Jure 
semetSS.etOO.regni in discussionem politiae non uns vice ingesserunt, si haec 
objecta comitiorum non sunt? idem ultra respondet ergo, Judice te, negotia 
omnia sunt negotia comitialia, in quorum discussionem se aliquando inges- 
serunt collecti indicta regni Ordines? quis hoc probet? — Porro quid impedit, ne 
de negotiis altioris indaginis etiam illis, quae sui Juris sunt, Rex consilia 
incat cum congregatis indiaeta Statibus, integra servata liberta te id statuendi, 
quod ex usu ipsi videbitur? neque enim infrequens est: ut comitia in hoc ser- 
viant dnmtazat, nt sint tamquam majus regia consilium, mediante quo salu- 
berrima provehendi boni communis consilia, r eueren t er ad regis aures per- 
veniant.« Lakits am a. O. etc. 
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grössere Opfer an Habe und Gut, von den einzelnen in 
Mitleidenschaft ohne ihren Willen gezogenen Land^Insassen 
gefordert werden könnten, die zu bewilligen nach der Landes- 
verfassung nur den landtäglich versammelten Reichs - 
ständen, keineswegs aber Einzelnen, zukömmt. — Zahlreiche, 
schon in den ältern Reichsgesetzen vorkommende Beispiele 
ähnlicher Ausnahmsrälle, die nicht nur unter Mitwirkung 
und Beirath der Reichsstände, sondern durch deren aus- 
drückliche Zustimmung erst ihre gesetzliche Erledigung 
fanden, bestätigen die Wahrheit dieser Ansicht; die jedoch 
durch die neuern Beispiele ähnlicher Ausnahmsrälle aus 
den Landtags- Akten v. J. 1812. so wie auch den Ges. Artikeln 
V. J. 1827: 7. 11. 33. 1836: 25. 26. 36. 41. 42. am meisten 
jedoch V. J. 1840: 5. 9. 10. 38. 39. u. a. m. bis zur Evidenz 
erhoben, und ausser allen Zweifel gestellt wird, g) — Daraus 
ergibt sich nun ohne weiters die Folgerung : dass 
^9). So oft in der Ausübung des obersten Polizeirechts, zu dessen 
voller Wirksamkeit eine allgemeine Norm in Form eines 
positiven Gesetzes erforderlich schiene, zu dem Zwecke 


^ Der hier im Texte angeflihrte Grundsatz über die Nothwendigkeit 
eines legalen Einflusses der Stände des Reiches hinsichtlich einiger Gegen« 
stände der hohem Staatspolizei, wird durch das vorzugsweise angeführte Bei- 
spiel des Reichstages vom J. 1812. am überzeugendsten bekräftigt. — Denn in 
diesem Reichstage wurde, wie es allgemein bekannt ist, zwischen dem Könige, 
und den Ständen, über das am 15. März 181 1. für alle österreichische Erbländer 
erlassene k. k. Finanz-Patent, wodurch die s. g. Wiener Bankozettel auf ein 
Fünftel ihres Werthes herabgesetzt wurden, sehr eifrig verhandelt. — Nachdem 
jedoch die ungar. Reichsstände zur Annahme dieser finanziellen Massregel 
durchaus nicht zu bewegen waren, blieb dieser Gegenstand, obschon für den 
Handel und den Frivatverkchr der Staatsbürger von solcher Wichtigkeit, ohne 
alle legale Norm bis zum J. 1848. unerledigt. — Mehrere Beispiele ähnlicher 
Dazwischenkunft der Stände, und ihres legalen Einflusses hinsichtlich der-' 
gleichen Gegenstände, bieten die Gesetz- Artikel v. J. 1836: 25. 36. über mehrere 
aus Privatmitteln zu unternehmende Communications- und Verkchrmit- 
tel — desselb. J. 1836:26. hinsichtlieh einer zwischen Pest und Ofen zu 
erbauenden Kettenbrücke, — ferner 1840: 5. über die zu errichtenden Cor- 
rections- oder Zucht- und Arbeitshäuser, — dann 1840 : 88. hinsichtlich 
eines zu erbauenden Canals, der die Donau mit der The iss verbinden solle, — ' 
1840: 39. über den mit den Bauunternehmern der Kettenbrücke zwischen Pest 
und Ofen abzuschliessenden Vertrag u.' m. dergleichen Gegenstände, die ins 
Bereich der höhern Polizei gehören. 
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nacii tler T;jin<lesvert:i!?t;iiM^^ eine landtägige Mitwirkung 
und Zustimmung der Stände des Kelches — in solchem Falle — 


wie 'bei den meisten übrigen Majestäts-Rechten, ausnahms- 
weise zw'ar, doch unumgängHch nothwendig in Anspruch 
genommen werden müsste; ohne dass dadurch dem sonst aner- 
kannten ausschliesslichen Rechte des Königs, auf dem 
Gebiete der Staats- Polizei rechtsgiltige Verordnungen 
(die jedoch von den förmlichen Reichsgesetzen wohl zu 
unterscheiden sind) aus eigener Machtvollkommenheit zu 
erlassen, der mindeste Abbruch geschehe. 

Dasselbe mag auch — obwohl seltener — hinsichtlich des 
Rechts der obersten Aufsicht für jene Ausnahmsfölle gelten, 
wo den Ständen des Reiches zur vollen Erledigung irgend einer 
wichtigen Reichsangelegenheit eine nähere und umständ- 
lichere Kenntniss derselben, dergleichen nur der höchsten 
vollziehenden Gewalt kraft des höchsten Aufsichtsrechts 
zu Gebote zu stehen pflegt, erwünscht, wo nicht gar noth- 
wendig w^äre; in welchem Falle den Ständen des Reiches kaum 
ein anderes Mittel übrig bleibt, als: sich diese Kenntniss 
entweder mittelst einer landtägig zu dem Zwecke ausge- 
sandten Deputation, die an Ort und Stelle unmittelbar 
die DÖthigen Aufschlüsse zu erheben beauftragt wäre, oder 
im AVege einer vertraulichen Mittheilung von Seite der 
vollziehenden Gewalt zu verschaffen; wie diess mehrere 
neuere Beispiele aus den Landtags- Akten der seit dem J. 
1791. abgehaltenen Rcichstäge, insbesondere die Ges. Artikel 
V. J. 1812; 1830; 1836; 11. §. 6. so wie auch v. J. 1840: 
2. u. 3. §. 1. etc. hinlänglich bezeugen h) 


h) Dass dergleichen Polizei -Verordnungen für alle Zweige der öffent- 
lichen Verwaltung Ungarns, durch die Könige, besonders au» der letztem 
hsterr. Periode, erlassen worden sind, können am zuverlässigsten die öffentlichen 
Protocolle der Gerichtsbarkeiten des Landes, so wie Sammlungen der verschiede- 
nen Erlasse bezeugen, die iin Namen des Königs durch die höchsten Behörden des. 
Landes unter dem Titel von k. Re.scripten, Edicten, Patenten, Intimaten 
der k. ungar. Stitthaltcrci und ungar. Ilofkamnier zu jeder Zeit an die untern 
Behörden des Landes ergangen sind; wodurch die heilsamsten Massregeln uod 
Mittel zur Erhaltung und Förderung der allgemeinen Sicherheit und Wohl- 
fahrt des Landes* angeordnei^ die dazu nöthigen öffentlichen Institut^): als 
Kranken- Armen- Leih- mul Pfandhaus.er, Blinden- ii. Taubstummen- 
institute gegründet, .\rbcits- Corrections- Straf- und Zuchthäuser 
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Nachdem auf diese Art das «lern Köiiijre von Ungarn zuste- 
liendc Recht der oliersten Polizei und Aufsicht im Geiste der 
Ungar. Verfassung möglichst authentisch erklärt, und auf sein 
rechtes Mass zurüekgefiihrt , auch hierait zugleich die über- 
triebenen Besorgnisse Mancher, die in diesem Maj. Rechte stets 
ilio grösste Gefahr für ihre Immunitäten und Vorrechte zu finden 
meinten, beseitigt worden sind : so dürfte man sich nun wohl der 
frohen Hoffnung uborlassen, durch eine weise und so gemässigte 
Ausübung dieses Maj. Rechts die allg. Sicherheit und Wohlfahrt in • 
unserm Lande eben so gewiss erhalten und gefördert zu sehen, 
als diese in jedem andern Lande unter ähnlichen Verhältnissen 
und Uinstäiideu, nach dem Ausspruchc des grossen Römers Cicero 
(de Republ. L. V. u. ad Attic. VIII. 11.) zu erzielen sei. i) 


i'rrichtet, das gusammt« San it ata- Schul- uud Kr zieh uii ga» ese n geregelt, 
gegen Klc uicii t a r-Kreign iase, als FeiiersbrUnste, Ueberaebwemmun- 
gen die notbigeii Vorsiclits-Maasregeln getroffen, und deren Ausführung und 
Beobachtung auch den I.ocal-Behörden der Gemeinden — unter angemessener 
Verantwortlichkeit — iihertragen worden sind. — Wenn alle diese so zahlreichen 
und mannigfaltigen Poli zc i -Veror dn u n gen sammt den in der Anmerkung c) 
augelUhrten Landesgesetzen, ihrem Inhalte nach systematisch geordnet, 
in einem Bande ziisammeiigcfasst. und nach dem Bedürfnisse der nouernZeiten 
und Umstande ilurch angemessene Zusätze ergänzt und vermehrt, durch einen 
der naehstfolgemlcn ung.ir. Laudtäge neu geprüft und gebilligt wUrdeu, so 
könnte Ungarn auf diese Art zu einem eigenen wissenschaftlichen Polizei- 
Codex gelangen, der mit liecht ähnliehen Gesetzbüchern der auswärtigen gebil- 
detem Völker Enropa’s an diu Seite gestellt zu werden verdiente, und sowohl 
den Loeal-Bchörden und Geriehtsbarkeiten des Landes hinsichtlich der Local- 
Poli ze i pflege, als dem ganzen Kelche bezüglich der Erhaltung und Förderaog 
der allgemeiucn Sicherheit und Wohlfahrt, die wesentlichsten Dienste leisten 
könnte. 

i) Es ist so ziemlich allgemein bekannt und anerkannt: dass kein Volk in 
Europa auf seine persönliche, bürgcrlicho und politische Freiheit mehr eifer- 
süchtig sei, als das englische, was schon das bekannte .Sprichwort in England 
»My house ia my castlc< uuzudeuten scheint; und dennoch bat es in uusern 
Zeiten die überhand nehmende Sitteulosigkeit, und moralische Verdorbenheit der 
untern Classen des Volkes dahin gebracht, dass sich das Parlament in Ueberein- 
stimmung mit der Regierung bewogen faud, eine strengere Polizei, die sieb 
zur Erhaltung und Förderung der allgemeinen öffentlichen und Frivat-Sicber- 
Ueit und Wohlfehrt des Landes als unumgänglich nothwi iidig erwies, ohne 
Anstand einzufuhren; was auch sogleich - und zwar mit dem besten Erfolge — 
gi'scbah ; wie cs die öffentlichen Blatter selbst gestanden, ohne dass die freibeits- 
liebeudc Nation die geringste Gefahr davon für ihre Freiheit besorgt hatte. 
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47. — 6. Das oberste Territorial-Recht. 

Wenn die Wirksamkeit der Staatspolizei in der besondern 
Beziehung auf das Staatsgebiet, und die auf demselben befindlichen 
Staats-Angehörigen, in Erwägung gezogen wird, um von Seite 
der höchsten Staatsgewalt sowohl für die Integrität des Staats- 
gebiets, als die Unverletzbarkeit und Wohlfahrt der Staats- 
Angehörigen die nöthige Obsorge zu führen: so erhält das dieser 
* Obsorge zu Grunde liegende Recht, nach dem Gegenstände, auf 
den dasselbe bezogen wird, den Namen der obersten Staats- 
Territorial-Hoheit, welche dann ferner in dem allg. Staats- 
rechte in cinTerritorial- Eigenthums- und Herrschafts-Recht 
unterschieden, und die speci eilen, in den beiden Unterarten ent- 
haltenen Rechte der höchsten Staatsgewalt aus allgemeinen Ver- 
nunft-Principien abgeleitet und erörtert werden, a) 

Diese allgemeinen Grundsätze müssen nun in dem besondern 
Staatsrechte des K. Ungarn, in Beziehung auf die eigenthümliche 
Verfassung dieses Landes neuerdings in Betracht gezogen, und 
im Sinne der letztem hier nachgewiesen werden : ob die höchste 
Gewalt des Königs v. Ungarn auf diesem Gebiete völlig unum- 
schränkt; oder etwa, wie dicss beiden meisten Majestät s rechten 
desselben stattfindet, durch den gesetzlichen Einfluss der 
Stände des Reiches, mehr oder minder beschränkt sei ? und im 
letztem Falle: wie weit jener Einfluss im Sinne der Landes- 
verfassung hinsichlich der einzelnen hier in Betracht zu sehenden 
Gegenstände zu gelten habe? und zwar: 

A) In Hinsicht des obersten Territorial-Eigenthumsrechts: 
Da das gegenwärtige Staatsgebiet des K; Ungarn nach dem 
Zeugnisse der Geschichte durch die vereinte Kraft und 
Tapferkeit des un gar i sehen Volkes ursprünglich erworben 
wurde; jedes Volk aber in seinen internationalen Verhält- 
< niesen durch seinen Sou verain, und dessen Würde in Ungarn 

a) lieber diese Vorbegriffe hinsichtlich derTerritorial-Hoheit ertheilen 
nähere Auskunft, und verdienen nachgelesen zu werden: Zachariae (Sal.) im a. 
Werke. 2. Aufl. Heidelb. 1889. II. B. 8— 10.- Buch. — Ferner: Jordan Staatsr. 
S. 488. etc. — Rotteck Staatswiss. II. §. 158—170. — Schmidt Deutsch. 
Staatsr. §. 19. etc. Pölitz, Klüber, Maurenbrecher, Zöpfl u. a. in d. Vf. 
Epitomo. §. 149. u. 160. angef. — Hinsichtlich Ungarns aber: Lakits a. a. O. 
§. 265. n. Fejer Cod. dipl. etc. 
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inebesondere durch das geheiligte Symbol der Reichs kröne 

staatsrechtlich dargestellt wird; so ist cs klar: dass auch 

a) Das oberste Eigenthumsrecht hinsichtlich des gegen- 
wärtigen gesammten Staatsgebiets des K. Ungarn der 
heil.Krone des Reiches, und deren rechtmässigem Träger, 
dem apost. Könige von Ungarn, als ein wesentliches Ma- 
jestätsrecht zustehe; kraft dessen derselbe berechtigt sei; 
alle in dem Begriffe des Eigenthums enthaltenen G rund- 
rechte (?) hinsichtlich des ganzen Staatsgebiets, im Namen 
der Gesammtheit des Volkes eben so auszuüben, wie diese 
hinsichtlich des Privat-Eigenthums — den natürlichen 
und positiven Gesetzen gemäss — für recht anerkannt 
wird. — Daher 

b) Demselben Könige von Ungarn ein volles Recht auf alle 
innerhalb des Staatsgebiets frei stehende oder liegende 
Sachen zukomme, dieselben als ein Staatseigenthum in 
Anspruch zu nehmen; da in einem Gebiete, welches durch 
und für die Gesammtheit des Volkes erworben wurde, 
kein Gegenstand mehr als Niemanden angehörig- — res 

, nullius — betrachtet werden könne; das Recht der Ge- 
sammtheit aber auf ihr Symbol, die Reichskrone, und deren 
Träger, übergeht. — Hieraus erhellt der Rechtsgrund und 
die Ergiebigkeit jener Quelle, aus der die zahlreichen 
Einkünfte des kön. Aerars, unter dem Namen von Re- 
galien, fliessen. h) Ferner: 

c) Da nach der Grundverfassung des Landes — seit dem Beginn 
des Reiches — dessen Staatsgebiet t heil weise durch die 
Regenten unter ihre Getreuen, und um sie, und das Land 
wohlverdiente Vasallen, unter dem Namen königl. Schen- 
kungen (donationes r eg iae) vertheilt zu werden pflegte ; 

. so folgt daraus von selbst: dass in Ungarn alle adeligen 
Güter (oder s. g. jura possessionaria, Besitzungs- 
rechte).' nach -der feudalen Verfassung des Landes, 
ursprünglich als der Reichskrone angehörend, nicht 
anders erlangt, oder in Besitz erhalten werden können, als 
durch eine kön. Donation oder Verleihung des Königs, 


h) AosfÜhrlicher wird über diesen Gegenstand gebandelt unten §. 52—- 54. 
sowohl überhaupt, als hinsichtlich der einzelnen Regalien insbesondere. 
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«Hilf (len, inicli Werlx'Jcz’s Trip. I. 3. §. (i. ausdrücklicher 
Aeusseruiig, allein dae liecht, Jemanden den Adel oder 
eine Schenkung zu verleihen, mit der Herrschaft undliegie- 
rung zugleich' übertragen worden ist« — woraus sich der 
Kechtsjgrund oder Titel der von der kön. Verleihung- 
ursprünglich herrührenden Territorialrechte de« adeli- 
gen Grundbesitzes in Ungarn leicht entnehmen lässt; c) 
zugleich jedoch auch die unmittelbar daraus fliessende 
Folgerung: dass 

d) Wenn dieser Rcchtsgrund der adeligen Besitzungs- oder 
Territorial-Kigenthumsrechte, sei es durch das Aussterben 
der besitzenden Familie, oder die Schuld des, eines Hoch- 
verraths oder einer gegen den König und das Land began- 
genen Treulosigkeit, überwiesenen Besitzers, gänzlich 
erlischt, und hiermit der Faden eines gesetzlichen Suc- 
cessionsrechtes als völlig abgerissen erscheint; die 
dadurch ledig (eigentlii^Ii lehnbar) gewordenen Güter 
wieder der Krone anheimfallen, von der sie ausgegangen 
sind, um wohlverdienten Vaterlandssöhnen vonNeuem wieder 
durch die Gnade des Königs verliehen zu werden. — Daher 
auch nicht olinc Grund der königl. Fiscus im 25. Ges. Art. 
d.J.1715. als der durch die Landesgesetze bestimmte 

Dün Ursprung (icr kon. Schenkungen, und der davon herrührenden 
Territorial'Keclite und Gerechtsame des adeligen Grundbesitzes in 
Ungarn erklärt auf dieselbe Art unser um das ung. Privatrecht so hoch- 
verdiente Prof. Kclemen in .seiner gewohnten feierlichen Weist* also: »Ilungari 
regionibus illLs, quas nunc Ilungaria in sc complectitur, potiti, electoque jani 
Principe Arpado, non ainplius ipsi, uti antea fiebat, armis occupatas terras 
iutcr se dividebant, verum suarura virtutum ac meritorum praemia a Priucipe 
exspeetabant, qui pracclaris .suis ducibiis, ac militibus ampH.ssimas possessionum 
collationcs faeiebat. — Plena c.st ]>rimorum Huiigarinc ducum historia hujus- 
iiiüdi donutiunuin excmplis; at multo illustriorem hunc inorcm reddidere 
S. Stephanus et Ladislaus, alii(|uc piissimi reges uostri, dum hrmissima 
Kcligioni Christianae pracsidia constituerc cupientos, fundatis a se Epi- 
.scopatibus. -Abbatiis, Pr a c posi tur i s, C oe nobi i s in perpetuain olcmo- 
synain ainplis.'iiina latifundia contulcrunt. — Sed ot saeculares de. se praeclarc 
meritos viros largis.-^iiuis castrorum ac possessionum donationibus, locuple- 
larunl. — 'l'este.s hujus rcgiae libcralitatis sunt tarn Icgc.s publicac uti S. Steph. 
II: 1. .'15.' — Colom. I: 15. ct si*(ju. A u d rcao 11: 10. 17. 2ß. etc. quam u s u .s 
per pef uns, qui in caiu ronsuetudinem effloruit, nt in liodlernani us<|ue dium, 
quem Regia Majestas digno pracclaris suispromeritis praemio remunerari intundit. 
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Uiiiversiilei’be uller derjenigen bezeichnet wird, die in 
Ungarn ohne einen iiintcrlaggcnen Erben gterben. — Diegeg 
Snccessions- oder De volntiongrecht beweisen viele, 
gowohl ältere als neuere Gesetze des Landes: ingbes. von 
der altern Zeit des h. Steplian’s II. Decr. im 24. und 35. 
Hauptst. K. Colomann’s I. 20. K. Andreas II. gold. Bulle 
4. Ges. Dasselbe bestätigt Werböez in g. Trip. I. Th. 10. 13. 
64. u. folg. Tit. eben so 1486: 48. 1514: 62. 1569: 37. 1599: 
31. 1608: 15.v.d. K. 1630: 31. 1659: 75. Ges. Art. so wie aus 
der neuern Zeit 1715: 9. 25. 26. 1723: 9. 24. 1741: 23. ete. 
Endlich aus der neuesten Zeit die zahlreichen im Plan. tab. 
angeführten Curial-Decisionen de act. Fisci regii et 
ex jure radicali; was Alles noch umständlicher durch den 
aus Fejdr Cod. dipl. Hung. und der Geschichte l'ngnrns 
zu führenden Urkunden-Bcweis big zur Evidenz nach- 
gewiesen und bekräftigt werden kann, 
c) Zuletzt möge hier noch erwähnt werden : dass alle dem König- 
reiche Ungarn obliegende öffentliche Lasten gewöhnlich 
aus den Einkünften der für diese Zwecke bestimmten 
Staatsgüter, als : Krondomainen, Regalien, Cameral- 
und Fiscalgüter etc. dann, bei Unzulänglichkeit dieser 


coHationc castrurum, castellorum, vicoruiD) praediorum. aliorumiftu' 
j orium possessionarioruin, juro hcruditario per omuem postcritatein tonen- 
dorum, exoroet, i'ortunaaquc ejus exaugcat.>< S. Kclemon Instit. J. lliing. priv- 
T. 11. §. 6o. edit. 2. Bud. 1818. 8. — Mit dieser »och im Sinne «ler alten Vit- 
faMung und Schule abgefassten Ansicht verdient verglichen werden', das 
schon oben nicht unrühmUch erwähnte Werk des freisinnigen Piringcr: 
Ungarns Bauderien — dessen Verfasser iin 1. Bande 4. üanptstückeS. 47— 75. 
frei und offen ausspricht, wus unsere heimischen Uechtsgclohrtcn kaum leise 
an^udeuten wagten: »dass der Ursprung der inUngAin üblichen kon. Schen- 
kungen aus keiner andern Quelle, als dem iro Mittelalter allen eiirupaischcn 
Staaten gemeiiiffchaftlichcn Institute der damals allgemein üblichen Lehn- 
Verfassung herzulciten sei; welche Ansicht durch Anführung zahlreiclicr 
bislorischcr Belege au^ jener Zeit ziemlich genügend unterstützt wird; 
und der critische Verfasser nimmt auch keinen Anstand zn behaupten: dass der 
iro ung. Rechte geltende, durch den 8. Ges. Art. des J. 1741. sanctionirtc 
Grundsatz der adeligen Xerritorial-Imniunttui; rnc onu.<^ publicum 
fundo qaoquo modo inbacreat « vom Standpunkte de.s Lchnrcchts einen 
ganz andern Sinn, und eine andere Krklarung rulasse . als* welche dem- 
selben durch unsere Uechtsgelchi len alten 8t) Is bisher unterlegt worden 
sei,-* eine Streitfrage, jetzt wohl schon ohne alle praktische Bedeutung. 
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Hilfsquellen, aus den dem Lande gesetzlich auferlegten 
Zöllen und Steuern möglichst zu bestreiten sind, und nur 
in Fällen ausserordentlieher Umstände und Noth die 
Opferwilligkeit der einzelnen Staatsbürger aus ihrem • 
Privatvermögen in Anspruch genommen werden könne, und 
diese nur in der Art und Weise, wie unten §. 50. näher 
angegeben wird. 

B) In Hinsicht des obersten Territorial-Herrschafts-Rechts 
bleiben dem Könige von Ungarn alle jene Majestätsreehte 
ausschliesslich Vorbehalten, die jedem souverainen Landes- 
fürsten hinsichtlich der auf seinem Staatsgebiete entweder für 
immer, oder nur zeitweilig, domicilirenden Staatsangehö- 
rigen aus der Natur der s. g. Territorialhoheit zustehen; 
doch mit einigen Ausnahmen, die nach der Landesverfassung 
in Ungarn die gesetzliche Theilnahme der Stände des 
Reiches an der Gesetzgebung des Landes, oder auch posi- 
tive Bestimmungen der Landesgesetze mit sich bringen; wie 
diess gleich aus Folgendem näher erhellt. — Nämlich 

Ungeachtet der oben dargestellten ziemlich weit ausgedehn- 
ten Territorialhoheit des Königs von Ungarn, ist dennoch 
diese Macht desselben in einiger Beziehung auch an die Mit- 
wirkung, ja Beistimmung der Stände des Reiches gebun- 
den, folglich einigermassen durch die Verfassung des Landes 
beschränkt; und zwar insbesondere 
A) Hinsichtlich des obersten Territorial-Eigenthumsreehts; 
a) Nachdem das Königreich Ungarn nach den Grundgesetzen 
dos Landes nicht als ein Patrimonialreich angesehen wer- 
den kann; so kann auch die dem Könige (oben) zuerkannte 
oberste Territorialhoheit nicht so weit ausgedehnt wer- 
den: dass der König dadurch berechtigt wäre, das Staats- 
gebiet ganz oder zum Thcil, wie die dazu gehörigen 
Nebenländer, oder auch Krongütcr (ausser dem Falle 
einer dringenden und unabweisbaren Nothwendigkeit) 
eigenmächtig, d. h. ohne Mitwissen und Bewilligung der 
, Rcichestände, zu veräussern. — Diess ist in den Landes- 
gesetzen sonnenklar enthalten, namentlich in dem 3. Art. des 
Krönungsdiploms, so wie auch in dem von jedem neu 
gekrönten Könige bei der Krönung zu leistenden diploma- 
tischen Eide. Dasselbe beweiset auch das seit Jahrhunderten 
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übliche ßeichBherkommen; die hinsichtlich des Staats- 
gebiets und der ßeichsgrenzen entstandenen Streitig- 
keiten mit den benachbarten Völkern, stets mittelst eigener 
vom Reichstage zu dem Zwecke deputirtcn Commissäre 
möglichst bcizulegcn; wie oben aus §. 18. Anmerkung i) etc. 
näher erhellt. 

ß) In Folge dessen ist es eben so für recht und billig aner- 
kannt; dass auch die einst der Ungar. Krone angchörigen, 
später etwa veräusserten, oder durch Kriege, und andere 
ungünstige Umstände, von derselben abgerissenen, Geblcts- 
theile, wenn solche neuerdings wieder erlangt werden 
könnten — nach dem Rechte des postliminiunis — der ung. 
Krone und ihrem Gebiete wieder ein verleibt werden; wozu 
sich der König von Ungarn im 3. Art. seines Krönungs- 
diploms, und des Krönungseides auch feierlich verpflich- 
tet, und diese auch mit allen Kräften und Mitteln anzustre- 
ben verspricht. 

j-) Dasselbe jus postliminii oder Wiedcrerlangungsrecht 
wird von Einigen auch auf jene adeligen Güter und Be- 
sitzungen ausgedehnt, die sich im Privat-Eigcnthuine 
Einzelner zu jener Zeit befanden, als diese Besitzungen 
mit den veräusserten, oder abgerissenen, Gebietsthcilen 
der Ungar. Krone entfremdet, und später wieder zurück- 
erlangt wurden. — Und in der That, wenn das Eigenthunis- 
recht der frühem Besitzer auf jene Besitzungen rechtlich 
hinlänglich erwiesen werden kann: so erscheint jener 
Anspruch nicht ganz unbegründet; denn für ihn spricht 
eben so das oben angeführte jus postlimi nii, als die Pflicht 
des Staates, seine Angehörigen in ihrem Besitz- und Eigen- 
thumsrechte möglichst, auch mit Waffen in der Hand, zu 
schützen und zu schirmen; so wie auch mehrere Landesgesetze 
die Zurückstellung ähnlicher Besitzungen an die frühe rn 
Eigenthümer ausdrücklich verordnen; womit jedoch die 
Frage nicht zugleich erledigt wird: ob diese Zurückstellung 
von Privat-Besitzungen ohne alle Vergütung der auf 
die Wiedererwerbung derselben verwendeten Kosten, 
oder aber mit verhältnissmässiger Vergütung derselben 
an den Staats-Fiscus zu geschehen habe? deren Lösung 
ndessen dem Rechts- und Billigkeitsgefuhle jedes 
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unparteiischen Richters füglich ■anheinigCBtellt werden 
kann, d) 

d) Da hinsichtlich der s.g. Regalien, so wie auch über die kön. 
Schenkungen, und deren Rechts titel in den Landes- 
gesetzeii mehrere Verfügungen Vorkommen, die dem abso- 
luten Willen des Königs gewisse Schranken setzeh; so 
dürfte die Annahme wohl nicht unberechtigt erscheinen; dass 


ii) Diese Frage, die vor einem Jahrhunderte, als nach Vertreibung der 
Türken Uber die alten Grenzen des Keicbes auch das zurückerlangte Staats- 
gebiet wieder der ungar. Krone anheiuifiel, für die ehemaligen Privat- 
Besitzer dieser Gebiete von grosser Bedeutung war, nahm auch die 
Aufmerksamkeit der Rechte* und Stantsgclchrten jener Zeit nicht wenig in 
Anspruch, die über diesen, unter dem Titel eines jus armorum vielbespro- 
chenen, Gegenstand, bald die P.irtei des kön. Aerars, bald jene der Privat- 
FigenthUmer nahmen, und mit allem Eifer verfochten. — Vergl. hierüber 
Kosenmann Ung. Staatsr. sowohl in dem lat. Originale, als der deutschen 
Ueber.‘'et/,ung, VIII. Ilauptst. §. 11. und Lakits Jus publ. §. 265. — Da diese 
Frage jedoch ‘gegen wUrtig keine praktische Bedeutung mehr hat, so 
möge OS uns genügen, hierüber blos die historische Notiz hier anzuführen : dass 
über diese wieder erlangten Güter (bona neo-aequistica) unter 
K. Karl III. durch den 10. Ges. Art. v. J. 1715. zuerst in Wien, dann in 
Pressburg, Kaschau und Agram eine dreifache Hof-Commission zur 
Kntsebeidung der diese Güter betreffenden Fragen eingesetzt, später jedoch 
durch den 19. Ges. Art. v. J. 1723. alle diese Streitsachen an die kön. Tafel, zu 
der für ähnliche Fülle stets noch zwei beeideten Rüthe der k. ung. Hofkammer 
beigezogen, werden .‘sollten, übertragen wurden. Das Verfahren dabei war blos ein 
summarisches, und wer einen fünfzigjährigen vorhergehenden Besitz 
Uhnlicher Güter nachweisen konnte, dem wurde die Herbeischaffung fernerer 
rechtlicher Beweismittel nachgelassen. — Doch wurde allen Jenen, die auf 
diese Art wieder ihre Güter zurückerlangten, zugleich die Verpflichtung 
aiiferlcgt, zur verhül tnissmUssi gen Vergütung der auf ihre Wieder- 
eroberung verwendeten Kosten ein Zehntel ihres Sebittzungswerthes an da.*« 
k. Aerar oder den Staat s-Fiscus abzugeben; wie der 10. Ges. Art. v. J. 
1715. §. 9. verordnet. — Endlich wurde im Jahre 1741 ; 21. Ges. Art. dieses Ver- 
fahren hinsichtlich der neu erlangten Güter eingestellt und aufgehoben, 
mit dem Vorbehalt: dass jene Streitsachen (oder Processc), die durch einen 
Richterspr nch, oder V ergleich, gänzlich entschieden oder beigelegt worden 
sind, in diesem Zustande auch ferner — unbeschadet jedoch stets der Rechte 
eines Dritten — verbleiben sollen; der unterliegenden Partei aber — 
möge nun dieselbe der kön.Fiscus oder eine Privatperson sein — gestattet 
werde, ihr Recht auch ferner noch — via novi cum gratia — zu verfolgten. 
Also Frank in s. Princ. J. Civ. Hung. II. B. §. .322. u. Kelemen Instit. J. 
Priv. Ilung. T. II. §. 66. Anm. *** 


159 


jede bedeutende Neuerung oder Mod ification der hiii- 
Hichtlich dieser Gegenstände bisher geltenden Nonnen, nur ini 
Wege der Gesetzgebung, daher nur mit gegenseitiger 
Einwilligung des Königs und der Stände des Reiches 
■.inzustreben sei; wie diess auch die bisher auf diesem Gebiete 
beobachtete Gepflogenheit zur Genüge beweist. — Endlich 
e) Da nach dem bisher bei uns üblichen (altern) Fiiianz- 
systerae die allgemeinen Bedürfnisse des Landes ihre Deckung 
aus besondern, jeder Klasse zugewiesenen Einnahmsquclleii 
zu gewärtigen hatte, und in der V'oraussetzung; dass diese 
Quellen für die ihnen zugewiesenen Zwecke so ziemlich 
ge nügen,f^ keinRechtsgrund zurForderung einer dirccton 

e) Ob dieffeVoraussetxung aber auch richtig, und dor Wahrheit gemüss 
spi? diess ixt eine praktische B^mge. die eigentlich in das Gebiet der Stati* 
stiky und nicht des Ungar. Staatsrechts gekürt. — Vora Standpunkte des 
letztem können jene Staatamünnor, die bei uns die Ucgiorimg gegen die Angriff«' 
der reichst&gigen Opposition zu vertreten haben, nicht ohne Grund einwenden; 
dass, so lange als die Stünde desHeiches, oder die adeligen Staatsbürger für die 
öffentlichen Kedürfnis.so des Landex aus ihrem Fr i vat vermögen — kraft ihrer 
Steuerfreiheit ~ unmittelbar nicht das mindeste beitragen; auch durch- 
aus kein Rechtsgrund vorhanden sei: auf den gestutzt sic die rechtliche 
Forderung an den König stellen könnten, dass er ihnen Uher die aus den Krön- 
gutem, Regalien und andern cdfentlichen Rinnahnisquellen herrUhrenden Ein- 
künfte Rechenschaft lege; nachdem sic als priv ilegirte (B’eudal-) Stünde 
in dem Reichstage nur sich, und ihre Standesgunossen, keineswegs über dsx 
Volk im strengen Sinne des Wortes vertreten; wie diess auch die ganze Ver- 
fassung des Landes, und dessen Geschichte durch alle Zeitperioden iinuin- 
stösslich nachweist; indem sie die zahlreichsten Hciege liefert, dass die Könige 
Ton Ungarn hinsichtlich der öffentlichen Hinkünfte stets iiniimsehrünkt. 
und nie Irgend einer Verantwortlichkeit hierüber unterworfen, oder ver- 
pHiehtot waren, irgejid Jemanden Kecbenscliaft darüber zu legen; und e.s 
ohnehin bekannt un«l anerkannt würe: dass die adeligen Staatsbürger in 
Ungarn ihre Besitzreebte samintlich im Wege der Frivilegien, der Frei- 
gebigkeit und Munificenz ihrer Könige, nicht aber umgekehrt, die.se ihre Ein- 
künfte der Freigebigkeit Jener zu verdanken hatten. — Aber auf diese und 
ähnliche Gründe ptlegt wii'der die Opposition aus der Mitu* derStNnde — 
nicht mit Unrecht — zu erwiedern: Wenn dem so ist. so könne auch dem Adel 
und den Stttnden des Reiches nicht zur Last gelegt, oder übel gedeutet wer- 
den : wenn sie. gestützt auf ihre rechtlieh erworbenen liiira unitif ten, auf den- 
selben auch so lange standhafl beharren, jetle directo Steuerlast von sich 
fernhaltend, bis ihnen der einzige Rechtagrund einer einzuführenden Steuer: 
nHmlich die Unzulttnglichkcit der aus den übrigen öffentlichen Ein- 
nahm.squellon herrührendon Staatseinkünfte, in einem klar und wahr 
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Grundsteuer der Staatsverwaltung zu Gebote stünde; 
so dürfte daraus so ziemlich klar der Geist jener aus den 
Feudal-Zuständen des Mittelalters herrührenden positiven 
Gesetze des Landes zu erfassen sein: wodurch die Servien- 
tes Regis oder Edelleute nicht nur hinsichtlich ihrer 
Person Niemanden ausser dem Könige unterthänig, sondern 
auch bezüglich ihrer Besitzungen und Güter von jeder 
Art Abgaben, Steuern, Zölle oder Auflagen welch’ 
immer Art für immer befreit erklärt werden; wie diess 
ausser unzähligen altern Gesetzen Werböcz Trip. I. 9. und 
die neuern Ges. Art. v. J. 1715: 3. 1723: 6. 1741: 8. 1791: 
19. 1827: 3. u. 4. unumstösslich beweisen. — Endlich 

ilargelegten Rechnungs- Ausweise (der in neuern Zeiten mit dem fremden 
Ausdrucke Finanz-Budget bezeichnet zu werden pflegt) nachgewiesen würde. — 
Diess war in den letztem Zeiten der fatale Zirkel, in dem sich die gegenseitigen 
Anforderungen und Einwendungen der RegierungsmSnner, und der Reichs- 
stsnde bei jeder Gelegenheit, wo staatsöconomische oder financielle 
Fragen zwischen ihnen zur Verhandlung kamen, zu bewegen, und gleichsam in 
die Wette hcrumzutreiben pflegten; ohne dass es dem einen, oder dem andern 
Theile je an der Zeit geschienen hstte, die beiderseits wohl gekannte 
Klippe, an der bisher alle Versuche und Bemühungen, eine den Zeitumstlnden 
und Bedürfnissen des Landes angemessene Reform der financiellen Verwal- 
tung des Landes anzubahnen, gescheitert sind, und scheitern mussten, aus dem 
Wege zu riiumen; oder auch nur einen Versuch zur allmüligen Lösung dieser 
unvermeidlichen Aufgabe, auf welch’ immer für Art, zu wagen, oder nur in 
Antrag zu stellen; bis endlich die Macht gebieterischer Zeitumstande im 
J. lS4’/s- den gordischen Knoten entzwei hieb, und die privilegirten Stände 
des Reiches zu einer in dem 8. Ges. Art. d. J. 1848. feierlich ausgesprochenen 
fr ei willigen Ue bernahme aller öflentlichen Lasten, und der damit verhun- 
denen Aufhebung der bis dahin fest behaupteten adeligen Steuerfreiheit, 
vermochte, und so die Jahrhunderte lang in der Schwebe gehaltene Aufgabe, auf 
eine, der bisher so beliebten Recbtscontinuität wohl nicht ganz gemässe, 
doch für die weitere Wohlfahrt des Landes höchst erspri es s liehe Art, für immer' 
glücklich loste. — Möge es nur der Regierung und den künftigen Gesetz- 
gebern des Landes bald gelingen, nach Wegräumung jenes Haupthindernisses, 
iiu Geiste einer echten Volks- und Staatswirthschaft, die fernem Bestimmungen 
festzusetzen, nach denen das neu einzuführendc Finanz- und Steuersystem 
des Lundes so geregelt und geordnet würde; dass weder die höchste Staats- 
gewalt in der Ausübung ihrer executiven Macht, durch Beeinträchtigimg der 
ihr zur Verfügung zu stellenden Mittel, wesentlich gehindert, und gleichsam 
gelähmt; noch das, alle Lasten des Landes tragende Volk, in seinen Erwartungen, 
die es von einem gerechten und geordneten Finanz- und Steuersysteme 
für seine dauerhafte Wohlfahrt hegt, und hegen darf,grausam getäuscht werdel 
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B) Hinaichtlich der ubersten Territorial-Horrschafta-Hoheit 
ist diese Gewalt des Königs an die Mitwirkung und Zustim- 
mung der Stände des Beiches also gebunden: 
a) So oft es sich von der landtägigen Inarticulirung der zu 
Indigenen des Beiches ernannten Ausländer handelt, 
damit solche auch Sitz und Stimme auf den Beichstägen 
in Anspruch nehmen können, wird zu dieser Inarticulirung 
die Theilnahme und Beistimmung der landtägig ver- 
sammelten Stände unumgänglich erfordert; wie dicss schon 
a. O. (§. 40.) angezeigt wurde. 

ß) Aber auch sonst in allen Fällen, wo über Bechts Verhältnisse 
der Ausländer zu diesem Königreiche, in Form eines 
allgemein zu geltenden Gesetzes, Verfügungen getroffen 
werden sollen; wie diese hinsichtlich der gegenseitig zu 
bestehenden Handels Verhältnisse, oder über ein den Aus- 
ländern in diesem Lande zu gewährendes Asyl, über Colo- 
nisirung. Ein- und Auswanderungsrechte, so'wie auch 
das s. g. Fremdlings- Abschoss-Becht, Emigrations- 
Gabelle, Schutz- und Transitzölle u. a. ähnliche Gegen- 
stände, das gegenseitige Interesse oft erheischt; besonders 
wenn die von der ausübenden Gewalt hierüber getroffenen 
Massregeln ihrem Zwecke weniger entsprechend oder 
ungenügend befunden werden dürften : tritt das Bedürfniss, 
ja die Nothwendigkeit einer reichstägigen Mitwirkung 
' der Stände des Beiches so in den Vordergrund, dass solche 
in Anspruch zu nehmen von Seite der Begierung, ohne eine 
Verantwortung! nicht füglich unterlassen werden könne. 
Was noch weiter über die Ausübung dieses wichtigen Maje- 
stätsrechtes hier angeführt werden könnte, dürfte aus einer klugen 
Anwendung der Hauptgrundsätze des allgemeinen Staats- und 
Völkerrechts, und der Politik auf die Verhältnisse dieses Landes, 
ohne Schwierigkeit sich von selbst ergeben. 

§. 48.— 1. Das Recht der Aeiiiter, Würden und Ehren« 

In der Bcihe der nun folgenden speciellen Majestätsrechte 
verdient auch das jedem souverainen Landesfürsten zustehende 
Recht der Aemter, Würden und Ehren alle Beachtung; dessen 
Begriff, Umfang, Nothwendigkeit und Wichtigkeit im 
Staate, sowie die dessen Ausübung normirenden Grundsätze, und 

VIrotsU OBfar. StuUrMhi. II. IX 
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die aus denselben folgerichtig abgeleiteten speciellen Befug- 
nisse der höchsten Gewalt auf diesem Gebiete, aus dem allgem. 
Staatsrechte ohnehin als bekannt rorausgesetzt werden» aj 

In dem besondern Staatsrechte des Königreichs Ungarn 
kann daher hinsichtlich dieses Majestätsrechtes nur die doppelte 
Frage gestellt werden: 1.0b dieses Recht dem Könige von Ungarn 
unumschränkt, oder mit einiger Beschränkung auf die Mit- 
wirkung der Stände des Reiches nach der Landesverfassung 
gebühre? 2. Auf welche Art und Weise dasselbe zu vollziehen, 
oder wie der Organismus der öffentlichen Aemter und Würden in 
Ungarn — nach der Verfassung des Landes — beschaffen sei, um 
diesem Zwecke zu entsprechen? — Da die letztere Frage in das 
Gebiet der Staatsverwaltung (der II. Abtheilung dieses Werkes) 
gehört, so ist nur die erstere, als einTheil der Staats Verfassung, 
hier näher in Erwägung zu ziehen. 

Dass im Kön. Ungarn, kraft der monarchischen Staatsform, 
das Recht der öffentlichen Aemter, Ehren und Würden als 
Attribut der kön. Majestät anzüsehen, daher auch demKönige, 
.als dem Träger derselben, zukomme, wird wohl von keinem Kenner 
des Ungar. Rechtes oder der ungar. Geschichte auch nur in 
Zweifel gezogen. — Denn die letztere weiset unwiderleglich nach: 
dass seit dem Ursprünge des Reiches schon durch die ersten 
Könige aus dem Arpader- Stamme alle Aemter, Würden und 
Ehrenstellen des Reiches — nicht blos ihres kön. Hofes — nach 
ihrem freien, durch nichts beschränkten Willen und Ermessen, wem 
immer verliehen zu werden pflegtön, bj welche Macht jedoch später 
nach und nach theils durch die Landesgesetze, theils ein durch 
Ausnahmen und conträre Gepflogenheit zum Gewohnheitsrechte 

aJ Diese allgemeineD GrnndsStze sanunt den vorzüglichsten Schriftstellern, 
die sich über diesen speciellen Gegenstand vernehmen Hessen, dürften zur Genüge 
aus Virozsil Epitome J. Nat. etc. §. 153. entnommen \frerden. Hingegen die 
Art und Weise; wie diese Grundsätze auf die positiven Verhältnisse eines 
bestimmten Stnates anzuwenden seien? weist in der Anwendung auf das Kön. 
WUrtemberg der freisinnige Mohl in s. Staatsr. d. K. Würtemberg. Tübing. 
1831. II. B. 4. Abschn. §. 158 — 167. unter dem Titel: Die Rechtsverhältnisse der 
Staatsdiener, eben so richtig als anschaulich nach. 

bj Diese leuchtet insbesondere aus den interessanten Nachrichten, die unser 
hochverdiente Fejcr in s. Cod. dipl. Hung. T. X. Vol. VI. in der Vorrede über 
die höchsten Würdenträger, die s. g. Reichsbarone, zur öffentlichen Kunde 
bringt, und mit den zahlreichsten Beispielen und Belegen illustrirt, hervor. 
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sich ausbildendes, R c i ch s h e r k o m m e n manchen Beschränkungen 
und Veränderungen unterzogen worden sei; so dass gegenwär- 
tig, im Sinne der bestehenden Verfassung des Landes, hinsicht- 
lich dieses Majestätsrechtes nur folgende Sätze, als staatsrechtlich 
geltend, und ausser Zweifel gestellt, angesehen werden dürften: 
a) Das Recht der öffentlichen Aemter, Würden und Ehren 
wird im Kön. Ungarn, so wie jedem monarchischen Staate 
überhaupt, als ein Attribut, oder eine Prärogative der kön. 
Majestät, die in der Person des Königs dargestellt wird, 
angesehen, daher auch demselben als ausschliesslich Vor- 
behalten zuerkannt; so zwar, dass derselbe als die höchste 
Quelle aller Aemter, Würden, Ehren und Gnaden im 
Reiche zu gelten habe. — Diess ist, unter den unzähligen 
ältern und neuern Landesgesetzen,' hauptsächlich aus dem 
Landtagsschlusse des J. 1526: 21. und v. J. 1741. dem 15. Ges. 
Art. zu entnehmen, wo es wörtlich heisst: »Seine Majestät 

haben allergnädigst zu bewilligen geruhet und mild- 

thätigst beschlossen: dass Allerhöchstdiesclben, nach ausdrück- 
licher Vorschrift der Landesgesetze, alle Beneficien, 
Würden, Aemter und Bedienstungen, sowohl geistliche 
als weltliche, ohne Unterschied, um den König und das 
> Vaterland wohlverdienten eingebornen Ungarn verliehen 
werden« etc. — Vergl. K. Alb. Decr. v. J. 1439: 15. 1486: 60. 
• 1492: 6. u. 8. 1495: 26. 1504: 2. §. 5. u. 6. 1507: 5. §. 2. 1523: 

17. 1526: 2. 3. u. 31. 1536:.16. u.36. 1537: 11. 1548: 22. 1563: 
79. 1559: 6. etc. so wie auch 1606: 9. §. 1. Wien. Pacif. vom J. 
1608: 3. V. d. K. 1613: 7. 1618: 4. 1723: 31. §. 14. ferner Art. 
. 97. u. 98. etc. 1741: 15. 24. 42. 1751: 6. 1765: 5.6. 7.35. 1791: 
17. 18. 58. 1840: 15. etc. etc. Endlicli man vergl. auch in Fej^r 
Cod. dipl. R. Hung. T. X. Vol. 6. nebst vielen Andern. 

Weil jedoch die Ausübung eines so weit über alle Theile 
der öffentlichen Verwaltung des Landes sich erstreckenden 
Rechtes (wenn dazu auch noch die untergeordneten gerin- 
gere Behörden und Aemter mitgezählt werden) die Thätigkeit 
des Königs persönlich zu sehr in Anspruch nehmen würde: c) 
' so muss zur Aushilfe desselben 


c) Wir 'können uns nicht versagen, zu dieser Stelle die schönen Worte 
unsers Lakits aus dessen bekannten Staatsr. §. 221. wörtlich hier anzufiihren: 

!!♦ 
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b) Ihm unumgänglich auch dsis Recht zuerkannt werden, einen 
Theil seiner Gewalt hinsichtlich der Ausübung dieses Majestäts- 
. rechtes an andere, physische oder moralische Personen d) 
als Behörden, Collegien, Dicasterien etc. zu übertragen; 
denen es dann kraft dieses Delegationsrechtes obliegt: in 
allen Zweigen der Staatsverwaltung im Namen des Königs 
die nöthigen Beamten einzusetzen, 6^ sei- es durch Wahl, 
Ernennung oder Uebersetzung, ihnen die nöthige Amts- 
Instruction zu ertheilen, sie in ihren Amtsfunctionen zu 


»Partes excellentis hujus juris ac maneris, cui tutela populi et salus civi- 
tatis proposita est, plures sunt, et majoris ponderis, quam ut omnibns recte 
utiliterqne obeundis ipse unus sufBciat; necesaarium igitur est: in partem 
curarum vocare alios, quorum prudentia, consilüs, ministerio adjuvetur, in per- 
ficiendo opere, quo nuUum est intcr mortales, nec praestabilius, nec vero 
magis laboriosum. — Quantum enim esse putabimus, omnium somnos suae 
vigilantiae, ut ait Scneca, omnium otium suo labore, omnium dclicias sua 
industria, omnium vacationem sua occupatione defendere? ut vere dixerit 
Salustins: »Maximo imperio maximam curam inesse.« 

d) Auch hier verdienen die eigenen Worte unsers Lakits a. a. Orte ver- 
nommen zu werden: »Hos in regiminc adjutorcs deliget sibi Princeps suo 
jure et arbitratu; sic autem deliget, molemque negotiorum publicorum inter 
eos partietor, ut meminerit, supremam eorumdem procurationem uni tarnen 
sibi’nihilominus incumbere, omniaque ab illis bene aut male gesta, in se deni- 
que redundare. — Itaque magna cura in delectu adhibenda est Principi, ut viri 
probi, et ad rem gerendam idonei deligantur; investiganda subin illorum acta, 
et prout rem gessissc deprehendnntur, proemiis aut poenis afheiantur; (wie es 
die grossen ungar. Könige Mathias Corv. und Joseph II. gethan haben) ut 
intelligant caeteri, haud minorc fide ac diligentia publicam rem, quam pro- 
priam, esse tractandam; et quamquam ordinär ia negotiorum expediendorum 
potestas ministris relinqucnda sit, nemini tarnen intcrcludetur aditus ad 
Principe m, qui probare possit, queracunque eorum sive judicem, sive alium 
cujusvis dignitatis, non integre, muncre suo functum esse. — Aurea est hanc in 
rem vox Constantini Imp. in Leg. 4. Cod. Tbeodos. de accusat: vinterpellet 
me, ipse audiam omnia, ipsc cognoscam; et si fuerit comprobatum, ipse 
me vindicabo de eo, qui me usque ad hoc tempus simulata integritate decepe- 
rit; illum autem qui hoc prodiderit, et dignitatibus et rebus augebo.“ Cf. Justi 
LipsiiPolitic. L. IV. Cap. 8. 

t) Diese Alles findet insbesondere bei den hohen Landes-Dicasterien, als der 
k. Ungar. Hofkanzlci, dem k. ungar. Statthaltereirathe, der k. ungar. 
Hofkammer, der k. Curie etc. hinsichtlich der diesen Behörden zugewiesonen 
subalternen Beamten in der Art und Weise statt, wie es bei ihrer ersten Grün- 
dung durch die Landesgesetze, besonders v. J. 1728: 97 — 98, 100. Ges. Art. 
angeordnet wurde. S. hierüber das Nähere unten §. 76—90. 
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übervrachen, di| fleissigen und treuen zu belohnen, die läesigen 
und ungetreuen nach Verdienst zu strafen etc. kurz alle jene 
Befugnisse auszuüben, die dem Könige als Staatsoberhaupte 
hinsichtlich der von ihm unmittelbar augestclltcn Staats- 
diener nach den Grundsätzen des allgemeinen Staats- 
rechts in dieser Beziehung zustehen etc. f) 

Aus dem bisher Angeführten ergeben sich folgende staats- 
rechtliche Folgerungen: 

1. Alle Aemter, Würden und Gnaden in Ungarn stammen 
ursprünglich nur von der königl. Majestät, als ihrer 
gemeinschaftlichen Quelle, mittelbar oder unmittelbar, 
her. — Daher 

2. Jede durch Volkswahl oder aus einem andern Rechtsgrunde 
herrührende Verleihung derselben nur mit Zustimmung 
des Königs, unter seinem Namen, und kraft der von ihm 
ausgehenden Delegation, als rechtlich anerkannt werden 
könne ; folglich auch 

3. Ohne dessen ausdrückliche, oder stillschweigende, Bestäti- 
gung oder Genehmigung, Niemand im Lande öffentliche 
Aemter zu begleiten. Staatswürden und Ehren, oder 
auch nur die Titel oder Zeichen davon eigenmächtig für 
sich in Anspruch zu nehmen, berechtigt sei. g) 


LalcitB fasst diese und ähnliche Gerechtsame der höchsten Staatsgew.ilt 
hinsichtlich der Staatsdiener-Pragmatik im folgenden Resumö kurz und 
bündig zusammen: »His conformiter prout omnis Imperans, ita ctiam Rex Hun- 
gariae, pro competente sibi auctoritate, non modo publica regni munia per- 
sonis phjrsicis aut moralibus confert, verum etiam nova instituH, si quid egus- 
modi necessitas suadet (dcniptis iis, quae per leges diserte comitiis reservata 
sunt) super fl ua et minus necessaria tollit, et justo inter se ordine connectit. 
partes muneris, normamque agendorum et limites cujusris describit, j ur a- 
mentum de olHciis rite obeundis exigit in sensu 1791: 18. — Oflicialium 
excessus coörcct, irrepentia sensim vitia corrigit, muncre suo male fungentes 
officio movet, idoneis contra, sed justa causa impeditis, adjutores dat, 
etiam cum spe sucecssionis, aliaque jure suo agit omnia, quae justa publicae 
rei administratio deposcit etc.» Cf. Lakits J. P. H. §. 225. 

g) Alles diese ist — wenigstens hinsichtlich des Königs von Ungarn — 
ausser allem Zweifel gestellt. — Denn ein altes und fortwährendes Reichsher- 
kommen weiset bis auf unsere Zeit — wenige nächst anzufUhrende Falle aus- 
genommen — im Einklänge mit den hierüber gleichlautenden Landesgesetzen, 
nach ; dass dem Könige in Ungarn stets ein unumschränktes Recht, öfientliche 
Aemter, Ehren und Würden zu ertheilen, als eigen anerkannt worden sei, — 
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Indessen wurden im Laufe der Zeiten aucjj in der Ausübung 
dieses ursprünglich unumschränkten Majestätsrechtes folgende 
Beschränkungen desselben — im Sinne der hierüber erlassenen 
Landesgesetze — gleichsam ansnahmsweise, für zulässig und 
zweckmässig befunden; nämlich 
a) Eine der wichtigsten Ausnahmen hinsichtlich dieses Maje- 
stätsrechtes Bndet bei der Würde des Reichs-Palatins, seit 
den letzten vier Jahrhunderten in so ferne statt, als dieselbe 
gegenwärtig nur auf einem Reichstage, aus vier vom 
Könige, ohne Unterschied der Religion, dazu vorgeschlagenen 
Candidaten, durch freie Wahl der Stände, und nachfolgende 
Bestätigung des Königs an den Gewählten verliehen wird. — 
Alles im Sinne der Landesgesetze v. J. 1439: 2. 1546; 18. 1608: 
3. v. d. K. 1741: 24. 1723: 24. 1791: 5. 1796: 1. Ges. Art. - 
— Auf ähnliche Art werden auch die beiden Kronhüter 
durch die Reichsstände auf einem Landtage gewählt, laut 
der Ges. Art. v. J. 1715: 38. u. 1791: 8. etc. — Jedoch die Wahl 
der Comitatsbeamten, so wie jene der Magistratsper- 
sonen in den freien Städten, und privilegirten Districten, 
findet nur in den betreffenden Rnthsversammlungen der- 
selben Gerichtsbarkeiten auf die übliche Art statt; kraft der 
Ges. Art. v. J. 1435: II. 1. u. 2. 1486: 9. 1492: 34. 1723: 56. 
und 1729: 15. §. 3. etc. — Endlich sind als Ausnahme des 


Hinsichtlich der letztem wird dicss ohnehin schon durch die Verleihung des 
Erbadels, was blos dem Könige zustcht, ausser Zweifel gesetzt. — Aber die- 
selbe Macht übte derselbe auch hinsichtlich der Ehren und Würden aus, die 
derselbe auch ohne ein damit sonst verbundenes Staatsamt wem immer seiner 
Unterthanen verleiben kann. — Eben so kann und darf der König neue Civil- 
und Militörorden jeder Art errichten; wie das Beispiel des von M. Theresia 
gestifteten St. Stephan- und des militärischen M. TherCsien- ferner der 
von ihren Nachfolgern gestifteten Leopold- und der eisernen Krone etc. 
Ordens bezeugt, die von ihren Stiftern mit eigenen Vorzügen, Titeln, 
Wappen und Emolumenten ausgestattet und ausgezeichnet zu werden pflegen, 
so wie solche auch von demselben wieder vermehrt oder verändert, oder auch 
aufgehoben werden können. — Einst gehörte unter diese Ehrenvorzüge auch die 
Erlaubniss, mit rothem Wachse zn siegeln; wie aus dem Diplome des Kön. 
Ladislaus Fosth. beim Pray in dessen Annalen III. Th. S. 125. zu ersehen 
ist. — Endlich kömmt auch die Entscheidung aller Streitigkeiten über I’rttce- 
denzfallc und Rangstreitigkeiten der Unterthanen dem Könige zu. — Vcrgl. 
Lakits 1. Hauptst. §. 226. 
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obigen MajeatätsrechteB auch die Ernennungen der zwei 
Primatial- Assessoren bei der kön. Tafel durch denPrimas, 
und der vier Protonotäre bei derselben durch den Be ich s- 
Palatin, und obersten Landrichter, oder Judex Curiae, 
und den Personal im Sinne der Gesetze v. J. 1557: 13. 1567: 
26. etc. anzusehen. — Ferner wird 
ß) Die Machtvollkommenheit des Königs bei Besetzung und Ver- 
leihung der öffentlichen Aemtcr und Würden des Reiches 
durch positive Landesgesetze dahin beschränkt: dass diese 
Verleihung im Sinne der schon erwähnten Landesgesetze nur 
an fähige, wohl verdiente Vaterlandssöhne, und zwar ohne 
Unterschied der Religion, nicht aber an Auswärtige oder 
Ausländer stattzufinden habe; wie d. Trip. I: 3. u. v. J. 1523; 
17. 1548: 70. 1608: 10. v. d. K. 1609: 9. 1635: 31. 1638: 1. 
1659: 1. 38. 1723: 56. 1741: 15. 1791: 17. 26. 1840; 15. etc. es 
erfordern. — Ferner: dass zu den Comitatsämtern vorzugsweise, 
wo nicht einzig, nur wohlbegüterte Edelleute gewählt 
werden sollen; laut 1435: II. 1. 2. 1486: 9. 1492: 34. etc. so 
wie auch, dass der Präsident der kön. Ungar. Hofkammer 
nach dem 14. Ges. Art. d.J. 1681. stets dem weltlichen (nicht 
geistlichen) Stande angehören, und der Präsident der königl. 
Tafel oder Personal nebstbei nur aus dem Ritterstandc nach 
1507: 4. so wie der Dircctor des Provincial-Commissariates 
ein dem Magnatenstande angehöriges Mitglied der k. ung. 
Statthalterei, und die vier ihm untergeordneten Provincial- 
Commissäre aus dem Ritterstande genommen werden sollen, 
nach dem 100. Ges. Art. d. J. 1723. — Uebrigens verordnen 
noch die Landesgesetze v. J. 1638: 48. 1723: 51. 61. 83. etc. 
dass die öffentlichen Staatsbeamten im Sinne der Landes- 
gesetze in ihren Aemtern zu fungiren haben, und die dagegen 
Handelnden nach denselben Gesetzen zur Verantwortung 
gezogen werden; hingegen im Falle einer Dcnunciation ihres 
Amtes bei den Landesdicasterien nicht eher verlustig 
werden sollen, bis sie mit ihrer Rechtfertigung gehört, und für 
schuldig erkannt worden sind; wie der 18.Ges.Art. v. J.1791. 
zur Sicherstellung der Staatsbeamten ausdrücklich verordnet; 
durch welche und mehrere diesen ähnliche Verfügungen die 
allgemein bekannten Grundsätze des allgem. Staatsrechts 
hinsichtlich der Staatsdiener-Pragmatik für Ungarn erst 
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ihre rechte Anwendung und Sanction erlangen, h) — 
Endlich ’ • 

y) Wird durch dieselben Landesgesetze dem Könige und seinen 
Regierungs-Organen angelegentlich empfohlen, ja cinigermassen 
zur Pflicht gemacht, bei Verleihung der Ehrenämter und 
Würden des Reiches — ausser andern bei der Feudal-Ver- 
fassung des Landes zu beobachtenden -Rücksichten — auch auf 
Verdienste, ja sogar bei den letztem insbesondere auf die 
Privat-Vermögensverhältnisse der Betreffenden zu sehen: 
ob solche die damit verbundenen Lasten zu tragen genügend, 
und überhaupt dem Range und der hohen Stellung des dazu 
Berufenen für angemessen befunden würden ; ferner darauf zu 
sehen: dass durch eine ähnliche Verleihung von Aemtera und 
Würden keincsD ritten Rechte verletzt oder gefährdet werden; 


h) Diesen Obliegenheiten oder Beschränkungen der Machtvollkommenheit 
des Königs von Ungarn bei Besetzung und Verleihung der öffentlichen Acmtcr 
nnd Würden des Reiches, so ’wic auch den daher rührenden Anforderungen und 
Rechten der Staatsdiener entsprechen auch die den letztem obliegenden Pflich- 
ten gegenüber dem Könige, dessen Functionäre und gleichsam Organe 
dieselben sind, als auch hinsichtlich des Landes, dessen Wohl und Wehe gröss- 
tentheils in ihren Hunden liegt. — Diese Pflichten sind zwar nach der Verschie- 
denheit ihrer Stellung und der Aemter selbst insbesondere sehr verschieden ; 
doch in ihren allgemeinen Beziehungen zum Staate ziemlich dieselben, und aus 
den Zwecken des Staates leicht zu entnehmen. — Wir begnügen uns diessmal, 
um den Geist der oben angeführten positiven Gesetze näher zu kennen, und 
zu würdigen, nur einige diesen Gegenstand betreffende Bemerkungen eines frei- 
sinnigen franz. Staatsgc.lehrten, die mancher Deutung und Anwendung auch 
auf unsere Staatsdiener-Pragmatik fähig wären, hier in der Kürze anzu- 
führen: vLes fonctions publique s,« sagt er, »sont bien loin dV-tre, eomme on 
se l'imagine communement, ou une satisfaction pour des Services privdest 
ou un arrangement pour les convenances de famille, ou une sidge pour la 
vanite, ou un lit de repos pour la mollessc, ou mt-me une chose de commo- 
ditd, et d’agrdment. — Pour ceux, k qui elles sont confies, ces fonctions no 
sont qu’un service rigourcux, pdniblc, qui demandc bcaucoup plus de 
devouement que les professions inddpendantes. — L’administrateur doit donc 
etre possedd du zdle du bien public. — L’administration est essentiellement 
active, si eile comserve la chose sociale, c’est en veillant; si eile produit, c’est 
en travaillant aussi. 11 lui faut donc un principe d'aetion, et ce principe ne 
peut se deduire que de la fin, qui lui est proposde. — Le zdle sera le soufBe, qui 
rinspire, le moteur qui l’anime, la st-ve qui circule dans son sang, sa vie, son 
ame entiere; ce sera pour eile le feu saerd, qui ne doit jamais s’eteindre.« — 
V. Macarcl dldmens de droit politiquo p. 120. etc. 
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zu welchem Zwecke die Ausfertigung der darauf bezüg- 
lichen Diplome von Amtswegen der kön. ung. Hofkanzlei 
zugewiesen wurde ; endlich nicht zu dulden : dass sich J cmand 
eigenmächtig anmassc, Ehren, Aemter, Titel, Würden, 
oder auch nur die Zeichen davon zu tragen, oder Wappen, 
Siegel etc. zu führen, die Andern, seien es Individuen oder 
ganze Familien und Geschlechter, eigen sind; oder auch 
Ordens- und andere Ehrenzeichen, wenn solche auch wirk- 
lich von auswärtigen Fürsten verliehen wären, ohne Bewil- 
ligung des eigenen Souverains, in dessen Gebiete zu tragen 
etc — Alle diese und mehrere andere Bestimmungen hinsichtlich 
der Ausübung dieses Majestätsrechts ergeben sich aus den 
Grundsätzen des allgem. Staatsrechts von selbst, und können 
daher füglich, nach den oben enthaltenen Andeutungen, auch 
in dem Staatsrechte des K. Ungarn ihre Anwendung und die 
ihnen gebührende Geltung finden. 

Als sich von selbst verstehend kann zum Schlüsse dieses Para- 
graphen noch die Bemerkung hinzugefügt werden : dass das Maje- 
stätsrecht der Ehren und Würden in Ungarn sich nicht blos auf 
streng bürgerliche, sondern auch geistliche, namentlich jene der 
katholischen Kirche eigene, Ehren und Würden erstrecke, 
indem die apostolischen Könige von Ungarn — kraft des ober- 
sten ihnen hinsichtlich dieser Kirche zustehenden kön. Patronats- 
rechtes, wie oben §. 38. umständlich nachgewiesen wurde — alle 
Erzbischöfe, Bischöfe, sowohl Diöcesan- als Titular -Bischöfe, 
ferner fast alle Aebte und Pröbste (einige der regulären Orden 
ausgenommen, die der W ahl ihrer Conventualen unterliegen), end- 
lich auch Domherren der Domkapitel, sowohl wirkliche als 
Ehr en-Domherren, aus eigener Machtvollkommenheit ernennen, 
und ihnen die mit denselben verbundenen Temporalien verleihen; 
die in Ungarn noch immer ansehnlich genug, die Munificenz 
ihrer ersten Stifter im dankbaren Andenken erhalten. Das geist- 
liche Amt derselben bleibt, wie billig, der geistlichen Macht 
unangetastet Vorbehalten. 
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49. — 8. Die oberste Canieral- oder Finani-Gewalt. 

Jeder Staat bedarf zu seiner vollen Wirksamkeit ausser den 
persönlichen Leistungen seiner Staatsangehörigen auch noch eines 
Aufwandes materieller Mittel, die nur von den auf dem Staats- 
gebiete vorhandenen Gütern jeder Art erhoben, und zur Errei- 
chung der höchsten Zwecke des Staates verwendet werden können; 
und das jedem Landesfürsten hinsichtlich dieser Güter zustehende 
Recht der obersten Leitung dieses gesammten Staats-Haus- 
haltes wird die oberste Cameral- oder Finanzffewalt oder 
Hoheit genannt. 

Auch hinsichtlich dieses, wie jedes andern wesentlichen Maje- 
stätsrechts, ist es Aufgabe des allgemeinen Staatsrechts: den 
echten Begriff dieses Rechts, so wie dessen Umfang und eigene 
Thätigkeitssphäre, den Rechtsgrund, auf welchen es basirt, und 
die daraus sich ergebenden Grenzen seiner AVirksamkeit, endlich 
die verschiedenen Arten, und die darnach zu bestimmenden spe- 
ciellen Rechte und Befugnisse, die der höchsten Gewalt bezüg- 
lich dieses Staats-Haushaltes zustehen, aus allgemeiuen Ver- 
min ft- Principien nachzuweisen, und als Grundlage den weitern 
Ausführungen jedes positiven Staatsrechts -vorauszuschicken, a) 

Diess nun vorausgesetzt, und mit Beihilfe näherer, aus der 
specicllen Statistik des K. Ungarn zu schöpfenden Notizen über 
die Quellen, aus denen die zurDeckung des Staats-Haushaltes 
in diesem Lande nöthigen Kosten für das kön. Aerar herbei- 
geschafft werden können, entsteht hier abermals — wie bei jedem 

a) Hinsichtlich dieses Majesthtsrcchts sowohl überhaupt, als der einzelnen 
in demselben mitbegriflenen Gegenstände, ertheilcn in rechtlicher und politi- 
scher Beziehung umständlichere Auskunft vorzüglich: Aretin und Rotteck's 
(’onstllutionelles Staatsrecht im 2. B. VIII. u. IX. Ilauptst. S.259— 882. — ferner 
Maurenbrecher a. a. O. §. 198—220. — dann Zachariae (Sal.), Soden, 
.Jakob u. a. rühmlichst bekannte Schriftsteller, die in des Vf. Epitome S. 156. 
bis 159, und Encyclopädie sammt ihren Werken näher angezeigt sind. — In der 
Anwendung der allgemeinen Grundsätze des phil. Staatsrechts auf das Königr. 
Ungarn können die bekannten Werke von Lakits, Schwartner, Grellmann 
u. a. sehr gute Dienste leisten ; denen noch insbesondere an diesem Ort -beigefügt 
werden < kann eine anonyme Dissertation de diversis subsidiis publicis in 
Hungaria, die im J.' 1792. im Druck 'ersehien, und durch ihre S- 193—224. ent- 
haltene Angaben und Bemerkungen, ungeachtet der sieben seitdem entschwun- 
denen Decennien, noch immer alle Beachtung verdient. 
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Majestätsrechte — vxir allem die Frage: ob auch diese Majestäts- 
recht demKönige vonUngarn — mit allen in demselben enthaltenen 
Befugnissen — unumschränkt, oder aber mit irgend einer Theil- 
nahme und Mitwirkung der Stände des Reiches, nach der Ver- 
fassung des Landes, zukomme und im letztem Falle, wie weit 
und auf welche Gegenstände insbesondere sich dieser gesetzliche 
Einfluss der Stände zu erstrecken habe? um nicht der vollen Macht- 
vollkommenheit des Königs zu nahe zu treten. 

Die Beantwortung dieser Frage hat ihre Schwierigkeiten, die 
hier an diesem Orte um so grösser sind, als bei dem hier inFrage 
gestellten Majestätsrechte sowohl die Menge und Wichtigkeit der in 
den Bereich desselben gehörenden Gegenstände, als die Unbe- 
stimmtheit der so mannigfaltigen und verwickelten zwischen 
dem Könige und den Ständen des Reiches hierüber bestehenden 
Rechtsverhältnisse, oder gegenseitigen Anforderungen, 
zugleich eine Verschiedenheit der Interessen, mit dem gewöhn- 
lichen Gefolge von Argwohn, Missgunst und Parteilichkeit 
jeder Art erzeugt, die der Erforschung der Wahrheit nicht gün- 
stig zu sein pflegt, bj — Und doch kann und darf die Wissenschaft 
durch diese und ähnliche Schwierigkeiten sich nicht abschrecken 
oder irre machen lassen, eine glückliche Lösung dieser Aufgabe, 
von der das Wohl und Wehe der Staaten und Völker — nach dem 


bj Die nähern Ursachen dieser Verschiedenheit sind wohl Niemanden 
unbekannt, der die Art und Weise der financiellen Verwaltung dieses Reiches 
naher kennt. — Diese Kenntniss kann bedeutend gefördert worden durch die 
8. g Diätal- Akten, besonders aus dem Reichstage v. J. 1812. wo von dem 
Fiiianzsjrsteme des Reiches in der ganzen österr. Monarchie, so wie auch von 
andern natioual-öconomiscben, industriellen und Handels-Inte- 
ressen vielfältig und gleichsam ausschliesslich gehandelt wurde. — In derselben 
Bezichung.könnte auch noch gute Dienste leisten das Elaborat der rcichstägigen 
Deputation v. J. 1791: 67. u. 1827: 8. hinsichtlich des s. g. Commerzwesens — 
in re commerciali — angeordnet, welches den folgenden Reichstagen zur 
Richt.schnur hinsichtlich der angestrebten Reformen auf diesem Gebiete dienen 
sollte, worüber jedoch die Bemerkungen des Verfassers der pia desideria im 
2. Art. unter dem Titeli.lndustrieller Gesichtspunkt etc. ziemlich analog 
jenem Gutachten, welches Orosz in a. terra incognita S. 126. über das Elaborat 
der Deputationen in juridioo-politicis et re bandcriali gefällt bat 
(s. oben §. 43. Anm. i), befunden werden durften. — Vergl. Schwartner Stat- 
I. 3. §. öl — lOÖ. — Grellmann Statist. Aufklär. II. B. Nr. 3—7. und III. B. 
Nr. X— Xll. Gottingen. 1802. 8. und Anon. Versuch einer Darstell, der ungar. 
Conitit. Leipz. 1813. 8. 3. 102—149. 
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Zeugnisse der Geschichte allerZeiten — so wesentlich abhängt, ej 
wenigstens versuchsweise anzubahnen; wenn der Erfolg auch 
nicht allen Erwartungen, was hier unter den obwaltenden Umstän- 
den beinahe unmöglich erscheint, auf einmal entsprechen sollte. 

Demzufolge dürfte folgende gedrängte staatsrechtliche 
Darstellung des Gesaramtgebietes der dem Könige von Ungarn 
zustehenden obersten Cameral- oder Finanzgewalt — als Er- 
gebniss ernster und unparteiischer Studien auf diesemGebiete — 
eben so der bisher bestandenen Verfassung des Landes getreu, 
als den billigen Anforderungen der Neuzeit entsprechend befunden 
werden. Nämlich 

a) Dass dem Könige von Ungarn, wie jedem Landesfürsten in 
seinem Lande, die oberste Leitung und Verwaltung des 
gesammten Staats-Haushaltes, oder die s.g. Cameral- oder 
Finanzhoheit überhaupt gebühre, ist aus dem Wesen der 
höchsten Gewalt oder Majestät, eben so wie aus den zahl- 


c) Die Nothwendigkeit einer weisen und klugen Finanz-Verwaltung 
etc. für jeden Staat, vorzüglich in der neuern'Zeit, weiset der berühmte Say 
in s. allbekannten Werke: Traitc d'£conomie politique. Paris. 1819. in fol- 
gender Stelle sehr richtig nach: vCe qui a surtout contribud auz progrds de 
r^conomie politique, ce sont les circonstauces graves, ou le monde 
civilis^ c'est trouvd cnveloppc depuis quelques ans. — Les ddpenses des gouveme- 
ments se sont accrues i un point excessiv, les appels, qu'ils ont, pour sub- 
venir k leiirs besoins, etc foreds de faire i leiirs snjets, ont averti ceuz-ci de 
leur importance, le concours de la volontd gdndrale, ou demoinsdece 
qui en a l'air, a dtd reclamd, si non dtabli presque partout, des contribu- 
tions enormes, levdes sur les peuples sous des prdtextes plus ou moins spd- 
cieux, n’ayant pas meme dtd süffisantes, il a fallu avoir recours au credit; 
pour obtenir du erddit, il a fallu montrer ses besoins commc ses rcsources, et 
la publicitd des comptes de l’dtat, la neecssitd de justifier aux yeux du public 
les actes de l'administration, ont produit dans la politique une revolution 
morale, dont la niarche ne peut plus s'arretcr. — Dans le memc temps, de grands 
bouleversements, de grands malheiirs ont fourni des grandes cxpdricncos. — 
L'abus de papier-monay es,des intcrriiptions commerciales, etd'autrcs encorc, 
ont fait appcrccvoir les deriiicres consequences, de presque tous les exeds. — 
Et tout-ä*coup des digues imposantes rompues, des colossal invasions, des gou- 
vernemenls ddtruits, d'autres creds, des cmpircs nouveaux formds dans une 
autre hdmisphere, des colonies deveniics independantes; un certain dian 
gdndral des esprits, si favorable k tous les ddvelloppements des facultds 
humaines, de helles esperances, et de grands mdcomptes, ont certainement beau- 
coup dtendu le cercle de nos idees, d'abord chez les bommes, qui savent 
observerct penscr, et par suite chez toutic monde.« — Disc. prdlim. p. 74. 
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reichen in Ungarn vom Anbeginn dcu Reiches bis auf die neueste 
Zeit hinsichtlieh dieses Gegenstandes erflossenen positiven 
Landesgesetzen ersichtlich; die diese Gewalt bald aus- 
drücklich, bald stillschweigend, als der kön. Majestät zuste- 
hend anerkennen ; wie diess unter andern die Ges. Art. des II. 
Decr. d. heil. StephanG. u. 35. — des K. Colomann I: 15. etc. 
— des K. Albert 16. — des Trip. v. Werböcz I: 10. 13. 7. — 
ferner v. J. 1514: 1. 2. 3. - 1552: 20. 36. 1574: 19. 1599: 31. 
1608: 22. v. d. K. 1609: 54. 1659: 75. 1622: 46. u. 59. 1715: 8. 
34. 75. 104. 1741: 8. 22. 1751: 25. 1791: 19. 1827: 4. etc. 
unumstösslich bezeugen. — Vergl. überdiess das Schreiben des 
K.Bela IV. v.J. 1331. und desPabst Honorius andens. beim 
Katona Crit. Geschichte T. V. p. 469. — ferner Rogerii 
Carm. miserab. c. 3. und unzählige im Fejdr Cod. dipl. Hung. 
insbes. T. X. Vol. 5. und in den Praef. u. a. O. vorkommende 
darauf bezügliche Urkunden, aus denen zugleich das hierüber 
seit VIII. Jahrhunderten bestandene und anerkannte Reichs- 
Herkommen — geschichtlich nachgewiesen und erhärtet — 
erhellt. 

Weil indessen die Ausübung einer eben so umfangreichen 
als inhaltschweren Gewalt die persönlichen Kräfle desKönigs 
übersteigen: so muss als natürliche Folge demselben 
b) auch das Recht eingeräumt werden, diese grosse Gewalt theil- 
weise auch an Andere, als seine Räthe, Minister, Staats- 
Collegien, Dicastcrien u. a. Landesbehörden, als die 
Local-Magistrate und Gerichtsbarkeiten derComitate, 
freien Städte und privilegirten Districte zu übertragen; 
um durch diese physische oder moral is che Personen im 
Namen des Königs, doch unter ihrer eigenen Verantwort- 
lichkeit, zum Beeten des Landes ausgeübt zu werden, d) 


d) Da bei der Municipal-Vurwaltung, die den Comitaten, k.frei- 
stMdten und andern pririleg. Gemeinden in Ungarn eigenthUmlich ist, ein 
bedeutender Theil jener Einkünfte, die in andern Staaten dem Uflentlichen 
Staatsfonde oder allgemeinen Aerar zufliessen, hier von den besondern 
Fonden jener Municipien in Anspruch genommen, und durch deren Local- 
Behörden, unter Vorbehalt des einzigen Ober- Aufsichtsrechts — das dem 
Könige znkömmt — \auch verwaltet werden: so gehören im Sinne der Landes- 
verfassung in den eigentlichen Bereich der dem Könige Ungarns zukommenden 
s. g. Finanzhoheit vorzugsweise oder hauptsHchlich nur die Verwaltung jener 
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c) Unter diesen gesetzlich anerkannten Organen der vollzie- 
henden Gewalt muss hier insbesondere und ausdrücklich in 
Bezug auf das hier erwähnte Majestätsrecht die kön. Ungar, 
allg. Hofkammer als eine hohe Reichsbehörde angezeigt, und 
bezeichnet werden, welcher in Ungarn vorzugsweise die Ver- 
waltung sämmtlicher Einkünfte der königlichen Krone anver- 
traut ist. e) 

Doch bei aller der hier angezeigten kön. Machtfülle hinsicht- 
lich der obersten Leitung und Verwaltung der Finanzen des 
Reiches, die beim Beginn desselben beinahe ganz unumschränkt, 
nach und nach jedoch im Laufe der Zeit, nach Verschiedenheit der 
Umstände, durch den anfangs blos factisch geübten, später jedoch 
gesetzlich sanctionirten Einfluss der aristocratischen Stände 

O 

des Reiches f) manche Beschränkungen und Modificationen sich 
gefallen lassen musste, entwickelte sich in der neuern Zeit auch in 
der Verwaltung des K. Ungarn ein neues, der constitutionell- 
beschränkten monarchischen Regierungsform mehr als früher 
analoges Finanzsystem, dessen Hauptzüge aus folgenden bei 


LandeseinkUnfte, die für die allgemeinen Staatsbedtirfnisse bestimmt 
sind, mit dem Vorbehalte des obersten Aufsicbtsrechts hinsichtlich der beson- 
dern Fonde, die der Verwaltung der Municipal-Behörden — unter deren 
Verantwortung — überlassen werden. — Wie diese Mnnicipal-Verwaltung 
beschaffen sei? wird im II. Haupt- Abschn. dieses Werkes §. 77—90. naher aus- 
geiührt. 

e) Von dieser höchsten Landesbehörde in öconomischen Verwaltungs- 
Angelegenheiten wird ebenfalls in der II. Abtheil. IV. Ahschn. §.86 — 88. 
umständlicher gehandelt. 

f) Diese Umstande, welche die Beschränkung der kön. Macht hinsichtlich 
der Finanzen des Reiches durch die Keichsstünde nach und nach veranlassten, 
führt nach dem /Ceugnisse der Geschichte Prof. Ke lernen, als er die hinsichtlich 
der k. Schenkungen stattgefundenen Veränderungen anfllhrt, in seinem 
bekannten Werke in folgenden Belegen naher an: rPrincipio Duces et Reges 
nostri nullis legibus circumseripti pro suo arbitrio (e peculio publico) dona- 
bant, cui, quantum ac quotics Tolebant, nec Indigenis modo, sed etiam 
peregrinis; uti jam sub S. Stephano Vencellinum, Hundi.nm, Pözma- 
num, Orzium, c. Ilcderieum, aliosqne illnstres viros, exteros, amplis pos- 
sessionibus munifice locupletatos fnisse, historica monumenta perhibent. — 
Colomannus dein conhrmatis S. Stephani piis fundationibns, aliisqne collatio- 
nibus, intempesti vam, et regni vires ac decus labefactantem, reüquoruni 
Regum largitatem revocavit, eique deinceps modom posuit; teste Col. 1: 
c. 15. et sequ. — Insuper ne ad convenientem aulae regiae sustentationem, 
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den einzelnen Arten der Kroneinkünfte gegenwärtig stattfiii- 
denden gesetzlichen Beeehränkungen sich ' von selbst ergehen 
dürften. — Nämlich 

a) So oft bei der Verwaltung der Staats-Finanzen in Ungarn, 
aus wichtigen Gründen, eine allgemeine Norm in Form eines 
Reichsgesetzes sich als ein allgemein gefühltes Bedürfniss 
herausstellt, dem nach der Verfassung des Landes nur durch 
die gesetzgebende Gewalt mittelst eines Reichstages 
Genüge geleistet werden kann, so erhellt cs von selbst: dass in 
diesem Falle die reichstägige Mitwirkung der Stände des 
Reiches nicht umgangen werden könne; wobei jedoch selbst- 
verständlich das dem Könige kraft der vollziehenden Gewalt 
zustehende Recht, auch financielle Verordnungen zu erlas- 
sen, unangetastet bleibt, die aber von den förmlichen Reichs- 
gesetzen wohl zu unterscheiden sind. — Wenn indessen ferner 
gefragt wird: 

y9) Welche Gegenstände des financiellen Staats-Haushaltes 
insbesondere in Ungarn die Theilnahme der Stände des 
Reiches blos in Form einer fidiiciellen Berathung, und welche 


ac alias ctiam publicas noccasitates, reditus aufficieiites unquam deeasent, 
constitutom : ne bona, proventasque coronalcs, citra conseosum regni 
alienari possint; j. S. Stepfa. II: 6. — Alb. Art. 16. — Wladislai VII: et 
1614: 1. 2. 3. etc. imo peculiariter Andr. 11:26. Alb. 16. W ladisl. 111: scu 
1498: 26. et 1604: 10.— 1716: 2 ^. 1791 : 69. cautum: ne exteris nllae po.ssessio- 
nes In r. Hungariao conferrentur, et oollatac vel alio quovis modo acquisitac 
per uDumqnemque nobilem eis adimi possint; qula vero Andreas II. nimia 
liberalitate, bona regalia dissipavit, 61ius ejus Bcla IV. PontibcU etlam 
jussu, eadem reenperavit; sed cum imbellis ct in multos etiam immerentes 
nimium profusus Wladislausll. ipsa ctiam coronac bonn disperderet.co reda- 
ctus e8t:ut citra annutum sui consilii, ultra 100. sessioncs nemini qnidquani 
donate possit; teste 1492: 9. ct 1495: 2. ast coarctatio haee, quam nonniilli suis 
potioa, quam Regis rntionibus officere sen^erunt, non multo post sublat.a ost 
jnzta 1496: 26. verum ad refraenandam eorum avaritiam, qui ex imbecilUtate 
adolescentis Hegifl rebus snU compendium quaerebant^ itenun sub Ludovico IL 
renovata, illum ad 200. sessiones rcstringendo j. 1618: 15. quae tarnen restri- 
ctio post infelicem ejus obitum obsolevisse videtur. — Nam sub Principibus 
Ausiriacis nulla bujosmodi circ um scriptae potestatis exstant vestigia, 
nisi illud fors notarc velimus: quod per soUm ndversae factioni adba csionem, 
citraque alium justum titnlum sub Ferdinando 1. et II. factas donatio- 
nes valere leges nostrae nolint; teste 1662: 20. 1622: 69. ctc. — Ita Kelemen 
Inst. J. priv. Hung. T. II. §. 64. — Cf. Fejdr Cod. dipl. ilung. cit. loc. etc. 
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ausdrücklich auch die Beistimmung und Bewilligung^ 
derselben in Form eines gesetzlichen Beschlusses erfordern? 
— Nachdem diese Frage in Ermangelung eines klar und deut- 
lich hierüber sprechenden H. Gesetzes im Allgemeinen nicht 
entschieden, sondern deren Erledigung nur im Wege der 
Induction und Rechtsanalogie aus mehreren ähnlichen 
mühsam aus der Geschichte des Reiches zusammen gestellten 
Fällen versucht werden kann, so möge einstweilen auch die 
hier anfolgende, den heimischen Quellen möglichst genau 
und treu gebliebene Erledigung derselben nur als ein ähnlicher 
Versuch angesehen und beurtheilt werden. — Und zwar nach 
Verschiedenheit der Quellen, aus denen die Einkünfte der 
Ungar. Krone Üiessen: 

A) Hinsichtlich der s. g. Krongüter im engem Sinne, die man 
auch sonst Reichs-Domänen zu nennen pflegt, nachdem 
diese im Sinne der Landesgesetze, insb. des heil. Stephanus 
II: 8. H. — K. Colomann I: 15. u. folg. HH. ^ K. Albert 
16. Art. — K. Wladislaus II. V. Decr. oder d. J. 1514: 1. 
2. 3. Ges. Art. verglichen mit den oben erwähnten Schreiben 
des K. Bela IV. v. J. 1331. und Pabst Honorius III. beim 
Katona V. T. p. 469. und Fejör’s Cod. dipl. Hung. T. X. 
Vol. 5. etc. blos zur Erhaltung des Königs und seiner 
Familie, so wie grösserm Glanz der kön. Würde bestimmt 
sind: so gebührt dem Könige als Träger der letztem 

unstreitig 


g) Die Lehre von den Domttnen, und insbesondere die Frage: Ob die 
DomUnen hinsichtlich des Eigenthumsreebtes als Privateigenthum des Für- 
sten, und der regierenden Dynastie, oder Eigenthum der Krone, und des Staa- 
tes anzusehen seien? hat in unsern Zeiten besonders, schon zu vielen öffent- 
liehen Erörterungen und Verhandlungen Anlass gegeben, deren Entscheidung 
doch nur aus den positiven Gesetzen und Urkunden jedes einzelnen Staates, 
von dessen Domänen es sich handelt, möglich ist. — So sind z. B. in Deutsch- 
land gegenwärtig bereits vier Systeme bekannt, nach denen die Domänenfrage 
beurtheilt und gewürdigt werden kann und soll. Nämlich*. 1. Die Domänen 
werden ausdrücklich und klar als Staatsgüter anerkannt in Preussen 
nach dem Civil-Gesetzbuch II: 14. §. 11. — in Baiern nach der Const. Urk.III: 
§. 1. u. 2. — in Sachsen nach der Constit. Charte §. 16. 81. etc. 2. Oder sie 
werden einem bestimmten Theile nach, als Staatsgüter erklärt, während der 
übrige Theil dem Privat- oder Familienvermögen des Fürsten zugewiesen wird ; 
wie diess in Würtemberg nach der Const. Charte §. 102. und in Hessen- 


DIgitized by Google 


177 


a) Das volle und unumschränkte Besitz- Nutznicssuiigs- 
Verwaltungs- und das mit diesen Befugnissen verbun- 
dene Verfügungsrecht — mit Ausnahme über die Sub- 
stanz derselben — jedoch 

a) Das cigentliclie Proprietäts- oder Eigenthumsrecht 
über die Substanz derselben — nachdem das Königr. 
Ungarn nie ein Patrimonialreich gewesen, und folg- 
lich auch die eigentlichen Krongüter nur der heil. 
Krone des Reiches, sonst Niemanden cigenthümlich 
zugehören ~ kann und darf weder dem regierenden 
Könige, noch dessen Familie oder Dynastie als ein 
demselben eigenes Patrimonial- oder Familiengut 
zuerkaunt werden. — Daher auch 
/}) Ganz folgerichtig jode Veräusserung der eigentlichen 


Cassel und Hossen-Dnrmstailt <lcr Kall ist. — Oder 3. die Doinilncn werden 
zwar als Privat-Kigenthnm der regierenden Familie anerkannt, jedoch dür- 
fen dieselben ohne Einwilligung der .Stünde nicht reniussert, und ihre Ein- 
künfte sollen zu üflentlichen nediirfni.i.scn verwendet werden ; so dass dem 
Regenten davon nichts weiter gebühre, als was ihm in der Civilliste zuerkannt 
worden ist; wie in dem Heizogthume Sigmaringen nach der Const. Charte 
J.72. u. 119. Oder endlich 4. die Domänen worden zwar als offen tliehe .Staats- 
oder auch als Privat guter des regierenden Hauses anerkannt, dürfen jedoch 
ohne Einwilligung der Stiinde nicht veräussert werden, obschon übrigens die 
Einkünfte derselben zur standesmilssigcn Erhaltung der regierenden 
Familie bestimmt, der freien Verfügung des Regenten in dem angegebenen 
Sinne unterliegeu, wie in Oesterreich, hleklenbiirg, Rciiss- Anhalt, 
Sachsen- Weimar, Nassau etc. — In Ungarn findet, wie ans dem oben 
Angeführten erhellt, keines jener vier Systeme in der vollen Ausdehnung, wie in 
Deutschland, cineAnwcnduiig; indem cs bekannt i.st, dass die k. Krongüter, 
obschon durch die pos. I.audesgesetze als öffentliche Staats- und keineswegs 
als Privat- oder Familiengüter des regierenden Hauses anerkannt — daher 
auch ohne Einwilligung der Stunde, unveräusserlich ^ dennoch hinsichtlich 
des Besitzes, Nutznngs- Verwaltungs- und Verfügungsrechtes (mit Ausnahme 
der Verfügung Uber ilie Substanz) lierselbcn dem Willen des Königs keine 
andern .Schranken gesetzt sind, als die sich aus der gesetzlichen Bestimmung 
derselben von selbst ergeben; so dass derselbe anch zn keiner Re chn ungs- 
AblcguOg binsiehtlich der Wrwendung derselben rechtlich verpflichtet ist. — 
üebrigens welche Verwaltungs-Methode hinsichtlich der Domänen als die 
ergiebigste, und dem Staate zuträglichste, nach den Grundsätzen derNational- 
Oeconomie gegenwärtig anerkannt werde? hierüber ist die betreffende 
Auskunft bei den berühmtesten Schriftstellern der Stnatswirthschaft und 
Finanz zu erlangen. — S. unter andern Jakob, T.otz u. a. m. 

Vlrnt.ll nnrtr Slttt.r.rl.t II. 
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Krongüter ihrer Substanz nach, unter welchem immer 
Titel, oder auf was 'immer für Art, ohne Einwilli- 
gung der Stände des Reiches, nach den Landesgesetzen 
nicht gestattet, und wenn solche dennoch erfolgt wäre, 
durch den kön. Fiscus der Krone wieder zurück zu 

• vindiciren, ja jedermann, der Aehnliches zu unterneh- 
men wagen sollte, der gesetzlichen Strafe zu unter- 
ziehen sei; im Sinne der Ges. Art. v. J. 1439: 16. 1608: 
21. V. d. Kr. 1622: 46. etc. h) — Uebrigens 
b) Ist und bleibt die oberste Verwaltung der Krongüter 
des Reiches, gleich jener der Patrimonialgüter des regie- 
renden Hauses — doch stets mit Beachtung des zwischen 
beiden bestehenden wesentlichen Unterschiedes — stets 
' in den Händen des Königs, wenn gleich der Leitung der 

k. Ungar. Hofkamraer anvertraut. 

B) Hinsichtlich der s. g. Fiscalgüter, dieselben mögen nun aus 
welchem immer Rechtsgrunde an den kön. Fiscus ver- 
fallen sein, i) (vergl. oben §. 47.) so kömmt 


h) Daher auch in dem Falle, wenn ein Tausch^ der Krongüter gegen 
Acquivalcnt den Interessen- der Krone zuträglich schiene, dieser Akt nicht 
ohne Beistimmung der Stände des Reiches stattfinden könne. — So wurde das 
Krongut Zolyom — nach dem Wortlaute des 121. Ges. Art. v. J. 1650. — an 
die Familie der Grafen Eszterhäzy übeidassen, fiel jedoch wieder nach dem 
Erlöschen der gräfi. Familie Limburg-Styrum gegen die Herrschaft Simon- 
tornya an die Krone zurück. — Bin anderes Beispiel ähnlichen Tausches bietet 
das Krongut Munkdts dar, welches zu Gunsten der Grafen Schön born von 
dem Verbände mit der Krone gelöst, und ihm in dieser Eigenschaft der District 
diesseits der Theiss kraft des 7. Ges. Art. d. J. 1791. substituirt wurde.— Der 
Grund ähnlicher Vorsichtsmassregeln hinsichtlich der Veräusserung der 
Krongüter ist von Seite der heimischen Gesetzgebung nicht schwer aus dem 
Beweggründe zu entnehmen: dass durch eine leichtfertige Veräusserung der- 
selben die Könige leicht in die Lage versetzt werden könnten, wo sie ausser 
Stande wären, für ihren und der k. Familie Unterhalt auf eine der Würde des 
Reiches, und ihrem hohen Range angemessene Art, zu sorgen; wie diess die trau- 
rigen Beispiele aus der Regierungsgeschichte der Könige Andreas II. Sig- 
mund, Wladislaus II. und Ludwig ILu.a.m- hinlänglich bezeugen. —Vergl. 
oben Anm. f). 

i) Ueber diese Rechte des s. g. Fiscus, überhaupt vom Standpunkte des 
ältern Staatsrechts (welches jedoch mit dem Lchnsysteme in den meisten 
europäischen Staaten gegen Ende des XVIII. Jahrhunderts zugleich abge- 
schaffi wurde) können die beste Auskunft ertheilen die Staatsgelehrten des röm. 
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a) Dem Könige kraft des Trip. v. Werböcz I: 13. u. d. Ges. 
Art. V. J. 1486: 48. §. 4. so wie 1569: 37. 1599: 31. 1608: 

15. V. d. Kr. 1630: 31. 1659: 75. 1715: 75. 1723: 103. etc. 
das unbedingte Recht zu: diese Güter rechtmässig zu 
besitzen, durch/ seine Kammer verwalten, und die Er- 
trägnisse derselben in den Staats-Aerar abfUhren zu 
lassen; um daraus später zu den Zwecken des Staates ver- 
wendet zu werden, und diess solange, bis dieselben Fis cal- 
oder Cameralgüter wieder neuerdings mittelst einer 
kön. Schenkung an Andere verliehen werden; bei welcher 
Verleihung 

b) Des Königs freiem Willen und seiner Freigebigkeit 
durch die positivenLandcsgesetze keine andern Schran- 
ken gezogen werden, als dass 

a) Jene an den k. Fiscus verfallenen Güter bei Gelegen- ' 
heit der neuen Verleihung nicht einer öffentlichen 
Versteigerung unterzogen, oder einfach um’s Geld 
veräussert, vielmehr aus k. Munificenz unentgelt- 


Rechts des XVI. — XIX. Jahrh. die näher in PUtter’s und Klüber’s Literatur 
des öffentlichen Rechts angeführt werden. — Hingegen vom Standpunkte des 
neuern Staatsrechts werden die Hauptgrundsätze desselben am fasslichsten 
erörtert in Rotteck's und Welcker’s Staats-Lexicon V. Band. Alt. 1S87. Art. 
Fiscus-Rechte und Fiscus-Privilegien. — Was Ungarn insbesondere 
betrifft, wo das Lohnsystem in der Landesverfassung sich bis an die Mitte des 
XIX. Jahrh. aufrecht erhielt, blieben auch die Rechte des kön. Fiscus mit 
allen ihren Folgerungen bis dahin aufrecht erhalten, und kamen einzig und allein 
dem Könige zu. — Diese Rechte und Privilegien des kön. Fiscus in Ungarn wer- 
den von den Rechtslehrern des ungar. Privatrechts, als Kelemen, Szleme- 
nics, Frank, Kövi etc. in ihren Werken an seinem Orte ausführlich angef\ihrt, 
so wie auch in mehreren über diesen Gegenstand erschienenen Monographien, 
worunter jene von E. A. Sweiger: Monographie Fisci regii. Vesprim. 1835. ^8. 
im Geiste der alten Patvarie abgefasst. — Nicht ohne Ursache erhob sich daher 
. diesen alten Geist, um ihn wo möglich zu bannen, der edle Graf Step h. 

Szüchenyi in s. Werke: Stadium, das im J. 1886. erschien, worin derselbe die 
kühnsten Angriffe gegen das gesammte AviticitUtssysteni der adeligen Güter — 
eine der Grundvesten der alten Landesverfassung — richtete, und in diesem 
Bestreben auch von den meisten der Jüngern freisinnigem Rechtsgelehrten und 
Literaten Ungarns unterstützt wurde; deren Grundsätze dann indem renommirten 
Organe der liberalen Partei — Pesti Hirlap — weitere Ausführung und Verbrei- 
tung fanden, und keinen geringen Einfluss auf die öffentliche Meinung und die 
Ereignisse d. J. 1848. u. 49. ausUbten. 

12 * 
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lieh an wohlverdiente Sohne des Vaterlandes ver- 
liehen werden sollen; wie diess die Ges. Art. v. J. 1608: 
15. V. d. K. 1630; 31. 1659: 75. 1741: 19. §; 2. aus- 
drücklich verordnen. 

ß) Sollte das Recht des k. Fiscus hinsichtlich dieser 
Güter einigem Zweifel und Bedenken unterliegen, so ist 
derselbe gleich jedem andern adeligen Besitzer ver- 
pflichtet, seine activen oder passiven Rechtsansprüche 
darauf vor dem competenten Gerichte auf dem gewöhn- 
lichen Rechtswege zu erweisen und zu betreiben; im 
Sinne des Trip. v.Werböcz II: 39. und d. Ges. Art.v.J. 
1439: 24. §. 1. 1723: 51. u. 91. 1741 : 23. etc. 

c) Hinsichtlich der übrigen s. g. zufälligen Einkünfte des 
k. Fiscus, die aus den Erträgnissen der erledigten hohem 
geistlichen Beneficien, oder Strafgeldern und Taxen 
jeder Art in denselben einfliessen, kJ bleibt das oberste 
Verfügungsrecht des Königs über dieselben durch die 
einzige Rücksicht auf die Bedürfnisse und Wohlfahrt 
des Landes, zu deren Befriedigung und Förderung diesel- 
ben bestimmt sind, nach dem 10. Tit. des I. Th. des Trip. 
V. Werböcz etc. einigermassen beschränkt. 

Eine ergiebigere Quelle der öffentlichen Einkünfte des 
kön. Aerars in Ungarn bilden 
C) Die hohem kön. Regalien, Monopolien und öffentlichen 
• Zölle jeder Art, hinsichtlich, deren 

a) Dem Könige zwar die oberste Leitung und Verfügung 
über diese Einkünfte zu den Zwecken des allgein. Wohles 
des Landes, für die solche bestimmt sind, überhaupt und 
im Allgemeinen wohl unbedingt — kraft der kön. Macht- 
vollkommenheit — zustcht, daher solche auch von ihm 

b) In dem ordentlichen Verwaltungswege, hauptsächlich 
mittelst der k. ungar. Hofkammer gesetzlich, d. h. im 
Sinne der positiven hierüber bestehenden Gesetze des 
Landes ausgeübt wird. — Da aber die letztem manche 

k) Hinslcbtlicli dieser s. g. zufälligen Einkünfte des k. Fiscus s. unten 
Anm. m), wo die vorzüglichsten Arten derselben insbesondere angeführt werden. 
— Auch in Bezug auf die nächst folgenden Regalien .und Monopolien wird 
eine genauere und vollständigere Darstellung derselben weiter unten in den 
§§. 62—64. folgen. 
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Verfügungen hinsichtlich dieser öffentlichen Einkünfte 
enthalten, wodurch der obersten Finanzgewalt auch 
einige Schranken gezogen werden (wie diess unten aus 
§. 52 — 54. näher zu entnehmen ist) so kann nicht in Abrede 
gestellt werden: dass 

a) Auch dieses Majestätsrecht sowohl überhaupt als ins- 
besondere bezüglich der hier genannten Regalien, 
Monopolien, Zölle etc. in soferne- einigen Beschrän- 
kungen unterliege, als die Ausübung desselben an die 
positiven Gesetze des Landes, die nur im vollen 
Einverstehen des Königs mit den Ständen des Rei- 
ches zu Stande gebracht werden können, gebunden 
erscheint. 

ß) Daher auch jede Veräusserung, ja sogar die blosse 
zeitweilige Verpfändung dieser kön. Einkünfte, wie 
der Krongüter, durch die Landesgesetze verboten, 
ja durch die darauf gesetzten Strafen förmlich verpönt 
ist; wie diess die Ges. Art. v. J. 1351: 13. 1405: 11.13. 
1486:49. 1492:30. 1552:36. 1574:19. 1609: 54. etc. 
ausdrücklich bezeugen. — Endlich 
D) In Bezug auf die öffentlichen Abgaben IJ und s. g. 
directe Steuern (denp die indirecten sind bereits in dem 

l) Es unterliegt keinem Zweifel, dass öffentliche Abgaben in Ungarn 
schon in der ersten Periode der Arpadischen Könige theils mbaarem Geldo, 
theils in Natur -Produkten üblich gewesen sind. — Dahin gehörten die s. g. 
freien Pfennige (liberi denarii), die Marder- und Zobelfelle in Slavonien 
(marturinae), der Zehent in Ungarn (decima), der fünfzigste Theil in 
Siebenbürgen (quinquagesima) u. a. ähnliche Abgaben, die unter verschiede- 
nen Namen zu verschiedenen-Zeiten von den Königen ausgeschrieben, und von 
dem Volke geleistet werden mussten; wie diess ausführlicher Pray in s. Notit. 
praev. ad histor. regum Hungariae. P. II. p. 102. und Fej^r in s. Cod. diplom. 
Tom. X. Vol. V. in der Vorrede berichtet. — Diese so verschiedenen Abgaben 
hob K. Carl Robert sämmtlich auf, und setzte an ihre Stelle den s. g. Kam- 
mernutzen (lucrum camerae) ein, unter dessen Namen von jeder Porte 18. 
Pfennige zu entrichten waren; wie diess aus Car Ts I. Decr. v. J. 1342. §. 19.20. 
51. Alb. Decr. v. J. 1489. 7. Art. erhellt. (Eine Porte — Pforte, vom latein. 
porta — bedeutete in den alten ungar, Gesetzen einen Bauernhof, doch ging 
man später in Finanzsachen von dieser Bedeutung ab, obgleich das Wort zur 
Bezeichnung der Abgaben geblieben ist.) — Dieselbe Art in der Einforderung 
der Abgaben beliielt auch Ludwig der Grosse und K. Albert bei; wie diess die 
Gesetze v. 1851: 4. 5. u. 12. und 1489; 6. u. 7. Ges. Art. bezeugen. — K. Math. 
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Begriffe der Regalien und Monopolien mit enthalten) die 
in neuem Zeiten die ausgiebigste Quelle der öffentlichen 
Einkünfte bilden — was immer für Abgaben unter dem 
Namen der freien Pfennige, des Kammergewinnes 
(lucrum camerae) Abgabe des k. Fiscus (tributum 
fisci) Contribution etc. in frühem Zeiten im Kön. Ungarn 
Rechtens oder üblich gewesen sein mögen (worüber noch 
viel Dunkel und mancher Streit unter den Gelehrten herrscht) 
so dürfte es doch in der neuern Zeit, besondere seit dem 
8. Ges. Art. des Jahres 1715. so ziemlich im ungar. Staats- 
rechte klar und ausser allem Zweifel gestellt erscheinen: 
dass 

a) So lange die in der Verfassung dieses Reiches wohl- 
begründete, selbst durch die neuern Gesetze v. J. 
1723. 1741. u. 1791. feierlich bekräftigte volle Frei- 
heit von allen Abgaben und Steuern, als ein dem 
Ungar. Adel eigends zuerkanntes Vorrecht, seine Gel- 
tung behaupten dürfte, kraft derselben Fnndamental- 
Gesetze, nicht nur die allgemeine Landes-Contri- 
bution, sondern welch immer Art von Auflage oder 
Steuer, diese möge nun in Geld oder Natural-Lei- 
stungen, oderRecruten bestehen, weder denStänden 

Corr. setzte statt aller dieser Abgaben sein Tribut des Fiscus (tributum iisci) 
durch das Reichsdecret t. J. 1467. ein. — S. Wagner Dipl, comit. p. 236. und 
B4tty4n Leg. eccl. p. 64. ferner die Rcicbgesetzc vom Jabre 1471: 11. 1478; 1. 
welches jedoch abermals nach seinem Tode abgestcllt, und der frühere Kam- 
mernutzen eingeführt wurde; doch so, dass sowohl der Betrag, als die Dauer 
desselben fast ganz von derWillkUr der Stünde abbüngig blieb; wie diess aus 
den Gesetzen 1492: 26. 1504: 1. 1621: 16. 1525: n. 1626: 89. 1642; 85. 1646: 40. 
1847:8. 1648 : 28. 1560:22. 1659; 11. u. 15. 1563:9. 1566:9. 1667:, 8. u. 16. 
1669: 6. 16. 1572: 4. 1672: 8. 1674: 8. 1682: 1. §. 8. 1588: 12. 1598: 8. erhellt. — 
Von da angefangen kömmt weiter in den Landesgesetzen keine Erwähnung des 
Kammernntzens vor, bis unter Carl III. durch den 8. Ges. Art. d. J. 1715. 
die s. g. Kriegssteuer — contributio pro hitertenenda militia stabili 
destinata — angeordnet und eingeflihrt wurde. - Vergl. Lakits J. publ. Hung. 
$. 280. — Schwartner Statist II. §. 84. — Grellmann Statist. Aufklärungen 
T. IIL Nr. 11. — Izdenczy: Unmassgebliche Gedanken Uber das dermalen in 
Ungarn bestehende Contribuüonssystem etc. Wien. 1802. 8. — FeJ4r Cod. dipl. 
am meisten jedoch die mit sehr freimUthigen Betrachtungen ausgestattete Disser- 
tation eines anonymen Verfassers: De diversis subsidiis pnbliois etc. 
1792. 8. 
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des Beiches, noch selbst den Unadeligen willkürlich 
aufgelegt, ja nicht einmal unter dem Vorwände einer 
freiwilligen Gabe, oder unter welch immer Titel 
ausser dem Reichstage abgefordert werden könne; 
wie die Ges. Art. v. J. 1504: 1. 1.595: 3. 4. 5. u. 6. 1597: 
3. 1598:4. 1600:3. 1681:12. 1715:8. 1723:6.1741: 
22. 1791: 13. etc. ausdrücklich lauten, und noch über- 
dicss verfügen: dass 

Der Betrag, der zur Erhaltung des stabilen Heeres 
bestimmten Contribution immer nur reichstägig 
von einem Landtage zum andern bestimmt, ausser 
demselben nicht verändert, sondern in derselben Art 
und Weise, wie die Bewilligung lautet, auch stets 
erhoben, und seiner Bestimmung gemäss verwendet 
werden solle; wie diese der 4. Ges. Art. v. J. 1827. 
wiederholt und nachdrücklich einschärfl; welche 
Verfügung auch seitdem genau befolgt wurde, wie diese 
die Akten der folgenden Reichstage v. J. 1830 — 1844. 
näher erweisen. 

Neben diesen durch die angeführten neuern Gesetze 
so klar und bestimmt ausgesprochenen Beschrän- 
kungen der obersten Finanzgewalt des Königs, 
bleibt demselben übrigens ausschliesslich Vorbe- 
halten: 

a) Kraft der ihm eigends zustehenden vollziehenden 
Gewalt das Recht, wenn die öffentlichen Abgaben und 
Steuern einmal auf die gesetzliche Art bewilligt und 
. bestimmt sind, für die Vollziehung dieser Beschlüsse, 

d. h. für Alles die nöthigen Anordnungen zu treffen, was 
zur fernem Eintheilung, Einhebung, Verwaltung, 
und redlichen möglichst besten Verwendung der 
eingehobenen Steuern ihrer Bestimmung nach für zweck- 
mässig, und angemessen befunden würde. — Eben so 
bleibt 

• b) Dem Könige die ausschliessliche Befugniss unangeta- 
stet, die ihm gesetzlich unter welchem immer Titel zukom- 
menden Gebühren und Taxen, oder auch Ablösungen 
für persönliche Leistungen oder Natural- Abgaben etc. 
von den Betreffenden für sich, oder seine Finanzbehörden 

f 
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in Anspruch zu nehmen, jeduch stets nur in der gesetzlich 
vorgeschriebenen Art und Weise, m) — Endlich 
c) Bleibt dem Könige noch insbesondere in dem ausser- 
ordentlichen Falle eines plötzlichen feindlichen Ein- 
bruches, oder unverinuthet ausgebrochenen Krieges , der 
schnelle Abhilfe erheischt, und doch keine ordnungsmässige 
Verhandlung und Berathung mittelst eines Reichstages 
zulässt, das ausschliessliche Hecht Vorbehalten : in der 


m) Die bekuiintesteii, grüssteatlieils bL' in die neiieiite Zeit üblicbeu Ge- 
bühren versehiedeuer Art sind: 1. Die s. g. Kriegs-Subsidien, welche die 
Stunde des Reiches in gewissen Nothfullen, besonders in Kriegszeiten, oder für 
den Kall eines bevorstehenden Krieges, theils in lisarem Gelde. thcils anch in 
Natur-Produkten freiwillig auf den Altar des Vaterlandes darzubringen 
pBegen; wie diess die Ueispiele aus der neuesten Zeit laut der Ges. Art. v. J. 
1792: 2. u. 6. 1796: 2. 1S02; 1. 1807 : 2. 1812: I. etc. bezeugen. — 2. Die Hono- 
rar- oder EhreugesoUenke, die ebenfalls die Ueieh.sstinde bei feierlichen 
Gelegenheiten, als der Krönung iler Könige oder Königinnen, oiler ihrer Ver- 
mkhlung zur Bezeugung ihrer freudigen Theilnahino, oder auch an andere 
hochgestellte, und um das Land hochverdiente Personen, als Zeichen ihrer Vereh- 
rung oder Erkenntlichkeit, darzubringen sich veranlasst finden. — So wurden — 
ausser den im §. 33. oben erwähnten Krönungsgesehenken und <leui dein Könige 
Mathias II. zn seiner Vernnihlung laut dem Ges. Art. 1C18: 10. deeretirten 
Ehrengeschenke — auch dem Erzherz. Eriiesl iiii .1. 1.587: 13. — dem Erzherz. 
Mathias im J. 1602 : 26. — tleni Oberfvldheirn der k. Truppen Niklas v. Salm 
im J. 1550: 70. Ges. Art. ähnliche Ehrengeschenke dargehracht. ^ 3. Die geist- 
lichen Subsidien — subsidiuni eccleslasticuui ^ wozu die Prltlaten 
Ungarns zur Herstellung der Grenzfe>tungcn gegen den Erbfeind der Christen- 
heit verhalten wurden; welche Beisteuer inij.1809. 121^634. fl. 59. kr. im J.lStO. 
(nach Angabe Wildner’s) 68,000. <1. CMze. ausmachtc. — 4. Die Leistungen in 
Naturprodukten, FeldfrUchteii (annoiiu), deren die Gesetze v. J. 1486: 81. 
1Ö38:12"-16. 1618:40. 1622:38. 1625:11. 1630:7. 1635:2.3.92. 1647:81. 
1649:5.1655:6.40. 1659:6. 1662:16.15. 1681; 12. 17. 1791:19.37.1792:2. 
u. 6. 1796: 2. 1805: 1. 1812; l. etc. gedenken. — 6. Die T axen der kön. F rei- 
sttidte (ceusus S Martini), die am Namensfestc dieses ungar. Heiligen nach 
dem Zeugnisse der Landesgeactze v. J. 1342. §. 31. 1546: 41. 1593: 5. 1594: 13. 
1601: 4. 1602: 1. 1622: 86. 1635: 1. 1638. 35. 36. 1647; 78. 1659; 61. 93. 94. 1Ö3. 
1681; 78. 1715: 98. etc. dem Könige jUhrlich dargebracht zu werden pflegte, 
welche Taxe im J. 1810. (1. 16,484 und 35. kr. im sJ. 1840- aber nach Wildne# 
86,000. fl. in CMze. betragen haben soll. — Eben .so hoch iiugehlhr belief sich 
auch die jtfhrliehe Th xe der XVI. Zipserstiidte. 6. Die Toleranztaxe 
der Juden, die im .J. 1810. in B. Zetteln 120-160,000. fl. im J. 1810. nach 
Wildner 84,000. fl. in CMze. ausgemacht hat. 7. Ueber die unentgeltlichen 
Arbeiten, Fuhren u. a. ilhnlicbe Leistungen, die bei Errichtung und Herstellung 
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grössten Eile dje ersten Würdenträger und Grossen des 
Ilclches zu einem innerhalb, nicht ausserhalb des 
Reiches, zu haltenden s. g. Convente, oder kleinerem 
Landtage zu berufen; um mit ihnen über die zur Abwehr 
der dringendsten Gefahr nöthigen Massregeln in Hin- 
sicht der Contribution, nic^it aber auch anderer Rciehs- 
Angelegenheitcn, zu bcrathschlagcn, und darnaeh zu han- 
deln; wie diese die Ges. Art. v. J. 1715: iS. u. 1741; 22. für 
den Fall ausdrücklich anordnen: welcher ausserordent- 
liche Fall indessen mehr in das Gebiet des nächstfolgen- 
den 8. g. äussersten Majestütsreebts zu gehören scheint. 

Diess wären nun die Grundzüge jener Rechte und Befugnisse, 
die dem Könige von Ungarn im Sinne der Landesverfassung 
hinsichtlich der Finanz- Angelegenheiten seines Reiches überhaupt 
und insbesondere zukommen; deren praktische Anwendung im 
zweiten Theile, der s. g- Landesverwaltnng, §. 83 — 85. ganz 
ersichtlich wird. 

t}. 50. — 9. Uh:i Recht. 

Uie bisher dargestellten, dem Könige von Ungarn, gleich 
jedem souverainen Landesfürsten, eigends zustehenden Maje- 
stätsrechte beziehen sich sämmtlich auf solche Zustand» und V'cr- 
hältnisse des Staates, die nichts Ausserordentliches an und für 
sich darbieten. — Nun lehrt aber die Erfahrung, dass zuweilen in 

der Landesfestungen von den Ifuueni geleistet werden mussten, fuhren die hau* 
figcu Landesgesetze v. J. 1470 — 184Ü. die nühern Details ausführlich an. — 
Endlich 8. machten die verschiedenen Gebühren, die unter dem Titel der 
Itcgalien, des Frenidlings-Absehoss- Fiscalitats-Rcehts beim Ueim- 
fallc der F isca 1 guter, so wie die verschiedenen Taxen, die bei Verleihung der 
Ofientlichcn Acmter, Ehren, Orden und Wurden, so wie auch die Straf- 
gelder bei verschiedenen Verbrechen und Folizei-Uebertretungen an das kon' 
Aerar zu zahlen waren, die s. g. zufiilligen oder ausserordentlichen Ein- 
künfte des k. Fisctis aus, deren Betrag nach Umstrinden wohl verschieden, 
doch im Ganzen nicht unerheblich war.— S. hierüber Mehreres b. Schwartner 
und dessen Statistik v. Ungarn II. § 81. — F ej«!r Cod. dipl. a. a O. — F4nyes 
Magyarorszäg stntistikiija. Pest. 1843. — Wildner: Ein llaupthinderniss des 
Fortschrittes in Ungarn. Wien. 1840. S. So. etc. am meisten jedoch: Springer 
Stat. des österr. Kaiserstaat>:s. Wien. 1840. und der schon erwihnten Dissertation 
des anon. Verf. De diversis subsidiis publicis in Hung. 1792. 8. 
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den staatlichen Zuständen der Völker auch ausserordentliche 
Fälle einer mehr oder weniger dringenden Noth eintreten, zu 
deren Abwehr auch nur ausserordentliche Massregeln und Mittel 
als' genügend erscheinen, die in einem solchen Falle zur Rettung 
des Staates in Anspruch zu nelimcn, die höchste Gewalt des Staates 
eben so berechtigt als verpflichtet ist; — und eben der Inbegriff 
der sich auf einen solchen Fall beziehenden Befugnisse, und Pflich- 
ten der höchsten Staatsgewalt wird in dem allgcm. Staats rechte 
mit dem Namen des äussersten Rechts (jus em ine ns) bezeichnet, 
und aus diesem Begriffe dessen Rechtsgrund, und exceptionelle 
Geltung, sammt ihren Grenzen, die Unterarten desselben sammt 
den darin enthaltenen Befugnissen und Verpflichtungen, nach 
Vernunft-Principien abgeleitet, um in vorkommenden ähnlichen 
Fällen in jedem positiven Staate in Anwendung gebracht zu 
werden, a) 

Hinsichtlich des Königreiches Ungarn tritt hier abermals die 
schon öfters ip den vorhergehenden Paragraphen vielfach bespro- 
chene Frage in den Vordergrund: ob auch dieses Majestätsrecht 
dem Könige von Ungarn überhaupt in der vollen Geltung des 
allgem. Staatsrechts — unumschränkt und ausschliesslich — 
oder aber, nach der positiven Verfassung dieses Landes, mit einiger 
Beschränkung auf die Mitwirkung der Stände des Reiches, 
und diesa letztere nothwendigerweise gesetzlich? oder nur 
nach dem Ermessen und freien Willen des Regenten, zuerkannt 
werden könne und dürfe? * . - ! 


a) Hierüber kann vergiichen werden: Virozsil Epit J. n. §.160 — 161. wo 
zugleich die Literatur, diesen Gegenstand betreffend, näher angeführt wird. Doch 
kann zu diesem Zwecke auch dienen: PUtter's Lit. III. S. 878—482. und KlU- 
ber's Lit. S. 821. und dess. öffentl. Recht §. 650—652. — Voln Standpunkte des 
positiven Rechts, und zwar mit Anwendung auf das K. Ungarn, erörtert die- 
sen Gegenstand Lakits ins. J- publ. H. §.822 — 826. doch mehr nur vomStand- 
punkte des allgem. Staatsrechts, ohne über Ungarn etwas besonders Neues 
anzuführen. — Letzteres leistet eher die kleine, aber an innerm Werth nicht 
unbedeutende Dissertation von Prof. Szlemenits, die in Jud. gyüjteme'ny 
V. Heft. S. 14—19. unter dem Titel erschien: A vagyonbdli fö igazrdl — de 
dominio eminente Regis Hung. — sammt einer kurzen Recension ders. v. 
St. M. im X. Hefte S.99. die jedoch, eben so wie Benczur in s. Dissert. de emi- 
nenti Regis apost. dominio, dieses Majestätsrecht nur von einem Gesichtspunkte, 
nämlich dem dinglichen, nicht auch persönlichen in Betracht und Erörte- 
rung ziehen) 
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' Die Beantwortung dieser Frage scheint unsern heimischen 
Rechtsgclehrten und Staatsmännern eben so ungelegen und 
unwillkommen, als der Gegenstand derselben an sich verhasst, 
oder wenigstens verdächtig, und von einer ominösen Vorbedeu- 
tung zu sein; da die meisten derselben mit einer Art von Scheue 
jede wissenschaftliche Erörterung hierüber möglichst zu vermeiden 
trachten; wie aus der in der Anmerkung a) angezeigten kargen 
Literatur dieses Gegenstandes ersichtlich wird, h) — Es ist wohl 
nicht zu läugnen, dass selbst in den Landesgesetzen nicht einmal 
der Name desselben irgendwo vorkömmt, aber dcsshalb wird das 
Wesen dieses äussersten Kechts im Ungar. Rechte durchaus 
nicht ignorirt, vielmehr lassen sich sowohl in den Landesgesetzen, 
als dem Reich sherkommen mehrere Spuren nach weisen, die dessen 
vernunftgemässe Anerkennung und praktische Geltung im 
ungarischen Staatsleben so ziemlich genügend erweisen, c) 

Dem zufolge mag vom Standpunkte des Ungar. Staatsrechts 
hinsichtlich des s. g. äussersten Rechts unbedenklich, und ohne 
Gefahr eines Irrthums, behauptet werden: dass 
a) Dem Könige von Ungarn, gleich Jedem souverainen Landes- 
fursten, die mit dem Namen des äussersten Rechte bezeich- 


b) Dies» gesteht selbst der wUrdige Verfasser der eben erst erwubnten 
Dissertation, Sziemenics, in den vorausgeschickten Worten: »Nemkisnehdz- 
adggel vagyon össze kötetve ezen kdrdes a magyar hazinkban, melly csik- 
ländos kdrdds fejtegetdsdt iröink tobbnyire elmelöznek, nemelyok pedig 
csak rövideden, avagy csak egy rdszröl drdekelneka etc. was selbst der oben 
erwähnte Recensent dieser Dissertation seinerseits also bestätigt: »Ezen kerdds- 
nek fejtcgetdsdt csiklanddsnak dllitja a tanitö, ds az valöban csiklandos is — 
jobb is lett volna talin azt nem is feszegetni.« Warum aber und wozu.diese 
ZorUckhaltung in einer wissenschaftlichen Frage? — Darüber wird uns 
keine Auskunft zu Theil. 

e) Was jedoch in den Urkunden und Gesetzen der Ungar. Könige — 
besonders in den CI au sein der Diplome und Privilegien — hiu&g vorkömmt: 
ex plenitudine potestatis regiae« — vaus königlicher Machtvoll- 
kommenheit« dieser Ausdruck kann nur in seltenen Füllen auf das hier 
besprochene üusserste Recht bezogen werden. — Gewöhnlich wird darunter 
nur die Machtvollkommenheit, wie jedes Souverains, also auch des Königs von 
Ungarn in der Ausübung der ihm ausschliesslich zuständigen vollziehenden 
Gewalt, und der daraus fliessenden Gerechtsame, verstanden. — In welchem 
Sinne nun jene Clausel in jedem einzelnen Falle zu nehmen sei? diese kann 
nur aus den Umstünden jedes einzelnen Falles nach den Regeln einer richtigen 
Interpretation benrtheilt und entschieden werden. — AlsoLakits a.a.O.$.323. 
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nete Machtvollkommenheit eigen sei: in iiusserordentlichen 
Fällen dringender Noth, oder wo hohe und wichtige 
Interessen des Landes auf dem Spiele stehen, über die Per- 
sonen, Sachen und liechte der Landeaangehürigen auch 
gegen deren Willen eigen niiichtig so zu verfugen, wie es zur 
Rettung oder Wohlfahrt des Landes unumgänglich nüthig 
erscheint. Denn die Noth in solchem Collisionsfalle kennt 
kein Gebot, und kein Gesetz, als jenes der Erhaltung des 
Ganzen, mit Aufopferung einzelner Theile desselben; 
wie diess auch der erste Grundsatz jedes geselligen Vereins, 
und der letzte Zweck des Staates gleich gebieterisch erhei- 
schen.— Denselben Grundsatz deutet auch Werböcz in seinem 
Trip. I: 9. Tit. nicht undeutlich mit den Worten an: -»Nobi- 
Ics regni nullius praeterquam Principis legitime coronati 
subsunt potestati,et ipse quoque Princeps neminemeorum 
praeter viam juris et alteraparte inaudita in persona vel 
rebus suis — »ordinaria auctoritate« impedire v. turbare 
potest — dadurch zugleich andeutend: dass unter ausser- 
ordentlichen Umständen einer dringenden Nothwendigkeit, 
oder Wohlfahrt des ganzen Reiches, auch ausserordentliche 
Massregeln zulässig seien, daher selbst von diesem Cardinal- 
Vorrechte des Ungar. Adels ausnahmsweise abgesehen 
werden könne, d) — Dasselbe bekräftigen auch mehrere, sowohl 
ältere als neuere Landesgesetze, insbesondere des h. Steph. 
II. 1. Andr. I. edict. sowie die Decrete der KK. Carl Rob. 
Sigmund, Math. Corv. am meisten jedoch die neuem Ges. 
Art. V. J. 1715: 8. 1723: 6. 1741: 22. wodurch dem Könige im 
Falle einer ausserordentlichen Nothlage des Reiches die 
Befugniss eingeräumt wird, ausser dem gesetzmässigen Reichs- 

d) Hierüber stimmen fast alle Rechtsgelehrten und Politiker überein, 
nur mit dem Unterschiede : dass die letztem ohne Ausnahme jenes Xusserste 
Recht in den beiden im Begrifie desselben zusammengefassten Füllen, einer 
dringenden Noth, oder ausserordentlicher Förderung des allgemeinen 
Wohles, in Anspruch nehmen; und zwar selbst in Ungarn ohne allen Einfluss 
der Stünde des Reiches; die erstem hingegen diess Recht meist nur auf den 
einzigen dringenden Nothfall, wo die Rettung des Staates ohne diesesMittel 
unmöglich schiene, beschrankt wissen wollen; bei dem andern Falle hingegen 
wenigstens eine vorläufige Berathung, Theilnahme und Mitwirkung der 
Stande des Reiches für zulässig oder wUnschenswerth erklären; wie aus Anm. f) 
unten naher zu ersehen ist. 
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tage in einem engem, von ihm einberufenen Convente der 
Grossen des Reiches über die nöthigen Subsidien zu berath- 
schlagen; ja sollte der Fall der Noth noch dringender sein, 
mit Hintansetzung aller Förmlichkeiten nach eigenem 
Ermessen die zur Rettung des Staates fiir nöthig befundenen 
selbst äussersten Massregeln und Mittel zu ergreifen, und in 
Anwendung zu bringen; welche Gepflogenheit besonders in 
Kriegszeiten stets ohne die mindeste Widerrede von Seite 
der Stände, als gesetzlich und rechtmässig anerkannt 
wurde; wie es die Geschichte aller Zeiten und Länder nebst 
unserer vaterländischen in unzähligen Beispielen nachweisen 
kann, e ) 

Aus diesem Grundsätze fliesst nun von selbst die Folge: 
dass 

b) Auch alle jene besondern Befugnisse, die aus dem Begriffe 
des äussersten ■ Rechts — hinsichtlich der Personen, 

Sachen oder Rechte der Staatsgenossen — das allgemeine 
Staatsrecht dem Landesfürsten überhaupt für ähnliche 
ausserordentliche Fälle zuerkennt, eben so dem Könige von 
Ungarn insbesondere kraft der ihm in seinem Reiche 
zukommenden Machtvollkommenheit (ohne dass deren spe- 
cifische Anführung hier nöthig wäre) zuerkannt werden 
müssen, wenn nicht irgend eine Ausnahme davon nach den 
positiven Gesetzen dieses Landes nachgewiesen werden kann. 

Da indessen die oben erwähnte Machtvollkommenheit der 
höchsten Staatsgewalt bei diesem Majestätsrechte in Ungarn •> 

so wie anderwärts der Gefahr eines Missbrauches, der 
gerade zum Despotismus führen könne, am meisten aus- 


e) Diese Beispiele kommen wahrlich in der Kriegsgeschichte der letzten 
Jahrhunderte — und bei Gelegenheit der dazwischen abgeschlossenen Friedens- 
Vertrüge — selbst in Hinsicht Ungarns, wo durch die letztem oft integri- 
rende bedeutende Theile des K. Ungarn von dem Gebiete desselben abgelöst, 
und dem Erbfeinde der Christenheit, zur Kettung des Ganzen, überlassen 
werden mussten, so hüußg vor, dass hierüber gar kein Zweifel obwalten kann — 
und diess zwar ohne den geringsten Widerspruch der Stande des Reiches — 
wie aus dem letzten Beispiele ähnlichen Vorgehens in dem Fressburger 
Frieden von 1805. und dem Wiener Frieden von 1809. wo einTheil Croatiens 
sammt dem ungar. KUstenlande an Frankreich abgetreten werden musste, 
zur Genüge erhellt. 
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gesetzt ist, so schiene es wohl nicht überflüssig, hier aus* 
drück! ich zu bemerken: dass 

£() Die Ausübung des äussersten Hechts in Ungarn, wie in 
jedem constitutionellen Staate, nicht nur an die natür- 
lichen Bedingungen, die sich aus der Natur der Sache nach 
Vernunft-Principien von selbst ergeben, sondern auch an 
die Garantien, wodurch in constitutionellen Staaten die 
Verfassung des Landes gegen jeden Missbrauch der höch- 
sten Staatsgewalt möglichst geschützt zu werden pflegt, 
gebunden sei; folglich diese .doppelte Sanction eine um so 
. grössere Beachtung von Seite der höchsten Staatsgewalt 
verdiene. — Ferner 

Da in dem Begriffe des äussersten Rechts gewöhnlich als 
Bedingung nicht nur der Fall einer ausserordentlichen 
Noth, sondern auch jener, wo es sich von der Förderung 
hoher und wichtiger Interessen des Staates handelt, mit- 
begriffen zu werden pflegt, eine Bedingung, die hier sogar 
■ den Haupt-Rechtsgrund oder Titel des hier in Frage 
gestellten Rechts bildet, in dem letztem Falle aber der 
erwähnten Bedingung gewöhnlich die Umstände nicht so 
dringend, wie in dem ersten, zu sein pflegen, dass sie jede 
vorläufige Berathung, also in Ungarn auch die reichs- 
tägige Theilnahme und Mitwirkung der Stände des 
Reiches als unzulässig, wo nicht durchaus unmöglich 
erscheinen Hessen: so scheint auch nicht ohne Grund meh- 
reren unserer heimischen Rechtsgelehrten und Staatsmänner 
jene Ansicht dem Geiste der Gesetze und der constitutio- 
nellen Verfassung des Landes mehr angemessen zu sein, 
wenn die Ausübung des äussersten Rechts bei uns in dem 
letztem Falle nicht in die absolute Willkür des Königs 
gesetzt, sondern zugleich von der gesetzlichen Mitwir- 
kung und Beistimmung der Stände des Reiches abhän- 
gig angenommen wird; wie diess- nebst andern auch die 
zahlreichen Reichsgesetze, die unter ähnlichen Umständen 
als Ergebnisse der beiden Factoren der gesetzgebenden 
Gewalt sich darstellen, namentHch 1464: 10. 1453: 6. 1471: 
29. 1492: 15. 1543: 4. 1546: 42. u. 56. 1547: 15. u. 25. 1548: 
12. 1550: 19. 1563: 16. u. 19. 1622: 72. 1625: 59. 1715: 69. 
1723; 48. 1741: 14. 1791: 57. ja selbst in der neuesten Zeit 
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1807: 21. 1836: 25. 26. 36. 1840: 4' 10. 38. u. 39. etc. und 
die zugleich diese Theilnahme der Stände für solche Fälle 
als gesetzlich nothwendig voraussetzen , so ziemlich 
genügend beweisen, f) 

Indessen, wenn die hier angeführten Gründe, und die 
dabei so zahlreich angezeigten Landesgesetze einer 
genauem Prüfung nach den Kegeln einer echten Inter* 
pretation der Gesetze unterzogen und darnach gewürdigt 
werden, scheint dieTragweite undBeweiskraft derselben 
dennoch nicht so weit zu reichen, um die mittelst dieser 
Ansicht angestrebte Beschränkung des äussersten Rechts 
des Königs von Ungarn hoch über allen Zweifel zu stellen. — 
Denn 

1. Vorausgesetzt, ja selbst theilweise zugegeben, dass die 
oben sub ß) angeführten Vordersätze ihre volle Rich- 
tigkeit haben, so kann doch nicht dasselbe von dem 
daraus gefolgerten Schlüsse behauptet werden; indem cs 
daraus nicht ersichtlich wird: warum in dem erwähnten 
zweiten Falle die reichstägige Mitwirkung und Bei- 
stimmung der Stände des Reiches durchaus nothwendig 
befunden werden sollte, wenn keine solche positive 

J) Unter den zahlreichen Anhängern dieser An.«icht, die jedoch meist den 
guten Rath des in der Anm. b) oben angeführten Becensenten befolgen, und Uber 
einen, wie es heisst, so kitzlichen Gegenstand lieber ihre Meinung für sich 
behalten, zeichnet sich vorzüglich der am das nngar. Privatrecht und die Ungar. 
Akademie so hochverdiente k. Rath und Prof. Szlemenics durch seinen Frei* 
muth aus, womit er die hier erwähnte, so viele geheime Anhänger zählende 
Ansicht offen und frei im Interesse der Wissenschaft und des Landes erörtert, 
nnd mit allen ihm zu Gebote stehenden Waflen des Geistes vertritt, den wahren 
Streitpunkt gleich anfangs klar und präcis in folgender Aeusserung fixirend: 
vEllenben pedig — nämlich gegenüber der ersten in der Anm. d) näher ange- 
führten Meinung — a törvtinyszerzö testbez tartozik a vagyonbdli fö 
joggal vald ^^s akkor, ha a hazänak szUksöge nem olly sUrgetö, hogy 
annak elhiritisa semmi halasztästne szenvedjen, a vagy ha csak s hazänak 
tetemes hasznäröl ös boldogsäga nagyobb virägzäsärdl forog a szö. — 
Kitetszik ezen vdleked^snek valösäga akär a polgäri alkotmänyunknak 
termöszetöt, akär törvenyeinknek rcndeldseit tekintjuk« s a t. — 
welcher Meinung indessen der nicht weniger patriotisch gesinnte, aber 
logisch consequenter denkende Recensent desselben mit einem Dilemma 
entgegentritt, dem gehörig anszuweichen nicht so leicht sein dürfte. — Vergl. 
die folg. Anm. g) h) i) k) 1) m) bis zum Ende. 


Digitized by Google 



192 


Gründe oder Gesetze vorhanden sind, die diees aus- 
drücklich erforderten? — Oder ist etwa blos dcsshalb, 
weil in einem speciellen Falle eine ähnliche vorläufige 
Mitwirkung der Rcichsständc möglich erscheint, dieselbe 
sogleich als zu liecht I>c8tchend und nothwendig anzu- 
erkennen? wo doch sonst eine Schlussfolgerung: a posse 
ad esse — nach den Regeln der Logik — nie zulässig 
erscheint. — Würden auf diese Art nicht die meisten, 
wo nicht alle Majestätsrechte des Königs von Ungarn, die 
auch sonst ohne das mindeste Bedenken für ausschlics- 
send und Vorbehalten anerkannt werden, zuletzt in 
Comitialrechte umgewandelt, und mit den Ständen 
gctheilt werden müssen? was doch den Haupt-Grund- 
sätzen der Ungar. Verfassung geradezu widerspricht. 

2. Jener Beweis, der von der cigenthümlichen Verfassung 
des Landes, und der gesetzgebenden Gewalt derselben 
insbesondere abgeleitet wird, reicht nicht weiter, als nach- 
zuweisen: dass die gesetzliche Thcilnahine und Bei- 
stimmung der Stände des Keiches in jenen Fällen wohl 
erforderlich sei, wo es sich davon handelt, über die Rechte 
und Befugnisse der einzelnen Staatsgenossen im ordent- 
lichen Wege der Gesetzgebung — in Form eines allge- 
meinen Gesetzes — irgend eine Verfügung zu treffen; 
wie diese aus den im §. 49. hinsichtlich der von dem Pri- 
vatvermögen der Staatsangehörigen zu erhebenden 
Abgaben, Steuern, Subsidien, Zöllen etc. angeführ- 
ten Beispielen zur Genüge erhellt, und auch von Nieman- 
den in ähnlichem Falle bezweifelt wird. — Aber schon im 
Begriffe des äussersten Rechts ist <lic Bedingung mit- 
cnthaltcn: dass dasselbe nur für ausserordentliche Fälle 
zu gelten habe, wo die ordentlichen Massregeln und 
Mittel der allgemeinen Sicherheit und Wohlfahrt nicht 
ausreichen, wo nicht in Form eines allgemein zu gelten- 
den Gesetzes, sondern ausnahmsweise, nach Umständen 
einer dringenden Nothwendigkeit, die kein Gesetz 
kennt, plötzlich Rechnung getragen, und über Personen und 
Rechte der Staatsangehörigen Verfügungen getroffen wer- 
den müssen, wie sie die allgemeine Sicherheit und Wohl- 
fahrt unumgänglich erfordert. — In solchen und ähn- 
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liehen dringenden Fiilleii die Kettung oder Wohlfahrt 
des Reiehes von den langsamen Berath iingeii und 
Besehlüssen einer Reichsversamml ung abhängig 
machen zu wollen, hiesse eben so viel, als im voraus den 
Staat der grössten Gefahr preis gehen; nach dem bekann- 
ten klassischen Sprichworte: ^Deliberante Roma, 

Sagunthum perit.« g) — Endlich 
3. Was die oben sub ,9) angeführten zahlreichen Landes- 
gesetze betrifft, diese genauer erwogen, erweisen noeh 
weniger das, was hier in Frage steht. Denn die meisten 
derselben enthalten blos Verfügungen, die nach eigenem 
Ermessen zu treffen, der König kraft der ihm zustchenden 
vollziehenden, oder der Militär- oder iler obersten 
Polizeigewalt, ohnehin eben so berechtigt, als ver- 
möge seiner k. Würde auch verpflichtet ist. h ) — Andere 
davon geben nur den Bitten und Wünschen der Stände, 
kraft des ihnen zustehenden PctitionS-Rechtes, einen 


g) Hierin stimmt nebst Andern auch der oben eirwahnte Rccenseot mit 
unserer Ansicht voUkommeu uberein, wo er der Bohuuptunir des Prof. Szleine- 
nies mit seinem Dilemma ent;'pgentritt: pSemini szUk.'icg sintsen tebät azun 
kUlunböztetcsre, inolyet tauitd ur munkäjäban cdöäd: wert hol a f'ejedclemnek 
rendszerint valö hatalma elegscges, oU belye uincs uzöreudkiviilvalö 
hatalmitnak, a mit tanäcskoziis rendes utjdn elvcgeziii lebet, ott a fejedelem 
rendkivul valö mödonhoz nem nyulbat, de nyulni sohasem is szokott. — 
Noha tehöt a vagyonbcli fö jog m in de n kor a fejcdelemc, az azzal valö elesnek 
azonban csak a rendkivUlvalö szuksegben ös esetben vagyon belye. — De ez 
Magy arorszdgban szintugy, mint miis orszägokban. Igy St. M. a tud. gyujtem. 
1817. X. kötet. lOü. 1. 

So insbesondere die Gesetze von 1403: 6. 1464: 10. 14ÖL': lö. 1543: 4* 
1546: 42. u. 56. 1547: 15. u. 25. 1563; 16. 1741 : 29. etc. wodurch überhaupt ange- 
ordnet wird : dass die Schlösser und befestigten Platze im Lande, di> 
vielleicht weniger not h wendig, o<lcr wenn sic vom Feinde früher besetzt 
würden, Tür die ganze Umgegend als gefährlich befunden werden könnten, 
durch die. Ober-Capi tane des Landes demolirt wurden sollen; theiU damit 
sie nicht in die Hände der Feinde geruthen, theils den Uaiibern und Plünderern 
des Landes nicht zu Schlupfwinkeln und Asylen dienen zum grossen Nach- 
thcil der Ölfentlieben Sicherheit; welcher Beweggrund hinlänglich aiizeigt, dass 
«licss Recht ganz füglich auf das Polizei- oder auch höchste Waffeurecht des 
Königs zurUckgeführt werden könne, wo den Standen des Reiches ohnehin 
kein Einfluss gebührt; was die letztem selbst ausdrücklich im 7. §. des 
16. Ges. Art. v. J. 1568. anerkennen. -- Dasselbe gilt auch von dem 14. Ges. Art. 
d. J. 1761. worin die nöthigen Anordnungen wegen AbschalTmig der gemein- 

anc*r. 11. 13 
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legalen Ausdruck, ohne den ausschliesslichen Befug- 
nissen des Königs nahe treten zu wollen; i) andere end- 
lich, und zwar die meisten aus der neuern Zeit, legen aus 
Rücksichten des allgemeinen Wohles einzelnen Staats- 
genossen Lasten und Beschränkungen hinsichtlich ihres 
Privat-Besitzthums auf, k) die nach der Landesver- 
fassung in Anspruch zu nehmen, nur im gegenseitigen 
Einverständnisse des Königs mit den Ständen des 
Reiches, im Wege der Gesetzgebung des Landes, 
gestattet ist; wozu es jedoch keines Titels des äussersten 
Rechtes bedarf, da ihm diese auch kraft des obersten 

schSdlichcn Mühlen, und anderer ähnlicher Hindernisse der Fluss- Schiff* 
fahrt und Errichtung neuer Dämme etc. getroffen werden, was alles natürlich 
kraft des Polizei-Rechts den Local- Behörden, als Organen der executiven 
Gewalt, ohne irgend einen andern Rechtstitcl, überlassen zu werden pflegt. 

i) Hier können unter andern die Ges. Art. v.J. 1548: 12. 1560: 19. etc. zum 
Beispiele dienen, von denen schon oben §. 37. beim Majestätsrechte hinsichtlich 
der Rcligions- mul Kirchenangclcgcnhcitcn Erwähnung geschah. — 
Spuren ähnlicher Bitten und Postulate der Stände kommen häufig auch bei 
andern, dem Könige ausschliesslich vorbehaltenen Majcstätsrcchtcn 
nicht selten vor, die blos als Ib woise des s. g, Petitions-Rechtes, ohne weitern 
.\nspruch, gelten können. 

k) Dahin gehören die oben tingefülirten Gesetze v. J. 1563: 19. 1622: 72. 
1626: 59. u. 1715: 69. wodurch bestiniint wurde: dass die Grenzfestungen die 
Brüder und andere mitbi^sitzendc Grundherren nach einem verhältnissmas- 
sigen, jedem Einzelnen zukomtneuden Anlhcilc, im guten Stande zu erhalten 
verpflichtet wären. — Wenn jedoch über den vcrhältnissinässigcn Antheil 
der Einzelnen auch bei Vertheilung der Einkünfte von Wirthsli äusern, Müh- 
len, Wäldern und andern Uhnlichon gemeinschaftlichen Bcncficien, nach Her- 
kommen und Gepflogenheit, unter den Mitbesitzern ein Zweifel oder Streit 
ent^itUndc, so soll derselbe durch die Comilats-Bchördnn, oder auch cigends 
dazu ansgesandte Commissäre, nach Recht und Billigkeit im Sinne d. Ges. Art. 
V. J. 1687: 16. so wie auch v. ,1. 1791: 57. u. 1807: 21. 1836: 12 entschieden 
werden. — Dasselbe gilt auch von dem Ges. Art. 1723: 48. hinsichtlich des auf 
die Güter der Verschwender zu legenden Sequesters. — Eben so enthält der 
15. 16. 17. 18. 19. 20. 21. 22. Ges. Art. d.J. 1810. eine Menge ähnlicher Polizci- 
VerfUgungcn in Angelegenheiten des Handels- und Wochselreehts, des 
Fracht- und Fuhrwesens, der Handels-Gesellschaften etc. wozu auch 
noch die bereits oben §. 46. Anm. g) angeführten Gesetze über die aus Privat- 
mittcln zu unternehmende Comnuinications- und Verkchrsnii tte 1 jeder 
Art, die ins Bereich der hohem s. g. Wohlfahrts-Polizei gehören, dazu 
jedoch keine.s Reehtstitels des äussersten Recht.s bedürfen; wie schon erwähnt 
wurde. 
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Polizei-Rechts in wichtigem Fällen der s. g. Wohl- 
fahrts-Polizei ohnehin zustcht; wie oben §. 46. schon 
erwähnt wurde, l) 

Aus allem bisher Angeführten darf nun. nicht ohne Grund, 
gefolgert werden: dass die oben in Frage gestellte theilweise Be- 
schränkung des dem Könige von Ungarn überhaupt zukommen- 
den s. g. äussersten Rechts auf die Mitwirkung und Bei- 
stimmung der Stände des Reiches, in Fällen, wo offenbar keine so 
dringende Nothwendigkeit diese Massregel ausschliesst, weder aus 
den Landesgesetzen, noch dem Reichsherkommen, oder andern 
Rechtsgründen zu erweisen sei; und daher auch die Ausübung 
dieses Rechtes überhaupt in Ungarn, besonders wenn der echte 
Begriff desselben blos auf die Fälle ausserordentlicher Noth 
beschränkt bleibt, keiner weitern Beschränkung unterliege, als 
die ihr durch die vernunftrechtlichen Principien des allgein. 
Staatsrechts vorgezeichnet ist. — Doch dürfte eine einzige Bestim- 
mung ausnahmsweise in Ungarn hier noch hinzugefügt werden; dass 
tyenn jener Fall einer dringenden Noth. oder einer grossen 
Gefahr für den Staat, welcher der .\usühung des äussersten 
Rechts den Anlass in Ungarn geboten hat, einmal vorüber wäre, 
derselbe bei der nächsten Gelegenheit den .Ständen des Reiches zur 
Kenntniss zu bringen sei; denen cs dann obliegen würde, in 
gemeinsamer Berathung mit der Regierung die nöthige Vorsorge zu 
treffen, dass sowohl den Pri vat-F igen t h ü mer n , die einige 
Opfer dem allgemeinen Wohle zu bringen genöthigt wurden, die 
verhältni.ssmässige Kntschädigung tlalür geleistet, als auch die 
öfl’cntlichcn Rechte des Reiches oder der .Stände, die während der 
allgemeinen Nothlagc mehr oder minder gelitten. nach überstan- 

I.) Hinsichtlich der .\idigtinK neuer Kisciibnhiien, welcher Gegenstand 
ebenfalls ins Bereich der hohem Polizei einschlügt, ist eine der interessante- 
sten dabei vorkomiiicnden Fragen jene nber die E x propri a ti on Jener Grund- 
besitzer, durch deren G.-biet die Traee geführt werden soll, wobei natürlich 
gewöhnlich auch das ansserafe Ueeht des Staates in An.spnieh genommen 
wird. — Doch in welchem Gratle? bis zu welcher Grenze? unter welchen 
Bedingungen? hierüber besteht oft eine grosse Itteinungs-Vers.dii.ulenhcit, 
und die bekannten Aneedoten von Friedrich II. König von Preiissen und seines 
Benehmens gegen den EigenthUmer der Mühle von Sanssouci, die dadurch 
berühmt wurde, so wie von einem ähnlichen Falle des Kaisers Napoleon I. in 
Mal tnaiflon, können fUgltcli al5 pa8scn«Ie lIliiAf mtionon über die Anwendung; 
des hier erörterten Maje.statsrochts gelten, 

13 * 
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(lener (Ivfulir wieder in den frühem Stand zurückversetzt wer- 
den; wie diese In Ungarn hauptsächlich in Bezug auf die während 
der Kriege oder anderer Unfälle in Verlust gerathenen Gebiets- 
theile oder Nebeuländer und Güter der h. Krone zu allen 
Zeiten, nach dem Zeugnisse der Geschichte, der Gepflogenheit der 
Reiehstäge, und selbst im Sinne des 3. Artikels des Krönungs- 
Diploms, und anderer Landesgesetze beobachtet worden ist. m) 

§. 51. — 10. Das Recht hinsichtlich der Land- oder 

ReichstfijKe. a) 

Ausser den Majestätsrechten, die jedem sou verainen Landes- 
fürsten sowohl in den ordentlichen, als ausserordentlichen 
Umständen des Staates, aus dem Begriffe der höchsten Staats- 
gewalt, auf gleiche Art und VV^eise zustehen, ist dem Könige von 
Ungarn nach der eigenthümlichen Verfassung dieses Reiches noch 
insbesondere eigen das ihm hinsichtlich der Land- und Rcichs- 
täge h) Ankommende Recht: alle Anstalten und Vorkehrungen zu 

n»; Diuss wird in Ungarn hauptsächlich durch die häufigen Gesetz- Artikel 
bestätigt, die über Einverleibung der iin Laufe der Zeiten von der h. Krone 
abgerissenen , später wieder zurück erlangten, oder zurück zu erlangenden 
Gebietsthei 1 e des K. Ungarn, und seiner Nebenländer lauten, und reichs- 
tägig abgefasst worden sind; als in der neuern Zeit insbesondere v. J. 1715: 92. 
u. 116. 1723: 20. u. 88. 1729: 7. 1741: 2. 18. 50. 51. 1791: 2. u. 61. 1792: 2. u. 11. 
1827: 13. 18.30: 5. u 12. 1836: 21. 1840: 33. u. 34. etc. 

a) Hinsichtlich des hier besprochenen MajestUtsrechts sind die Haupt- 
Grundsätze vom Standpunkte des allgem. Staatsrechts in den Werken der 
berühmtesten Stuatsrechtslehrer Aretiu, llottcck, Pölitz, Zachariae, Mau- 
renbreeber, Jordan, Klüber, Fritot, Zöpfl, Macarel etc. zu finden, so 
wie vom Standpunkte des pos. ungur. Rechts über diesen Gegenstand haupt- 
sächlich nachgelesen und verglichen zu werden verdienen: ausser den schon 
bekannten Werken von ürmenyi, lioscninann, Lakit.s, Schwartner II. 
§.37 — 59. die Monographien von .J. Tomka-.Szä8zky: Coramentatio hist, 
pol. de comitiis R. llriac, auch in J. Horvath Bibliothcca Jur. Cons. Hung. 
T. III. Vienn. 1789. dann A nony mi: Dissertatio J. publ. Hung. de comitiis 
R. Hung. deque organisatione eorumdeni Pos. 1791. 8. Endlich: Kovachich 
Vest. comit. etc. und Fejer Cod. diplom. Hung. T. X. Vol. 2. wo in der Vorrede 
die Art und Weise der Abhaltung ungar. Lancitäge durch alle Perioden der 
vaterländischen Geschichte eben so gelehrt als interessant dargestellt wird. 

h) Die Land- oder Reiehstäge werden in den ungar. Gesetzen mit ver- 
schiedenen N:iiuen bezeichnet. — Unter den ersten Arpadischen Königen 
kommen sie in dem Decr. des heil. Stephan II. B. 19. 27. 33. H. unter dem 
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treffen, die nach der Landesverfassung zu der gesetzlichen Wirk- 
samkeit dieser höchsten politischen Körper oder Versammlungen 
des Reiches unumgänglich erfordert werden. — Diese Gewalt, als 
Inbegriff mehrerer darin enthaltenen Rechte, wird gewöhnlich im 
Sinne der ungar. Landesgesetze in ein actives und passives 
Recht eingetheilt; und unter jenem das Recht, diese Reichsver- 
sammlungen rechtmässig, d. h. den Landesgesetzen gemäss, ein- 
zuberufen, und in Thätigkeit zu setzen; unter diesem aber die, 
bestimmten physischen oder moralischen Personen zustehende 
Befugniss, an denselben gesetzlich Theil zu nehmen, oder bei 
denselben Sitz und Stimme zu haben, verstanden, c) 

Namen Concilium regale oder Commune regni — in K. Colomann’s 

I. Decr. in der Vorrede §.16. und abermals im II. Decr. des heil. Stephan 

23. H. werden sie als ConventusPrimatum — oder wie in der Vorrede des 

Decrets des heil. Ladislaus 16. u. 37. so wie auch in Colomann's II. Decr. 

6. H. als Synodus sancta bezeichnet. — ln der mittleren Periode ist schon 

in denVorreden derDecrete die Rede von: Conventus regni generalis DD. 

Praelatorum, Magnatum et Nobilium caeterorumque regnicolarum, 

wie in den Ges. v. 1471: 1. 1660. u. 1622. ferner 1625. 1630. 1685. 1638. 1647. 

\ 

1656. bis 1761. oder sie werden nur kurz genannt: Conventio generalis 
nobilium aut regnicolarum uti 1446: 4. 1498: 45. 1463. u. 1458. in Vestig. 
Com. V. 1471. so wie am Schlüsse des Decr. v. 1492. 1600: 10. etc. oder auch nur 
Congregatio diaetalis, wie im Eing. d. Decr. v. 1616. 1647. 1659. 1729. 
u. 1761. oder Congregatio generalis, wie 1458; 3. u. 48. und in Vest. Com. 
1495: 27 1498: 74. 1459: im Eing. so wie auch in den Decr. v. 1464. 1492. 1546. 
1603. 1618. 1622. 1647. 1729. oder auch wieder ausführlicher: Congregatio 
generalis Universorum Praelatorum, Baronum et Procerum, Nobi- 
li umque im Eing. d. Decr. v. 1462. 1446. und am Schlüsse derselben v. 1463: 3. 
1462: 1. 1486: 40. 63. etc. — Oefters werden sie auch genannt: Diaeta gene- 
ralis seu congregatio, oder Conventus regnicolarum, wie im J. 1463: 3. 
1500. im Eingänge, 1672: IV. 3. eben so in der Vorrede v. J. 1741. u. 1766. wie 
auch im J. 1488. 1486. 1487—1638: 1 1492. im Eing. und in demLandt. v. Bäcs 
V. 1617: 6. Einmal kömmt sogar in dem Decr. v. J.1289. in Vestig. Com.S.160. 
die Bezeichnung Parlamentum publicum regni vor. — In der neuern Zeit 
der österr. Periode werden die Landtage am häufigsten und fast immer mit dem 
Namen: Conventus generalis regni vel diaetae — in der ungar. Sprache 
»Ors z4ggy üläse« — in der deutschen »Landtage^« oder auch »Reichs- 
tage« bezeichnet. — Vergl. Tomka, Szäszky, Kovachich, Fejer a. a. O. 

c) Aus der oben angegebenen Begriffs-Bestimmung ist leicht zu entnehmen, 
dass an diesem Orte nur von dem activen Rechte des Königs, hinsichtlich der 
Reichstage, die Rede seinkönne. —Von dem pass i ven Landtagsrechte wird weiter 
unten §.56—59. so wie auch §. 73 — 76. die Rede sein, wo es sich von denRechten 
der Stande des Reiches, oder auch der wirkl. Abhaltung der Reichstage handelt. 
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Duä» einu sulche Gewalt lui Küu. Ungarn, als einem nionar- 
chiach-constitutionellcn Lunde, vorhanden sein, und als Attri- 
but oder Prärogative der Krone dem Könige überhaupt 
zuerkunnt werden müsse, kann schon daraus entnoinuien werden : 
dass eine gesetzmässige Thätigkeit eini’s so hochgestellten poli- 
tischen Körpers, als die zu einem Reichs- oder Landtage ver- 
sammelten Stände des Reiches, als die einzigen öffentlichen Organe 
und Vertreter des u n garis(dien Volkes in ihrer Gesammtheit 
darstellen, in einem mon arch i seh e n Staate — ganz unabhängig — 
ohne offenbaren Widerspruch gar nielit begriffen werdenkann. — In- 
dessen wie weit diese k. Prärogative binsichtlich der Landtage 
nach der beschränkten Verfassung des Landes durch die Theil- 
nahme der Reichsstäude beschränkt sei!'' kann ohne besondere 
Schwierigkeit aus folgenden, der Verfassung des Landes entnomme- 
nen Zügen erkannt werden: — Und zwar 
A) Hinsichtlich des activen auf diesen Gegenstand bezüglichen 
RechtS'gebührt dem apost. Könige von Ungarn 
a) Ueberhaupt — wenige nächst auzuführende Fälle aus- 
genommen — die au.sschliessliche Befugniss; die Stände 
des Reiches zu einem allgemeinen s. g. Land- oder 
Reichstage gesetzlich einzuberufen, mit Angabe der Zeit 
und des Ortes: wann und wo dieselben sich einzufinden 
liiiben? welche Befugnis.^ sonst Niemanden ausser dem Könige 
znsteht ; so zwar, dass jc«le ohne Wissen und Willen des 
Königs veranstaltete ähnliche Versammlung, da sie nur zu 
leicht zum Nachtheil des k ön. A nse hen s, und Anzettelung 
gefährlicher Umtriebe, Aufstände, ja selbst bürger- 
licher Kriege (wie das benachbarte Polen die traurigsten 
Belege dazu liefert) Veranlassung geben, und durch ähnlichen 
Missbrauch die Sicherheit und Wohlfahrt des Reiches 
ernstlich gefährden könnte, höchst weise durch ausdrück- 
liche Gesetze des Landes unter .Vndrohung schwerer 
Strafen untersagt ist; im Sinne der Ges. Art. v. ,T. 1.504: 1. 
1.538: 40. 1597: 46. 1599: 26. 16.35: 8«. 1681; 12. 1697: 46. 
1715: 31. etc. d) 

d) Es fehlt nicht au Beispielen in der Geschichte Ungarns, dass unter 
besondern Umstanden die Ungar. Landtage mitunter auch von andern Personen 
zusammenberufen worden sind, als denen iliess Reeht durch die Landesgesetze 
zukam. — So führt Kovachich in s. Vestig. Comit. S. 406. u. 624. als Beispiel 
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Doch findeu dabei folgende gesetzliche Ausnahmen 
statt : 

a) Wenn zur Wahl eines neuen Königs ein Reichstag 
nothwendig wird (welcher Fall bei dem gegenwärtig 
bestehenden Erbrechte des regierenden Hauses im Sinne 
der Grundgesetze des Reiches, namentlich des 4 . Art. des 
Krönungs-Diploms nur im Falle des gänzlichen Aus- 
sterbens der Dynastie eintreten kann) so gebührt vor 
allem dem Reichs-Palatine das Recht, einen solchen 
gesetzmässig auszuschreiben und einzuberufen; wiediess 
die Landesgesetze v. J. 1485: 3. 1681 : 1. und seitdem viel- 
fach bestätiget, ausdrücklich verordnen. 
ß) Ein ähnlicher Fall tritt ein, wenn die Wahl eines Reichs- 
Palatins über die gesetzlich bestimmte Jahresfrist, 
ohne Ursache, hinausgeschoben werden sollte; in welchem 
Falle dasselbe Recht die Gesetze v. J. 1608: 3. v. d. Kr. 
1613: 7. 1618: 4. 1622: 2. §. 13. bestätigt im J. 1681 : 2. etc. 
dem obersten Landrichter, und in Ermangelung dessen 
dem Tavernicus oder Reichs-Schatzmeister, und 
zwar bei sonstigem Verluste ihrer Würde und ihres Amtes, 
übertragen; welche Anordnung jedoch, da sie nie in Aus- 


an, dass nach dem Tode des grosyeii K. Mathias Curv. der Landtag zur neuen 
Königswahl durch dessen Wittwe die Königin Beatrix, und nach Ludwig II. 
unglücklichem Ende bei M oh des ebenfalls durch die Königin -Wittwe Maria — 
obschon in dem letztem Falle unter Mitwirkung des Reichs-Palatins — aus- 
geschrieben und zusammen berufen worden sei^ — So sagte auch der Erzherzog 
Mathias im J. 1605. den Landtag nach Pressburg an, wobei er, gleichsam zur 
Entschuldigung der grossen Eile, den Umstand anfUbrte: dass die königl. 
Berufungs-Schreiben (literae regales) nächstens eintrelfen * würden. — 
Derselbe hat ferner als Gouverneur des Landes — regni gubernator — 
in Folge eines Stände-Beschlusses auf dem Pressburger Convente, kraft des 
s. g. Majestüts-Suhrcibens, einen allgemeinen Landtag für das Jahr 1608. 
angesagt, der auch zur bestimmten 2)eit in Pressburg abgehalten wurde. — Aehn- 
liehe Fälle kommen mehrere in der Geschichte der Könige aus der Arpadi- 
schen und gemischten Periode vor. Diese Fälle finden in den ältern Zeiten 
einige Rech tfertigu ng in dem Umstande, dass theils keine darauf bezüg- 
lichen Gesetze noch vorhanden waren, theils dass ausserordentliche Zeit- 
umstände mitunter eine Ausnahme von den Gesetzen zu gestatten schienen, 
welche Ausnahmfällc jedoch den später ausdrücklich hierüber erlassenen 
Gesetzen keinen Eintrag thun. 
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übuug gebracht wurde, Air obsolet und erloschen ange- 
sehen werden dürfte, ej 
Uebrigens gebührt dem Könige noch ferner 
b) Während des Reichstags das ausschliessliche Recht, iuForm 
einer Initiative die s. g. kön. Anträge (Propositiones 
regiae) an die Stände zu stellen, bei den Versammlungen 
entweder selbst - wie einstens — oder wie in der neuern 
Zeit durch seine gesetzlichen Stellvertreter den Vor- 
sitz darin zu führen, die Verhandlungen — im Sinne der 
üblichen Geschäftsordnung — zu leiten, die Stimmen 


e) Zw&r wollten Einige von der »tandisehen Oppusitiun behaupten, dass 
auch bei der Ausübung dieses Majestiltsrechts den Standen des Reiches ein 
gesetzlicher Einfluss dabei aus dem Grunde zukäme, weil durch den 1. Ges. 
Art. d. J. 1471. angeordnef worden sei: vUt Re.x de consilio Praelatorum 
et Baronum diactam indicat« und weil in dem Eingänge des Decrets v. J.1492* 
§. 2. ausdrücklich gesagt werde: dass der Landtag in jenem Jahre mit Ein* 
willigung der Prälaten und Reichsbarone — »Praelatis et Baronibus consen- 
tientibu8i< — ange.sagt worden sei etc. — Indessen, da der 3. Ges. v. J. 1453. 
eben so ausdrücklich verfügt, dass der König, wenn er den Landtag in Stuhl- 
weissenburg halt<-n will, denselben 40. Tage früher ansagen und dein Reiche 
kundgeben möge, und es ferner in dem 108. Ges. Art. dess. oben angeführten 
Landtags v. J. 1492. im 2. §. hei.sst: rQuandocunque et qiiotiescunque 
generalem diuetaui Majesta.s indixeril» so wie auch im J. 1495: 26. >’Dum 
aliquam diaetam per Majestatem llcgiam celebrare continget« etc. und 1498: 
!. Ges. Art. vDum per Keg in in Majestatem congregatio generalis in -campo 
Räkos celebretur.« Ferner 1548: 18. ?'tll»i M ajesta s Palatinum creare voln- 
erit, conventum indicat« so wie auch 1608: 3. Ges. Art. v. d. Kr. vPalatini 
cligendi cau.sa intra annum generalem diaetam .Majestas promulget« etc. 
und hinsichtlich de.s Ausnahinsfalles bei dem H a t v .a n e r Landtage selbst land- 
tägig es ausgesprochen wurde durch den 17. Ges. Art. 1526: dass dieser Land- 
tag für ungesetzlich und ungiltig desshulb erklärt werde, weil er gegen 
den Willen und Befehl des Königs abgehalten wurde, und hinsichtlich des 
Ausnalimsfalles beim Erzh. Mathias bemerkt werden müsse, dass derselbe als 
Gen. Gouverneur des Reiches in dem Eingänge des Decrets v. 1608. §. S. 
ausdrücklich — auctoritate regia — laut kön. Vollinaobt den Landtag 
einberufen habe, endlich in d. .1. 1405. 1435. 1454. 1471. 1474. 1488. 1495. 1498. 
1504. 1514. 1542. 1546. 1548. 1550. und vom ,7. 1554. bis 1765. und seitdem bis 
auf die neueste Zeit alle Landtäge in dem Eingänge der darauf bezüglichen 
Decrete de edicto Regio, auf kön. Befehl, angesagt und einberufen wurden, 
ohne dass von einer Beratliung oder Einwilligung der Stände des Reiches 
auch nur irgend eine Erwähnung geschähe; so dürfte es doch ausser allem 
Zweifel gestellt sein : dass diess Recht dem Könige allein ausschliesslich, 
und ohne allen Einfluss der Stände gebühre. — Vergl. die oben angef. Werke. 
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der Stünde zu äaiuiueln, und die ^efaHsten Beschlüsse mit- 
telst kön. Rescripte entweder zu bestätigen, oder zu ver- 
werfen; diejenigen aber, die durch seine Beistinimung 
Gesetzeskraft erlangten, durch ein feierliches, mit eigener 
Unterschrift, und beigefügteni kön. Siegel bekräftigtes 
Diplom zu bestätigen, und als von nun an rechtsgiltige 
Reichsgesetze durch das ganze Land öffentlich verkün- 
digen zu lassen. — Endlich gebührt ihm auch 
c) Zum Sch lusse des Reichstages das a ussch Hess liehe Recht, 
den Landtag auf eine bestimmte Zeit zu prurogiren, oder 
denselben auch ganz au fzu lösen; Alles diese kraft der 
Landesgesetze v. J. 1453: 3. 1492: 2. u. 108. 1495: 25. 
1498: 1. 1526: 17. 1548: 18. 1536: 21. 1.588: 2. 1593: 18. 
1608: 3. V. d. Kr. 1622: 9. etc. denen auch ein ähnliches, bis 
auf die neueste Zeit reichendes Reichsherkommen, und 
eine durch Jahrhunderte geheiligte Observanz treu stets 
zur Seite geht. 

Dagegen muss jedoch noch bemerkt werden: dass 
;•) In der neuern Zeit, auf dringendes Ansuchen der 
Stände, die im Sinne des 14. Ges. Art. v. J. 1715. in der 
öftern Abhaltung der Landtage stets ein heilsames 
Mittel zur Abstellung der l^andes-Beschwerden, 
und hiemit auch zur Förderung der allgem. Sicherheit 
und grossem Wohlfahrt iles Reiches erblicken, gesetzlich 
angeordnet worden sei: dass im Sinne der bereits beste- 
henden Landesgesetze künftig stets in drei Jahren, ja 
bei dringenden Fällen auch eher noch ein allgemeiner 
Reichstag durch den König einberufen werde; wo die 
öffentlichen, die Ruhe und Wohlfahrt des Landes bezwecken- 
den Angelegenheiten desselben regelmässig verhandelt, 
und erledigt werden sollen.— So lauten dieti.Art.v. J. 1655 : 
49. 1715: 14. 1723: 7. 1791: 13. 1827: 5. etc. — Ferner 
rt) Da nach V'erfügung des 3. Ges. Art. v. J. 1791. zur Krö- 
nung eines neuenKönig.s die Frist von sechs Monaten, 
so wie zur Wahl eines neuen Reichs-Pälatius jene von 
einem Jahre gesetzlich bestimmt wurde, und diese 
beiden Akte nur auf einem allgemeinen Reichstage 
gesetzlich vorgenommen werden können, hiemit zugleich 
die Nothwendigkeit der Einberufung eines solchen 
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Keicfastages innerhalb der gesetzlichen Frist, und nicht 
ausserhalb derselben angezeigt sei. — Endlich 
r) Welche Rechte und Befugnisse bei Abhaltung der 
Reichstage den Ständen des Reiches — kraft der Landes- 
gesetze oder eines demselben gleichkommenden Herkom- 
mens — iin Laufe der Zeit als zuständig anerkannt, und 
ausgeUbt wurden; dieselben können ihnen auch ferner und 
so lange nicht versagt, oder in Zweifel gezogen werden, 
bis hierüber unter beiderseitiger Einwilligung des 
Königs und der Stände, durch eine neue, schon längst 
gewünschte, Organisirung oder Reform der bisher 
bestandenen Landtags-Ordnung etwas Anderes ge- 
setzlich verfügt werden dürfte. — Worin übrigens die 
bisherigen Rechte und Befugnisse derselben bestanden? 
wird im II. Theile §. 73. 74. näher nachgewiesen. 

B) Hinsichtlich des passiven, oder s. g. Stimm- und Sitzungs- 
Rechtes am Reichstage, ist bereits aus dem Vorhergehenden 
bekannt : dass 

a) Dem Könige von Ungarn — kraft des unbestrittenen abso- 
luten Rechts — Privilegien jeder Art zu verleihen, auch 
das Recht ausschliesslich, und unabhängig von jeder 
Mitwirkung der Stände , zukoinme : durch das gewissen Ge- 
meinden verliehene Privilegium einer königl. Freistadt, 
dieselben, sowie auch 

b) Durch das einzelnen Ausländern aus königl. Gnade erthcilte 
Indigenats-Diplom — diese sowohl physische, als jene 
moralische Personen zu befähigen, dieTheilnahmean den 
reichstägigen Befugnissen, und politischen Rechten der 
Stände des Reiches, mit Sitz und Stimme an denselben in 
Anspruch zu nehmen, sobald sie den dazu erforderten Bedin- 
gungen Genüge geleistet. 

Demnach stellt sich auch hier das oben dem Könige 
zuerkannte Recht, einigermassen dadurch als beschränkt 
dar ; dass 

a) Sowohl jene mit dem Privilegium einer königlichen 
Freistadt aus königl. Machtvollkommenheit begabte 
Gemeinden, als 

ß) Auch jene Ausländer, die ausser dem Reichstage aus 
königl. Gnade das Indigenat des K. Ungarn erhielten, 
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Jas volle uud wirklielie Sitz - und Stiininrecht auf dem 
Ungar. Reichstage, und liiemit auch die reelle Theil- 
nahnie an den politischen Rechten der Stünde des Reiches, 
nicht eher erlangen, bis sie nach Erfüllnng der dazu erfor- 
derlichen Bedingungen, mit deren Wissen nnd Willen 
förmlich in dein rcichstügigen Deere te inarticulirt, und 
dadurch zu gleichberechtigten adeligen Staatsgenos- 
sen erklärt worden siml. — Vergl. oben §. 23. S. 203 bis 
209. /J 

Alles Uebrige , was ini Ungar. Staats recli t e noch Uber die 
Reichstage vorkömmt, besonders hinsichtlich der Art und 
Weise, wie solche abgch.ilten werden sollen? wird unten §. 73. 74 
ausführlicher behandelt. 

52. — Die königl. RegMiieii in l'iigarii überhaupt, und 
insbeHondere 1. Das köiiigl. Berg- und 2. Kali-Regal. 

Ausser den weseutlicheu .Majestütsrechten , die der (Jegen- 
stand unserer Erörterung von §. .!8— .öl. waren, kommen dem apost. 
Könige von Ungarn, kraft der in <ler königl. Würde dargestellten 
höchsten Staatsgewalt, überdiess auch noch die s. g. königl. oder 
hohem Regalien zu; deren Begriff, Ursprung, Rechts- 
grund, verschiedene Arten derselben, und die in ihnen mitbegrille- 
nen Rechte und Befugnisse, aus den im allg. Staatsrechte 
näher erörterten Ver 11 unft-I*rinci|)ien, hier als bekannt, vorausge- 
setzt werden, aj 

f) Ea wurde beiuiUs oben §.23. erwuliiil; dass biiiaielitlieli der Wirkaamkeit 
der Inarticuliniog de» vom Könige an .\u»wÄrtige verliebenen Indigenata 
durch die Gea. Art. 48—64. d. J. 1840. eine von dem früher beobachteten Her- 
kommen bedeutend abweichende Verfügung getroH'eu worden sei, kraft deren 
einigen der vom Könige mit dem Indigenate ausgezeichneten Auawkrtigen, 
wenn sie auch in ihrer Heimat irgend einen Magn ate ntitel führten, den- 
selben in Ungarn beihehalten. und ai» solche auch an der M agn a ten tafe 1 
ihren Sitz bciml/.tndt.'igc ohne Anstand einnebmcii, und ihr Stimmrecht per- 
sönlich ausüben konnten, diesa Recht gegenwärtig nur in dem Kalle zugestan- 
den wird, wenn es ihnen ausdrücklich in dem Inarticulirungs-Gcsetzartikel 
eingerHumt wurde; sonst aber solche nur dem übrigem Reichsadel zugezkhlt. 
keineswegs aber mit dem persönlichen Stimmrechte au der Magnatmitafel 
beiheiligt werden 

a) Die vorzüglichsten Schriftsteller über die s. g. Regalien überhaupt 
und insbesondere, vom Standpunkte des allgem. Staatsrechts, sind in jedem 
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Von diesen wurde vom Standpunkte des positiven ung. 
Staatsrechts, oben §. 49. bereits vorläufig angezeigt, dass im 
K. Ungarn alle hohem Regalien, mit allen darunter begriffe- 
nen Rechten und Befugnissen (mit alleiniger Ausnahme des von 
der ung. Reichskrone unveräusserlichen gänzl ichen Veräusse- 
rungs-Rechts) in der Regel ursprünglich und unumschränkt 
dem Könige zustehen; jedoch stets nur im Sinne der hierüber 
bestehenden positiven Gesetze des Landes, die, nachdem sie nach 
der Landesverfassung nur im vollen Ein Verständnisse des Kö- 
nigs und der Stände des Reiches, dann aber über alle wichtigem, 
selbst financielle Landes- Angelegenheiten, besonders aber hin- 
sichtlich der öffentlichen s. g. königl. Einkünfte Manches ver- 
fügen können, wodurch der unumschränkten Finanzgewalt des 
Königs einige Schranken gezogen werden, die Macht des Königs 
in solchen Fälleil wohl in sofern beschränken, als dieselbe dadurch 
an die Mitwirkung der Stände des Reiches mehr oder weniger 
gebunden erscheint. — In wie ferne nun diese Mitwirkung der 
letztem nach den Landesgesetzen bei den einzelnen Regalien stattzu- 
finden habe? und ob dieselbe in solchen Fällen kraft ausdrück- 
licher Gesetze nothwendi gerweise zur gesetzlichen Gebahrung 
der Finanz Regalien erforderlich, oder nur von dem freien 

encyclopUdischen Handbuchc der Rechts- und Staatswissenschaften, sowie 
auch in Rotteck u. Welcher Staats-Lexicon, unter den betreffenden Rubriken, 
zu finden — Der von den ültern Staatsrechtslehrern gemachte Unterschied 
zwischen den wesentlichen und zufälligen, cameralischen und nicht 
cameralischen, grössern und kleinern, so wie auch Regalien der ersten 
und zweiten Klasse, oder jenen, die mehr dem öffentlichen, und jenen, die 
mehr dem Privatrechte eigen wären; ferner p ersönlichen und fiscalischen, 
feudalen und ni cbt feudalen, dir ec ten u. indirecten. veräusserlichen und 
unveräusserlichen etc. dürfte dem Wesen nach wohl auch in dem ungari- 
schen Rechte nicht ganz fremd oder unbekannt, doch weniger üblich 
erscheinen. — Die Lehre von den Regalien in ihrer speciellen Anwendung 
auf das K. Ungarn hat von allen unsem heimischen Gelehrten fast der einzige 
Lakits in s. Msc. Staatsr. des R. Ungarn §.282—322, mit der ihm eigenen 
Gelehrsamkeit vollständig abgehandelt; dessen Verdienst hierin um so dank- 
barer anzuerkennen ist, als auch diess verdienstliche Werk dem grössten Theile 
des Publikums nicht leicht zu Gebote steht. — Historische kurze Notizen über 
die Regalien in Ungarn enthält auch Schwartner’s Statistik des K. Ungarn 
im II. Th. §. 83. — F^nyes, Springer, Faber Stat. Schriften. — Grellmann 
Stat. Aufklärungen II. u. III. Theil. — Vergl. auch Fejer Cod. diplom. Hung. 
T. X Vol. 3. in der Vorrede. 
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Ermessen und Willen des Königs, der nicht selten auch hinsichtlich 
der seiner absolut freien Willkür anheimgestellten Angelegen- 
heiten des Landes den Beirath der Stände einzuholen geneigt, 
aber nicht dazu verpflichtet ist, als abhängig anzunehmen sei? 
— Diese ist nun die Frage, deren glückliche Lösung (wie oben §. 49. 
bereite angedeutet wurde) bei den königl. Regalien nicht minder 
als den eigentlichen Majestäts-Rechten vielen Schwierigkeiten 
unterworfen ist; da die positiven darauf bezüglichen Gesetze, theils 
an sich mangelhaft und unvollständig, theils oft so dunkel 
und zweifelhaft sind, dass über ihren wahren Sinn nicht selten 
neue Streitigkeiten zwischen den Organen der Regierung und 
den Ständen des Reiches entstehen ; die, ausser dem mitunter nicht 
wenig bedenklichen Wege eines mehr oder weniger abgenö- 
thigten gegenseitigen Compromisses, kaum irgend eine Abhilfe 
in nahe Aussicht stellen. ÄJ — Hier kann nun die Aufgabe der Wissen- 
schaft kaum eine andere gedacht werden, als auf Grund der vorhan- 
denen Belege, so weit solche reichen, auszumitteln : was, fern von 
allen Partei-Ansichten, dem unbefangenen Beobachter darin als 
gewiss und wahr, oder nur wahrscheinlich, oder gar im zwei- 
felhaften Lichte erscheint? bis die Zukunft einst, früher oder 
später diese Aufgabe vollständiger lösen dürfte. 

Diese vorausgeschickt, wenden wir uns nun zur Erörterung der 
einzelnen Arten der Regalien, worunter 
1. Das königl. Bergwerk-Regale (jus reg. metallifodinarum 
et mi ne ramm) eine der ersten Stellen einnimmt. — In Betreff' 
dessen, was man immer über den ersten ürsprung des Berg- 
baues im Gebiete des gegenwärtigen Königreichs Ungarn, 


h) Diess bezeugen untern andern die häufigen, während der Landtage zwischen 
den Organen der Regierung und den Reichsständen, ja selbst im Schosse 
der letztem selbst nicht selten hinsichtlich dieser Gegenstände stattgefun- 
denen, mehr und minder langwierigen, lebhaften und gediegenen Discussio- 
nen und Debatten, und die daraus in die öffentlichen Aktenstücke Ubergegan- 
genen mannigfaltigen Ansichten, Forderungen und Beschwerden, die 
nicht immer ihre gewünschte Erledigung fanden; wie diess, ausser den Diätal- 
Akten der einzelnen Landtage, die in der neuern Zeit stets im Druck 
erschienen, bcispielweisc in der interessanten Darstellung des Reichstags 
zu Pressburg v. J. 1880. unter dem Titel; Ungarns gesetzgebender Körper etc. 
mit Aktenstücken und Anmerkungen. Lcipz. 1832. 8. durch den freimüthigen 
Verfasser Jos. Orosz anschaulich gemacht wird. 
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und dem daraus mit der Zeit sich entwickelnden s. g. Berg- 
Regale halten mag, cj so scheint es doch bereits ausser allem 
Zweifel historisch erwiesen ; dass schon in der ersten Periode 
der Arpadischen Könige in Ungarn der Bergbau besonders 
auf edle Metalle bekannt, und in Aufnahme, jedoch auf Privat- 
Gründen nur kraft ausdrücklicher vom Könige erlangter 
Privilegien gestattet war. dj — Doch kommen die ersten 
geschriebenen Gesetze hierüber erst unter den Königen aus dem 
Hause Anjou, und namentlich die ersten Spuren eines kÖnigl. 
Regals auf edle Metalle im K. Karl Roberts vorhandenen 
Decr. V. J. 1342. vor. — Diesem folgte Ludwig I. der durch den 

Obgleich die Volkssage den Ursprung des Bergbaues in Ungarn, 
namentlich der k. Bergsfkdte Scheinnitz und Kremnitz, bis auf die Mitte des 
VIII. Jahrh. folglich lange noch vor «1er Ankunft der Ungarn in Europa, 
zurückführt, ja selbst Tacitus bereitsin s. Werk« licnl; Do moribus germ. cap. 4.S. 
ausdrücklich eine Erwähnung der zu seiner Z« 't in diesei! Gegenden von den 
Quaden betriebenen Eisenbergwerken maciit, so ist es doch wahrschein- 
licher, dass der Bergbau in Ungarn schon uiiUir den ersten Königen der 
Arpadischen Periode bekannt, ja gewissermassen in Aiifiiahinc begriffen war; 
wie diess von einigen, sogar aus den Worten ilcs II. Buehe.s oder Deeretes des 
licil.Stephan, wo er im ö.IIauptstüeke von dem nicht anzutastenden k.Begal — 
de Regal i non attrectamdo — spricht, und «larunter wohl «lie bei den frän- 
kischen Königen seiner Zeit schon üblichen Fi.scns- iin«l Bergregalien gemeint 
haben mag, als wahrscheinlich gefolgert wird. Viel gewisser sind bereits «lie 
unter den nachfolgenden Arpadischen Königen vorkommen«len Spuren ihrer 
Sorgfalt um «len Bergbau, bezüglich «1er aus demselben für die kön Einkünfte 
oder Regalien zu resultiremlcn Vortheile; wie diess der fleissige heimische 
Geschichtsclmdber Palma in s. Notitia reruiii Ilung. I. Tli. S. 687. in folgender 
.\eusserung bezeugt: >Geiza II. Saxoue.s, Klandros, aliosque Teulones 
hospites circa a. 1142. sub sponsionc certarum lii)crtatum in liungariam et 
Transilvaniam cvocavit, subBcla IV. fodinac eninprimis per plures et arti.s 
peritiores coli coeptae paulo plus quam ante Kegibus utilitatis attulcre.« — Von 
eiiKT ähnlichen Sorgfalt gibt Kund*- auch das Privilegium des K. Stephan V. 
V. J. 1271. wo«lurch derselbe den Zip.sern «lie Erlaubniss, auf ihrem Gebiete 
den Bergbau — mit Vorbehalt jedoch seines kön. Regals — frei zu betreiben 
verleiht; wie Wagner in s. Analect. S«‘opus. I. 'l'h. S. 189. berichtet: vipsis, 
inquit, petentibus, haue concessimu.s gratiam <jua«*r<-n«li niinera.s, inventa coler<‘ 
et suis usibus applicarc, salvo jure nn.stro, «ledinius potestatem.«« 

flj Ausser den oben sub a) angeführten Belogen zu dieser Behauptung kann 
hier noch hinzugefügt werden, dass in Ungarn kaum eine Bergstadt, oder 
irgend ein vom Bergbaubetrieb bi'kannter Ort gefnmlen werden dürfte, der 
nicht einige Spuren ähnlicher Privilegien aus jener Zeit aufzuweisen 
hätte. 
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13. Ges. Art. des Decr. v. J. 1351. schon klar ausspricht: dass 
dem Könige das Recht gebühre, alle Gattungen der Bergwerke, 
ja selbst Privat-Grün de, in denen solche gefunden würden, 
wenn solche auch im Besitze von Adeligen wären, für das 
königl. Aerar einzuziehen, doch nur gegen ein ähnliches Aequi- 
valent an nicht mineralhaltigen Gütern, wenn er einen sol- 
chen Bergbau dem sonst dafür zu beziehenden üblichen Berg- 
Zinse (urbura) vorziehen wollte, ej — Diese Verordnung 
Ludwigs I. hat zwar K. Sigmund im III. Decr. v. J. 1405: 
13. Ges. Art. widerrufen, Mathias Corv. aber in seinem VI. 
Decr. V. J. 1486: 49. Ges. Art. wieder eingeführt; bis endlich 
Wladisl. II. in seinem I. Decr. v. Jahre 1492: 30. Ges. Art. es 
auf die Salzbergwerke allein eingeschränkt hatte, übrigens 
aber gegen Erlegung des Bergzinses den Bergbau allge- 
mein erlaubte, was dann durch spätere Gesetze, insbesondere 
V. J.1523: 39. und 1574: 19. etc. öfters bestätiget wurde ; daher 
dürfte es aucli zu erklären sein : dass in spätem Reichsgesetzen 
alle Bergwerke und deren Ausbeute unter den Krongütern 
mitbegriffcn wurden ; wie in Wladislaus VII. Decr. v. J. 1514: 
3. Ges. Art. doch unter den durch die oben angeführten Gesetze 
festgestellten Bedingungen. 

Gleiche Sorgfalt um die Förderung des Bergbaues und die 
Erhaltung ihrer darauf bezüglichen königl. Regal-Rechte 
bewiesen auch die Könige aus dem österr. Hause, hauptsäch- 
lich jedoch K. Ferdinand I. der, als die Stände des Reiches 
einige Eingriffe in diese Regalien zu machen versuchten , sie 
sogleich durch die Erwiederung auf den 16. §. v.J. 1545. in die 
gehörige Schranken mit den Worten zurückwies: »‘Culturam et 
augmentum statumque florehtem Montanarum imprimis sibi 
curae esse, et non alter ins officio incumbere, illarnm abusns 


e) Der Origin alte.xt jenes merkwürdigen Gesetz- Artikels lautet also; 
»Si quae vero mincrae auri velargenti, cupri vcl ferri, aut aliae fodinac, 
in posscssionibns Nobilium inveniantur, abs(jue competenti coneambio non 
auferantur, .scd pro talibus posscssionibns, minerasauti in segenninantibussi Regiac 
placucrit voluntati, acqiialcs possessiones oonferat Nobilibus praenotatis. Alio- 
quin si possessiones ipsas minerosas Regia Majestas pro cambio baberc nolit, 
cxtunc jus regale scu urbnras, Juri regio pertinentes, rccipere suo 
nomine faciat: easdera possessiones ipsis Nobilibus cum caeteris qui busHbet suis 
utilitatibus, proventibns, et juribus relinqucns.« 
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aut necessitates reformarc, pro suo ct rcgni decorc atque orna- 
mento, cum in aliis etiamregnis suis babeat raineras seu fodi- 
nas argenti, ex earumque cultura satis abunde §it docta Sua 
Maj. Reg. quibuB potissimum curis, provisionibusqiie indi- 
geat.« — Noch mehrVerdienst in dieser Beziehung erwarb sich 
dessen Nachfolger K. Maximilian durch die Herausgabe sei- 
nes berühmten Codex in Bergwerk- Angelegenheiten v* 
J. 1573. und sein Rescript v. 16. Febr. desselben Jahres, 
sammt den demselben beigefügten Erläuterungen an die VII. 
freien Bergstädte Nieder-Ungarns erlassen;/) wodurch und 
die früher und später thcils auf Reichstage n wie vom J. 1545: 
50. 1550: 78. 1552; 36. 1563: 73. 1566: 10. 1569: 9. 1574: 19. 
1598:42.1609: 38. 1622; 25. und 46. 1625: 41. 1630: 23. 
1662: 44. 1715: 43. und 96. 1723: 51. 65. und 108. 1741: 12. 
14. 60. 1751: 18. 1791: 22. und 87. etc. in Berg-Angelegenhei- 
ten abgefassten Gesetze, theils auch ausserhalb derselben die 
zahlreichen hierüber in lehnrcchtlicher, gerichtlicher, 
cameralisch-ökonomischer, oder politischer Hinsicht er- 
Üossenen königl. Resolutionen oder Verordnungen, g) die- 
sem Gegenstände die ihm gebührende Beachtung und Sorgfalt, 
volles Licht, eine authentische Interpretation in zweifel- 
haften Fällen, und endlich eine gesetzliche Bekräftigung 
und volle Sanction zu Theil geworden ist. 


f) Dieser in Form einer .s. g. Berg-Ordnung (ordinatio montani- 
stica) für Ungarn durch K. Maximilian erlassene Codex (dessen authen- 
tisches vom Könige eigonhändi'g unterfertigtes Exemplar im Archive des 
Berggerichts der k. freien Bergstadt Schemnitz zu finden ist) der in der Cul- 
turgeschichte des Bergbaues in Ungarn Epoche macht, wurde seiner Bestim- 
mung nach anfangs wohl nur für die VII. Bergstiidte Nieder-Ungarns 
erl.assen, erhielt aber in ilcr Folge Oe.setzi'skraft hinsichtlich des gesamraten 
Bergbaues im K. Ungarn; wie diess ausser dessen Eingang und Schluss die fort- 
währende Praxis der ungar. Berggerichte, und selbst die neuern Landtagsgesetze 
von 1715: 56. 1723: 108. und 1740: 40. etc. aus.ser Zweifel setzen. - Uebrigens 
besteht dieser Codex aus 46. Gesetz-Artikeln, die wieder in mehrere Para- 
graphen zerfallen, deren Rubriken sammt Inhalt in Fabcr’s Principia .Juris 
Met. Hung. Po.son. 1824. 8. im .3. Anhänge S. 218 — 22.3. näher angegeben 
werden. 

g) Ein summarischer Auszug der k. Resolutionen, die sich auf den gesamin- 
ten Bergbau des Kön. Ungarn beziehen, ist ebenfalls im Anhänge des oben 
erwähnten Werkchens von Fab er S. 228 — 282. zu finden. 
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Aus diesen Prämissen lassen sich- nun — im Sinne der 
Landesverfassung — 'so ziemlich mit Sicherheit folgende Er- 
gebnisse als Folge riingcn ziehen: 

a) Dem Könige von Ungarn kömmt, kraft des allgemeinen Rechts 

auf Regalien überhaupt, auch das besondere Regalrecht 
hinsichtlich des Bergbaues, mit allen darin enthaltenen 
Befugnissen, im Princip allein und (die sub a) und ß) unten 
angeführten A u s n a h m s f ä 1 1 e abgerechnet) ausschliesslich 
ohne allen Einfluss der Stände des Reiches zu ; wie ihm diese 
Recht die zahlreichen bereits oben zum Th eil angezeigten 
Landesgesetze: als des heil. K. Stephan II. G. H. Carl 
Roberts Decr. v. J. 1342: 16. und 17. — K. Ludwig v. J. 
1351: 13. Sigmund 1405: I. 21. und III. Decr. v. 1405: II. 
13. — AlbertsV. J. 1439: 6. — Math. Corv. v. J. 1486: 49. 
Wladisl. 1514: 3. Ludwig II. v. J. 1518: 13. nebst den aus 
der österr. Periode herrührenden, mit den vorigen wesent- 
lich übereinstimmenden, ausdrücklich zuerkennen. 

b) Kraft dieses absoluten Rechts haben die Könige v. Ungarn 
volle Befugniss, hinsichtlich des Bergbaues die dazu 
nöthigen Weisungen und Verordnungen durch die k. Man- 
date, Rescripte, Normal-Resolutionen ct!?. zu erlas- 
sen; alle den Bergbau betreffende Angelegenheiten zu 
überwachen, und zu leiten; die dazu nöthigen Bergäm- 
ter eluzusetzen, ihnen den Kreis und die Grenzen ihrer 
Amtsthätigkeit vorzuschreiben, die erforderlichen Beam- 
ten zu ernennen; die Gerichts barkeit durch die eigenen 
Berg-Gerichte auszuüben, zweifelhafte Palle zu entschei- 
den, alle aus dem Bergbaue sich ergebenden Eink ünfte 
dem königl.^ Acrar zuzuweisen, und hierüber zum Besten 
des Landes zu verfügen; den s. g Berg-Zins (Urbura)Äj 


/OUrbura oder der s! g. Bergzins, Bergzehent, ist bereits vom Xll. 
und XIII. Jahrhunderte an, als eine dem LandesfUrsten Air den gestatteten 
Bergbetrieb durch die Privat -Gewerke zu entrichtende besondere Abgabe, 
in ganz Europa üblich und bekannt gewesen. — Ihrem Rcchtsgrun de, so wie 
auch dem Namen nach, sollte diese Abgabe von allen Bergprodukten dem 
obersten Grundherrn, entweder in rohen Erzeugnissen, oder dem Current- 
Preise jedes einzelnen Metalles entrichtet werden; was jedoch in Ungarn ins- 
besondere nie in dieser Ausdehnung stattgefunden, sondern theils durch Landes- 
gesetzc und königl. Resolutionen, theils durch conträre Gewohnheiten und 
VlroxsU Ungar. II. 14 
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nach Umständen zu bestimmen, oder denselben ganz oder 
tbeilwcise nachzulassen, das Recht des Vorkaufs des aus 
Privat-Bergwerken erzielten Goldes und Silbers zum 
besten des Aerars auszuüben, die den Bergbau betreibenden 
Individuen durch angemessene Privilegien und Befrei- 
ungen auszuzeichnen, die eingerissenen Missbrauche 
abzuschalfen; kurz Alles anzuordnen, was zu einem zweck- 
mässigen Betrieb des Bergbaues überhaupt, und insbe- 
sondere gut und förderlich befunden werden dürfte. — Diess 
Alles im Sinne der oben nngerdhrten Gesetze , wobei die aus 

Local-Obacrvanzen manche Abänderung orHtten hat, — Insbesondere pflegten 
in Ungarn hinsichtlich der Ausübung dieses Regals alle Bergproduktc in 
fUnf Classen cingcthcilt zu werden; Zu der ersten Classe gehören jene, deren 
Betrieb dem Könige allein Vorbehalten blieb, als Stein* und Kochsalz; 
zu der zweiten jene, die nie bisher Gegenstand des k. Regals waren, als 
Steinkohlen und Opale; zu der dritten jene, welche sowohl dem Berg- 
zinse, als der Ablösung davon unterliegen: als Gold, Silber, nebst Blei, 
Quecksilber und Kupfer; zu der vierten jene, welche blos dem Berg- 
zins e, aber keiner Ablösung unterliegen: als Antimonium, Ochra Vene- 
ris, Auripigment, Kobalt, nebst Alaun, Sch wcfel, Vitriol und Eisen; 
zu der letzten fünften endlich jene, die von der Entrichtung des Bergzinses 
völlig befreit sind; als, ausser den oben erwähnten Steinkohlen und 
Opalen, alle übrigen Fossilien, die weder gesetzlich noch herkömmlich 
je dem kön. Regale als dienstbar anerkannt worden sind. — Ausländische Schrift- 
steller pflegen fast alle Fossilien ohne Unterschied, ob sic auf Staats- oder 
Privat-GrUnden ausgebeutet werden, die letztem natürlich mit Entrichtung des 
Bergzinses, den landcsfürstlichen Regalien bcizuznhlen, was hinsichtlich 
einiger oben erwähnten Classen derselben wohl auch in Ungarn unbedenklich 
zugostanden worden kann, nicht aber in Bezug auf die übrigen Classen, von 
denen cs weder aus den Landesgesetzen, noch dem Herkommen bewiesen werden 
kann: ob sic je dazu gezählt worden wären? — Selbst der unparteiische Lakits 
Hussert sieh hierüber a.a.O. §. 307. aufrichtig: >»So nollc, <|uod nonnulli (exteri) 
nimis libcralitcr fneiimt, fossilia omnia ct subtcrranca cujusvis 
nominis fisco regio addircre, nisi certa illi aenotoria observantia, velut 
de nitro, faveat.« ^Hac igttur vel inaximc hoc in objecto spcctata^ — fügtder imS 
Ungar. Rechte so wohl bewanderte Kelcinen hinzu — »uteunque certum est; 
in patria nostra juxta usum omnium actatum, terras cujusvis generis 
lapides ordinarios, scu in calccm cocjuendos, scu ad acdificia adhtbendos 
molares, item marmor, argillum, sabulum, piccm, turfam, lithan- 
traces etc. ad jura dominalia pertinere, ct citra ullum canonem, aut 
censum ubique per quemvis e suo fundo eximi, lateres uri, cineres clavel- 
latos (citra tarnen silvamm devastationem) vasa fictilia etc. conflei posse.« 
Vergl Kelomen Inrtit, Jur. Priv. Hang. §. 177. et seq. 
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dem XIV. XV. und XVI. Jahrh. hauptsächlich v. J. 1405 : 23. 
1486: 49. 1492:23. 1523:. 39. 1526:3. 1552:31. und die 
erwähnte Antwort des K. Ferdinand I. §. 14. und 18. auf 
die Ges. Art. v. 1545 : 42. und 50. sowie hinsichtlich der 
spcciellcn Gold- und Silber-Ausbeute, jene aus dem XVII. 
Jahrh. v. J. 1609: 45. 1618 : 46. 1625 : 42. und 64. 1638 : 65. 
1647: 85. 1655: 28. 1656: 10. etc. eine besondere Beach- 
tung verdienen. 

Diese so weit reichenden Befugnisse des Königs von 
Ungarn, hinsichtlich des königl. Berg-Regales , erleiden 
dennoch in Folge neuerer Gesetze einige Ausnahmen, als: 
a) Dass durch dieselben die bereits durch die Gesetze v. J. 
1492: 30. 1523: 39. 1574: 19. etc. den Pri vat-Gewerk- 
schafteu hinsichtlich des Bergbaues ertheilten Begün- 
stigungen, unter den daselbst festgestellten Bedingun- 
gen, hauptsächlich des an das königl. Aerar abzuführenden 
Berg -Zinses — ohne jede weitere Beschränkung — 
aufrecht erhalten werden sollen. 
ß) Dass jede weitere Reform der auf den Bergbau sich 
beziehenden Gesetze, sowie auch die Einsetzung und 
Einrichtung neuer Berg-Gerichte, seit der in der neu- 
ern Zeit so klar und bestimmt ausgesprochenen Theil- 
nahme der Stände des Reiches an allen die gesetz- 
gebende und richterliche Gewalt eigends betreffenden 
Angelegenheiten, von da an nur unter deren gesetzlicher 
Mitwirkung stattzufinden habe; wobei jedoch die öcono- 
m isch-politische oberste Leitung und Verwaltung 
des gesammten Bergbaues dem Könige wie bisher, so 
auch ferner, kraft des ihm eigends zustehenden Berg- 
Regals unverletzt Vorbehalten bleibe; wie diese der 
22. Ges. Art. v. J. 1791. ausdrücklich verordnet, i) 

Mit dem Berg-Regale steht in nächster und unmit- 
telbarer Verbindung 

i) Auf diese Art wurden endlich im Sinne der Landesverfassung die lang« 
jährigen, über diesen Gegenstand, hauptsächlich jedoch in dem Reichstage v. .1, 
1791. zu Pressburg, stattgefimdenen Streitigkeiten im Wege eines gegenseitigen 
Compromisses gütlich beigelegt; obgleich das der in demselben Reichstage 
von 1791. durch den 67. Ges. Art. eigends dazu gewählten reichstägigen 
Deputation zugewiesene, und im 9. Ges. Art. des J. 1827. einer neuen Revi- 

14 * 
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2. Das königl. Salz-Regal, welches ln Ungarn seit den ältesten 
Zeiten schon zu den Einkünften der, königl. Kammer 
gezählt, und daher auch die Salzgruben, so oft in den Lan- 
desgesotzen jener Zeit Meldung von ihnen geschieht , mit dem 
Namen königliche Salzwcrkc — sales regii — bezeichnet 
wurden; obgleich es geschichtlich nicht nachgewiesen wer- 
den kann: um welche Zeit, und durch wen insbesondere 
zuerst die Salzgruben den königl. Einkünften ein verleibt 
worden sind ? So viel ist indessen gewiss, dass schon zu Anfang 
des XIII. Jahrh. unter K. Andreas II. im 24. und 25. Ges. Art. 
der gold. Bulle v. J. 1222. von Salz-Beamten, und Nieder- 
lagen oder Depositorien' so gesprochen wird, dass daraus 
bereits die volle Ausübung des darauf bezüglichen Regals 
’ erhellt. Dasselbebestätigen, ausser andern altern Spuren dieses 
Rechts, k) auch das den Siebenbürger Sachsen von demsel- 
ben Könige ertheilte Privilegium v. J. 1224. wodurch den- 
selben im 11. Art. der Gebrauch des Klein-Salzes, mit 
einigen Beschränkungen gestattet wird; so wie jenes v. J. 1233. 
wo vonLahd- und Wasser- oder Seesalz sales aquatici et 
terrestres — Meldung geschieht; nachKatona in dessen krit. 


sion unterzogene Elaborat derselben bis zur Stunde noch keine Erledigung 
auf Irgend einem der bis zum J. 1848. folgenden Reichstage gefunden hat. — 
tJebrIgens verdienen noch Uber das k. Borgregal folgende theils im Auslande, 
theils auch bei uns, erschienenen vorzüglichen Werke verglichen und beachtet 
zu werden; und zwar von den altern führt solche FUtter in s. Literat. III. 621. 
und KlUbcr Lit. §. 1882. und folg, von den neuern aber vor andern an: Lobe- 
than; Einleit, zum Bergwerksrecht 1777. — Cancrin: Grundsätze des deutschen 
Berg- und Salzrcchts. 1790. - Hacke: Commentar über das Bergrecht. 1823. — 
Karsten: Grundriss des deutschen Bergrechts. 1828. — Meyer: Geschichte der 
Bergwerks -Verfassung im Mittelalter. 1817. — Ilüllmann: Geschichte der 
Regalien. S. 69, etc. — Mit besonderer Rücksicht jedoch auf Oesterreich und 
Ungarn insbesondere Fei thner: Einlcit in die allgemeinen und besondern 
Bergrechte des K. Ungarn und Böhmen, dann des Erzh. Oesterreich etc. 1773. — 
Delius: Anleitung zu der Bergbaukunst etc. Wind. 1775. — J. Tausch: Berg- 
recht des österr. Kaiserreiches. Klageuf. 1822. — Schmidt: Ges. Berg-Gesetz- 
gebung der österr. Monarchie. — Wenzel: Uebersicht der Berg-Gesetzgebung 
des österr. Kuiserthunjs. 1844- 46.— Faber, Jurj evich, Söfalvi: Inst. J. met. 
Hung. et Trans, in usum acad. Pos. Zagr. Claudiop. a. 1816—1884. etc. 

k) Unter diesen ültern Spuren dürfte vor andern vorzüglich angeführt 
werden das Diplom des K. Bela II. vom Jahre 1138. wodurch die Schenkungs- 
Urkunde der Probstei von Dömös bestätiget wird. ’ 
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Geschichte v. U. Vol. VI. S. 50. und mehreren andern Urkunden 
^ desselben Königs. ZJ — König Sigmund hat die Einführung und 
den Verseil leis 3 des fremden Salzes im Lande im II. Decr. 
V. J. 1405: 20. Art. und im III. Decr. desselb. J. 1045 ; 8. Ges. 

. Art. unter schwerster Ahndung verboten; m) und als unter 
Wladislaw II. der Betrieb der Bergwerke auch Privatbesitzern 
auf ihrem Gebiete gegen Erlegung des Bergzinses, und anderer 
königl. Gebühren, gesttutet wurde, waren die Salzgruben 
ausdrücklich ausgenommen; »weil diese unmittelbar zum 
sclbstcigenen Gebrauche des Königs Vorbehalten sind« 
wie diess die oben angefülirten Gesetze v. J. 1405. I. 20. und 
1405: II. 8. 1464: 9. am meisten jedoch 1492: 30. und 1514: 
1. 2. 3. Ges. Art. §. 7. deutlich nachweisen. 

Im Sinne dieser zahlreichen Landesgesetze, und des 
darauf basirten Reichsherkommens, dürften nun ohne Be- 
denken gegenwärtig folgende staatsrechtlichen Grund- 
sätze hinsichtlich des königlichen Salz-Regals als richtig 
anerkannt werden : 

a) Dass dem Könige von Ungarn von uralten Zeiten her das 
Salz-Regale nicht nur hinsichtlich des ihm ausschliess- 
lich gebührenden Betriebes der Salz-Bergwerke auf 
dem Gesammt-Gebiete des Königreichs, sondern auch der 
Alleinhandel (Monopol) der Erzeugnisse so ausschliess- 
lich eigen und Vorbehalten zustehc, dass die Befugniss 

l) Der 24. Ges. Art. der goldenen Bulle v. J. 1222. macht ausdrückliche 
Erwähnung der s.g. Comi tum cumerariorum, monotarum, salinarium ct 
tributariorum, hinsichtlich deren verordnet wird: -vut Nobiles regni sint, 
Ismaelitae vero cl Judaei haec ofheia teuere non possint.« So wie im 25. Ges. 
Art ders. Bulle: vSales in medio regni non tcncantur, nisi tantum in Zabolch 
et Kegica, et confiniis.« 

m) Mit den ausdrücklichen Worten: »dass kein Mensch, er sei Inlän- 
der oder Ausländer, Kaufmann oder Wechsler, ausländisches Salz, d. i. 
welches nicht in diesem Lande gegraben worden, um es zu verkaufen, oder aus 
was immer für Ursachen einzuführen, oder für sich zu gebrauchen, oder in einen 
Theil unsers Königreiches zu verführen, sich erkühne und erfreche.« Die vom 
K. Sigmund auf den üebertretungsfall verhängte Strafe hat K. Mathias 
Corv. in s. II. Decr. v. J. 1464: 9. Ges. Art. also bestätigt: »dass nämlich die 
Güter derjenigen, bei denen, oder zwar bei andern, aber in ihrem Gebiete 
fremdes Salz angetroflen wird, und sie solches nicht ausliefern wollen, durch 
den Fiscus occupirt werden; und überdiess sollen sie für den Uns dadurch ver- 
ursachten Schaden Genugtliuuug leisten.« 
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Salz zu graben, (Steinsalz) oder zu kochen, (Koch- oder 
Seesalz) ausser ihm keinem Insassen des Landes, nicht 
einmal auf eigenem Grund und Boden, ohne ein beson- 
deres königl. Privilegium, kraft d. Ges. Art. 141>2: 30. 
§. 2. gestattet sei; ja sogar, dass im Falle dergleichen Salz- 
gruben auf Privatgründen entdeckt würden , cs dem 
Könige freistche dieselben gegen ein Aequivalent von 
den Privatbesitzern für den kÖnigl. Fiscus einznziehen; so 
wie den Gebrauch, und die Einführung auswärtigen Salzes 
überhaupt unter schwerer Strafe jedermann im Lande zu 
verbieten; wie diess aus den Ges. Art. v. J. 1405 : I. 20. und 
II. d.J. 8. ferner 1464: 9. 1545: 8. 1548: 29. 1601: 16.1622: 
68. 1655: 109. 1859:63. 1715: 13. und 122. 1723: 64. und 
80. 1729: 5. und 6. 1741: 34. etc. näher erhellt. — Doch 
finden sich auch hinsichtlich des letztem Verbots folgende 
gesetzliche Ausnahmen: 

a) Dass den Bewohnern Croatiens, Slavoniens und Dal- 
matiens die Einführung und der Gebrauch des See- 
Salzes, im Sinne der Ges.v. 1548: 29. §. 3. 1635: 43. §. 1. 
1715: 122. eben so wie 

ß) Den Bewohnern der nördlichen Comitate Ungarns, als 
Arva, Thurocz und Liptö dasselbe hinsichtlich des 
nahen pol nischen (Stein-) Salzes, in Form eines beson- 
dern Privilegiums, durch dieselben Ges. Art. v. J. 1548: 
29. §. 3. 1550: 68. 1715: 13. aus na hin sw eise gestattet 
worden sei. 

Uebrigens kömmt dem Könige auch ferner 
b) Das ausschliessliche Verwaltungs-Nutzniessungs- u. 
Verfügungs -Recht über die Erzeugnisse dieses Regals, 
und alle mit dessen Verwaltung zusammenhängende 
Gegenstände, allein und ohne allen Einfluss der Stände des 
Reiches, zu; welche Verwaltung er im Sinne der Gesetze v. 
J. 1741: 14. 1830: 30. etc. mittelst der königl. ung. Hof- 
kammer besorgt, zu dem Zwecke mehrere der letztem 
untergeordnete Salzämter und Niederlagen in mehreren 
Theilen des Reiches errichtet, die bei dem Salz-Trans- 
porte erforderlichen Fuhren von den Landlcuten um den 
bestimmten Lohn leisten lässt, den Preis des Salzes bis 
auf die neuern Zeiten nach eigenem Ermessen, doch nach 
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Kecht und Billigkeit, feststellt, erhöhet oder herubsetzt, n) die 
mitunter von Seite der Salzbeamten gegen das Gesetz 
geübten Erpressungen und Missbrauche mit aller Strenge 
hintiinhült; kurz alle seine Bemühungen und Sorgen in die- 
ser Beziehung dahiu richtet: dass hinsichtlich dieses Regals 
weder den königl. Einkünften und Rechten irgend ein 
Abbruch oder Nachtheil zugefügt, noch den Landes- 
Bewohnern die Erwerbung, und der Gebrauch eines 
zu den ersten Lebensbedürfnissen zählenden Natur- 
Produkte zu sehr vertheuert, und hiemit auch erschwert 
werde; alles diese im Geiste jener Gesetze von 1548: 21). 
1741 : 14. und 34. 1721): 5. und 6. 1681 : 15. etc. 


h ) Dieses Keeht des Königs, den Sulzpreis nueb eigenem Ermessen — 
ohne einen gesetzlichen Eiutiuss der Stande — zu bestimmen, wurde seit dem 
XVII. Jahrhundert von den letztem immer mehr und mehr in Frage gestellt; was 
inde.ssen für diu Ausschliesslichkeit desselben bis zu jener Zeit um so mehr 
spricht. Daher auch der Verfasser des von Rosenmann herausgegebenen ungar. 
Staaatsrechts ganz unbefangen S. 180. aussern konnte ; dass diess ein dem 
Könige allein vorbehaltenes Recht sei; wie diess aus dem 16. Ges. Art. 
d. J. 1604. klar zu entnehmen: wo diu Stande den König auf das Dringendste 
bitten (was sie sonst nie würden gethnn haben, wenn diess nicht von dem 
freien Willen des Königs abhängig gewesen wäre), dass der Salzpreis auf 
den vorigen Fuss herabgesetzt werde. — Ein neueres Beispiel davon hat 
Carl III. im Jahre 1729; 6. Ges. Art. gegeben, wo er auf die wiederholten drin- 
gendsten Vorstellungen und Bitten der Stünde unter den übrigen dem Lande 
erwiesenen Gnaden und Wohlthaten auch diess augedeihen Hess; dass er von 
dem vorigen Preise des Steinsalzes 30. kr. von jedem Zentner nach- 
gelassen habe. —Ein gleiches findet man auch in dem 34. Ges. Art.v. J. 1741.- 
Es konnte auch nicht anders, als mit der Genehmigung des Königs, und aus 
einem besondern Privilegium geschehen : dass vormals im Kön. Slavonien 
und Croatien das Meersalz, und in den nördlichen Comitaten Ungarns : 
Arva, Liptö und Thurocz, das polnische Salz habe eingefUhrt werden 
können.— Alle diese Belege erhalten ihre volle BcstUtigung in dcm20.G.A. 
V. J. 1791. wie cs die Landtags- Akten jener Zeit umständlicher bezeugen. — Die 
dagegen erhobenen Einwendungen widerlegt Lakits in s. ung.ar. Staatsrechtu 
S. 316. in folgender Weise; »Testantur quidem leges, plura de negotio salis 
a Regibus cum influxu Statuum et 00. salutariter acta fuissc; sed num id 
necessitate quadam logali, an ex libera Regum voluntate factum sit? 
leges non testantur. — Quid tandem vetat, quominus Reges etiam de negotiu 
liborae suac activitati subjectis cum SS. et 00. regni Consilia ineant, 
salva potestate pro urbitrio disponendi, quod maxime e re communi futu- 
rum judicabitur? nisi forte qnis putet, ohjectiim qnodvis cujnsvis generis pro 
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Nachdem aber in der letzten neziehiing eine gesetz- 
lose, ganz willkürliche Preisbestimmung des Salzes zu 
manchen nicht ganz ungegründctcu Bedenken, wo nicht 
wirklichen Gefahren eines davon zu befürchtenden Miss- 
brauches Anlass zu bieten schien o)\ (wovon schon die Kegie- 
rungsgesohichtc des K. Andreas II. die traurigsten Belege 

(liaetali objecto illico habendum esse, de qao aliijuando in comitiis 
dcliboratum est? — Quod demiim curaprimis jactatur: clcvationc salis 
tacitam regiiicolis contributionem imponi, quam sit precurium, nemo non 
videt. — Reges Ilungariae ]>luribus saeculis varii generis tributa ]>ro sun 
auctoritatc imperasse, certum CSt. Quid si genus id quuIiscuni|uo tributi 
per regni leges regibiis salvuin est relictura, etiam poslijuani ordinatae serius 
contributionis negotium ad comitialcm pcrtractationem Vocatum est. 
Ita mo cogunt sentirc, recentioris aevi exempU illustria Kcrdinandi I. 
Caro li III. M. Th orcsiac, Lcopohli II. F rancisci I. ita ipsa PracUtoruni, 
Baronum et regnicolarum verba, quibus Ludovico II. gnpplices facti nunt: >»ut 
nempe auctoritatc Sua et potestatc, quam habet, utatur, in omnibus, 
quao ad proventus Siiac Majestatis bene requirendds et ampUficandos, 
ac recte diapensandos pertinent« Also 1526: 1. Ges. Art. ^ Noch mehrere 
Beweise und Beispielelicfern die Land tags- Ak ten d. J. 1723.1791. 1802. ii. 1826. 
die jedoch:nühcr nnzuführen überflüssig wttre. --Vgl.Orosz Ungarns gesetzgeb. 
Körper auf dem Reichstage zu Pressb. im J. 1830. II. Th. 53. Anm. S. 106. etc. 

o) Die Reichstage v. J. 1807. und 1811. haben sich sowohl Uber den 
eigentlichen Sinn des 20. Ges. Art. v. J. 1791. als über die Gebrechen der 
Administration des Salzwcsens erschöpfend erklärt, und die schudlichon 
Folgen, die aus dem sowohl wahrend des Reichstages v. 1811. als auch ausser- 
halb desselben in den Jahren 1815. 1816. und 1818. ohne Kinfluss der Reichs- 
stunde anhaltend erhöhten Salzpreisc für die Gesundheit und Industrie der 
Landesbewobner entstehen müssen, in besondern Vorstellungen der Behörden 
mit den lebhaftesten Farben dargestellt; wie diess hauptsächlich aus der 
Repräsentation derselben auf dum Reichstage v. J. 182^/7. wo dieser Gegenstand 
unter die ersten PrUferential-GraTamina aufgcnommcii, und hinsichtlleh der 
geforderten Abhilfe vier Hauptfonlcrungcn an die Regierung des Königs 
gestellt wurden, naher zu ersehen ist. — Wohl mögen bei der Darstellung der in 
dieser Beziehung eingcrissenen Missbrauche die Farben des Gemiddes etwas 
zu stark aufgetrugen, und die Klagen des aufs Aeussersto gebrachtenVolkcs 
in der oben erwähnten Repräsentation einen etwas zu scharfen Ausdruck 
gefunden haben: doch dürfte auch andererseits nicht inAhredezu stellen sein; 
dass die angeführten Beschwerden, wenn auch etwas Übertrieben, doch 
nicht ohne Grund, vielmehr auf Thatsachen hasirt, die zu notorisch sind, 
um einfach abgeliiugnct, oder ignorirt werden zu können, zu der Besorgniss eines 
bei diesem Regale leicht mögliche iiMissbrauch.s hinlänglichen Anlass bieten; 
daher auch das Bestreben, diese Streitfrage im Wege eines gegenseitigen 
Compromisses beizuipgen, so ziemlich rechtfertigen konnten; wie diess 
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lioferto) fanden ßicli die Stände des Reiches öfters schon ver- 
anlasst (wie es die Reichsgesetze v. J. 1405. 1 : 20. 1548 : 29. 
1081 : 15. 1729 : 8. 1741 ; 34. etc. bezeugen) bei Gelegenheit, 
wo diese Frage nebst andern diese Regal betreffenden An- 
gelegenheiten öffentlich’zur Verhandlung^kam, ihren Ein- 
fluss dabei in Rath und That möglichst zur Geltung zu 
bringen; bis endlich auf dem Pressburger Reichstage vom 
J. 1791. auf ihre wiederholten dringenden Vorstellungen 
und Bitten sich 

j') Der König bewogen fand, in dem 20. Ges. Art. dieses 
Reichstages, zu versprechen: »dass die Frage wegen Er- 
höhung des Salzpreiscs mit den getreuen Ständen 
re ichs tägig verhandelt, und auch sonst, den Fall drin- 
gendster Umstände ausgenommen, der Preis des 
Salzes nie ausser dem Reichstage erhöhet werden 
solle«. — doch mit dem ausdrücklichen Vorbehalte: »dass 
der König dadurch seinem Iloheitsrechte über das 
Salz-Regal nicht im mindesten etwas vergeben 
haben wolle«. , wodurch endlich sowohl die hitzige 
Streitfrage wegen des Salzpreises ihre zeitweilige Erledi- 
gung bis zum Jahre 184yj,. gefunden, als auch die obige 
Darstellung der staatsrechtlichen Grundsätze hinsicht- 
lich dieses Regals überhaupt ihre volle Bestätigung 
erlangt hat. qj 

durch den viel erwähnten 20. Ges. Art. v. J. 1791. und die darauf bezüglichen 
.spiitern kön. Resolutionen bis zum J. ISP/s* geschehen ist. 

2 )) Der Originaltext dieses 20. Ges. Art. v. J. 1791. lautet also: »Sua 
Majostas SSma, ut gratiam et clenientiam, qua gentem lluorgaram complectitur, 
uberius testntam reddat, dementer annucre dignata est: (citra tarnen inferen- 
dum per id altissimo juri suo regali praej udicium) ut de elevationc 
pretii salis cum fidelibus SS. et 00. diaetaliter .congregandis 
tractetur; nec alias, nisi extreme urgentes circumstantiae aliud 
exigerent, pretium salis extra comitia regni augoatur.« 

q) Zu den über das Salz regal bisher angeführten literärischen Quellen 
können noch folgende Werke auswärtiger Schriftsteller über diesen Gegen- 
stand mit Nutzen verglichen, und zum Gebrauche anempfohlen werden: Engel- 
brecht: Communia de jure salinarum. 1667. u. 1761. — Jung: De jure saliuarum. 
1745. — Langsdorf: Von den Rechten des Landesherrn auf Salzquellen. 1781. 
— Cancrin: Grundsätze des deutschen Berg- und Salzrechts. 1790. — Rode- 
bcck: De jure regio salinarum, earumque infeudatione. 1791. — Hüllmann* 
Geschichte der Regalien, p. 80. etc. 
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§. S3. — FortsetzuiiK. 3. Dmn k. Nfinz- 4. Post- 5. UreissiKst- 
6. Zoll-Gefaile-RrKal. 

Dem kön. IS erg- und Salz-Regal kömmt am nächsten 
ö. Das kön Münz-Regal, welches in Ungarn, so wie die beiden 
vorhergehenden, von uralten Zeiten her dem Könige eigends 
Vorbehalten war; wie diess nach dem Zeugnisse der Ge- 
schichte kaum dem geringsten Zweitel unterliegt, — Das- 
selbe bekräftigen auch, ausser dem ununterbrochenen Reichs- 
Ilerkümmen, die zahlreichen Landesgesetze, die besonders 
unter den Königen der gemischten Periode, über das gesammte 

a) Nach dem Zeognisse der Geschichte darf ohne Gefahr zu irren, als 
ziemlich gewiss angenommen werden: dass schon der heil. Stephan, und dessen 
iiHchste Nachfolger dieses Regal, kraft der höchsten ihnen zustehenden 
Gewalt, als ein wesentliches Majestlltsrecht (wofür es die altern Staatsrechts- 
Lehrer bis auf die neueste Zeit — obgleich irrig — gehalten) nach dem Bei- 
spiele der fränkischen u. a. Regenten Europa's, frei und unumschränkt 
ausgeübt haben; wie diess God. Schwartz in s. Werke: Samuel Rex Hungariae 
qui vulgo Aba audit. §. 18. und folg, historisch nachzuweisen sich bestrebt. — 
Auch der gelehrte Katona bezeugt in s. Hist, eritica R. Hung. T. II. p. 169: 
»Belam Regem hoc nomine primum, non modo liberum in Hungaria cursum 
induxisse s. d. Bizantiis, verum ipsum etiam numinos mngnae monetae 
cudendos curaase, ordinationemque monetalem edidisse, quam a cotoniis 
Germanorum scrius observari jussit Sigismundus>< etc. worüber später der 
berühmte Schlötzer in s. Geschichte der Deutschen in Siebenbürgen sogar 
eine Urkunde anfUhrt. — Doch die besten Beweise hierüber bieten ja die zahl- 
reichen vom Könige Stephan und seinen Nachfolgern bis in die neuere Zeit 
noch vorhandenen Münzen jeder Art; wie aus Schönvizner's classischem 
Werke: Notitiae rei nummariac Hung. p.89.u.Tab. c. oper. 1. im Abbild, 
und in der S z d cb c n y i’schcn MUnzsamml. d. ung. National-Museums in natura 
zu ersehen. — Allgemein bekannt sind auch die Verdienste des Kön. Carl Rob. 
von Anjou hinsichtlich des bedeutend reformirten Münzwesens in Ungarn, 
worüber sein Decret vom Jahre 1342. Thurocz in s. Chronicon P. 11. c. 46. — 
Katona P. IL p. 168. u. A. nähere Auskunft ertheilen. — Doch fehlt es auch 
nicht an Beispielen, dass die ungar. Könige mitunter das ihnen aus- 
schliesslich zustehende MUnzrechl auch an Andere (jure temporanco et 
priviiegiali) übertragen haben; wie diess K. Andreas II. an die deutschen 
Ordens-Ritter, und Math! as Cor v. an die Freistadt Kaschau, durante bone- 
plaeito suo, gethan hat, nach dem Zeugnisse Kaprinay in s. Hist, diplom. R. 
Hung. P. II. L. 2. Nr. 17. u. 88. p. 115. u. 189. etc. zu welchen Zeugnissen, 
wenn noch die zahlreichen hinsichtlich des Münzwesens erlassenen Gesetze 
und Verordnungen der spätem Könige Wladislaiis, Ludwig II und der 
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Münz wesen des Reiches, gebracht worden sind. So insbeson- 
dere das Decret des K. Robert von Anjou vom Jahre 1342. 
und K. Sigmund II. Decret vom Jahre 1405. 1 : 18. Ges. Art. 
wo es ausdrücklicli heisst: »zum allgemeinen Wohl des ganzen 
Reiches, und zum Glanze der Gerechtigkeit verfugen wir : dass 
keiner unserer gosammten Unterthanen, wessen Standes 
und Gewerbes er auch sein mag, sich erlaube und erfreche, 
unsere k. Münze, goldene oder silberne, wenn sie nur ücht und 
unsere ist, zu verwerfen, oder nur zu verachten.« In dem- 
selben Sinne spricht sich auch d. Decr. v. J. 1523 : 40. G. A. 
mit den Worten aus: »Keiner soll sich unter der Strafe der 
Untreue, wie es zu allen Zeiten üblich war, erkühnen, Münze 
zu prägen, oder prägen zu lassen.« — Es ist zwar unstreitig 
und wahr, dass in vielen Landtags-Artikeln ausdrücklich 
verordnet worden, sei: »dass die Münzen des Reiches ohne 
Vorwissen und Bewilligung der Stände nicht verän- 
dert werden sollen« allein bei allen diesen Landtagsschlüssen 
war die Absicht der Stände nie, die diessfällige unbe- 
schränkte Macht des Königs zu schmälern, sondern alle 
diese Landesgesetze, Verordnungen und Landtagsartikel dienen 
uns nur zum Beweise, dass die ungarischen Könige die 
Gesinnungen und Einwilligung der Stände einzuholen 
gewohnt waren, so oft der innere Werth, der Umlauf, und 
die Giltigkeit derMünze eine Veränderung nöthig machte; 
welches sie ui^ so mehr thun mussten, weil sic nach den Fun- 
damental-Gesetzcn des Reiches nicht berechtigt sind, in 
den das ganze Königreich allgemein betreffenden Angelegen- 
heiten, in deren Klasse auch die Leitung des Münzwesens 
(sofern es den Umlauf der Münze betrifft) gerechnet wird, 
, etwas willkürlich, ohne Vorwissen der Stände, zu ver- 
fügen. — Selbst unter den Königen der österr. Periode 


österr. Regenten mit in Betracht gezogen werden, so durfte wohl auch der letzte 
Zweifel über die Richtigkeit der obigen Aeussernng schwinden: dass das kön> 
Münzregal in Ungarn seit uralten Zeiten, als ein denselben eigends vor< 
behaltenes Recht anerkannt, und auch geübt worden sei. — Vergl. insbesondere 
noch Lakits J. publ. Hung. §. Sl7 — S21. und Fejdr Cod. diplom. Uung. a. d. b> 
ang. Stellen. 

h) Diess ist die gemässigte Ansicht des bescheidenen Verfassers des von 
Rosenmann herausgegebenen ung. Staatsrechts, über die schwierige Inter- 
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haben die Stände wiederholt und öffentlich geäuasert: dass 
nachdem das Münz wesen überhaupt als ein Vehikel .des 
Handels, und der Industrie des Landes anzusehen sei, dasselbe 
auch Niemanden sicherer als dem Könige anvertrant werden 
könne; wie der 20. Ges. Art. vom Jahre 1569. ausdrücklich 
bezeugt; daher es auch zu erklären sein dürfte: dass auf den 
Rcichstägen, so oft cs sich von den Münz- Angelegenheiten 
handelte, die Stände, im vollen Vertrauen auf die Rechtlich- 
keit der Regierung, sehr häufig die Erledigung derselben 
vollends dem Könige überliessen. — Einen unumstösslichen 
Beweis davon gaben die Stände auf dem Landtage v. J. 1741 : 
12. und 32. Ges. Art. w'O, um die Nachtheile, so das Königreich 
aus der Verschiedenhei t der circulirenden Münze erleiden 


pretation jener Landesgesetzc, die in wichtigem Fällen eine unmittelbare 
Thcilnahmo der Stände des Reiches als gesetzlich, nicht nur zulässig, son- 
dern auch nothwendig anzudeuten scheinen, auch hinsichtlich dieses Regals; 
wie aus folgenden Belegen näher erhellt: So hat insbesondere K. Albert und 
Wladislaus II. durch die Ges. Art. v. J. 1439: 10. und 1490: 17. sich gegen 
die Stände anheischig gemacht, ohne deren Beirath keine Veränderung hin- 
sichtlich der Reichsmünzen vornehmen zu lassen. — Dieselbe Zusicherung 
ertheilte der Reichs-Gouverneur Szilägyi im Najnen des ncugewähltcn Königs 
Mathias Corv. im J. 1458: 12. laut d. Vost. comit. ja derselbe König verpflich- 
tet sich durch den 22. Ges. Art. d. J. 1464. die Reichsmünze nach demselben 
Müuzfusse, wie zu Zeiten des K. Sigmund, prägen zu lassen. — In demselben 
Sinne wurde unter K. Ludwig II. zuerst durch die Ges. Art. v. J. 1521: 14. 
ungeordnet : dass die schon begonnene Prägung der Reichsmünze fortgesetzt, 
spater jedoch im J. 1525: 26. u. 21. Ges. Art. auf dem Rakoscher Convente, 
so wie auch auf dem Hatvaner Convente dess. Jahr. 21. Ges. Art. und 1526: 84. 
dass die neuere Prägung eingestellt, und solche wieder auf den alten Müuz- 
fuss, welcher unter Mathias Corv. und Wladislaus II. bestanden, zurück 
geführt werde. — Unter der Regierung Ferdinand I. haben die Stände des 
Reiches — kraft der Ges. Art. v. J. 1550: 48. 1552: 46. 1553: 28. 1554: 17. u.26. 
1555: 8. — förmlich eingewilligt: dass' die Prägung einer neuen, mit dem 
Münzfussc der deutschen Erblande mehr übereinstimmenden, Münze 
in Ungarn stattfinde; wobei sie den kön. Anträgen, wegen der zeitweiligen 
Beibehaltung beider Münzsorten, beistimmten, dagegen jedoch den Münz- 
fuss des gleich benachbarten K. Polen, so wie den Umlauf des polnischen 
Geldes gänzlich verboten. -r- In den folgenden Jahren 1556 — 1570. wurde diese 
Vereinbarung dieses beiderseitigen Münzfusscs mit beiderseitigem Ein- 
verständnisse immer mehr angestrebt, wie diess der 74. Ges. Art. v. J. 1563. 
ausdrücklich bezeugt, worii^ ungeordnet wurde: dass zum Behuf der so wün- 
schenswürdigen Vereinigung des beiderseitigen Münzfu.sscs ungarische und 
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> musste, ab;!uvvpndcn, inUcbcreinstimmung des Königs, und der 
Stände verordnet wurde; «dass in Zukunft die ungarischen 
Münzsorten jenen der deutschen Erblande im Werth 
gleich sein sollen;« doch mit dem ausdrücklichen Vorbehalte; 
»dass auf denselben von den Insignien des Königr. Ungarn 
nichts ausgelassen werde.« — Denselben Geist athmen auch die 
spätem Gesetze vom Jahre 1791 ; 22. bis 184y<j. mit wenigen 
Ausnahmen. 

Im Sinne dieser Landesgesetze, — die in den angeführten 
liistorischcn Belegen ihre volle Bestätigung finden — lassen 
sich auch bei diesem Regale folgende Kcchtsgrundsätze 
— ohne Gefahr eines Irrthums — feststellen.—- Nämlich; 


österreichische Sachverständige zusammentreten, und die Angelegenheit 
möglichst in Ordnung bringen mögen; oder wie die Worte im Urtexte lauten 
»Ut ad proxime sequentem annum, quo de singulis comitatibus singulae delectac 
personae convenirent ad refor mationem decreti Hung. deputentor certi 
et idonei viri, qui cum doputandis per S. Maj. suis consiliariis con- 
veniant et tractent: quomodo moneta Hung. conformari possit ad 
ligam monetae Imp. nunc noviter cudi coeptae.« etc. Ja K. Maximilian 
erwiedert auf einige darauf bezügliche Beschwerden der Stände im J. 1567. im 
45. Ges. Art. er könne ihnen nicht helfen, wenn sie nicht ein willigen, das 
hinsichtlich der Münzprägung eine üebereinkunft erzielt werde etc. — 
Unter K. Mathias II. wird durch den 19. Ges. Art. v. J. 1618. dem Herber- 
stein untersagt, nach andern als dem Kremnitzer MUnzfusse Münzen zu 
prägen. — Auch wird bereits zu Anfang des XVII. Jahrh. als Be weggrund 
der oben angestrebten beiderseitigen Münzfuss-Vereinigung ausdrück- 
licli die bereits zwischen dem K. Ungarn und den österr. Erbländem statt- 
gefundene politische Verbindung mit den Worten angedeutet: »Praesertim 
cumjam inter hacc regna concordatum et generalis liga ac confoede- 
ratio instituta est« laut 1608: 10. §. 2. — Unter den folgenden Königen von 
Leopold I. bis in die neueste Zeit wurde diese Vereinigung der beideY- 
seitigen MUnzfusse nach und nach immer mehr durebgeführt, und bis in die 
neueste Zeit bei allen Crisen und Veränderungen, die die Finanz- und 
Münzsysteme beider Thcile während der Zeit bestanden, möglichst auf- 
recht erhalten; wie die zahlreichen Ges. Art. v. J. 1625: 89. 1655: 30. 1659: 72. 
1662: 48. 1723: 68. 1729:’14. 1741: 82. 1807: 22. etc. näher bezeugen; aus denen 
und den früher angeführten — bei einer unparteiischen Würdigung derselben — 
sich wohl kaum ein anderes Ergebniss, das den entgegengesetzten Ansich- 
ten der bisherigen Parteien gleiche Gerechtigkeit widerfahren Hesse, heraus- 
steilen dürfte, als welches im Texte dieses Paragraphen als die zuverlässigsten 
staatsrechtlichen Grundäätzc hinsichtlich dieses Regals aufgestellt 
wurden. 
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a) Das k. Münz-Regal ist in Ungarn nach der Landcs-Ver- 
fassung — gleich den übrigen Regalien — dem Könige aus- 
schliesslich, oder wenigstens vorzugsweise, Vorbehalten, 
so zwar, dass, wie oben gesagt wurde, ausser ihm Nieman- 
den das Recht zustehe, Münzen zu prägen oder prägen zu 
lassen, auch, ohne Strafe der Untreue, Niemand sich erküh- 
nen dürfe, das kön. Geld, sobald es acht ist, zurückzuweisen, 
oder dasselbe zu verfälschen, oder falsches Geld zu prä- 

V gen, oder auch ausser Landes geprägt in’s Land einzufüh- 
ren, oder auch nur desselben wissentlich im grossem 
Betrage sich zu bedienen etc. So verordnen die Ges. Art. 
V. J. 1342 : 5. 1405 : I. 18. 1464 : 26. 1486 : 48. 1523 : 40. 
1543 ; 27. 1545 : 51. 1546 : 48. 1547 : 24. 1548 : 51. 1550; 49. 
1554 : 17. u. 22. 1555 : 8. 1557 : 14. 1559 : 46. 1563 : 74. 
1569 ; 51. 1574 ; 20. 1578 : 19. 1600 : 21. 1625 : 41. 1723 ; 9. 
§. 4. und 11. etc. — Vgl. Fejör Cod. Dipl. Hung. T. X. Vol. 
4. u. 5. etc. — Daher ist der König von Ungarn 

b) Eben so berechtigt als verpflichtet: die oberste Ver- 
waltung und Leitung des gesammten Münzwesens des 
Reiches, unter seinem Namen zu fuhren, oder durch die von 
ihm eingesetzten Münzbehörden und Beamten führen zu 
lassen; diese jedoch streng zu überwachen, und vorzüglich 
dafür Sorge zu tragen; dass Im Sinne der Ges. v. J. 1500: 19. 
1559:48. 1625:39 1655:80. 1659:72. 1662: 48. etc. Münzen 
nur vom ächten Schrot und Korn geprägt, diese jedoch in 
ihrem vollen Werthe erhalten, und in demselben auch 
überall im Lande, und den dazu gehörigen Nebcnländern 
angenommen werden; laut d. G. A.1550: 49. 1554: 22. 1613^ 
28. 1662:48. 1679:14. 1723: 68. etc. dass ferner auswärtige 
fremde Münzen entweder gar nicht, oder nur nach ihrem 

■ innern Werthe berechnet, im Innern Verkehre zuzulassen; 
wie diese die Ges. Art. v. 1548 : 51. §. 3. u. 4. 1574: 20. 1578: 
19. 1600 : 21. 1613 : 28. 1741 : 32. etc. verordnen; während 
andere v. J. 1492 : 32. 1498 : 31. 1518 : 30. 1548 : 54. 1552 : 
37. 1553: 23. 1554: 17. 1559: 46. 1563: 73. 1568: 10. 1618: 
46. 1622: 77. §. 5. 1625 : 39. u. 41. 1635: 89. §. 1. 1649: 17. 
1659 : 72. §. 3. 1723 : 9. etc. es nicht erlauben: dass gemünz- 
tes Gold und Silber aus dem Lande ausgeführt werde, und 
zwar unter Strafe der Untreue, oder Verlust des Objects 
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und der persönlichen Freiheit. — Endlich auch darauf zu 
sehen: dass die s. g. Scheidemünze weder zu häufig, noch 
zu gering im Werthe in Umlauf gesetzt werde; kraft der 
Ges. Art. v. 1458 : 12. 1659 ; 72. 1741 : 32. etc. so wie auch 
darauf: dass die Falschmünzer, Kipper und Wipper im 
Sinne der Ges. v. 1405 : I. 18. 1462 : 2. 1495 : 4. 1523 : 40. 
etc. strenge bestraft etc. kurz, Alles das genau in Aus- 
führung gebracht werde, was hinsichtlich des gesammten 
Münzwesens, eine ächte Staats- und Fi nanz Verwal- 
tung zum allgemeinen Wohle für unumgänglich noth- 
wendig erachtet. — Dagegen jedoch sollen 
a) Alle sich auf das gesammte Münzwesen des Reiches 
beziehenden Gegenstände, die vom Standpunkte des öffent- 
lichen Rechts allgemeine legislatorische Massregeln 
erfordern, als: wenn es sich von einem neu einzufuhrenden 
Geld- oder Münzfusse, oder dessen Veränderung, 
oder den Umlauf des fremden Geldes im Lande, oder 
einem neuen Finanz- und Steuer-Systeme, oder den 
Staatsschulden, den Tilgungsfonden, Creditanstal- 
ten, und andern ähnlichen wichtigen Geld- und Staats- 
Angelegenheiten handelt, c) dem bereits oben §. 40. Nr. 5. 
aufges teilten Grundsätze gemäss, zu ihrer vollen gesetz- 
mässigen Erledigung, die Concurrenz der beiden 
.Factoren der gesetzgebenden Gewalt, folglich nebst der 
königlichen Autorität auch den Bei rat h, wo nicht sogar 


c/Um über diese und Uhnlicbe Finanz-Gegenstande um so sicherer und mit 
voller Sachkenntniss urtheilen zu können, dürfte es nicht schaden, unsere 
financlcllen Notabilitäten auch auf die. vorzüglichsten ^Verkc, die über das 
gesammte Geld- und Münzwesen im Auslände vortheilbaft bekannt sind, 
aufmerksam zu machen; als namentlich Beust: Sciagraphia juris monetandi. 
1745: 65. — Hirsch: Deutsches Münz- Archiv. IX. Thle. 1769—1769. — 
Klüber: Das Münzwesen in Deutschland. 1828. — Berg: Polizeirecht. III. — 
Bosse: Gruhdzüge des Finanzwesens im röm. Staate. Braunschw. 1805. — 
Sonncnfels: Grundsätze der Polizei- Handels- u. Finanzwiss. Wien. 1766. bis 
1822. 8. — Stöcker: Vollst.IIandb. d. Finanzwissensch. Rothenb. 1807. II. Bde. 
Nürnb. 2. Aufl. 1819. — Jakob: Finanzwissenschaft. Halle. 1821.1837. 8. II.Bde. 
— Lotz: Handb. d. Staatswirthsch. Lehre. Erl. 1821. III. Bde. 8. — Malchus: 
Handb. d. Finanzwirthsch. u. Finanzverwalt. Stuttg. u. Tübing. 1830. II. Bde. — 
Schön: Grundsiitze d. Finanz. Bresl. 1831. 8. — Rau: Grunds, s. Finanzwiss. 
Heidelb. 1826. 1850. etc. etc. 
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die Zustimmung der Stände des Reiches in Ansprucli^ 
zu nehmen haben; wie nebst den bisher nngcfdlirtcn Ges. 
Art. V. J. 1490 : 17. 1439 ; 10. ferner 1550 ; 48. und 49. 
1625 . 39. 1662 : 48. 1723 : 68. 1741 : 12. 1791 ; 22. 1807: 
20. auch noch insbesondere die merkwürdigen Landtags- 
Akten vom J. 1812. den schlagendsten Beweis für eine 
ähnliche durch die Landesverfassung postulirte Mitwir- 
kung der Stände des Reiches liefern. — Uebrigens 
/ 3 ) Was die von Einigen noch angeführten altern Gesetze 
über das Münzwesen betrifft, insb. jene v. J. 1439 : 11. 
1492: ?1. 1507 : 11. etc. wodurch die Einführung fremder 
Münze in Ungarn, oder kraft der oben sub b) angeführten 
Gesetze die Ausfuhr des geprägten Goldes und Silbers 
aus dem Lande verboten, ja unter schwerer Strafe die letz- 
tere auch verpönt, oder über die Falschmünzer nach 
Trip. I : 14. 1543 : 27. 1545 ; 51. 1550 : 49. etc. andere 
schwere Strafen verhängt wurden; so wie auch die in den 
Gesetzen vom J. 1 342 : §. 39. 45 - 49. 1439 : 10. 1458 : 10. 
und in Vestig. Comit. 1553: 23. 1554:17. 1557: 15. 1559: 
46. 1563 : 73. 1659 : 72. 1711 : 12. etc. über das Ofner 
Münzhaus, und die Wiederherstellung der alten gesetz- 
m'ässigcn Wirksamkeit des Rcichsprimas als Rcichs- 
Pisetar, die später auf den Tavernicus überging, 
getroffenen Anordnungen ; diese wurden grösstentheils, 

' wo nicht gänzlich durch die später aus kön. Machtvoll- 
kommenheit den neuern Grundsätzen der Finanz gemäss 
eingeführte regelmässige Einrichtung des gesammten 
Geld- und Münz-Systems, als überflüssig, ausser 
Kraft und Wirksamkeit gesetzt. 

Zu den Regalien des Königs von Ungarn gehört ferner 
4 . Das k. Post- Regal, welches in Ungarn seit der Zeit, als diese 
neue Einrichtung zur Beförderung des Handels und täglichen 
Verkehrs auch hier zu Lande eingeführt wurde, dj mit allen 


Wann dicss insbesonilcre in Ungarn statlgefunden? kann mit Gewis.?- 
heit nicht angegeben werden. Nur so viel ist sicher, da.ss unter K. Ferdinand I. 
langer Regierung die Rosten schon in Ungarn bekannt waren. — Eingcfiihrt 
wurden sie durch die königl. Verwaltung, daher waren auch die Postmeister 
summt ihrem Personale seit jeher bis auf unsere Zeit nur von der bctrclTcnden 
kbn. Behörde, nicht den Municipal- oder Local-Magistratcn der 
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darin enthaltenen Befugnissen; als ein dem Könige aus- 
schliesslich vorbehaltenes Regal-Recht, allgemein aner- 
kannt ward ; wie diess die Stände des Reiches selbst auf dem 
Landtage v. J. 1723. im 114. Ges. Art. ausdrücklich mit den 
Worten bezeugen: 

a) »Von dem neu einzurichtenden Postwesen werden Se. Majestät 
nach Anhörung ihres Ober-Postmeistcrs, nach Belieben 
verfügen, was die Öffentliclie Wohlfahrt und Nothwen- 
digkeit erheischen w'ird.« — Diesem zufolge ist der König 
von Ungarn eben so berechtigt als verpflichtet: 

b) Das gesammte Postwesen des Königreichs, gleich jenem 
der übrigen österr. Erblande, so zu leiten, dass im Sinne des 
nächst vorangehenden Ges. Art.v. 1723: 14. nach den Bedürf- 
nissen des Landes die nöthigen Post-Stationen eingerich- 
tet, mitunter auch die alten kraft des Ges. Art. 1715: 22. 
auf zweck massigere Standorte übertragen, die dazu 

Comitato und Städte abhängig. Nähere Auskunft über das Postregal ertheilen 
Ockel: De regali postarura jure. 1765. — L üb ecke: De jure regali postarum. 
1834. — Beust: Versuch einer ausführl. Erläuterung des Postregals. II. Thle. 
1787. — Posselt; Ueber das Postwesen, 1791. — Klüber: Das Postwesen in 
Deutschland wie es ist, war und sein könnte. 1811. — Mathias: Ueber Posten 
und das Postregal. II. Thle. 1832. etc. — Historische Notizen über das Post- 
regal liefern Pfeffinger: Vitriarius illustrat. 111. 207, — Moser: Staatsrecht. 
V. S. 1 — 172. — Putter: Vom Roichs-Postwesen in der Erörter, zum Staats- 
und Fürstenrecht. 1. 1. — Mathias: A. a. O. S. 77. etc. — Hinsichtlich des K. 
Ungarn aber insbesondere: Lakits in s. Jus publ, Uung. §.302. — Ferner 
Schwartner in s. Stat. III. §. 83. 9. sammt Anmerk, e) — endlich Schedius 
in 3 . Uebersicht des Postwesens in Ungarn, welche dem ersten Bande des topo- 
graphischen Post-Lexicons von Ungarn des II. C. Crusius vorgesetzt ist, wo 
der gelehrte Verfasser die Geschichte der Ungar. Posten im XVI. und XVII. 
Jahrh. sammt der Geschichte des alten Vorspannrechts, und der Kutscher 
so darstellt, dass er die ungar. Posten bis zum J. 1625. für blosses Tcm- 
poralwerk erklärt, das nur so oft ging, als etwas Wichtiges vorfiel; was 
indessen dem kritischen Schwartner aus dem Grunde nicht ganz richtig zu 
sein schien, weil aus einer Urkunde K. Max. II. v. 24. Oct. 1575. ersichtlich 
wird: dass dem General-Erb-Postmeister Peter v. Paar >?ad solutionem postarum 
passim in Hungaria a Fischermindt usrpic Comärom et Cassoviam collo- 
catarum, a 1. Oct. 1568. usque 31. Dec. 1574. im Ganzen eine Summe von 
78,286. fl.« richtig verrechnet w’orden sei; was jenem Zifler-Critiker für ein 
bloss'cs Temporalwerk doch etwas zu hoch vorkam, unsern jetzigen Calculan- 
ten indessen,die mit Millionen, wie mit Rechenpfennigen, herumzuwerfen gewohnt 
sind, wohl kaum der Beachtung werth befunden werden dürfte, 

Vlroxnll an|f«r. II 15 


Digitized by Google 


226 


nSthigen PoBtmeister und Benmten durch ihn ernannt, 
und überwacht, ja im Falle einer Uebortretung auch bestraft; 
ebenso die Brief-Porto und Fracht-Gebühren durch 
ihn nach Umständen bestimmt, abgeändert, ja theilweise 
oder auch ganz nachgelassen etc. kurz alle Massregeln 
angeordnet, und in Ausführung gebracht werden sollen , die 
zur Förderung dieser Anstalt, der Erhaltung ihrer Privile- 
gien, e) und mittelbar auch zum .allgemeinen Wohlc des 
Landes als nöthig und nützlich befunden werden dürften; 
wie diese nebst andern von 1741: 31. Ges. Art. bezeugt. — 
Dagegen macht sich der König 

a) Durch den 22. Ges. Art. v. J. 1791. in Form einer den 
Ständen geleisteten Zusicherung, anheischig: dass er, in 
Bezug auf das K. Ungarn und dessen Nebenländer, 
nie gestatten werde, die oberste politische Leitung der 
im Lande befindlichen Posten von der obersten Auf- 
sicht und Leitung des königl. ung. Statthalterei- 
Rathes, sowie jene Uber die Einkünfte derselben von 
der Verwaltung der königl. ung. Ilofkammer, auf irgend 
eine andere, nicht ungarische, Behörde übergehen zu 
lassen. — Eben so bereitwillig wird 
ß) Denselben zugesichert, dass im Sinne der Ges. Art. v. J. 
1681: 27. 1715: 22. etc. der oben erwähnte oberste Post- 
en Die Posten und öfientlicben Couriere geniessen fast Überall — nach 
den Grundsätzen einer guten Polizei — einige persönliche und reelle Pri- 
vilegien, die sic der ßUcksicht fUr die allgemeine Sicherheit zu verdanken 
haben. — Insbesondere stehen die Postämter und die Courier-Stationen 
fast überall unter dem Schutze der allgcm Sicherheit, so dass es gewöhnUch 
den öffentlichen Verbrechen gleichgestellt wird, die im Amte begriflenen 
Postillione oder Couriere auf irgend eine Art zu vcrletzen,oder auszurau- 
ben, besonders wenn sie in ihrer Post-Livröe, oder durch ihr Posthorn als 
solche kenntlich waren, so dass sogar jedermann verpflichtet war, ihnen auf der 
Strasse auszuweichen, wenn sic ihr Posthorn vorlüuflg hören Hessen. — 
Vergl. A. C. Beck: De obligatione ad cedendum in via publica. Jenae. 1728. — 
Dergleichen Personen sind ferner frei von einigen Personal -Leistungen, ja 
auch von dinglichen, als von Bequartierung der Soldaten, Nachtwachen 
u. a. khnlichcn Gemcindelssten, als Mauthen; auch können sie nicht wah- 
rend ihrer amtlichen Function vor Gericht gezogen, oder als Becruten 
gestellt werden etc. — Vergl. Steger: De privilegiis cursus publici recte aesti- 
mandis. Lips. 1768. — Näheres hierüber fUbrt auch aus der fUrUngarn erlassenen 
Post-Ordnung Lakits In s. J. publ. Hung. §. 302. an. 
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meister (generalis postarum magister) in Ungarn nur 
eingeborne, wohlbegüterte, der Gesetze des Landes 
kundige Edelleute zu (Unter-) Postmeistern zu 
ernennen , und die bereits errichteten Post-Stationen an 
ihren alten Standörtern unverrückt zu belassen habe./) 
Endlich 

Wird durch Ges. Art. v. J. 1741: 31. auskönigl. Gnade 
den officiellen Akten und Schriften aller Dicasterien, 
Tribunale, Comitats- und städt. Municipal-Behörden im • 
Reiche und dessen Nebenländern, volle Porto-Frei- 
heit, von den sonst üblichen Postgebühren, ertheilt, 
gerade so, wie diess hinsichtlich der übrigen österr. Erb- 
länder stattfindc; durch welche Beschränkungen das dem 
Könige oben zuerkannte ausschliessliche Post-Regal, 
besonders in ökonomischer Hinsicht, vollends bekräftigt 
und ausser allem Zweifel gestellt wird. 

An das Post-Regal grenzt zunächst 
5. Das königl. Dreissigst-Gefäll-Regal (Reg. tricesima- 
rum), welches bei der Einfuhr ausländischer, oder der Ausfuhr 
inländischer Produkte, die über die ung. Grenze gehen, ent- 
richtet zu werden pflegt. — Dass diese Gefälle von alten Zeiten 
her in Ungarn als königliche, der Krone eigends zukom- 
mende Einkünfte betrachtet worden, und üblich gewesen seien, 
kann — ausser einigen noch ältern Spuren, die über die Ausübung 
dieses Rechts in dem II. Decr. des h. Ladislaus 17. 18. H. 
und in Colomanns I. Decr. 33. und 34. H. sowie auch in K. 


f) Hinsichtlich ihrer Ohliegenheiten und Pflichten verdienen die 
eigenen Worte unsers hochverdienten Lakits am a. 0. vor manchen andern 
angeführt zu werden: »Postae magistrorum officia,« sagt er, >>descrihunt 
ordinationes postales, in quorum numero praecipuum procul dubio locum 
tenent: vigilantia et incorrupta fides, a quibus cursus publici securi tas 
maxima pnrte dependet.— Quis enim inccrtac ac dubiae fidei hominl res suas 
tuto committat? — Quare siquis scu ipsitts postac inagistri, seu illorum opera et 
ministerio in cursu publico utitur, damnum injuria aut perfidia in rebus 
illorum fidei commissis datum, ut id de suo rcsarciant, j ustum sane et aequum 
videri; an vero id ctiam, quod furto, raepina, aliove casu datum cst? quaestio 
est, quam expendendam relinquimus iis, qui jus privatum interpretantur.« — 
Cf. F. Christ. Happrecht: De officio magistri postarum, tarn in gencre, quam 
in specie, quoad restitutionom pecuniae, aliusve rei ipsi concreditae, sed amissae. 
Tubing. 1756. 8. 

- 15 * 
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Sigmunds v.J, 1405:17. Art. etc. Vorkommen — aus Wladis- 
laus II. VII. Decr. v.J. 1514: 1. und 3. Ges. Art. §.7. klar und 
deutlicli entnommen werden, g) — Im Sinne dieser Gesetze, 
und des darauf baslrten Relchshcrkommcns, kann über diesen 
Gegenstand als zuverlässig fiiglich angenommen werden: 
a)'Dass die Verwaltung der s. g. Drelsslgst-Gefällc, so 
wie der Krongüter überhaupt, ohne Einschränkung seit jeher 
dem Könige ausschliesslich gebülirt habe, h) und den 
Ständen des Reiches bezüglich derselben kein andoresRecht 
zukomme: als dass sie ihre darauf bezüglichen Wünsche oder 
auch Postulate, und etwaige Beschwerden dem Könige vor- 


g) Diese Gattung Abgabe oder Steuer scheint unter K. Sigmund 
zuerst aufgekommen zu sein, indem derselbe in s. II. Decrcte v. J. 1405. im 17. 
Ges. Art. verordnete: dass von allen Waarengattungen, welche entweder in das 
Land ei n ge fuhrt, oder aus demselben ausgefnh rt werden, der dreissigste 
Theil des Werthes zum Gebrauche des Königs abgegeben werden soll, welche 
Abgabe auch davon den Namen Dreissigst bekam, un<l unter diesem Namen 
auch in den Privilegien der ungar. Könige vom Xlll. uml XIV. Jahrh. sehr 
IniuBg vorkömmt; wie z. B. in dem Privilegium des K. Bcla v. J. 1244. welches 
derselbe der Ofner Stadt, und jenem Ludwig I. v. J. 136G. welches dieser den 
Pressburgor Bürgern verliehen hat. — Ob jedoch diese Abgabe noch vor 
K. Sigmund schon im Gebrauche w'ar, und unter diesem Namen wirklich der 
dreissigste Theil des innern Werthes abgegeben werden musste? scheint schon 
deshalb etwas zweifelhaft zu sein, weil K. Sigmund in dem angeführten Ges. 
Artikel selbst gesteht, dass er diese Abgabe als neu zuerst eingerührt habe. 

h) Es ist aber in der That auch wirklich nothwendig, da.ss der König in 
dieser Angelegenheit ein unbedingtes Uecht habe; denn gleichwie der 
Handel, und jode Art vonVerkehr sehr viel von dem wechselseitigen Ver- 
hUltnissc der benachbarten Provinzen abhUiigt, und in manchen Fallen nach 
Umstanden oft augenblickliche VerUnderung erfordert, so muss auch dem 
Könige das Hecht dazu ohne alle Beschränkung gebühren, auf jeden Fall einer 
etwaigen Veränderung des politischen Verhultnisscs in Bezug auf den 
Handel, die nöthlgen Vorkehrungen nach den ZeitumstUnden, und nach Erfor- 
derniss des wechselseitigen Interesse der bclrefTcndcn Nachbarvölker trelTen 
zu können. — Hieraus ergibt sich von selbst, dass, wenn der König für noth- 
wendig findet, Irgendwo eine neue D rciss igs t- S ta ti on zu errichten, oder 
eine schon bostehendo auf einen andern Ort zu versetzen, die Grundherr- 
sebaften verpflichtet sirtd, einen «lazu nolhigen Grund gegen billigen Preis 
herzugeben; doch mit dem Beisätze: dass wenn die St.ation nbermals anderwUr- 
tig mit der Zeit verlegt werden würde, der nämliche Grund dem Eigcn- 
thUmer, gegen Zurüeklegung des empfangenen Kaufschillings nach Vor- 
schrift des 13. Landt. Art. v. J. 1723. zurUckgegeben werden «olle ctc. 
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legen können, und deren Gewährung oder Abhilfe im gesetz- 
liehen Wege, sei es während des Landtags, oder auch 
- ausserhalb desselben, zu gewärtigen hätten; wie derglei- 
chen Angelegenheiten nach der Reichs -Observanz stets 
erledigt zu werden pflegten. — Daher sind auch alle diejeni- 
gen Landtags-Artikel, die sowohl in den altern Gesetzen des 
h. Ladislaus, K. Colomann, Sigmund, Wladislaus II. 
und in Ferdinands I. Dccr. v. J. 1542: 42. Vorkommen, wo 
die Stände selbst dem Könige eine Vermehrung der 
Dreissigst-Aemtcr cinrathen , als in den neuern v. J. 1408 : 

29. 1542; 45. 1546: 34.1618: 18. 1625: 31. 1630: 15. 1635: 

30. 1649; 78. 1681; 44. 1685: 11. 1715: 15. und 91. 1723: 
13. 19. etc. worin die Auflassung der überflüssigen 
Dreissigstämter beantragt wird; so wie auch namentlich der 
91. Ges. Art. v. J. 1715. wo verordnet wurde, dass alle 
Dreissigst-Stationen, fünf ausgenommen, aus der Mitte 
des Reiches auf die Grenze verlegt; ferner die betreffenden 
Amtsstellen im. Sinne der Gesetze v. 1439: 6. 1630: 15. 
1647:88. und 91. eingebornen Christen, nicht Juden, 
oder Auswärtigen verliehen; endlich den Ausschreitun- 
gen der Beamten, und den verschiedenen dabei vorkommen- 
den Missbräuchcii gesetzliche Schranken, nach Vor- 
schrift der Gesetze v. 1635:11. und 106. 1681: 44. 1715: 91. 
etc. gezogen werden sollen. — Alle diese und denen ähnliche 
Gcsetzartikcl schmälern die uneingeschränkte Macht des 
Königs in der beliebigen Verwaltung des Dreissigst -Wesens 
nicht, sondern setzen sie voraus, und bekräftigen sic. i) 
— Daher auch 

i) Also der Verfasser des Rosenmannischen Staatsreebts in der Origin. 
Ausg. Cap. X. §. 6. und in dessen Geiste auch Lakits in s. Jus publ. Ilung. 
§.282—289, wo er über die Bemühungen der rei chstiigigo n Opposition 
hinsichtlich dieses Gegenstandes sich noch freimüthiger in Folgendem äussert: 
»Tentatum cst quidem a. 1790. in comitiis per nonnullos e medio S.S. et 00. 
regni, regiam intuctu hujus rogalis auctoritatem arctioribus limitibus 
circumscriberc, omnemque rem, tarn coinmercialcm quam trlccsimalem in 
spccie, ad diaetalcm dcliberationem SS. et 00, regni avocare; uti acta 
diaetae a. 1790. p. 150. et sequ. testantur. — Ast Rege juri suo regali con- 
stanter inhaerentc, moliminls hujus non alter effectus fuit, quam quod juxta 
Art, 67. 1791: »Sua Majestas dementer assentirl dignata sit, ut cunta ca, seu b. 
propositionum regiarum, seu vero postulatorum et gravaminum regni 
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b) Dem Könige das Recht zusteht: eine schon bestehende 
Station der Dreissigst-Gefälle, nach Belieben an einen 
andern Ort zu versetzen, und überhaupt die Verwaltung des 
Dreissigst-Wescns so einzurichten, wie er es für das allge- 
meine Wohl des Landes am zuträglichsten findet; was 
übrigens auch aus der Natur der commerci eilen Verhält- 
nisse, und des täglichen Verkehrs, ja selbst dem Begriffe 
der cxecutivcn Gewalt, sich von selbst versteht. 

c) Demselben kömmt ferner zu : nach Erforderniss der Umstände 
auch neue Dreissigst- Stationen zu errichten, die Beamten 
dazu zu ernennen, ihnen in einer Amts-Instruction den 
Kreis ilirer Befugnisse und Pflichten zu bestimmen , sie zu 
beaufsichtigen, die Excedentenzu strafen, den Missbräuchen 
jeder Art zu wehren etc. alles im Sinne der Gesetze v. 1542: 
47. d. Neusohl. Landt. ferner 1635: 30. 1655: 4. 1548: 27. 
28. 1625. 30. 1681 : 16. 1715 : 18. und 91. - Und zwar: 

d) Die ordentliche Strafe des Schmuggels ist Confiscation 
der geschmuggelten Waaren, doch die Untersuchung hier- 
über gebührt der k. Ungar. Hofkammer. — Wenn jedoch 
nachträglich erst Spuren vorhergegangener Betrüge- 
reien zum Vorschein kommen, hat der kön. Fiscus vor 
dem zuständigen Richter die Klage zu fuhren; wie die Gesetze 
von 1498:29. §.6. 1548:27. 1609:17. 1613:19. 1625:30. etc. 
verordnen. — Uebrigens ist cs aber auch den Dreissigst- 


objecta, quae bis comitiia penitus determinari nequiverant, in peculiaribus, ca, 
qua per SS. et 00. proposita sunt, forma, per Snam quoqne Majestatem SS. 
stabilitis, articiiluritcr ordinandis deputationibus, mox post diaetam 
in deliberationem assuinantur, atque ita claborentur, nt in futuris gene- 
ralibus regni comitiis reforri, atque in leges publicas, ea, qua diaetali- 
ter conventum fuerit, ratione transscribi valeant.« — Jam qui ex hoc articnlo 
ultro inferre volunt: negotia omnia, proin ea etiam, quae tricesimas concer- 
runt, quaecunque cotum regiiicolaribus deputationibus sunt commissa, eo ipso 
intcr objecta comitialia deinceps esse referenda, vim inferunt et disertis 
verbis resolutionis regiac de tricesimarum regulatione io iisdem 
comitiis edita (vid. acta comitiorum 1790. pag. 184.) et Art. 22. 1791. ejusdem 
diaetac, ubi objecta politiae, legislationis, atque oeconomiae publico- 
politicac accurate Icx distingait: dircctioncm nempe negotiorum politicorum 
consilioR. Loc. Hung. at Icgum ctjudiciorutn re forma tionem comi- 
tiis committens: oeconomia vero publicae administrationis, velut jure 
regali, Reg. Majestatis private arbitrio reaervata« etc. etc. 
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Beamten nicht erlaubt, an Gefällen mehr zu fordern, als 
der hierüber bestehende Tarif bestimmt; welcher daher auch, 
kraft der Gesetze von 1405: 15. auf Verlangen dem Fieranten 

O 

vorzuweisen ist, oder auch die Fdelleute gegen dieGesetze 
V. J, 1552: 31. 1630: 28. 1647: 83. zu behandeln, k) unter 
Strafe der Gewaltthätigkcit nach 1567: 37. 1635:70. 
1681:44. 1723:13. etc. endlich wenn sich jemand noch überdiess 
mit Auswärtigen über die Ausfuhr des ungemünzten Goldes 
und Silber 8 aus dem Lande hinterlistiger Weise einversteht, 
verfällt er in die Strafe der Untreue (notae infidelitatis) 
oderFelonie im Sinne derGes.v. 1498:32. 1723:9. §.10. etc. 

Damit jedoch dieses Regal den Immunitäten des Adels 
nicht zu nahe trete, wurde im 14. Ges. Art. d. J. 1723. aus- 
drücklich verordnet: 

a) Dass die Adeligen für die Ausfuhr ihrer Produkte nach 
den österr. Erbländcrn, so wie auch für die Einfuhr 
der auswärtigen Waaren von da, wenn solche zu ihrem und 
der ihrigen Gebrauche bestimmt sind, von jeder Abgabe 
befreit zu verbleiben haben; was auch später öfters und ins- 
besondere jüngst durch den 19. Ges. Art. v. J. 1807. wie- 
derholt und bestätigt worden ist. l) 

k) Die Cardinal-Prärogative des ungar. Adels nach Werb. Trip. 1:9. 
besteht bekanntlich hauptsächlich darin : dass derselbe in der Regel von allen 
Steuern und Abgaben jeglicher Art, namentlich auch den Dreissigst- 
Zöllen etc. frei sei. — Als Ausnahme davon wird jedoch in demselben Gesetze 
beigefügt: dass wenn der Adelige im Handelswege, oder aus Gewinnsucht 
Produkte oder Waaren vom Auslande einführt, oder dergleichen im Lande 
zusammenkauft, um solche mit Gewinn wieder auszuführen, jenes Vorrecht auf 
ihn als Handelsmann keine Anwendung finde, und er denselben Lasten, wie 
Andere, hinsichtlich der öfientlichen Abgaben unterworfen sei; nach 1554: 44. 
1638:49. etc. Ja Adelige, unbekannter oder zweifelhafter Herkunft, 
werden sogar verhalten, sich in ähnlichen Fallen durch förmliche Pässe hier- 
über auszuweisen, zufolge der Landesgesetze von 1500: 42. 1659: 61. etc. 

l) Uro aber dessen sicher zu sein, dass die aus den AHodien der Edelleutc 
auszuführenden Produkte wirklich ihr Eigenthum, oder die aus den österr. 
Erbländern einzuführenden Waaren nur zu ihrem eigenen, oder ihrer Angehö- 
rigen, Gebrauche bestimmt sind, wird von Seite der adeligen Eigenthümer 
gefordert, dass sie die zur Verführung dergleichen Produkte oder Waaren aus- 
gesandten Fuhrleute mit einem ausdrücklichen Zeugnisse versehen, wodurch 
^ich dieselben über die Bestimmung ähnlicher Gegenstände vor den Mauthbeam- 
ten glaubwürdig ausweisen können. — Also 1599: 34. 1723: 14. 1807: 19. etc. 
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ß) Die Ausarbeitung des Dreissigst- Mauth- und Zoll- 
Tarifs mj wurde auf Anordnung des 2. Landt. Art. y. J. 
1729. der kon. Ungar. Statthalterei mit dem Beisatze 
aufgetragen, dass derselbe vollendet dem Könige zur 
höchsten Genehmigung vorgelegt, und dann’ im Lande 
publicirt werde; was auch im J. 1759. und später bei jeder 
ähnlichen Veranlassung befolgt wurde. — Auch die Com- 
missionen, die zur Regelung und Abschaffung der 
bei diesem Verwaltungszweige vorkommenden Miss- 
brauche angeordnet wurden, sind durch die Reichstage 
V. J. 1655; 100. 1681: 44. §. 3. 1715: 91. §. 65. 1791: 67. 
etc. bestellt worden. — Endlich 
y) Im Sinne sowohl der altern als neuern Gesetze, sollen die 
verpfändeten Dreissigst-Gefälle durch den königl. 
Fiscus einbezogen, kraft der Ges. Art. von 1514: 1. und 
1546: 54. solche ferner, wenn sie in Pacht gegeben wür- 
• den, nie an Juden, sondern nur an eingeborne Christen 
verliehen, wie es ausdrücklich im J. 1439: 6. 1630: 15. 
1647: 88. u. 91. §.8. 1715:15. etc. lautet; endlich diese, so 
wie alle öffentlichen Gefälle überhaupt, dem königl. 
.\erar zugewiesen, und unter die Verwaltung, Aufsicht 
und Verantwortlichkeit der k. Ungar. Hofkammer 
gestellt werden; wie es die Ges. Art. v. J. 1622: 24. 1625: 
33. 1630: 15. 1635: 30. 1647: 88. etc. verordnen. . 


mj Zoll- T.ar i f heisst jene Norm, nach welchen bei den Dreissigstümtern 
durch die k. Beamten die betrenendc Abgabe den Passanten abgefordert wird, 
und von denselben zu leisten ist. — In diesem Tarif werden die besondern Gat- 
tungen und Arten von Waaren nach ihrer Qualification angeführt, und 
zugleich mit der verhilltnissmassig auf sie entfallenden Dreissigst-Quote 
betheiligt. — Das Ganze ist in drei Rubriken gctheilt. Die erste enthalt die 
Consumo- die zweite die E.ssito- die dritte die Transite -Waaren. — Zugleich 
wird angezeigt: welche Arten dieser Waaren nur in den Haupt-Stationen, 
und welche auch in deu mindern Legestätten abgemauthet werden können? 
Zuletzt werden noch Weisungen erthcilt, auf welche Art gegen die Uebertreter 
dieser Verordnungen vorzugehen sei? und mit'welchen Strafen dieselben — 
ausser der Confiscation der Waaren — noch zu belege« sind? — Die Aus- 
arbeitung eines solchen Dreissigst- .so wie auch Mauth- und Zoll-Tarifs 
wurde anfangs durch den 91. Landt. Art. v. J. 1715. der kön. Tafel, unter Bei- 
ziehung einiger Camcral-Commissäre, später jedoch, als die kön. ungar. 
Statthaltcrci errichtet wurde, und die kön. Tafel mit gerichtlichen Gegen- 
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§. 54. — Fortselzuiiff und Schlust«. ß. D«»t Strassen* We^* 
und Brflcken- 7. Fluss- Wasser- nQhlen- und 8. Wald- 

Regal etc. 9. Staats-Monopolieu, einzelne Arten 
derselben. 

Von allen den Regalien, die hier folgen, gilt hinsichtlich des 
Landesfüreten ein und derselbe staatsrechtliche Grundsatz: Alle 
Regalien, als Ausflüsse der liüchsten Territorial-Hoheit, 
unterliegen in der Regel dem höchsten Verfügungsrechte des 
Landesfürsten, und dessen obersten Aufsichts- und Polizei- 
Rechte so lange, als nicht eine Ausnahme davon entweder durcli 
ein Reichsgesetz, oder hinsichtlich der einzelnen Staatsbürger 
durch ein besonderes denselben verliehenes Privilegium nach- 
gewiesen werden kann. — Denn es ist sehon aus dem oben Angeführ- 
ten bekannt, dass die Könige von Ungarn seit jeher die Ausübung 
eiuigerRegalien, die man in solchen Fällen die kleinern Regalien, 
oder auch Curial-Gcrcchtsame und Bcneficicn zu nennen 
pflegte, an einzelne Staatsbürger im Pri vilegienwego zu ver- 
leihen gewohnt waren; a) wobei die Laudesgesetze nur diess aus- 
drücklich fordern: dass der Privilegirte die Bedingungen des 
Privilegiums genau einhalte, und im Falle dicss nicht geschähe, 
oder derselbe noch irgend einen Missbrauch davon machen 
würde, ihm das erthcilte Privilegium sogleich entzo'gcn werde. 
— Also lauten die Gesetze von 1681: 2U. und 41. 1715: 15. 
1720: 15. u. 48. 


suinden genug zu thun hatte, durch den 2. I.andt. Art. v. J. 1729. der letztem 
zugewiesen. — Vergl. Keleiiicn Iiistit. J. priv. llung. T. IX. §. 118—119. — 
Schwartner III. §. 85. S. 324. etc. etc. 

a) Zu diesen s. g. mindern Regalien werden gewöhnlich — abgesehen 
von dem l’r i v a t-Pa tron a tsr ech tc, ' und der li och no thpcinl ichen Ge- 
richtsbarkeit (jus gladii) deren schon anderwärts oben gedacht wurde — 
gezahlt: diu Markt- Gerechtigkeit, ferner das Schank- Schlacht- Manlh- 
Ueberfuhr- Fischfangs- Jagd- Vogelfangs-Recht, endlich die Abgabe 
des Zehnten, Neunten, des s. g. Borggefälls etc. (jus cducilli, macclli. 
telonii, nauli, piscationis, venationis, aucupii, decimarum, nonae, 
j. montanum etc.) von denen als Acccssorien des Territori al-I’rlvat- 
Grnndbesitzes ausführlicher im Ungar. Pr iv.it- Rechte gehandelt wird. — 
Vergl. insbes. Kclemcn In.st. J. Priv. Ilung. T. 11. C. II. §. I.'t2— 106. — 
Frank Princ. J. Civ. Ilung. T. 1. §. 169-187. — Szlcmenics etc. 
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Aus der Zahl dieser Regalien — mit Ausschluss jener, welche 
entweder gesetzlich, oder im Privilegienwege, oder gar krall 
einer bereits geltend gemachten Verjährung, grösstentheils in den 
Händen von Privatpersonen sich befinden, die daher auch mehr 
im Ungar. Privat- als dem öffentlichen Rechte erörtert werden — 
ragen insbesondere hervor 

6. Das Regal der öffentl. Strassen, Wege und Brücken, h) 
hinsichtlich dessen die vorhandenen Landesgesetze Folgendes 
verfügen : 

a) Nachdem der Bau der öficntlichen oder Rcichsstrassen, 
so wie deren Richtung, Erhaltung und Benützung ein 
Gegenstand der Staats-Polizei ist, deren Ausübung in 
höchster Instanz dem Könige zusteht, so folgt von selbst: 
dass auch dieses Regal in seiner vollen Ausdehnung 
ursprünglich, und innerhalb der bei den Msjestätsrechten 
bereits angezeigten Grenzen, dem Könige eigends 
zukommc, in dessen Machtvollkommenheit es steht, alle zu 
jenem Zwecke nöthigen und angemessenen Mittel anzu- 
ordnen. — Daher auch 

b) Wo und wann immer aus Rücksicht des allgemeinen Wohles 
der Bau neuer Heerstrassen für nothwendig, oder eine 
bequemere Richtung der schon vorhandenen, oder der 
gerade Zug der unlängst neu aufgekommenen s. g. Eisen- 
bahnen für nothwendig, oder vortheilhaft befunden werden 
möchte, oder auch wenn neue Dämme aufgefuhrt, neue 


h) Die öfTentlichen Strassen, Wege und Brücken, sonst such könig- 
liche genannt, sie mögen nun Post- oder C omm er cial- Strassen sein, werden 
hauptsächlich als öffentliche im Gegensätze zu den Privat-Strassen etc. 
bezeichnet, die nicht nur einzelnen Grundbesitzern, sondern auch ganzen 
Gemeinden der Städte, Dörfer und Flecken angeboren können. — Denn 
Privat-Wege, Strassen und Brücken — aufeigenem Gebiete - zu bauen, auf 
eigene Kosten, und zum eigenen Gebrauche, ist in Ungarn keinem Grund- 
besitzer verwehrt, wenn sonst kein Anstand dagegen obwaltet. — Dasselbe 
gilt auch von ganzen Gemeinden, oder moralischen Personen, die nur sonst 
Grundstücke zu besitzen berechtigt sind; doch mit den durch die Gesetze vor- 
gesebriebenen Vorsichts-Massregeln: ob solche Bauten die Kräfte der 
Gemeinde nicht übersteigen etc.— Nur darf unter diesemTitel von den Reisen- 
den — ohne ein besonderes kön. Privilegium — keine Art von Mauth 
abgefordert werden — im Sinne der Ges. Art von 1681; 20. u. 44. 1716: 16. 
1723:16. otc. 
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Brücken gebaut, neue Verkehrswege eröffnet, neue 
Communications-Mittcl in Ausführung gebracht werden 
sollen: in allen solchen und ähnlichen Fällen wird wohl Nie- 
mand in Ungarn dem Könige, als dem Träger der höchsten 
Staatsgewalt, das Recht streitig machen, zumWohle des Lan- 
des auch das Privat-Eigenthumeinzelner Staatsbürger, als 
deren liegende Gründe, Aecker, Wiesen, Wälder etc. gegen 
Entgelt in Anspruch zu nehmen, Bau- und sonstige Mate- 
rialien von den Besitzern zu fordern, bei den öffentlichen,* 
unentgeltlich zu leistenden Arbeiten, ihre Mitwirkung zu 
verlangen, neue Mauthen nach Bedarf zu errichten, und 
deren Erträgniss entweder durch seine Diener und Beam- 
ten einsammeln zu lassen, oder solche an Private zu überlas- 
sen; doch stets mit der beigefügten Bedingung : dass die letz- 
tem dann verpflichtet werden, die öffentlichen Wege, Brü- 
cken, Canäle, Schiffe im gehörigen Stande zu erhalten, 
und für jeden durch sie veranlassten Schaden den Beschä- 
digten gehörigen Ersatz zu leisten; alles kraft der L. Ges. 
Art. V. J. 1492: 87. §. 7. 1723: 15. etc. 
c) Endlich: Wie das Recht der obersten Polizei -Aufsicht vom 
Könige an die königl. ung. Statthalterei hinsichtlich des 
ganzen Landes, so ist gleichfalls in den einzelnen Thei- 
len des Reiches diese Polizei- Aufsicht über Strassen, Wege, 
Brücken etc. den Municipal-Behörden der Comitate und 
städtischen Magistrate anvertraut, denen es im Sinne 
der Gesetze v. 1492: 87. 1546: 51. etc. von Amtswegen 
obliegt, dafür zu sorgen: dass die Landstrassen fest, und 
in der gehörigen Breite, gebaut; dann im guten Stand erhal- 
ten, von Zeit zu Zeit auch wieder reparirt, und zugleich für 
deren Sicherheit überall die nöthige Sorge getragen werde; 
wie diess die Ges. Art. v. 1548: 49. 1597: 45. 1599: 30. 
1600: 18. 1601: 22.. 1602 : 15. 1603: 11. 1609: 18. 1613: 21. 
etc. vorschreiben, c) Sollte Jemand der betreffenden Beamten 

c) Die hier erwähnten Massrcgcln zur Erhaltung der öffentlichen 
Sicherheit gehören in das Bereich der Staats-Polizei, werden daher auch 
in der s. g. S ich erheits- Polizei umständlicher erörtert. — Hier möge einst- 
weilen nur diess nicht unberührt belassen werden, dass, um jene Zwecke sicherer 
zu fördern, bei uns kraft der Ges. Art. von 1625: IS. §. 1. u 2. jene öffentliche 
Verbrechen, die auf öffentlichen Strassen und Wegen gegen die allgem. 
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in dieser Beziehung lässig befunden werden, so soll derselbe 
dem Bcichspalatin angezeigt, und zur gesetzlichen Verantwor- 
tung und Strafe gezogen werden; wie dicss in den Ges. Art. 
V. 1625: 13. §. 3. 1548: 13. etc. ausdrücklich angeord- 
net wird. 

Indessen wird auch hinsichtlich dieses Regals, und der 
davon zu erhebenden Abgaben, die bei uns mit dem üblichen 
Namen von Strassen- Weg- Brücken- etc. Mauthen 
bezeichnet werden, um den dabei vorkommenden Missbrau- 
ch cn möglichst vorzubeugen, in den positiven Landes- 
gesetzen folgende Anordnungen getroffen: 

«) Mauthen, welch’ immer Art, dürfen im Lande von 
niemanden ohne königliche Einwilligung errichtet 
tKler eingerührt, kraft des 59. Ges. Art. v. 1563. und diese 
königl. Einwilligung selbst — ohne vorläufige Einholung 
des Gutachtens der betreffendenComitats- Behörde — 
niemanden erthcilt werden; wie die Ges. Art. v. 1635: 73. 
§. 3. 1647: 91. 1723: 15. §. 3. etc. lauten, d) 
j?) Mauthen, welch’ immer Art, sollen ohne No th nicht 
vervielfältigt, oder vermelirt, vielmehr jene, die als über- 
flüssig, den Laudes-Einwohuern schädlich, oder als 
eigenmächtig ohne höhere Bewilligung eingeführt 
befunden würden, sowie alle s. g. trockene Mauthen 
(tclonia sicca) ohne Weiteres aufgehoben werden. — Also 
Trip. II. 9. 1546: 49. 1548: 53. 1552: 35. 1553: 27. 1554 : 
21. 1555: 14.1556: 36.1557: 17.1566: 11.1588: 27. 1609: 


Sicherheit begangen werden, als öffentliche Verbrechen einer grossem 
Strnf-S anctio n unterliegen, ja in gewissen Fallen sogar dos ausserordent- 
liche Verfahren des s. g. Standrechts (jus statarium) gegen dieselben in 
Anwendung komme; wie aus dem Criminal-Rechte bekannt ist. — Uebrigons 
mögen Uber diesen Gegenstand noch nachgelesen und verglichen werden: 
Fritsch: De jure viarum publicarum rcgali. Opp. omn. I: 1. Nr. 14. — Reuss: 
Do viarum publicarum munitiono vulgo Chaussdebauten. 1782.4. — Lcyser: 
Spee. 501. — Struben; Rechtliche Bedenken. IV. Nr. 19. etc. 

r/j Daher .sind auch die Besitzer Uhnlicher .Mauth-Gcrcchtsaine durch 
die Daudosgesetze v. .1. 1500; 40. 1566: 12. etc. angewiesen, ihre darauf besüg- 
lichcn Privilegien vor den Coinitats- Behörden vorzuweisen; indem ein 
solches Privilegium nach Vorschrift desWerböez. Trip. 11:12. innerhalb 
eines Jahres nach dessen Verleihung öffentlich verkündet, und in Ausübung 
gebracht werden solle. 
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41.1613: 21,1618: 17.1625: 24. 10.35: 78. 1638: 58.1647: 
91. 1649: 77. 1055: 29. 1659: 57. 1723: 15. ctc.ej 
Auch ist es nach den Ges. Art. v. 1566: 12. und 1659: 57. 
nicht gestattet, .zu hohe oder ungerechte Mauthen von 
Jemanden abzimchmen, auch nicht auf dem selben Gebiete 
an mehreren Stollen, wie der 15. Ges. Art, v. 1464. aus- 
drücklich lautet; auch nicht von Personen, die gesetzlich 
laut Ges. Art. v. 1498: .3. 1553: 29. 1563: .59. 1035: 71. 
1723: 15. 1741; 28. etc. von dergleichen Mauthabgaben 
befreit sind; fj auch nicht von Menschen oder Vieh, die 


e) Die Aufhebung der trockenen oder unnützen Mauthen von Seite der 
Comitats-Behörden pflegt auf folgende Art stattzufinden; Sobald niimlich irgend 
einer Comitats-Behörde die Anzeige gemacht wird, dass irgendwo in ihrem 
Bezirke solch eine unnütze und unbefugte Mauth sich geltend zu machen 
suche, wird durch jene .sogleich eine Deputation ausgcsehickt, die den That- 
beatand zu erheben, und alle Umstünde des angem.assten Kechts zu untersuchen 
hat. Ergibt sich aus deren Berichte, dass 1. jene angemasste hfauthbefugniss 
jedes Kechtsgrundes ermangle, so wird, um den .armen Contribiientcn nicht 
durch so ungerechte Erpressungen bedrücken zu lassen, jene Mauth sogleich für 
onzulüssig, daher auch aufgelassen erklärt, der Beschluss im Comitate pro- 
mulgirt, und durch eine neue Deputation an Ort und Stelle das Mauthrildchen 
sammt dem Schlagbaume (als Zeichen der zu geltenden IVegmaiith) weg- 
geschafll, und der anmassende Maiithner von jeder fernem ähnlichen Anmassung 
amtlich inhibirt und vcrw.arnt. — Wenn jedoch 2. die Mauth an sich wohl nicht 
unbefugt, oder ganz unnütz, jedoch die Mauth-Qiiotc u n ver hül tn i ssinä ss ig 
und zu hoch gestellt befun<len werden sollte, so kann jene wohl verbleiben, diese 
jedoch nach Recht und Billigkeit herabgesetzt werden ; was daun eben- 
falls zur öfientlichen Kunde publicirt wird. — Jene, die sieh diesen Anordnungen 
nicht fugen wollten, unterliegen den gesetzlichen Strafen. — TInddiese V'er- 
fügnngen linden auch bef pri vilegirten Mauthen statt, indem die Landes- 
Gesetze die Regelung der Mauthen überhaupt der amtlichen Wirksamkeit der 
t'omitats-Behörden zuweisen. — Also insbesondere 14ß4: 16. IG26: .‘!4. 1647: 

91. 1723: 15. 62. etc. — Vergl. Kcicmen: Inst. J. Priv. llung. X. II. §. 142. 
sammt d. Anmerk. etc. 

0 Frei von der Entrichtung der üblichen Weg - M au thge b üh ren sind • 
nach den Landesgesetzen in Ungarn Lalle adelige Personen, selbst beim 
Handelsverkehre, sobald sie nur mit eigenem Fuhrwerke reisen — im Sinne 
der Ges. Art. von 1498: 35. 1715: 16. 1723: 15. §. 8. etc. — 2. Alle Personen 
geistlichen und demselben zugehörigen Standes, Studirende etc. nach 
1458:10.- 1504: 60. — 8. Alle Bürger der kön. Freistiidte laut 1553:29. 
1741: 28. etc. — 4. Die s. g. Prädialistcn und Unterthanen des Erzblsehofs 
von Gran, laut 1557: 16. 1563: 59. 1699: 4L — 5. Die mit einem hesondern 
Befrei H ngs - Privilegium versehenen .Tazyger und Ciima nen v. J. 1625. 1646. 
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nicht über Brücken sondern durcb’s Wasser gehen, oder 
den Fluss auf- oder abwärts befahren, laut des 18. Ges. Art. 
V. 1723. und diese zwar unter Strafe der mindern Qewalt- 
thätigkeit, die den Uebertreter sonst erwartet; endlich 
dürfen diese Art von Abgaben und Mauthen nicht durch 
Juden, sei es als Mauthner,oder nur als Pächter ähnli- 
cher Gefälle, eingehoben werden, da deren Ausschlies- 
sung von ähnlichen Unternehmungen und Geschäften die 
Landesgesetze insbesondere: 1630: 15. 1647: 91. 1649:79. 
1655: 29. 1723: 15. etc. unter dreifacher Straf-Sanction 
anordnen; noch überdiess hinzufugend: dass zu dergleichen 
Mauthabgaben an Juden Niemand verpflichtet sei etc. 

J) Die Wegmauth pflegt gewöhnlich nach 1741; 28. nur 
von Wägen und Zugthicren abgefordert, daher auch 
die Fussgänger in der Regel davon befreit zu werden; 
wie der 15. Ges. Art. v. Jahre 1723. §. 7. bezeugt, g) — 


1745. — Auuerdem sind noch für besondere Fslle befreit von Entrichtung 
der Weg-MeuthgebUhren : 1. Jene Landbauern, die in irgend einem OflentUchen 
oder Uerren-Dienste stehen, laut 1493: 86. 1548; 64. 1723: 16. $. 16. — 3. Auch 
jene, welche Frucht in die MUhle fuhren, auch beim Rückwege nach 1492; 86. 
1723: 15. §. 7. — 8. Die auf der Brautfahrt Begriflenen, kraR 1492; 85. 86. — 
Endlich sind 4. auch diejenigen frei von der Weg- und BrUckenmauth, die 
sich der Brücken und Stege gar nicht beim Uebergange bedienten, z. B. im 
Winter gerade Uber das Eis, im Sommer bei grosser DUrre Uber das aasgetrock- 
nete Wasserbett passirten, laut 1723: 16. §. 7. so wie auch jene, die nicht den 
Fluss Übersetzen, sondern nur auf demselben aufwKrts oder abwUrts 
schiffen; laut 1351:8. ja von dergleichen schiffenden Reisenden, sie mögmi 
sich nun dabei förmlicher Schiffe, Boote oder nur der Flösse bedienen, 
irgend eine Mauth abzufordern, ist unter Strafe von 100. Ducaten untersagt 
durch den 17. Ges. Art. v. J. 1761. — Vergl. Frank: Principia J. Civ. Hung. 
§. 172. u. 173. ferner Kelemen, Szlemenics a. a. O. etc. — Diese Befreiungen 
wollten die Unsrigen mitunter auch auf die benachbarten österr. ErblZnder 
ausgedehnt wissen, und dafUr die Ges. Art. v. 1680: 17. 1659: 62. 1723: 14. etc. 
geltend machen; doch vergebens, denn da jedes Landesgesetz nur Air das 
betreffende Landesgebiet verpflichtend ist, so kann es doch Niemand sonder- 
bar finden, wenn Auswärtige sich nicht dadurch fUr verpflichtet erachten ; 
ausgenommen, wenn khnliche Begünstigungen durch gegenseitige positive 
Vertrüge stipulirt wUrden; dergleichen jedoch hinsichtlich dieses Gegen- 
standes nicht Üblich, oder uns wenigstens in Bezug auf Ungarn gar nicht 
bekannt sind. 

g) Doch gibt es auch hier einige besondere Ausnahmen, wie z. B. auf der 
BrUcke Uber die Donau zwischen Pest und Ofen, wo bis zum Jahre 1836. der 
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Der von der Comitate-Behörde festgesetzte Mauth- 
Tarif soll an jedem Mauthhause vorhanden sein, um 
den Reisenden auf ihr Begehren gewiesen zu werden ; nach 
den Bestimmungen der Landesgesetze v. J. 1435 : II. 22. 
1655: 29. 1715: 15. §. 5. — Wer es wagt, diesen Tarif 
bei derMauth-Abnahme zu überschreiten, hat eine drei- 
fache Straf-Sanction im Sinne des Ges. v. 1566: 12. und 
von Seite des Verkürzten noch die Anklage wegen min- 
derer Gewaltthätigkeit zu gewärtigen nach 1723: 15. 
§. 12. etc. — Dasselbe gilt auch von Jenem, der Reisende 
gegen ihren Willen dazu verleitet, mit Vermeidung des 
regelmässigen Weges, seine Mauthen zu passiren; wie 
diese die Ges. Art. v. 1566 : 13. 1625: 34. 1647: 91. 1655 : 
29. 1723: 15. §. 3. ausdrücklich verordnen. — Alle übrigen 
Ausschreitungen beider Mauthabnahme, werden mit 
der in den angeführten Ges. Art. v. 1723: 15. §. 7. 8. 11. 
12. 13. und Decis. 14. 37. ad poen. violent, festgesetzten 
Strafe etc. geahndet. — Aber auch gegenseitig 
e) Wenn Jemand die gesetzliche Manth zu umgehen, und so 
das Aerar zu betrügen versucht, indem er z. B. falsche 
Fürthen oder Brücken zu benützen sucht, der kann mit 
dem Verluste des Wagens, und der Zugthierc, nebst Allem, 
was darauf war, gestraft werden. — Doch darf derMauth- 
ner nichts davon, ohne vorläuüge gerichtliche Weisung, 
veräussern; sonst verfallt er selbst in die Strafe der min- 
dcrnGewaltthätigkcit, nach 1492: 88. 1498 : 35. 1723: 
15. §. 13. — Wenn aber Jemand dennoch entweder insge- 
heim, oder mitGcwalt die Mauth-Schranken durchbricht, 
so wird derselbe auf die Klage des Beschädigten , von dem 
competenten Richter, nach vorläuüger Abschätzung mit 
dem Verluste des Schätzunspreises seiner Fahrnisse 
gestraft, laut 1498: 29. — Endlich ist es überhaupt ver- 
boten undverpSnt, zurVerkürzungder gesetzlichen Mau- 
then, falsche Fürthen oder geheime Wege den Reisen- 
den zu weisen, oder gar kleinere Boote zu ähnlichen 

II n a d e 1 i g e Fussreiaende von der Entrichtang der BrUckenmauthnichtfrei 
war, welche Ausnahme jedoch durch den 26. Ges. Art. d. J. 1836. §. 2. dadurch 
aufhürte, dass von da an alle Fusageher, ohne Unterschied des Standes, dem 
gleichen Brückenzölle unterzogen worden sind. 
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U ntersclileifen in Bereitschaft zu halten; und zwar 
bei Strafe des Verlustes 'der im Orte Vorgefundenen Hnb- 
seligkeiten des Hehlers nach 1492: 88. etc. und andere 
Ulinliclie Fälle, die iin ung. Privat-Rechte näher erwogen 
zu werden pflegen. 

Dem Strassen- Weg- und Briicken-Regale ist 
cinigermassen analog auch 

7. Das Fluss- Wasser- und Mühlen-Regal , oder alle jene 
Nutzungen, die durch den Gebrauch der Gewässer für den 
Besitzer derselben ermöglieht werden, h) — Bäche und klei- 
nere Gewässer werden gewöhnlich durch die Rechtsgelehrten 
dem Privat- Eigenthumc des Grundstückes, worauf sie sich 
befinden, zugezählt, daher" auch als natürliche Folgerungen 
desselben der Fisch- Krebsfang, das Mühlenrecht etc. in 
so ferne dadurch kein Nachtheil für einen Dritten entsteht, i) 


li) Ueber dieses Wasserregal «ussern sieh ausführlicher, und können 
daher mit Nutzen verglichen werden: Noi- Meurer: Wasserreeht. 1570. — 
Fritsch: .Tus Ibiviaticum. 1772. — W’inkler: De jure circa flumina. 1758. — 
Cancrin: Vom Wasserrecht. IV. BB. 1789. — Hering: De molendinis, 

eoriinifjuc jure. 1668. 4. — Reinhardt: De eo, quud justum est circa molendi- 
norum ex.striictionem. 1740. 4. — Kramer: De jure Principis circa molendinaa. 
1774. — .Schilling: Lehrbuch des Mühlcnreehts. 1831. — Hertel: De jure 
molcndinarum pneiimaticarum. 1703. — Struben: Rechtl. Bedenken V. Nr. 8.5. 

— lloinmel: Rhapsod. I. 216. — Haussehild: De jure trajiciendi Humen. 1827. 

— Fritsch: De Regia jure grutiae. 1668. — Dürn; De jure grutiae. 1762. — 
Gramer: Obs. I. Nr. 192. Fritsch: De jure pontium. 1670. — Schellwitz: De 
exaetione pccuniae pro viis publicis, ponlibusque solvendac. 1776. — Rössig: 
Wa.sserpolizei. 1789. fol. — Hackiuann: De jure aggerum. 1690. 4. — Peti- 
sciis: Eleineiita juris aggeralis. 1767. — Dämmert: Das Deich- und Strombau- 
reebt. II. Thle. 1816.— Geiger: De regali Huminis jure. Argent. 1785. — 
Pagenstecher: Do regali allurionum, insularumque in Huminc publ. natarum 
jure. liCrago. 1739. etc. — Mit Anwendung auf das K. Ungarn vergl. die oben 
ang. Werke v. Laki ts, K elcm en, Frank, Sz Ic me n ics n. a. m. 

i) Die Brunnen und Quellen werden zu den geringsten Wassern 
gezühlt, doch werden dieselben aneh in öffentliche und P riv at- Brunnen und 
Quellen nnterschieden. — Diese, ob sie nun ein gewöhnliches, oder auch heil- 
kräftiges (nur nicht s alz i ges oder metallfUhrcndes) Wasser liefern, kann 
jeder Pri vat-Bcsitzer auf seinem Grunde eigen besitzen, dasselbe auf jede 
beliebige W'eise gebrauchen, oder Andern zum Gebrauche gestatten; nicht so 
bei jenen, von denen einer den andern nicht aussehliessen darf, da allen ein 
gleiches Recht darauf gebührt, so lange nicht durch eine öffentliche Autori- 
tät etwas anderes hierüber verfügt wird. — Mit gleicher Freiheit, blos kraft 
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auch nach dem ungarischen Rechte, wie Wcrböcz in s. Trip. 
I. 87. bezeugt, anerkannt. — Die grossem Gewässer hin- 
gegen, als Flüsse, grössere Seen etc. werden als im Besitze 
oder Eigenthumc des ganzen Staats befindlich, folglich in 
Ungarn der obersten Territorial-Hoheit des Königs unter- 
geordnet, von den meisten Staatsgelehrtcn angesehen; obgleich 
einige der letztem diess Recht nur auf grosse Flüsse und 
Gewässer beschränkt wissen wollen. Nachdem jedoch in den 
ungarischen Landesgesetzen von einer ähnlichen Beschrän- 
kung keine Spur zu finden ist , so dürfte wohl das oben 
erwähnte Majestätsrecht des Königs auch auf alle Flüsse 
und Gewässer desReiches ausgedehnt, und so fest begründet 
angenommen werden , dass jeder einzelne Staatsbürger , der 
irgend einen Gebrauch von diesen Gewässern zu machen 
wünscht, dazu vorläufig die Einwilligung des Königs ein- 
zuholen habe. 

Aus diesem königl. Fluss- und Wasser-Regale lassen 
sich daher folgende Befugnisse und. gleichsam Nutzungs- 
Rechte desselben entnehmen: 

a) Kraft der Ober-Territorialhoheit, die jedem Landes- 
fUrsten auf das gesummte Staatsgebiet, und auch die auf 
demselben befindlichen Gewässer, und deren Küsten, 
Ufer, Häfen, Buchten etc. zustehen, gebührt demselben 
auch das Ober-Eigenthumsrecht auf die in den Staats- 
Gewässern befindlichen, oder später entstandene Inseln, 
Anschwemmungen, und jede Art von natürlichem Zu- 
wachs, und alle Nutzungen derselben, die der Landes- 
fürst entweder dem Landes -Acrar Vorbehalten, oder auch 

feines Eigenthumsrechts, kann Jedermann auf seinem Grunde Wind- oder auch 
Tretmühlen jeder Art errichten, da Niemand in seinem natürlichen Rechte, 
die Luft au seinen Zwecken zu gebrauchen, gehindert oder beschränkt werden 
kann. — Eben so darf Jedermann sein ITfer gegen die Gewalt der Wellen durch 
Damme, Flügel und andere ähnliche Wasserbauten schützen, ja die letztem 
sogar auf fremden Grunde aufführen, wo cs durchaus notbwendig ist, und 
wenn dem letztem dadurch kein Schaden geschieht; wie schon Werböez in s. 
Trip. I: 87. §. 3. 4. richtig bemerkt. — Sollten jedoch hinsichtlich dieser und 
ähnlicher Gegenstände irgend welche politische Massregeln für nöthig befun- 
den werden, so ist es ohnehin klar, dass sich denselben die Privat-EigenthUmer 
beim Gebrauche ihrer Eigenthums- und Besitzrcchto zu fügen haben. — Vergl. 
K]e lernen am a. O. §. 37 —40. sammt d. Anmerk. 

VirouU anfir. BUili'rrlit II. ][0 
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einzelnen um «las Land wohlverdienten Staatsbürgern 
überlassen kann; wie diese die ungarischen Könige seit 
jelier, naeh dem Zeugnisse zahlreicher hierüber noch vorhan- 
denen Urkunden, ausgeübt haben, k) 

b) Da die grossen Flüsse Ungarns sammt dem Staats- 
gebiete, welches sie durchströmen , zu dem Ober-Territo- 
rial-Eigenthumsrechte der Krone gehören, so kann es 
keinem einzelnen Staatsbürger gestattet sein, auf denselben 
neue Mühlen, oder andere ähnliche Wasserbauten 
vorzunehmen; und obgleich die Laudesgesetze es ausdrück- 
lich überall hervorheben: dass der ung. Edelmann in seinen 
gesetzmässigen Besitz- und Tcrritorial-Eigenthums- und 
Nutzungs-Rechten nach Kräften geschützt,unddurchNieman- 
den gestört werde, so wird es doch gegenwärtig Nie- 
manden in Ungarn gestattet, in den öffentlichen grossen 
Gewässern des Landes, Mühlen oder andere Wasserbau- 
ten vorzunchmen, bevor derselbe nachweisen kann, dass er 
dazu ausdrücklich oder stillschweigend die Genehmigung 
des Königs erhalten habe. 

c) Dasselbe gilt von dem Fischfangs-Regale, sowie den übri- 
gen Rechten und Befugnissen, auf Nutzungen, die hinsichtlich 
der ödcntlichcn Dämme, Kanäle, Schlcusscn und jede 
Art hydraulischer Bauten den einzelnen Staatsbürgern zu 
Gutem kommen können; doch in Ungarn stets im Sinne der 
hierüber bestehenden Lan<le8gesetze v. 1807: 17. 1836: 36. 
1840: 4. 10. und 38. etc. — Ueberdiess 

d) Aus demselben Ober-Eigenthumsrcchte des Landesfür- 
sten flies.st auch das 8. g. Flötz-Rcgal (jus grutiae) oder 


k) TUuräez führt in s. Werke P. I. c. 2. ein Beispiel an, wo K. Geiza 
eine ganze Insel durch Schenkung verliehen hat. — Mehrere dergleichen Fülle 
sind auch in den von Fcjdr in s. Cod. dipl. Ilung. so zahlreich angeführten Ver- 
leihungs-Urkunden zu Tinden. — Was indessen noch ferner über die An- 
schwemmungen, neu entstandene Inseln, Aenderung des Flussbettes 
und andere ähnliche Arten von s. g. Acccssionen (Zuwachs) unsere Rechts- 
lehrcr nach dem Vorgänge des Werböcz in s. Trip. I: 87. anfuhren, dürfte hier 
wohl nur mit dem Vorbehalte als richtig anerkannt werden, in sofern bei der 
gehörigen Wahrung der Privat-Interessen der Grundeigenthümer auch die 
öffentlichen Interessen des Staates die ihnen gebührende KUcksicht und 
Würdigung gefunden haben. 
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daa Recht, Holz jeder Gattung mittelst der Gewässer 
ohne Schiffe und Flösse von oben in die untern Gegenden zu 
befördern (flötzen). Eben so das Recht die Ueberfuhr von 
Personen und Sachen von einem Ufer des Flusses zum andern 
gegen Entgelt zu vermitteln; endlich auch das Recht die an 
der Meeresküste, oder an den Ufern der Flüsse, oder in 
den Gewässern gefundenen Productc und Sachen, als: 
Bernstein, Austern, Perlen, gestrandete Güter u.a.d. 
als Niemanden gehörig, entweder dem Staats-Aerar 
zuzuweiscn , oder an einzelne Staatsbürger zu überlassen 
etc. l) Endlich 

e) Nachdem aus dem bisher Angeführten ersichtlich wird : dass 
alle die hier unter dem Namen von Regalien angeführten 
Befugnisse, obschon ursprünglich nur dem Könige 
zuständig, mit dessen Bewilligung jedoch auch an einzelne 
Staatsbürger überlassen werden können, und wo diese, so 
wie in Ungarn, wirklich stattfindet, eine solche Verleihung 
die höchste Oberaufsicht der Staats-Polizei nicht aus- 
schliesse, vielmehr zur allseitigen Sicherheit voraussetze: 
so muss solche auch dem Könige von Ungarn zum Wohle 
des Landes, als nothwendig und ausschliesslich zuständig, 
zuerkannt werden; m) welches oberste Aufsichts recht 
bei uns der obersten politischen Landesbehörde, der 
königlich ungarischen Statthalterei, und unter deren 
Leitung dann den übrigen Municipal- und Communal- 
Behörden gesetzlich anvertraut wird; denen cs sodann 
von Amtswegen obliegt, alle Sorge zu tragen: dass die 
durch die Gesetze für die Ausübung jener Rechte fest- 
gesetzten Vorsichts- und Sicherheits-Massregeln genau 


l) S. hierüber Lakits Jus publ. Huiig. 294—299. 

in) Bei diesem Gegenstände verdienen alle Beachtung, und konnten in 
Anwendung gebracht werden jene Grundsätze de.« all gern einen Staats rechts, 
die der gelehrte Maurenbrecher in s. Staatsreebte §. 208. Uber die gegen- 
seitigen zwischen dem LandesfUrsten, und den einzelnen Privat-Eigen- 
tbUmern oder Grundherren, hinsichtlich der Ausübung der ihnen kraft ihrer 
Privilegien zustehenden Regalien, stattlindenden Beziehungen anführt; welche 
zwar auf alle Regalien gleiche Anwendung finden könnten, indessen aber doch 
bei dem Jagd- Forst- Wasser- und Fluss-Regale vorzugsweise praktisch 
anschaulich gemacht werden können. 

16 * 
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beobachtet, und gleich den bei Öffentlichen Vertragen übli- 
chen Bedingungen genau eingehalten und befolgt werden; 
damit nicht durch Nachlässigkeit oder Missbrauch der 
Betreffenden irgend ein Nachtheil für den Staat, ■ oder die 
einzelnen Staatsbürger entstehe. — Dergleichen Vorsichts- 
,Massregeln kommen in den ungarischen Gesetzen bezüg- 
lich dieser und ähnlicher Regalien unzählige vor, deren 
hier nur einige der vorzüglichsten angeführt werden. — 
Nämlich : 

«) Es sind zahlreiche Gesetze im Corp. Jur. Hung. vorhan- 
den , die , wie es die allgemeine Sicherheit und W ohlfahrt 
des Landes selbst erfordert , sehr nachdrückliche Verfü- 
gungen treffen, dass gegen die Ueberschwemmungen 
der grossen und kleinern das Land durchströmenden 
Flüsse zweckmässige Dämme an geeigneten Orten auf- 
geführt, die versandeten Beete derselben- von Zeit zu Zeit 
gereinigt, und die kleinern Gewässer nach und nach 
schiffbar gemacht werden; wie diess die Ges. Art. von 
1659: 19. 1662: 40. 1723: 15. §. 9. 1765: 19. etc. verord- 
.nen. , — Ferner, dass auch die Ufer der Flüsse gegen die 
Gewalt derFluthen möglichst geschützt, durch hydrau- 
lische Bauten sicher gestellt, und so der Lauf der 
Flüsse so viel als möglich geregelt werde; wie diess die 
ältern und neuern Ges. Art. von .1569: 21. 1613: 27. 1630: 
14. 1647 : 129. 1659: 74. und 83. 1715 : 69. 1807 : 17. 1836: 
36. 1840: 10. und 38. etc. wiederholt einschärfen; dann 
dass keine neue Wasserbauten weder auf den Flüssen, 
noch an den Ufern derselben vorgenomraen werden, die 
der freien Schiffahrt auf jenen hinderlich sein könn- 
ten; ja wo immer solch ein Hinderniss sich finden sollte, 
so möge dasselbe aufs schnellste aus dem Wege geräumt 
werden; wie die Ges. Art. v. 1741: 14. 1720: 122. verord- 
nen; endlich dass die öffentlichen Brücken, Schiffe, 
Pontons, die zum Ueberführen von Personen und 
Waaren bestimmt sind, im gehörigen Zustande stets 
. erhalten werden ; damit keine Gefahr von ihnen weder den 
reisenden Personen, noch deren Waaren und Gütern drohe; 
wie die Ges. Art. v. 1492: 87. 1435 : II. 23. §. 5. und 6. etc. 
sich hierüber äussern. — Ueberdiess 
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ß) Dicoolbcn Guüctzc schärfen wiederholt ein: dass die Privat- 
personen, welchen diese Regalien- Rechte aus königl. 
Machtvollkommenheit übertragen wurden, von den Reisen- 
den ausser der gesetzlich bestimmten Abgabe, im 
Sinne ihres Privilegiums, nichts darüber abzufordern 
haben; ferner Niemanden, der von ähnlichen Abgaben und 
Mauthgebühren gesetzlich befreit ist, zu deren Erle- 
gung nöthigen, auch Niemanden durch ungebührliche 
Forderungen oder gar Erpressungen n) belästigen; 
vielmehr sich in Allem an die in dem Privilegium oder 
V ertrage fcstgcstcllten Bedingungen halten etc. und dicss 
zwar unter Androhung derselben oder ähnlichen Strafen, 
die schon oben bei den Mauthgebühren und andern 
Regalien, durch die angeführten Ges. Art. hauptsächlich 
¥.1623:2.1608: 69. 1681: 21. etc. zu dem Zwecke bestimmt 
worden sind. 

Den vorhergehenden ziemlich analog, und nur dem Gegen- 
stände nach verschieden ist auch noch 
8. Das 8. g. Wald- Forst- und Jagd-Regal, das die Waldun- 
gen und Forste mit ihren Nutzungen zum G egenstando hat. o) 


n) Es wurde bereits oben Anm.f) augezeigt, dass bei allen MauthgebUh- 
ren, namentlich jenen auf Flüssen, bezüglich der Schiffahrt alle unge- 
bührliche Forderungen oder gar Erpressungen, von Seite der Mautli- 
beamten, oder auch Grundherren, unter Strafe von 100. Ducaten durch den 17. 
Ges. Art. d. J. 1751. untersagt und verpönt seien; welcher Strafe auf die durch 
den Beschädigten vor dem betrcfl’cudcn Gerichte des Vicc-Gespans erhobene 
Anklage — nebst Vergütung der Kosten des gerichtlichen Verfahrens — der 
überwiesene Beklagte, mag derselbe nun eine physische oder juridische Person, 
z. B. eine Gemeinde, sein, unausweichlich verfallt. — Sollte jedoch diese Gewalt- 
tbltigkeit von MilitBr-Officiercn verübt worden sein, so sollen diese 
Sr. Majostüt angezeigt werden. 

oj Ueber dieses Wald- und Forsl-Kegal, womit gewöhnlich auch das 
Jagd -Regal verbunden zu werden püegt, können die Grundsätze des allgem. 
Staatsrechts, ausführlicher erörtert, entnommen werden au.s Fritsch: Corpus 
juris venatorii. 1665. u. 1702. — Beust: Tractatus de jure venandi ot banne 
ferino. 1744. — Pietsch: Versuch eines Entwurfs der Grundsatz* des Jagd- und 
Forstrechts. 1779. — Uartig; Forst- und Jagd-Staatsr. 1807. — Vollgraff; 
lieber Begründung der Forst- und Jagd-Rcgalität, in s. Abhandl. 1822. Nr. 1. — 
Schilling: Lehrb. des gemeinen in Deutschland üblichen Forst- o. Jagdrechts 
1821. — Stieglitz: Geschichtliche Darstellung des Eigenthums an Jagd und 
Wald io Deutschland 1822. — Bezüglich Ungarns s. die oben ang. Werke. 
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— Die Waldungen oder Wälder (silvae) werden im ung. 
Rechte meist nur als ein Accessorium des Grundes betrachtet, 
wie diese die bei kön. Schenkungen üblichen Verleihungsfor- 
meln ausdrücklich bezeugen; j>) daher solche auch nach Ver- 
schiedenheit: ob sie nämlich ein Eigenthum des Staates blei- 
ben, oder in’s Privat -Eigenthum einzelner Staatsbürger über- 
gehen? in öffentliche oderStaats- und Privat-For ste oder 
Waldungen unterschieden werden. 

Die Rechte des Königs von Ungarn hinsichtlich der öffent- 
lichen oder Domainen-Forste, sind ihrer Wesenheit ganz 
dieselben, wie solche jedem Grundherrn in Hinsicht seiner 
Pri vat-Wälder zustehen. — Es gebührt ihm nämlich ausser 
dem Besitz- und Verfügungs-Rechte (in dem oben §. 49. 
angegebenen Sinne) auch das Nützungs- und Gebrauchs- 
Recht in seinem vollen Umfange; worin dann auch das 
subalterne Recht zu jagen, Holz zu fällen, Eicheln, 
Knoppern etc. zu sammeln, und andere ähnliche Nutzungen 
schon mitbegriffen sind; die, weil sie im Ungar. Privat-Rechte 
näher erörtert werden, hier das Weitere zu besprechen übet; 
flüssig wäre. 

Uns möge es daher hier vom Standpunkte des öffentlichen 
Rechts genügen, hinsichtlich des s. g. Wald- Forst- und 
Jagd-Regals blos anzuführen, was'die ung. Landesgesetze 
hierüber insbesondere verfügen, nämlich: 
a) Obschon in den meisten Staaten Europa’s’ das Forst- 
Wald- und Jagd-Recht 'zu den Regalien gezählt, und 
dem Landesfürsten ausschliesslich Vorbehalten zu 


Die in den Verleihungs- oder Sehenkungs-Urkunden gewöhnlich 
in Form einer Clausei beigefUgte Formel lautet urkundlich also: »Possessionem 
N. vel portiones possessionarias in possessioue N. in comitatu N. existente, habitas, 
cum cunctis suis utilitatibus et pertinentiis quibuslibet: terris scilicet 
arabilibus, cultis et incultis, agris, pascuis, silvis, nemoribus, 
montibus, vallibus, vinetis, vincarumque promontoriis, aquis, flo' 
viis, piscinis, piscaturis, piscium clausuris, aquarum decursibos, 
mol endinis -et molendinorum locis, generaliter vero.quarumlibet utili* 
tatum et pertinentiarum suarum integri tatibus, quovis nominis voca- 
bnlo, vocitatis, sub suis veris et antiquis metis, Fideli nostro N. ejusque 
beredibus et posteritatibus universis dedimus, donavimus, contulimus, ii»o 
damus, douamus, et conferimus-< etc. — Vergl. Kelemen n. a. O. §. 40. in d. 
Anmerk. 



DIgltized by Google 


247 


werden pflegt, so haben dennoch die ung. Landesgesetze 
diese Rechte mit weiser Mässigung dahin beschränkt: 
dass sie dieselben mit möglichster Rücksicht und Scho- 
nung der Privat-Eigenthums-Rcchte der G.rundbesi- 
tzer, der höchsten Staatsgewalt, kraft des höchsten Auf- 
sichts- und Polizei-Rechts, nur die oberste Ueber- 
wachung und Leitung der Forst-Cultur und des 
Jagdrechts vorbehielten; kraft dessen dem Könige das 
Recht zukömmt: das gesammte Forst- und Jagdwesen 
im Laude so zu leiten, dass neben dem freien Nutzungs- 
Kredite der Grundherren, doch die Pflege und Cultur 
der Forste im Lande fortwährend regelmässig betrie- 
ben, und Alles vermieden werde, was dem Wolde des 
ganzen Staates nachtheilig, oder demPrivat-Eigenthums- 
rcchte der Grundbesitzer zu nahe ^treten könnte; ohne 
desshalb dasselbe den königl. Regalien förmlich ziizu- 
rechnen. 

fi) Auf diesem Grundsätze beruhen grösstentheils , wo nicht 
einzig, die zahlreichen imCorp. Jur. Hung. vorkommen- 
den Gesetze, die mit möglichster Schonung der den 
Grundherren hinsichtlich ihrer Waldgründe zustchen- 
den Privat- Eigenthuins- Besitz- und Nutzungsrechte, 
aus hohem Rücksichten des allgemeinen Wohles, sowohl 
die Benutzung der Wälder und Forste, als die damit iin 
Zusammenhang stehenden Jagd-Befugnisse jeder Art 
so weise regeln und beschränken, dass die den Privat- 
Eigenthümern möglichst gesicherte bürgerliche Frei- 
heit nie in Missbrauch ausarten, und dem Wohle des 
Reiches und seiner Insassen zum Nachtheil gereichen könne; 
und diese zwar ganz im Sinne jenes Grundsatzes des 
Gesellschafts- und Vereins-Rechts: dass in jedem 
solchen Vereine das Privat-Interesse der einzelnen 
Mitglieder, in Collis ionsfällen dem allgemeinen Wohle 
des Ganzen untergeordnet werden müsse, qj 

y) Welche Gesetze nun insbesondere bezüglich der Anle- 
gung, Erhaltung und Benützung der im Lande vor- 


q) Diess wird nebst inclireren niiher und ausfuhi’licher naebgewiesen von 
Lakits iu s. Jus publ Ilung. §. 2U9. etc. 
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handcncn Waldungen und Forste, und welche , rück- 
sichtlich des mit dem Forstwesen innigst verbundenen 
J a g d r e ch 1 8, um dasselbe vor jedem möglichen Missbrauche, 
und der bei Ausübung dieses Rechts so häufig vorkom- 
menden Ausschreitungen oder Exccssen, möglichst zu 
bewahren, vorhanden sind? weiset umständlich das ung. 
Civil- oder Privat-Recht nach, und es dürfte genügen, 
hier blos überhaupt anzuzeigen: dass jene der ersten 
Classc vorzugsweise in den Ges. Art. v. 1715: 94. 1791: 57. 
u, 1807: 21. jene hingegen der zweiten Classc in den Ges. 
Art. V. 1504: 18. 1729: 22. 1802: 24. etc. zu finden sind, r) 
Zum Schlüsse der bisher angeführtenRegalien kömmt hier noch 
zu erwähnen: 

9. Das Salpeter- dann Schiesspulver- und endlich Lotterie- 
Regal, und das mit denselben zugleich verbundene Monopol, 
welches theils gesetzlich, theilsblos herkömmlich, in Ungarn 
cingeführt, und anerkannt worden ist. 

Die Ausübung dieser Regal- und zugleich Monopol- 
Rechte, da hierüber keine Beschränkung in den Gesetzen des 
Reiches vorkömmt, steht dem Könige ausschliesslich, und 
ohne irgend einen Einfluss der Stände zu. — Denn die so 
ziemlich häufigen Gesetze, welche die Ausfuhr des Salpe- 
• ters, sowie auch des Schicsspul v ors aus dem Lande, und 
vorzüglich nach dem türkischen Reiche verbieten, als: 
1597: 26. 1613: 15. 1618: 35. 1622: 40. 1625: 14. 1630: 8. 
1638: 66. und desswegen den Drei ssigst- Aemtern alle mög- 
liche Wachsamkeit einschärfen, wie 1596: 50. 1599: 29. auch 
den königl. Beamten jeden Handel mit diesen Artikeln scharf 
untersagen etc. haben dem königl. Rechte hierüber nur die 
Straf-Sanction beigefügt, wodurch das ausschliessliche 
Recht des Königs noch mehr bekräftigt wird, wenn diess 
Jemanden durch die königl. Rescripte und Verordnun- 
gen an sich noch nicht hinlänglich bekräftigt schiene. 

Das Lotterie-Regal insbesondere, dessen die Landes- 
gesetze gar nicht gedenken, hat seinen Ursprung nur einer 


r) Vergl. hierüber Kelcmen Inst. Jur. priv. Hung. T. II. S. 32—44. und 
hinsichtlich des Forstrechts S. 24—26. — Ferner Frank; Princ. J. Civ. Hung. 
T. I. — Szlcmcnics, Kövi u. a. Kechtsgclchrtcn des uugar. Civil-Eechts. 


financiellen Massregel zu verdanken, die, als sic keinen 
Widerspruch von irgend einer Seite erfuhr, nach und nach 
herkömmlich wurde, s) 

Aber die übrigen Arten von Regalien, die in auswärtU 
' gen Staaten Vorkommen, und von denen mehrere zu ein- 
träglichen, aber nicht selten auch den Völkern höchst lästi- 
gen, wo nicht verhassten Staats-Monopolien sich heraus- 


$) Dass mehrere der bisher angeführten Regalien, als Salz- Münz- Post- 
ctc. Regal nach und nach monopolisirt, und als Staats-Finanz-Monopo- 
lien bei den hnancicllen Operationen des Staates eine hohe Bedeutung erlangt, 
und dadurch nicht selten auch bei unsern reichstägigen Verhandlungen viel- 
fache, mitunter ziemlich ernste Erörterungen' und Discussionen veranlasst haben, 
kann aus den Diätal- Akten v. J. 1812. 1825. 1830. etc. zur Genüge bekannt 
sein. — Es dürfte also hier nicht am Platze, auch nicht angezeigt erscheinen, 
die Zweckmässigkeit oder Vor- und Nachtheile dieser Staats-Monopolien 
näher zu' erwägen, da diess ohnehin die Aufgabe der Staatswlrthschafts- und 
Finanz -Wissenschaft ist; nur möge es uns gestattet sein, hier kurz zu erwäh- 
nen: dass die zu Ende des §.47. Anm. e) oben bereits gemachte Bemerkung auch 
hier hinsichtlich dieser Staats-Monopolien ihre Anwendung finden, und uns 
manche Räthsel der bisher bei uns in dieser Beziehung stattgefundenen 
F i n a n z - Operationen lösen könnc.^ — Diess dürfte insbesondere auch hinsicht- 
lich dos s. g. Tabak-Monopols der Fall sein, welches Monopol zwar in und 
für Ungarn durch kein Reichsgesetz, kein rechtskräftiges Herkommen, begrün- 
det, doch in Folge der zwischen den Österr. Erbländern und Ungarn für nöthig 
befundenen Zoll-Linien einmal ins Leben gerufen, ungeachtet aller Klagen 
und Beschwerden der Reichsständö dagegen, und ungeachtet der traurigen 
Erfahrung, dass durch die Art der Ausübung dieses Monopols die viclvcr- 
heissende Production dieses Handelsartikels wesentlich gehindert, und dadurch« 
dem Handelsverkehre, und der Wohlfahrt nicht blosUngar ns, sondern der 
ganzen österr. Monarchie unberechenbarer Schaden zugufügt werde, nicht 
mehr zurückgedrängt, oder wenigstens unschädlich gemacht werden konnte. — 
(Vergl. Orosz: Ungarns gesetzgeb. Körper auf dem Reichstage 1880. II. B. 
18. Anm. S. 25—33. Leipz. 1832. 8.) — Auch hinsichtlich des Lotterie-Mono- 
pols wollen wir uns nicht auf die Frage cinlassen: in wie ferne diejenigen Recht 
haben oder nicht? die da behaupten: dass der Vortheil, den das Acrar aus 
diesem Spiele zieht, mit den Nachtheilcn nicht zu vergleichen sei, die daraus 
hinsichtlich der Moralität des Volkes zu entstehen pflegen — und was könnten 
auch alle Bemühungen gegen dieses kleinere Uebel dem Staute nützen, so lange 
noch das grösste, nicht nur das Vermögen Einzelner, sondern das Wohl ganzer 
Staaten verschlingende Hazardspicl mit Staatspapicren nicht nur öflentlich 
geduldet, sondern auch vou den Regierungen geschützt wird? — Wir begnügen 
uns daher blos, den Ursprung der kleinen, bei uns noch üblichen Lotterie, aus 
Schwartner Stat. 111. 83. Anm. f) hier kurz wörtlich anzuTuhren: Das Lotto 
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bildeten, als: das Tabak- Branntwein- Oel- Stempel- 
Geleit- Thee- Zucker- Caffee- u. a. C oloni'al-Pro- 
ducten-Regal oder Monopol, in so ferne dieselben in 
U ngarn weder in den Gesetzen, noch Gewohnheiten, oder 
dem Landesherkommen irgend eine Stütze finden , können 
füglich auch in dem ungarischen Staatsrechte ignorirt 
werden, t) 


di Genova wurde durch ein Patent vom 18. Nov. 1751. in der Österreich. 
Monarchie zuerst eingeführt, und darüber dem Octavio Conte di Cataldi 
ein Privilegium vom 1. April 1752. angefangen auf zehn Jahre ertheilt. Dasselbe 
■ erhielt der meistbietende Cataldi den 1. April 1762. wieder auf acht Jahre für 
alle deutsche. und ungarische Erbländer. Nur sollten davon Siebenbürgen 
und das Temescher Banat ausgenommen sein. Seitl786. hisst die Regierung 
das Lotto administriren. Bis dahin zahlte Boretta u. Comp, seit 1777. an 
jährlichem Lottopacht in allen k. k. deutschen und ungar. Erbländern 425,000 fl. 
und nach Abzug der Kosten noch vier Fünftel vom reinen Gewinn ett. — Die 
fernem Erträgnisse dieses Gefälles weist das Statistische Jahrbuch der 
österr. Monarchie — von der k. k. stat. CentraLCommission jährlich heraus- 
gegeben — officiell nach. 

t) Welch verschiedene Arten von Regalien, unter den mannigfaltigsten 
Namen, Vorwänden und Titeln, in der letztem Zeit im Auslande, besonders 
aber in England und Deutschland, nach und nach eingeführt worden sind, 
und welche schreiende Missbrauche und Ausartungen dieselben gewöhn- 
lich im Gefolge mit sich führten, oder zum grössten Nachtheile der armen 
Bevölkerung im Lande nach sich zogen, kann man nicht ohne ein unwillkürliches 
Gefühl des gerechtesten Unwillens, aus Rotteck's und Welcker’s Staats- 
Lcxicon VII. B. S. 682. etc. entnehmen, wo cs wörtlich heisst: vGanze Heere der 
absurdesten Regalien wurden nun prätendirt und geltend gemacht. So gab es 
neben einem Juden- und Fremden- Schutz-Regale, des Wildfangs- und 
Strandrechts, dem Bernstein-Regale, ferner neben dem Standes- und 
W ürden-Regalc,dcmLandesdienst- dem Strassen- Wasser-Deich* Post- 
dem Stempel- und Zoll-Regale, neben dem Landesschutz- und Geleits- 
Regale, neben dem Privilegien- und Industrie-Concessions-Regale, und 
dem Regale der Entbindung vom Eide, neben den Regalien des Bergrechts, 
Salzrechts etc. auch Regalien des Potaschesiedens, der Abdeckerei, des 
Hciruths-Consensgeldes, des Pfannen- und Kesselflickens, desBrannt- 
weinbrennens, des Torfstechens, des Flössens, ein Abschoss -Regal, ein 
Regal der herrenlosen und gefundenen Sachen, und der unbebauten 
Grundstücke, ein Confiscations-Regal; ferner Regalien des Salpcter-Ein- 
sammclns, des Lumpe nsammclns, des Perlen- und Goldstaubsammelns. — 
Am häuögsten bestanden die verderblichsten, z. B. die Forst- und Jagd- 
Regalien, die Fischerei- die Mühlen- und Brauer ei regalien, und besonders 
das Regal des allgemeinen Zehn trcchts, des F eld zehntens und des Blut- 
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§. 55. — Pflichten und OblieKeuheiteii de» König;» von 

t'ng;arn. 

Den bisher von §. 37 — 54. angeführten eben so zahlreichen als 
ausgezeichneten Rechten , die dem apostolischen Könige von 
Ungarn, kraft der ihm zuständigen Machtvollkommenheit theils 
ausschliesslich, theils mit Einvernehmen und Bewilligung 
der .Stände des Reiches, hinsichtlich der innern und äussern, 
geistlichen und Civil-Rcichsangelcgenheitcn, zustchen; ent- 
sprechen eben so viele und nicht minder gewichtige Pflichten, die 
dem Könige hinsichtlich seiner der heil. Reicliskronc verpflichte- 
ten Unterthanen, und den dieselben rechtlich vertretenden 
Ständen des Reiches, insbesondere obliegen. — Diese Pfli ch ten 
und Obliegenheiten sind zwar ihrer Wesenheit nach, fast ganz 
dieselben, die im Sinne des allgemeinen Staatsrechts jedem 
Bouverainen Landesfürsten hinsichtlich seiner Unterthanen 
obliegen, a) nachdem jedoch in Ungarn nach der besondern 


zehntens, und des der Cultur so nachtheiligen Neubruchzehntens etc. etc. — 
Doch genug von diesem, alle Plagen Egyptens übersteigenden. Au s.saugungs- 
Systeme, das an der allgemeinen Verarmung des gemeinen Volkes in der 
neuern Zeit so vielen Antheil batte, und allen gelehrten und ungelehrten 
Helfershelfern und Handlangern dieser financiellen Blutsaugerei 
zur immerwährenden Schande gereicht. — Vergl. Scheidler’s Deutscher 
Jnristenspiegel. Jena. 1842. Nr. VI. SchandgcmKlde der gemeinen deut- 
schen positiven Juristerei und Juristenkaste. S. 69 — 109. 8. 

a) Die Pflichten und Obliegenheiten eines LandesfUrsten Überhaupt 
stellt ein berühmter Rechts- und Staatsgelehrter unserer Zeit in folgender Skizze 
ziemlich richtig und anschaulich dar: »Jeder Beruf,<( sagt er, »erzeugt auch 
Pflichten, oder ist vielmehr in Bezug auf den, welchem er obliegt, ein In- 
begriff von Pflichten. — Nach diesen richtet sich sodann auch die Verant- 
wortlichkeit. — Da sich nun kein wichtigerer Beruf denken lässt, als der 
>Berof eines Regenten, so kann.es auch keine grossere und heiligere 
Pflichten geben, als die sind, welche einem Regenten obliegen, mithin auch 
keine Verantwortlichkeit, welche der seinigen gleich käme. — Und hat er 
auch wegen der Erfüllung seiner Pflichten vor keinem äussern Richter zu 
stehen, so kann er doch weder dem Gerichte Gottes, und seines Gewissens, 
noch dem Urtheile der Geschichte entgehen, welche die Herrscher der Erde 
and ihre Thaten mit gerechter Strenge richtet, und ihr Urtheil allen kommen- 
den Geschlechtern verkündet. — Der Umfang der Pflichten des Re.genten 
richtet sich nach dem Umfange seiner Rechte, indem ein jedes von diesen in 
Beziehung auf die Ausübung zugleich als eine Pflicht erscheint. — Je weniger 
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Landes -Verfassung , und kraft der besondern zwischen dem 
Könige und dem ung. Volke eingegangenen Grundverträge 
einige Functionen der königlichen Macht dem Könige auf eine 
besondere Art ausdrücklich und eigends obliegen, 6^ wie diess 
aus dem Krönungs-Diplome und dem doppelten vom Könige 
bei der Krönung abzulegenden Eide ersichtlich ist: so scheint cs 
nicht minder angemessen zu sein, auch diese besondere Pflichten 
und Obliegenheiten im Sinne der Landes gesetze besonders und 
vorzugsweise hier anzufiihren; während die übrigen Verpflich- 
tungen desselben aus dem allgemeinen Staatsrechte, wie billig, 
entnommen, und vorausgesetzt werden können. — So ist insbe- 
sondere der König von Ungarn, besonders und im hohem 
Grade bei seiner Thronbesteigung verpflichtet 
1. Innerhalb der nächsten sechs Monate vom Tage des 
Abtritts seines unmittelbaren Vorgängers, einen Reichstag zu 


daher ein Herrscher durch die (positive) Verfassung in der Ausübung der 
Staatsgewalt beschrUnkt ist, desto grösser sind auch seine Pflichten, desto 
grösser aber auch seine Verantwortlichkeit.« etc. Also Jordan in s. Versuch 
über allgcm. Staatsr. Marb. 1828. 8. S. 331. u. folg. — Vergl. Grävell; Der 
Regent. S. 93. — Pölitz: Staatsw. I. B. S. 213. — Aretin: Constit. Staatsr. I. 
S. 192. — Lauterb eck: Regenten buch. Wittenb. 1681. fol. — Ferner: Rora- 
rius-Engeh Fürstenspiegel. — Wieland: Goldener Spiegel. — Ancillon: 
Uebor Souverainetüt. Bcrl. 1816. 8. — Krug: Die Fürsten und Völker in ihren 
gegenseitigen Forderungen dargestcllt. Leipz. 1816. 8. — Friedrich II. nach- 
gelassene Werke. VI. Th. S. 47. und 64, etc. — Endlich Gros, Zachariae, 
Maurenbrecher, Schraidthenner u. a. bereits oben angef. Werke. 

b) Wie z. B. die durch den 1. Ges. Art. der goldenen Bulle K. Andreas II. 
dem Könige aufcrlcgte Pllicht, jährlich am St. Stephansfeste in Stuhl- 
weissenburg nebst den kirchlichen Feierlichkeiten auch öffentlich Gericht zu 
halten, um die Streitigkeiten seiner Unterthanen entweder selbst zu entscheiden, 
oder statt seiner durch den Reichs-Palatin entscheiden zu lassen, oder wie die 
eigenen Gesetzesworte lauten: »1. Statuimus, ut annuatim in fcsto S. Regis, 
nisi arduo negotio ingruente, vcl infirmitate fuerimus prohibiti, Albac teneamur 
solcnnisare, et si nos intercssc non poterimus, Palatinus procul dubio ibi 
erit pra nobis, et vice nostra causas audict, et omnes Servientes, qui volueriut, 
liberc illic conveniant« welche Gewohnheit von jener Zeit der Arpadischen 
Könige an durch die folgenden Jahrhunderte bis zu der Schlacht von Mohäcs 
stets von den Königen beobachtet zu werden pflegte; wie Katona in s. Hist, 
crit. T. IV. p. 23ö. u. V. 378. und das Diplom des Reichs-Palatins Nicolans 
in denv Supp 1cm. zu den Pest. Landt. I. Th. S. 79. so wie auch Fejdr in s. 
Cod. diplom. Hung. T. IX. Vol. 2. in der Vorrede u. a. Stellen umständlicher 
bezeugt. 
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dem Zwecke auszuschrciben , um während desselben seine 
Krönung in rechtlicher Weise vornehmen zu lassen; dabei 
nach den Grundgesetzen des Reiches vorläufig das Krönungs- 
Diplom den Ständen auszustellen, und in gewohnter Weise den 
zweifachen, nämlich den geistlichen und Decretal-Rid, 
öffentlich abzulegen ; wie diess die Ges. Art. v. 1723: 2. 1741 : 
und 1791 : 2. und 3. etc. erfordern, ej 
2. Dieser doppelten Verpflichtung zufolge ist derKönig von Ungarn 
verpflichtet, die Kirche Gottes und ihre Diener, ferner die 
Barone, Magnaten und Edlen des Keiehes, sammt den 
übrigen Landes-Einwohnern, in ihren Rechten, Freiheiten 
und Gerechtsamen zu erhalten; die Gerechtigkeit an Allen 
gleich zu üben; die Bulle K. Andreas II. in Allem (ausge- 
nommen die Clauscl des 31. Artikels), zu beobachten; dj die 
Grenzen des Reiches zu mehren, und nicht zu mindern; und 
Alles zu thun, was zur Ehre des Landes und dessen Wohlc 
gereichen kann. 


cj Diese positive Obliegenheit jedes Königs beim Antritt der Regierung 
ist «Tohl dureh den 3. Ges. Art. d. J. 1791. u. 1792. völlig ausser Zweifel 
gestellt, nur Uber den Sinn der diesem Artikel beigefUgten Sanction, die 
Einige im Sinne der Clausel des 31. Ges. Art. der goldenen Bulle gegen alle 
Regeln einer echten Interpretation fUr eine Clausel legis commissoriae gel- 
ten lassen möchten; wie schon oben §. 30. Anm. i) bemerkt wurde, durfte zur 
Vermeidung fernerer Streitigkeiten hierüber eine anthentische Erkliirnng oder 
deutlichere Fassung dieses Gesetzes bei der nUchsten Gelegenheit als wün- 
sch cnswerth erscheinen. 

d) Was hier Uber die genaue Beobachtung der goldenen Bulle König 
Andreas U. gesagt wird, muss natürlich nicht nur im Sinne der durch den 
8. Gas. Art. d. J. 1741. eingeschalteten Clauscl »prout super eorum usu et 
intcllcctu etc. diaetalitcr conventum fuerit,« sondern selbst nach den 
Regeln einer lichten Interpretation indem gcmlissigtern Sinne genom- 
men werden, in so ferne jenen alten Bestimmungen der goldenen Bulle ImLaufc 
der Zeit nicht durch neuere positive Reichsgesetze oder auch ein contrUrcs 
Reichsherkommen bereits gesetzlich d c r o g i r t worden würe. Denn wenn 
ein unbefangener Leser gegenwtirtig die einzelnen Artitel der goldenen Bulle 
mit der jetzigen Verfassung des Landes nUbCr vergleichen wollte, so wurde 
er wohl — ohne in die von Gustermann §. 11 — 15. s. nngar. Staatsrechts 
hierüber vorgebraebten Übertriebenen Aensscrungen unbedingt cinzustim- 
men — dennoch leicht einsehen und gestehen müssen: dass die meisten der- 
selben bereits durch die spütern Gesetze, und die grossen Veründerungen, 
die hinsichtlich der Landesverfassung bisher stattgefunden, wo nicht ganz 
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3. Ferner ist der König verpflichtet, in drei Jahren, oder nach 
Erforderniss der Umstände auch früher, regelnaässig einen 
Landtag zu berufen; in dem nach Erledigung der königl. 
Vorschläge, und der Beschwerden der Stände, Alles das 
in Ausführung gebracht werde, was zur allgemeinen Sicher- 
heit und Wohlfahrt des Landes für zuträglich und noth wen- 
dig befunden wird. — Also 1622: 2. §. 8. 1635: 94. 1647: 154. 
1655: 49. 1659: 1. 1681: 58. 1715: 14. 1723: 7. am meisten 
jedoch 1791 : 13. und 1827: 5. etc. e) Ebenso 

4. Nachdem die gesammte politische Verfassung des Reiches auf 
gegens eitigen Verträgen zwischen dem Könige und dem 
Ungar. Volke , und mehreren Grundgesetzen und deren 
unverrückter Beobachtung beruht; so dürfte wohl zu den 
heiligsten Pflichten des Königs gehören: die durch die 
Grundgesetze v. 1715; 1741: 8. sowie 1791: 10. 12.19. etc. fest- 
gesetzten Grenzen der höchsten Gewalt sowohl selbst zu 
beobachten, als auch durch Andere beobachten zu lassen; kurz 
alle Rechte der ungarischen Nation, die dieselbe rechtlich 
erworben hat, sowohl überhaupt als hinsichtlich der einzelnen 
Stände eben so unverletzt zu erhalten, als er selbst wünsche, 
seine Majestäts-Rechte ungeschmälert zu erhalten, und 
ebenso unverletzt aufseine Nachfolger übertragen zu können; 



abgeschafft, doch eine bedeutende Umwandlung erlitten haben, so dass 
unter der goldenen Bulle gegenwärtig kaum etwas anderes, als die darauf 
gegründete, und bis jetzt daraus entsprossene, freisinnige und voIksthUmliche 
Verfassung des Landes überhaupt, die jeder König beim Antritt seiner 
Kegierung, kraft des Inaugural-Diploms, und des bei der Krönung abge- 
legten Eides, genau zu beobachten sich verpflichtet, verstanden wird, und ver- 
standen werden könne. — Vergl. hierüber Kolliir: Amoen. J. publ. — Petro- 
vics: Introd. — Lakits: J. publ. Ilung. §. 18. etc. 

e) Mit dieser Zeitbestimmung scheinen jene Bestimmungen nicht ganz 
übereinzustimmen, welche auch die Dauer eines jeden Landtages festzusetzen 
versuchten, obwohl bei der bisher bestandenen landtiigigen Geschäfts-Ord- 
nung dreijährige Landtage leicht zur Regel werden, und zuletzt in einen 
immerwährenden Regensburger Reichstag (seligen Andenkens aus der 
weiland alten Zeit des heil. röm. deutschen Reiches) Ubergehen könnten — 
eine Eventualität, vor der uns doch die AVeisheit unsers Corps legislatif durch 
eine früher oder später, doch gewiss zu erfolgende z weckmässi gere 
Geschäfts-Ordnung oder Organisirung des ungar. Reichtages in Gnaden 
bewahren dürfte. 
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wie (liess der 3. Ges. Art. des J. 1827. so loyal mit' denselben 
Worten ausdrücklich bezeugt.^ — Endlich 
5. Was die dem Könige obliegende Religions- und Sitten- 
pflichten betrifft, diese kann der König von Ungarn, nebst 
andern, schon aus dem I. Decrete des heil. Stephans, und 
dessen frommen Ermahnungen an seinen Sohn Emerich, im 
Geiste jener Zeit, nachdrücklich genug, und dem Gegen- 
stände angemessen, entnehmen, g) 


Zweiter Abschnitt. 

Die Rechte und Obliegenheiten der die Nation vertretenden Stände des 
... Königreichs Ungarn. 

A) l'cberhaupt. 

§. 56. — Begriff* und Ilaupt-Classen der Stünde des Reiches. 

Den Rechten und Pflichten des Regenten entsprechen in jedem 
rechtlich geordneten Staatssyteme analoge Rechte und Pflichten 
der Unter thanen desselben, welche letztere in ihrer Ges am mt- 
Beziehung zu jenem, als ihrem Oberhaupte, mit dem Collectiv- 


f) Dieser höchst wichtige 3, Ges. Art. d. J. 1827. ist bereits oben §. 41. 
seinem authentischen Wortlaute nach angeführt. 

g) Wem etwa diese frommen Aeusserungen einer längst entschwundenen 
glaub igen Vorzeit unserm hypergebildeten Zeitalter weniger angemessen 
schienen, der möge sich solche in der Sprache unsers Jahrhunderts ausgedrUckt 
um so tiefer zu Gemüthe führen: »So gross die Rechte des Regenten« — sagt 
der eben so freisinnige als gemüthliche Pölitz — »so gross sind auch seine 
Pflichten: weil Rechte und Pflichten sich gegenseitig bedingen; weil 
beide auf dem zwischen dem Regenten und dem Volke abgeschlossenen 
Urvertrage gleichmässig beruhen, und weil der Regent, unbeschadet der 
Heiligkeit und Majestät seiner Person, doch als Mensch ein sittliches 
Wesen bleibt, das in seinem Innern die sittliche Gesetzgebung nicht vcm-- 
kennen kann, nach welcher er seine Abh. Engigkeit von Gott, dem höchsten 
si ttlichen Gesetzgeber und Richter wahrnimmt. — Dieses individuelle 
Bewusstsein seiner Abhängigkeit von demUrwesen aller Sittlichkeit gibt 
auch seinen Pflichten die höchste Weihe und Sanction.« — S. Pölitz 
Staatswiss. im Lichte unserer Zeit dargestellt. S. 223. etc. ' 
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Namen »Volk« oder auch »Nation« (im politischen, nicht 
genetischen oder ethnographischen Sinne) bezeichnet werden. 
— Da nun in Ungarn im Sinne der Landesverfassung unter dem 
Namen »Volk« blos die s. g. Stände des Reiches (Status et 
Ordines regni) deren Theilnahme bei der Ausübung der Majestäts- 
rechte grundgesetzlich erfordert wird, verstanden werden; a) so 
dürfte es wohl der Ordnung gemäss sein, nach den vorausgeschickten 
Rechten und Pflichten des apostolischen Königs, nun auch jene 
seiner Unterthanen, die in ihrer staatsrechtlichen Beziehung 
durch die Stände des Reiches vertreten werden, hinsichtlich ihrer 
öffentlichen Rechtsverhältnisse zu jenen, einer eingehenden 
Erörterung zu unterziehen. 

Ira Staatsrechte des Königreichs Ungarn werden daher stets 
unter dem Namen der Stände des Reiches jene physische oder 
moralische Personen verstanden, denen nach der Landesverfassung 
das Recht zukömmt: auf den Reichs- oder Landtägen Sitz und 
Stimme zu haben, um da bei den Verhandlungen der öffentlichen 
Angelegenheiten des Landes die ungarische Nation in ihrer 
Gesammthoit rechtlich zu vertreten, hj 


a) Entscheidend dürfte wohl hinsichtlich dieses Grundsatzes des Ungar. 
Staatsrechts die wortgetreue Aeusserung v. Werböcz Trip. II: Tit. 4. sein, die 
so lautet: »Nomine et appcllatione populi, hoc loco intellige solummodo Prae- 
latos, Baroncs ct alios Magnates, atque quoslibet Nobiles, sed non 
Ignobiles. — Licet autem iste terminus »populus« (latiori sensu) includat 
omnes nobiles ct ignobiles pariter, de ignobilibus tarnen (qui plcbis 
nomine intelliguntur) in hoc parte nihil est ad propositum.« — Woraus nun 
wohl hinlänglich ersichtlich wird: dass die s. g. Stande des K. Ungarn — wie 
sich solche aus den beim Beginn des Reiches schon allgemein in Europa herr- 
schenden Lohnsysteme gebildet und entwickelt haben — als privilegirte 
FcudalstUnde jener Zeit,’ nur im weitern (unten näher bezeichneten) Sinne 
für Vertreter des ganzen ungar. Volkes in dem neuern Sinne der s. g* 
ReprUsentati v-Verfassung, wie solche gegenwärtig in den s. g. coüstitu- 
tioD eilen Staaten Europa's und selbst Amerika's besteht, angesehen werden 
können. — Worin eigentlich der Unterschied zwischen dieser doppelten Art 
der Volksvertretung bestehe? ist bereits oben §.29. Anm. m) angedeutet 
worden. — Vergl. M. Epit: J. Nat. §. 112., schol. b). 

b) Diesem ersten und vorzüglichsten Charakter der Landesstände 
fügen mehrere unserer vorzüglichem Publicisten, worunter insbesondere der 
Verfasser des von Rosenmann herausgegebenen ungar. Staatsrechts im 
11. Ilauptst. nachgelosen zu werden verdient, noch einen zweiten hinzu, des so 
wichtigen s.g.Tcrritorialrechts, das die Landstände auf ihren Besitzungen 
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Diese Reichsständc werden »gegenwärtig (kraft des 1. Ges. 
Art. V. J. 1608. n. d. Krönung) in folgende vier Classen unterschie- 
den: Zu der ersten gehören die s. g. Prälaten, oder höhern geist- 
lichen Würdenträger der kath oli sehen, ja nach dem 10. Ges. Art. 
vom J. 1792. auch die Bischöfe der griechischen nicht-unirten 
Kirche; — die zweite Classc begreift alle woltlichc Reichs- 
Barone und Magnaten, als: Fürsten, Grafen und Freiherren in 
sich; — die dritte Classc füllt der übrige Ritterstand oder s. g. 
einfache Adel des Reiches aus; — die vierte Classe endlich ent-* 
hält die mit dem Rechte der Reichsstandschaft bekleideten kön. 
Freistädte, und privilegirtcn Districte in sich. — Alle diese 
vier Classen der Reichsstände bezeichnet das Gesetz nach Wer- 
böez Trip. II : 3. und 4. zusammen mit dem Namen des ungari- 
schen Volkes per eminentiam; und obgleich jeder dieser vier 
Classen auch einige besondere (in der zweiten Abtheilung dieses 
Abschnitts §. 60 — 70. näher angeführten) Vorzüge und Ehrc-n- 
rcchte eigends zukommen, so sind dieselben dennoch im Wesent- 
lichen von einander nicht verschieden, indem sie dieselben 

austiben können, so dass in der Eigenschaft eines ungar. Lanrlstandcs ein 
doppeltes Element — Jenes persönliche, und dieses gleichsam reale — im 
Geiste der ungar. Verfassung unterschieden werden könne, und solle; über deren 
Vorzug und gegenseitige Coordinati o n, oder Subordination, unsere Publi- 
cisten noch nicht einig werden konnten. — Vom Standpunkte der allgemeinen 
Politik werden diese verschiedenen Ansichten kurz und treffend erörtert und 
gewürdigt von Pölitz in s. Stuatswlsseuschaftcn etc. II. B. S. 392. in der zweiten 
Auflage, doch mehr im Lichte unserer Zeit, als jener, in welche die Anfänge 
der Ungar. Reichs- oder Landstandschaft fallen; um deren nähere Kennt- 
niss es uns hier haupt.siichlieh zu thun ist. — . Iiulessen so viel sldi hierüber aus 
den mangelhaften Quellen- jener finstern Zeit noch entnehmen lässt, scheint doch 
im Geiste der alten ungar. Verfassung dem persönlichen Elemente ein Vor- 
zug vor dem realen in so ferne eingcrauint werden zu müs.->en, als es sich ziem- 
lich klar herausstellt, das.s schon beim Beginne der ungar, Landstand schaft 
als der nächste Rech t’sgr.u nd derselben der adelige Charakter, und dessen’ 
abermals wq nicht allein, doch hauptsächlich stets persönliche Verdien.ste 
um das Land, sei es im Kriege -- was anfangs die Regel war - oder auch ira 
Frieden, durch verschiedene geistliche und w el tl i ch c Wü r d c n und Aem- 
ter erworben, anerkannt worden sei. — Wohl erhielt in den finstern Jahrhun- 
derten des Mittelalters nach und nach das materielle Rcal-Elemcnt de.s den 
Patrimonial-Reicheii jener Zeiten nachgebildeten^Tcrrltorial- Besitzes 
die Oberhand, so zwar, dass im XVIII. Jahrh. die unadcligen Landeskinder 
nicht nur von den vorzüglichem Aemtern und Würden des Landes samnit der 
Reichsstandschaft, sondern sogar von jedem Erwerbe und Besitze 

VIrozill anir»'- Stutir«rht. IT. *7 
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Freiheiten und Vorzüge in und ausser den Reichstagen geniessen, 
derselben (adeligen) Gerichtsbarkeit unterliegen, dieselben Ge- 
setze und Gewohnheiten beobachten; daher auch mit dem 
gemeinschaftlichen Namen des Reichsadels (nobilesregni) bezeich- 
net werden. 

Uebrigens, da der Adel In Ungarn eine wesentliche Bedin- 
gung der Reichsstandschaft ist, und den Reichsständen allein 
nach der Landesverfassung die s. g. politischen Rechte, oder eine 
gesetzliche Theilnahme bei der Verhandlung der öffentlichen Ange- 
legenheiten auf den Reichs- oder Landtagen zusteht; wo diesel- 
ben wohl vorzugsweise sich mit ihrem eben so umfang- als 
anspruchreichen Territorial-Besitz, zugleich jedoch auch die 
niedern Classcn des Volkes, die grösstentheils ihre Unterthanen 
sind, mittelbar vertreten: so scheintdiess wohl die Ursache gewesen 
zu sein, dass die (so vielfach privileglrten) adeligen Classen über- 
haupt unter der fast identischen Bezeichnung der Reichsstände, 
oder des ungarischen Volkes, vorzugsweise verstanden, ja 
sogar in den Landesgesetzen als Glieder der heil. Rcichskrone 


adeliger Grunde gesetzlich bis z. J. 1844. ausgeschlossen wurden (s.oben§.24. 
S. 214.) welcher Vorzug jedoch in neuerer Zeit auf seine natürlichen Grenzen 
zurUckgefUhrt wurde; da dem persönlichen Elemente der ihm natnrgemäss 
gebührende Einfluss auf die öffentlichen Angelegenheiten des Landes in die 
Lunge nicht vorenthalten werden konnte, indem cs bei der grossen Anzahl der 
unbegUterten Adeligen im Lande nicht im Interesse des Adels liegen konnte, 
seine verarmten Standesgenossen von den öffentlichen Aemtern, und der 
Vertretung beim Landtage gänzlich auszuschliessen, und so dem Hange der 
Mächtigem zur Oligarchie, so wie des adeligen Pöbels zur Ochlocratie 
noch mehr Vorschub zu leisten. — Diese und ähnliche politische Gründe 
mögen die klugen Bestimmungen der Gesetze Trip. I: 2. u. II: 11. sowie auch 
1608; 1. n. d. Kr. etc. hierüber veranlasst haben. — In den frühem Zeiten, seit 
Andreas II. u. III. mögen wohl alle Edelleute s. g. Servientes Regis 
berechtigt (aber nicht verpflichtet) gewesen sein, persönlich auf den 
Landtagen zu erscheinen; aber unter K. Sigmund scheint laut dessen II. Decr. 
V. 1406. die Abänderung getröden worden zu sein, dass die Prälaten, Barone 
und Magnaten persönlich, der übrige Adel aber und die k. Freistädte 
nur durch Oeputirte auf dem Landtage erscheinen sollen. — Diese Einrich- 
tung wurde zwar unter Wladislaus II. im J. 149Ö. abermals dahin abgeändert, 
dass alle Stände persönlich beim Landtage zu erscheinen haben, allein durch 
den 1. Ges. Art. d. J. 1608. n. d. Kr. und den 10. Ges. Art. v. 1687. wurde die 
frühere Bestimmung neuerdings' cingeführt, wobei es auch bis in die 
neueste Zeit verblieben ist. — Vergl. indessen 1625: 62. 1655: 61. etc. 


Digitized by Googl 



259 


anerkannt und ausgezeichnet worden sind; laut Werb. Trip. I: 2. , 
§. 1. u. Tit. 3. §. 6. u. Tit. 4. §. 6. II: 11. §. 4. III: 20. §. 2. ferner 
1608 : 1. n. d. Kr. 1715 : 8. etc. cj 


c) Diese Einthcilung der Reichsstände in vier Classen spricht der l.Ges. 

Art. d. J. 1608. §. 2. n. d. Kr. klar und deutlich mit den Worten aus: »Cum , . 

regni Hungariae Status et ordines ex quatuor conditionis regnicolis nempe: 
Praelatis, Baronibus, scu Magnatibus, Nobilibus, et Civitatibus 
constent^ etc. — Den historischen Ursprung dieser Stände mag der vater- 
ländische Geschichtschreiber unter Beihilfe des Archäologen näher 
angeben, und insbesondere nach Verschiedenheit der Zeiten und Umstände auch 
genauer erklären und nachweisen: auf welche Art und Weise nach und nach 
diese Stände zu jenem Ansehen und Einlluss, den sie in den Reichsangelcgen- 
beiten gegenwärtig besitzen und ausüben, gelangt wären? — Wer indessen in 
der Geschichte jener Zeiten nicht ganz Fremdling ist, wer das Ueber- 
gewicht kennt, womit der höhere Clerus jener Zeiten alles beherrschte, wer 
da weiss, wie enge der Feudaladel fast in ganz Europa mit-der geistlichen 
Hi erarchie zusammenhing, wie ohnmächtig oft die Macht der Fürsten gegen 
den Uebermuth ihrer Vasallen, und des auf sein Faustrecht pochenden 
Feudaladels ankämpfle, bis sie später an dem neu emporkommenden Bür- 
gerthume einige Stütze fand — der wird sich ohne Schwierigkeit jenes politi- 
sche Problem selbst lösen können — doch zugleich die scharfsinnige Bemerkung 
ansers Schwartner (Stat. II. 38. 122.) nicht unrichtig finden, dass in Ungarn 
früher noch als christliche Altäre errichtet wurden, schon Volksversamm- 
lungen stattgefunden haben. — Doch lassen die Decrete unserer Könige aus 
dem XI. Jahrh. schon zusammengesetzt aus kirchlichen Canonen, und bür- 
gerlichen Vorschriften über die Concilia mixta in Ungarn, auf welchen die 
geistliche Macht der weltlichen, und diese jener die Hand bot, kaum einen 
Zweifel übrig; wie diess unter andern schon der Eingang des I. Decrets des 
heil. Ladislaus mit den Worten beweist: »Anno incarnationis 1092. 13. cal. 

Junii in Civitate Szabolch Sancta Synodus habita est, praesidente chri- 
stianissimo Ungarorum Rege Ladislao, eum universis regni sui Pontificibus 
et Abbatibus, nec non cunctis Optimatibus, cum testimonio totius cleri et 
populi.« — Und in dem I. Decr. dos h. Stephan wird gleich im 3. Hauptst der 
Prälaten, die än den Reichsangelegenheiten grossen Antheil nahmen, mit 
grosser Ehrerbietung gödacht, so wie im 4. Hauptst. auch der Principum, 
Baronum, Comitum, Militum et Nobilium etc. Erwähnung gemacht; 
obgleicli jene Namen in ihrer damaligen Bedeutung mit jener unserer Tage nicht 
ganz übereinstimmen; wie Piringer'ln s. Banderion I. Th. S. 17. nachweis^ — 

Die Reichsstandschaft des dritten Standes folgte erst nach Andreas II. 
und III. äo wie jene der freien Städte kaum vor Sigmund nach; woraus im 
Ganzen zu entnehmen ist: dass der Einfluss der Reichsstände in den öffent- 
lichen Angelegenheiten des Landes beim Beginn des Reiches äusserst 
bescheiden, sich zumeist nur auf Ertheilung eines guten Rathes in der Art 
eines s. g. Votum consultativum beschränkte; wie diess auch heut zu Tage 

17 * 
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§. 57. — Deren gemeinschaftliche Rechte, oder bezfiglich 
des Volkes Vorrechte, und zwar a) w'esentliche oder s. g. 

Car d in al-Vor rechte. 

Die. Rechte der Stände des Reiches, als Vertreterder ung. 
Nation, können — wie die jedes andern Volkes seinem Regenten 
gegenüber — untersehieden werden in natürliche, bürgerliche, 
und politische. — Diebeiden ersten Arten kommen allen Staats- 
bürgern Ungarns im weitern Sinne auf gleiche Art zu, mit 
einigen Ausnahmen, die durch positive Landesgesetze bestimmt 
werden. — Die letztem hingegen sind nur jenen eigen, w’elche 
durch besondere Vorzüge vor den übrigen Staatsbürgern aus- 
gezeichnet, und daher auch den nicht ausgezeichneten Classen 
gegenüber, als Vorrechte des Adels oder der Stände des Reiches 
bezeichnet werden, aj 

bei einem s. g. Staatsrathe seinem Souverain gegenüber statttlndet. — Später 
erst, seit dem XIV. Jahrh. als die Landtage gelegenheitlich der oft nöthig 
gewordenen Königswahlon zu grösserm Ansehen gelangten, ging auch, beson- 
ders unter einer schwachen Regierung, jene freiwillige Berathschlagung in 
eine förmliche gesetzlich erforderte Beistimmung der Stände zur giltigen 
Gesetzlichkeit über; die anfangs blos die Theiluahme an der gesetzgeben- 
den Gewalt bezweckte, doch bei günstigen Umständen keinen Anstand nahm, 
dieselben Bemühungen auch auf die vollziehende Gewalt, oder die eigent- 
liche Regierung auszudehnen; was in der spätem Zeit jene fortwährende 
argwöhnische Eifersucht und Rivalität zwischen der Regierung, und den 
Ständen erzeugte, dio zu grossem Wirren und Zerwürfnissen führten, bis es in 
neuester Zeit durch eine genauere — wenn auch noch nicht vollständig 
durchgeführte — Begrenzung der gegenseitigen Gewalten und Befugnisse 
gelang, dem weitern Fortschreitcu zur absol uten W illk ür einerseits, und 
einer schrankenlosen Oligarchie oder Ochlocratie, wo nicht gar völliger 
Anarchie, anderseits, vor der Hand wenigstens, einigermassen zu steuern. — 
Hierüber verdienen noch ausser den schon angef. Werken verglichen zu werden : 
Ruude’s Abhandlung vom Ursprünge der Reichsstandschaft der Bischöfe und 
Achte. Götting. 177ö. 4. — Hüllmann's Geschichte des Ursprungs der Stände 
in Deutschland. Frankf. a. d. O. 1806. 8. — Anon. Versuch einer Darstellung 
der Ungar. Constitution. Lcipz. 1812. 8. S. 83—94. — Bedeus v. Scharberg: 
Verfassung des Grossf. Siebenbürgen. Wien. 1844. S. 8-88. etc. 

a) Die tiefer liegenden, thcils vernunftrechtlichen, theiU politi- 
schen Beweggründe, die jene besondere Auszeichnung des Adels vor den 
übrigen Staatsbürgern nicht nur in Ungarn, sondern auch in den meisten 
europäischen Staaten einst veranlasst haben mögen, sind aus der Geschichte 


2ßl 

Diese adeligen Vorrechte sind entwoder allen den oben 
angezeigten vier Classen des ung. Adels gemein, oder einige blos 
den einzelnen derselben besonders eigen. — Die erstem können 
abermals a) in wesentliche und ß) minder wesentliche unter- 
schiedenwerden. — Jene, auch sonst Grundrechte oder Cardinal- 
Vorrechte genannt (jura fiindamentalia vcl enrdinales prae- 
rogativae Nobilium) heissen solche Vorrechte, auf denen alle 
Vorzüge des Adels, und hiemit auch die ganze Verfassung des 
Landes gleichsam auf ihrem Grunde mittelbar beruht; diese 
hingegen, die von jenen nur als natürliche Folgerungen abgeleitet 
werden, doch ohne dass von ihnen der Destand der Verfassung 

jener Z eiten, und des dazumal allgemein herrsehondcnLelin wesena, dem jenes 
Institut hauptsächlich seinen ürsprung verdankt, leicht zu entnehmen. — Die 
Lehre Montesquie u’s von der Unentbehrlichkeit des Adels — in einer 
Monarchie — ist bekannt genug, und aus dessen eigenen Worten in Esprit 
des loN II. B. 4. Hauptst orsiehtlieh: »Le ponvoir snbordonn«?, intermi diaire, le 
plus natnrel est cebii de la Noblesse. Elle entra en quclque facon d.ans l’es- 
sence de la Monarchie, dont la maxime fondamentale est; point de Monar- 
que, point de Noblesse: point de Noblesse, point dcMonarchc.s — In 
demselben Sinne spricht sich auch der geistreiche Verfasser; De ressay de 
eritique sur Machiavel Ch. 2; vLes princes herdditaires sont fortihds 
dans lenr possession par la liaison intime, qui est entr'eux ct les plus puis- 
santes familles de IVtat; dont la pldpart sont redevables de Icurs biens on de 
leur grandeur klamaison sou veraine, et dont la fortune est si insdparabl e 
de celle du prince, qn'ils ne peuvent la laisser tomber sans voir, que lenr 
chute en serait la suite certaine et necessaire.« — Auch iler Graf Lanjiiinais, 
Pair von Frankreich, der classische Schriftsteller Uber die Charte, d. h. die 
Constitutionelle Monarchie (Constitution de la nation franoaise avec un essai- de 
traitd hist, et politique sur la chartc etc. Paris. 1819.) hat im 10. Cap. des II. B. 
dieses inhaltreichen Werkes: Noblesse nominale eonsiderde comme Idgalc et 
herdditaire, vollwichtige Worte Uher die hist, und politische Bedeutung, und 
Ansprüche des Adels nicdergelegt. — Ja selbst der freisinnige Filangieri, 
obgleich Montcsquieu’s Gegner in vielen Punkten, stimmt doch in s. Scienza 
della Idgislazione T. I. C. 10. in dieser Ansicht mit ihm überein, wo er sagt; 
eil decoro e l'ordine della Monarchia richieda,che vi sia un corpo di N obili, 
il quäle rifletta sulla nazione le splendore, ch'egli ricevc dal trono; e ehe sia 
sitnato tra il Monarca ed il popolo, indebolisca gli iirti. che questi duc 
corpi si potrebbero dare, se non fossero ritardati da un mezzo; che li separa« 
etc. — Auch Gritvcll hat in s. Anti- Platonischer Staat 2. Aufl. Berl. 1812. 
8. 27—30. und 8. 229—241. eine ganze Abhandlung für den Erbadel. — Dass 
die Freunde des Mittelalters, überhaupt der phantasiereiche Görres, Schle- 
gel u. a. an der Spitze, für den Adel sich mit Wärme erklären, ist natürlich; 
noch natürlicher, dass selbst Gentz solches thut. Derselbe findet sogar zwischen 
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wesentlich abhängen möchte. — Die erstem sind wieder theils 
staatsrechtlich-politischer, theils privatreclitlicher Natur; 
und die letztem werden In dreifacher Beziehung auf die Person, 
Gerichtsbarkeit, und das PrlTat-Vcrmögen der Adeligen 
besonders erörtert. 

Nach diesen Unterscheidungen wird es nicht so schwer sein, 
jede einzelne dieser verschiedenen Arten der adeligen Vorrechte 
genauer kennen zu lernen. — Nämlich : 

a) Zu den wesentlichen, allen vier Classen des R e i chs ad e 1 s, oder der 
Reichsstände gleich zustehenden, doch vorzugsweise staats- 
rechtlich-politische n V orzügen derselben wird vor allem gezählt : 

»dem erblichen Besitze einer Würde und dem erblichen Besitze eines Grund- 
stückes keine Spur eines rechtlichen Unterschiedes.« — Aber auch der 
liberal denkende Krug, Jacob, Ancillon, Rotteck (in s. Staatsr. der conatit. 
Monarchie, 2. Aufl. 3. Band, S. 1.5 — 20. Leipz. 1840. 8.) — Benj. Constant, 
Destutt de Tracy, und selbst der cdlePölitz in s. Stuatswiss. im Lichte uns. 
Zeit stimmen ein in das Urthcil von der Nothwendigkeit, oder wenigstens 
hohen Rüthlichkeit des Adels Tür die Erbmonarchie; eine Ansicht, die in 
der Revolutions-Periode Frankreichs ihre volle Bestätigung fand. — Also 
auch an Autoritäten fehlt es dieser Ansicht nicht. -. Doch stehen auch der 
Gegenpartei, d. b. den Gegnern des Adels, mehrere nicht unwichtige Namen 
zur Seite. — Man mag wcgblickcn vom alten Juvcnal, dessen bekannter Aus- 
spruch: »Nobilitas sola cst atque unica virtus« den politischen Ideali- 
sten für ein sublimes Symbol ihrer Ideale, ihren Gegnern jedoch für nichts 
mehr, als eine schbne Redensart gilt, die sich auch zu ihren Gunsten umkeh- 
ren, und so praktisch anwenden lässt; auch mag man wegblicken von den 
excentrischen, und bis ins Absurde übertriebenen, Gegenansichten der 
republikani sehen Demagogen Fr an k re ich s, und selbst Amerika'» — diesel- 
ben können (selbst mit Einschluss des geistvollen Grafen Destutt de Tracy) 
für das Staatsreebt einer constitutioneilen, in jeder Beziehung nach Ver- 
nunft -Principien gemässigten Monarchie keine Stimme führen. — Nur die 
letztere kann auf der goldenen Mittelstrasse den Anforderungen des 
Rechts und der Politik, so wie jenen der allgemeinen Ciiltur und Humani- 
tät am genügendsten entsprechen. — Doch die vollständige Ausführung dieser 
Ideen kann in einer gedrängten Note unmöglich Platz finden. Eine geistreiehe 
Zusanunenatellung einiger Hauptgründe für und wider den Adel lässt sich 
anch in H. Zschokke's: Vom Geiste des deutschen Volkes im Anfänge des 
XIX. Jahrh. Aarau. 1820. Nr. 12. »Entgegengesetzte Ansichten über des Adels 
bisherigen Vorzüge,« so wie auch in Welcher und Rotteck's Staats-Lexicon. 
I. Band. Art. Adel etc. n. a. ähnlichen Werken der nenern und neuesten Zeit 
finden. ^ In Bezug auf das Kön. Ungarn insbesondere wird dieser Gegenstand 
weiter nnten §. 68. noch io Betracht genommen, und vom Standpunkte des pos. 
Ungar. Staatsrechts gewürdigt werden. 
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1. Das Recht einer neuen freien Königswah) fiir den Fall, 
wenn in der regierenden österreichisch-lothringischen 
Dynastie im Sinne der Grundgesetze des Landes vom J. 1687: 
und 1723: 2.3. Art. kein erbfähiger Erbe mehr vorhanden 
sein sollte; wie diese auch der 4. Punkt jedes neuern Inaugural- 
Diploms ausdrücklich bezeugt. — Ein ähnliches Wahlrecht 
gebührt den Ständen des Reiches auch bei der Wahl eines 
Reichs-Palatins, und der zwei Kronhüter, sowie auch der 
Municipal-Beamten der Comitate im Sinne der hierüber 
bestehenden Landesgesetze , und des dieselben stützenden 
Reichs-Herkommens, h) — Ferner 

2. Das Recht der Reichsstandschaft, welches die .Stände mit 
dem damit verbundenen Sitz- und Stimmrechte, und der 
gesetzlichen Theilnahme an der Gesetzgebung; und allen 
auf den allgemeinen Reichs- oder Lnndtägen dort verhan- 
delten öffentlichen Angelegenheiten des Landes auszu- 
üben berechtigt sind; und zwar die Prälaten und Magnaten 
einzeln in Person; die zwei letztem Stände aber, sammt den 
Ablegaten der Capitcl und Convente, und der abwesen- 
den Magnaten durch ihre selbstgewnhlten Stellvertreter, 
ebenfalls im Sinne der hierüber bestehenden Landesgesetze von 
1608 : 1 . n. d. Kr. 1647 : 134. 135. 1687 : 10. 1715 :47. 1791 : 27. etc. 
Vergl. mit Werb. Trip. I: 3. 4. etc. und der daraus entstande- 
nen Observanz an Reichs- und Landtägen. c) — Doch auch 


Dass dicss Recht einer freien Konigswafal — das kostbarste Unter- 
pfand der Ursprünglichen Selbstständigkeit und Freiheit eines zur 
Mündigkeit gelangten Volkes — von der ungar. Kation hauptsKchlicb, wo 
nicht einzig, nur in der s. g. gemischten Periode ihrer Könige zur Anwen- 
dung gekommen sei, ist aus der vaterlKndisehen Geschichte eben so bekannt, 
als aus der allgemeinen dieWahrnehmung; dass dicss Recht, zu jener Zeit, in 
mehreren Staaten Europa's, auf gleiche Art geübt wurde; wie z. B. im Königr. 
Böhmen und Polen, von denen das erstere mit Ungarn zu gleicher Zeit 
durch die Wahl des K. Ferdinand I. die königliche Würde erblich an das 
Hans Oesterreich übertrug, das letztere hingegen sein, durch den Adel so 
arg gemissbrauchtes, Wahlrecht mit aller Hartnäckigkeit bis nabe ansEnde 
des XVIII. Jahrh. fcsthalten, und nur dann zur Rettung seiner Selbstständig- 
keit davon abateben wollte, als es dazu bereits zu spHt war. — F elix, quem 
facinnt, aliena pericula cautum! 

c) Von diesem Rechte der Reichsstandschaft - nach der Königs- 
wahl unstreitig dem wichtigsten, weichet den nngar. Standen bis in die 
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ausser dem Reichstage steht noch den adeligen Rcichsstän- 
den zu 

3. Das Recht, an den öffentlichen Angelegenheiten des Landes 
mittelbar durch die Theilnahme an den allgemeinen Ver- 
sammlungen (General-Congregationen) jenes Comitats, 
wo jeder Adelige begütert oder wohnhaft ist, persönlich 
(mit Ausnahme der königl. Freistädte und pri vilegirten 
Districte, die durch Abgeordnete dabei vertreten werden) 
sich zu betheiligeu. — . In diesen Comitats -Versammlungen 
werden nämlich unter dem Vorsitze eines vom Könige ernann- 
ten, oder auch erblichen Obergespans Vorberathungen 
vor Eröffnung des Reichstags gepflogen, die Abgeordneten 
zum Landtage gewählt , die Instructionen für dieselben . 
entworfen. — Da wird ferner nach drei Jahren gewöhnlich der 
Comitats-Magistrat restaurirt, die königlichen Befehle, 
und die abgefassten Reichstags-Besohl iisse zur Öffentlichen 
Kunde, und zur Vollziehung gebracht, oder Gegenvor- 
stellungen(Repräsentationen) dagegen gemacht; dann das 
jedem Comitatc zugetheilte Steucr-C^uantum unter die 
steuerbaren Unterthanen repartirt, und besondere Statute 
namentlich in Polizei- und öc<»no mischen Angelegenheiten 
des Comitats erlassen; endlich auch die Gerechtigkeits- 
pflcge durch die jedem Comitatc eigene Gerichtsbarkeit, 
und die von den Ständen freigewählte Richter verwaltet etc. 
so dass mittelst dieser Municipalitäten jeder Adelige stets 
an den Local- und durch die.sc auch an den alltreraeine n 
öffentlichen Angelegenheiten des Landes th ätigen A n t h e i 1 
nehmen kann; d) un(| diess alles kraft der Landesgesetze 


neues te Zeit, trotz aller Gefahren, diu dasselbe iin Laufe der Zeiten bestanden, 
unversehrt geblieben ~ wird unten §. 74. u. 7ö. ausführlicher die Rede sein. 

d) Lurch diese persbn liehe Th ei ln ah me jedes einzelnen Edelmannes 
an den ölfentlichen Local- und Landes- Angelegenheiten wird — nach der 
richtigen Bemerkung Schwartner’s — der öffentliche Geist der Nation 
miichtig angeregt, jede weitere Trennung und Entfernun g der vier Stunde 
von einander thatsüchlich dadurch gehindert, un<l da.s allgeineine und besondere 
Staats- und Standes-Interesse in allen gleich lebendig ei'halten. — Daher ist 
auch das Ansehen der Comitatc ungemein gross und wichtig, und der Geist 
der Nation und der Ileichsverfassung in ihren Congregationen und Gcrichts- 
stUhlen sichtbar gegenwärtig, so dass auch ausser den ReichstUgen ihre 
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V. J. 1486: 8. 1492: 34. 1715: 10. 68. 101. 1723: 6. 15. 58. 
1765 ; 26. etc. ej 

Ausser den bisher angeführten staatsrechtlich-politischen 
Vorrechten des ung. Kelchs- Adels , geniesst derselbe auch noch 
andere, nicht minder wichtige, obgleich mehr in dasPriyat- als das 
öffentliche Hecht einschlagende s. g. Freiheiten oder Immu- 


Stimme mit besonderer Aufmerksamkeit von der Regierung, und den Landes- 
bewohnern gehört, und nach Verdienst gewürdigt zu werden pflegt. ^ So 
Schwartner Stat. II. §. 46. S. 150. — Vergl. Lakits, Orosz etc. 

e) Diesen staatsrechtlich-politischen Vorrechten des ungar. Beiclis- 
adels wurde ehemals noch bcigezHhlt das Recht, dem Könige zu wider- 
sprechen, d. h. sich demselben — auch mit bewaffneter Hand — zu wider- 
setzen (jus contradicendi et resistendi Rcgi, si etc.) wenn derselbe den 
Bestimmungen der goldenen Bulle Andreas 11. hinsichtlich der Funda- 
mental-Gesetze und Rechte des Landes zuwider handeln wollte ; welches 
Recht in der berüchtigten Clausei des 31. Ges. Art. §. 2. derselben goldenen Bulle 
ausdrücklich enthalten — spKtcr jedoch, als die unseligen Folgen derselben 
in den häufigen dadurch vcranlassten Aufständen und Wirren des Reiches 
offenbar wurden, im gemeinschaftlichen Einvernehmen des Königs (Leopold I.) 
und der Stände auf dem Reichstage 1687: 4. Ges. Art. förmlich abgeschafTt, 
und folglich auch seitdem aus der Formel des Krönungs- oder Decretal- 
Eides ausdrücklich ausgeschlossen worden ist, während der übrige Context 
desselben Decretes unangetastet verblieb. Also 1715: 2. 1741: 1791: 1792: 2. 
1830: 1. ^ Es ist bereits oben §. 8. Anm. g) S. 115. angedeutet worden, dass 
ähnliche Clauseln, selbst jene legis commissoriae, bei den Völkern des 
Mittelalters nichts Ungewöhnliches waren, wie die dort angeführten Bei- 
spiele es bezeugen. ^ Was davon vom Standpunkte des allgemeinen Staats- 
reebts in unserer Zeit zu halten sei? wird wohl Niemanden unbekannt sein, der 
sich mit den Hauptgrundsätzon dieser Wissenschaft, und hauptsächlich auch mit 
jenen der Lehre von den Staats-Garantieen vertraut gemacht, aus welchen 
auch der ungarische Publicist entnehmen kann, dass auch in Ungarn wie 
überall an die Stelle jenes mittelalterlichen Widersetzungsrechtes andere, 
viel zweckmässigeru Garantieenderneuern Zeit, worunter das Petitions- 
Beschwerde- Protestations- Repräsentationa-Rccht, Absendung feier- 
licher Deputationen im Namen der Stände, u. a. ähnliche Sicberungs- 
mittel, die keine Spur einer ungerechten Anmassung, oder irgend einer 
bösartigen Gesinnung der Untertbanen gegenüber ihrem Regenten, am 
wenigsten aber jenes ominösen Faustrechts der alten Zeit ansichtragen, 
getreten sind. — Vergl. Aretin u. Rotteck Const. Staatsr. II. B. 2.Abth 1828. 
— Cherbuliez: Theorie dos garanties constitut. Paris. 1837. — HoffoHinn: 
Staatsbürg. Garantien. 1831. — Dahlmann: Politik. Götting. 1836. u. 1847. — 
M. Epitome J. Nat. und Kncyclop. der Rechts- and Staatswiss. Ofen. 1852. 8* 
S. 271. etc. 
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nitäten; die laut Werb. Trip. 1 : 9. in den F undamental-Gese- 
tzen des Landes, als dessen Grundrechte, oder Fundamental- 
Privilegien, betrachtet werden. — Dieselben lauten, der angeführ- 
ten Quelle nach, also : 

1. Kein ungarischer Edelmann darf, ohne dass er vorher 
gesetzlich vor G e r i ch t geladen, und im ordentlichen 
Rechtswege f) seiner Uebelthat überwiesen wäre, in seiner 
Person angehalten, oder in Haft gehalten werden; also Andr. 
II. v. 1222: 2. K. Alb. v. 1439: 27. 1513: 34. 1557: 16. 1608: 
16. V. d. Kr. 1618: 14. 1715: 8. 1723: 5. 6. 14. 92. etc. Doch 
sind gesetzlich davon ausgenommen : 

ö) Jene, die sich des Verbrechens des Hoch- oder Lande s- 
Verraths schuldig, oder ira hohen Grade dessen ver- 
dächtig gemacht haben; nach Werb. Trip. II: 44. 1715: 7. 
1723: 5. 

Die auf frischer That (in flagranti) ertappten Mörder, 
, Strassenräuber, Mordbrenner, Diebe, gewaltthätige Ehebre- 

cher, und ähnliche Missethäter; nach Trip. 1:9. §.2.3. III: 
32.1791:41.(7; 

y) Alle fahnenflüchtige Soldaten, die ihren Posten verlassen, 
oder sonst etwas Bedeutendes gegen die Militär-Regeln 
verbrochen haben; nach 1598: 31. 1601 : 14. 

f) Und diess zwar so, dass selbst der König hinsichtlich eines Edel- 
mannes an den ordentlichen Rechtsweg gebunden sei, gleichvrie auch der 

✓ letztere wider den König (in privatrechtlichen Streitigkeiten) auf dem 

ordentlichen Rechtswege verfahren könne; wie es unter andern aus dem 
n. Decr. des K. Math. v. J. 1471 : 18. abzunehmen ist. — Vergl. hierüber unten 
11. Band, §. 44. Anmerk, n) 

g) Aber nur, wenn, wie gesagt, der MissethUter bei der That (in fla- 
granti) betroffen wird. — Sollte er aber von dem Orte des begangenen Ver- 
brechens sich gefluchtet haben, und den Nachsetzenden entkommen sein, 
dann ist es nicht mehr erlaubt, ihn in Verhaft zu nehmen, ohne jene Vorladung. 
Werböczy's Aeusserung, nach der sich auch der Gerichtsgebraueb richtet, 
lautet ursprünglich also: i>In quibus (s. casibus delicti) honorem titulumque et 
libertatem nobilitatis quilibet amittit (ast non absolute, sed intuita capti- 
vationis et custudiae teste 1791: 41. §. 1. 2.) et sic poterit etiam per rnsticam 
manum in loco delicti et criminis commissi, libere semper talis detineri, 
et juxta excessus suos condemnari ac puniri. — Veram tarnen si de loco delicti 
aufagerit, et manus adversantium evaserit, postea non aliter, nisi citatione vel 
evocatione roediante, processuque juridico, daranari et aggrhvari debebit.« 
Trip. I: 9. §. 2. u. 8. 
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d) Alle öfFentliche, oder auch Privat-Wirthschafts-Beamten, 
80 wie auch jene herrschaftlichen Diener, die vor Ablauf 
ihrer bedungenen Dienstzeit ihr Amt, oder ihren Dienst 
verlassen, und keine Rechnung legen wollen; laut Sigm. 
VI. V. 1435: II. 6. 1471 ; 2. 1486: 33. 1492: 24. 1554: 20. 
1622:65. 1723: §. 9. 

c) Solche Edelleute, die ausser ihrer Wohnung nichts besitzen, 
blosse Vagabunden, die sich zu Verbrechern, oder einer 
Diebsbande geschlagen, sobald ihre Schuld offenkundig 
ist, nach 1625: 13. 1655: 38. 1688: 14. 

C) Endlich auch alle Jene, die gesetzlich vor Gericht geladen, 
aber nicht erschienen, daher gerichtlich proscribirt wor- 
den sind; laut 1625: 13. §. 7. 8. — hj 

Alle diese können, ungeachtet ihrer adeligen Vorzüge, 
ohne Process, und vorläufige Vorladung in Haft genommen, 
und gehalten werden; wie diese ohnehin die öffentliche 
Sicherheit, und das Wesen der bürgerlichen Gerechtig- 
keitspflege erfordert, im Sinne der Gesetze v. 1598: 31. 
1601: 14. 1625: 13. etc. ij 

2. Die Adeligen in Ungarn sind, ausser ihrem rechtmässig 

gekrönten Könige , Niemanden sonst unterthänig, und 

h) Dergleichen Fälle gibt es wohl noch in den älter n Gesetz* Artikeln ' 
mehrere, als z. B. hinsichtlich Jener, welche Gold und Silber geschmolzen aus 
dem Reiche insgeheim auszufUhren versuchen, nach 1492: 32. 1498: 81. — 
Ferner hinsichtlich der des Gatten- Mutter- Kindermordes, oder der 
Vielweiberei etc. schuldig Befundenen, nach 1625: 6. doch nur nach voraus- 
geschickter gerichtlicher Vorladung im Sinne 1630: 40. — Ferner hinsichtlich 
der überwiesenen boshaften Uebertreter öffentlicher Verordnungen, der 
gewaltthätigen Plünderer der königl. Gefälle oder geistlichen Güter, 
gegen welche die Klage beim Könige angebracht werden solle nach 1646: 25. etc. 
obgleich dje meisten dieser Ausnahmsfälle der 5. Ges. Art. v. J. 1723. 
auszuschliessen scheint — Auch die Berufung pflegt den verur theilten 
Adeligen in der Freiheit gestattet zu werden, wenn keine Flucht zu 
besorgen ist, nach 1568: 41. §. 1. u. 1791: 41. 

i) Hier verdienen insbesondere die eigenen Worte der nicht unrühm- 
lichen Aeusserung und Motivirung des betreflenden Ges. Art. v. J. 1625:13. 
.§. 4. angeführt zu werden, die so lauten: »Neque ipsa praerogativa nobili- 
taris hujuscemodi malefactoribus publicis deserviat juxta 1546:25. — 
Dignum est enim, nt qui libertätem patriae et nobilitatis aperte 
violare non formidat, huic libertates regni in partibus malis suffra- 
gare non valeant.« 
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selbst der König kann Niemanden derselben ansser dem 
ordentlichen Rechtswege, und ohne die Gegenpartei gehört 
zu haben, in seiner Person, oder im Besitze seiner Güter 
stören; also Werböcz Trip. I: 9. §. 4. Wladisl. 1492: 11. 12. 
1563: 22. 1613: 34. 1723: 5 etc. doch spricht das Gesetz hier 
ausdrücklich vom ordentlichen Rechtswege, (ordinaria 
auctoritate) und will dadurch angedeutet haben: dass wenn 
ausserordentliche Umstände einer dringenden Noth, 
oder besondere Rücksichten des allgemeinen Wohls es erhei- 
schen, dem Könige kraft des obersten Rechts (vi juris 
eminentis) die Macht und die Befugniss zusteht, auch über 
die Personen, Güter und Rechte der Adeligen, gleich jenen 
der andern Staatsbürger, so zu verfugen, wie es das Wohl 
des Landes erfordert etc. k) 

3. Die adeligen Grundbesitzer in Ungarn haben das Recht, 
innerhalb der Grenzen ihres Territorial-Beeitzes über alle 
Früchte und Erträgnisse desselben frei zu verfügen, d.h. 
nach Belieben darüber zu schalten und zu walten; auch sind sie 
bezüglich derselben von aller und jeder directen Steuer und 
Gabe, sowie vom Zehnten, Mauthen, Dreissigstgefällcn 
jedweder Art, soweit die Landesgrenzen reichen , durchaus 
frei; geben sie ja etwas zu ausserordentlichen Staats- 
bedürfnissen her, sogeben sie es freiwillig, oder auf einem 
Reichstage; l) nur zu insurgiren oder Kriegsdienste zu 
thun, sind sie verpflichtet, so oft der König und das Vater- 


k) So z. B. auch adelige Gründe für den Staat in Anspruch zu nehmen, 
um darauf Festungen, Schanzen anzulegen, Heerlager, Magazine etc. 
zu errichten, oder ofTentliche Reichsstrassen, CanSle und in neuerer Zeit 
Eisenbahnen hindurch zu führen etc. Eben so die Mitwirkung adeliger Per- 
sonen zum Besten des Staates in ausserordentlichen Fällen in Anspruch zu 
nehmen, wie diess in solchen Füllen den Landesregenten die Macht zusteht, kraft 
des s. g. üussersten Rechts, welches wohl dem Namen nach nirgends in den 
Gesetzen ausdrücklich vorkömmt, hier jedoch durch die Beschränkung hin- 
sichtlich des ordentlichen Rechtsweges stillschweigend angedeutot wird. — 
Vergl. unten II. §. 60. etc. 

l) Diese s g. Subsidien gewährte der Adel bei dringenden Staats- 
bedUrfnissen nach dem Zeugnisse der Ges. Art. v. J. 1595: 3. 1696: 6. 1792: 6. 
1796:2. 1807:2. 1808:7. 1812:1. 1827: 12. 19. 26. etc. im verschiedenen 
Betrage und Verhältnisse nach den Umstünden, die ans den Diätal-Akten 
näher zu entnehmen sind. 
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land es erfordern. — Also Werb. Trip. I: 9. §. 5. K. Andr. 
II.v. 1222: 3.21. 22.1439:19.28.1715: 8.1723: 6. 1741 : 8. etc. 
— Doch erleidet auch diese Steuerfreiheit eine Ausnahme: 
a) Hinsichtlich der bürgerlichen Gründe, in deren Besitze 
sich die Adeligen in den königl. Freistädten bchiiden, 
deren Lasten sie daher mitzutragen, oder auf irgend eine 
Art abzulösen haben; m) kraft der Landesgesetze v. König 
Sigmund 1405: 13. sowie 1563: 62. 1608: 13. v. d. Kr. 
1647: 78. 1649: 17. 1715: 77. etc. Ferner 
ß) Auch bezüglich der auf fremdem adeligen Gebiete befind- 
lichen Rustical-Gründe, Weingärten etc. von denen sie 
die auf dieselben entfallende Abgaben des N e unten an die 
Grundberrschafit , so wie des Zehnten an die betreffenden 
Prälaten abzugeben gleich den übrigen Unterthanen 
schuldig sind; kraft der Ges. Art. v. 1563: 69. 1613: 4. 1647: 
95. §. 9. etc. nj 

J-) Endlich findet dieselbe Ausnahme statt hinsichtlich jener 
Adeligen, die förmlich den Handel betreiben, daher 
auch den darauf haftenden Abgaben der Dreissigst- 
Gefälle, Mauthen, Zölle etc. gleich andern Handel- 
treibenden unterworfen sind; im Sinne der k. Gesetze v. 
1559 : 44. 1569 : 17. 1638 : 49. etc. o) 

Daher können die auf bürger lieh- städtischem Gebiete ansässigen 
Adeligen bei der Vertheilung der städtischen Steuer, so wie bei der 
Ablegung der darauf bezüglichen Rechnungen gegenwärtig sein; ja das 
Gesetz v. J. 1715: 77. verordnet sogar, sie dazu zu berufen. Doch mehrere 
ähnliche Gesetze, als v. J. 1447: 20. 1492: 105. 1646: 41. etc. dürften wohl 
gegenwärtig zu den Rechts-AlterthUmcrn gezählt werden. 

n) Auch die Verfügungen hinsichtlich der Rustical-Gründe, die im 
Besitze von verarmten Edellcuten sind, können die Ges. Art. v. 1547: 36. 
1563: 71. 1638: 59. etc. als veraltet, und durch spätere Ereignisse und Gesetze 
grösstentheils antiquirt betrachtet werden. 

o) Diess— mit Einschluss der im nächstfolgenden 58. §. weiter ausgefUhrten 
Folgerungen — waren nun in der Kürze die so viel gerühmten, und in der 
neuern Zeit eben so viel, gerechter- und ungerechtejweise, je nach dem 
Standpunkte, den der Beurtheilende dabei einnahm, geschmähten, wo nicht 
gar perhorrescirten Grundrechte, oder richtiger gesagt, durch positive 
Grundgesetze einmal festgesetzten, nnd feierlich bestätigten, auch durch die 
Anerkennung und denGebrauch, viele Jahrhunderte hindurch, gleichsam gehei- 
ligten Vorrechte und Prärogativen des ungar.Rcichsadels, deren nähere 
ausser dem Bereiche der Parteien, blos vom objektiven Standpunkte der 
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Die Wichtigkeit und Tragweite dieser s. g. Grundrechte des 
Ungar. Reichs-Adels wird erst vollends durch den folgenden 
§. 58. ersichtlich gemacht, der die weitern Folgerungen dieser 
Rechte darstellt, und nachweist; wie sich die letztem unter dem 
Schutze der Feudal- oder ständischen Landes -Verfassung im 
Laufe der Zeiten entwickelt, und bis zu jener Höhe, auf der sie 
das XIX. Jahrh. fast allein unter den übrigen Staaten Europa’s 
gefunden, ausgewachsen haben? 


§. 58. — ß) Minder wesentliche Vorrechte des ungar. 
Reichs -Adels. 

Zu den minder wesentlichen Vorrechten des ung. Rcichsadels 
kann man alle jene Rechte und Befugnisse desselben zählen, die aus 
den im vorhergehenden §. 57. angeführten wesentlichen, auch 
Cardinal- oder Fundamental-Vorrechten, und besonders dem 
so umfangreichen Territorial-Besitze oder Rechte desselben, als 

Wissenschaft versnehte Würdigung, sich aus dem Verlaufe dieses Werkes von 
selbst ergeben wird. — Indessen möge es uns doch an dieser Stelle gestattet 
werden, eines ähnlichen Versuches zu gedenken, den unser freisinniger 
Lakits in s. Jus publ. Hung. §. 168. durch folgende eben so menschenfreund- 
liche als richtige Bemerkung, anf welche Art diese Vorrechte zum Heil und 
Frommen des Landes im Gemeinrechte umgewandelt werden, und dadurch 
eine wesentliche Reform des ungar. Staatsreebts angebahnt werden 
könnte? schon vor mehr als einem halben Jahrhunderte mit den Worten anzu- 
deuten gewagt hatte; »Ecquidem vera haec sunt, et legibus regni consen- 
tsnea; num vero etiam privilegia soll nobilitati propria? — An est qnis- 
quam in Hungaria, cujuscunque conditionis et Status regnicola, qui nec 
citatus, nec juris ordine convictus in persona, vel rebus suis, damni- 
6oari, aut a Principe nostro ad simplicem qnerelam, et sinistram suggestio- 
nem alicujus, in persona et rebus suis impediri possit? vel rebus suis libere 
sc secure fruendi potestate careat? modo ne iis in praejudicium alte- 
rius, aut ipsius Patriae abutatur. — Fruantur igitur bis aequis ac justis 
immnnitatibus Nobiles regni, modo ne illas sibi ita vindicent, nt alios 
regnicolas (non Nobiles) ab hoc (in sensu Juris publici univ. communis 
juris) beneficio excludant« etc. wie diess auch in der Folge hinsichtlich der 
s. g. Honoratioren, oder der balbadeligen Landes-Einwohner — nach der 
üblichen, wenn gleich nicht allgemeinen Observanz — in den Comitaten zu 
geschehen pflegte. — Wie nahe stimmt schon diese Bemerkung mit jener 
Aeusserung eines der liberalem Verfechter der constitutioneilen Bürger- 
rechte unserer Zeit überein, der da sagte: »Versteht man unter Adel nur die 
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natürliche Folgerungen, sich im Laufe der Zeit ergeben haben, 
doch nicht so nothwendigerweise, dass ohne sie der wesent- 
liche Charakter des Reichsadels, oder gar die ganze Verfas- 
sung des Landes in ihrem fernem Bestände, nicht gedacht 
werden könnte, a) — Auch diese Vorrechte können; vom privat- 
rechtlichen Standpunkte betrachtet, wie jene oben , auf die drei- 
fache Immunität des Adels: die persönliche, judiciellc, und 
dingliche bezogen, und darnach um so vollständiger aufgefasst, 
und erwogen werden ; nämlich 


Classe der wahrend des Dranges einer rechtlosen Zeit (des Mittelalters) 
allein freigebliebenen Bürger oder Herren, angethan blos mit den 
Rechten, die aus dem edlem Begriffe des freien Staats bUrgerthums (der 
Neuzeit) flicssen ; so huldigen wir der I d e e eines solchen Adels; aber wir 
verlangen alsdann diesen Adel für Alle, welche naturgemäss geeignet 
sind, die Rechte und Pflichten des vollbürtigen Staatsbürgers zu üben; 
denn alsdann ist der Adel das wahre Volk, und alle übrigen Staatsangehörigen 
sind nur Knechte, oder unterwürfige Schützlinge.« — S. Aretin u. Rot- 
teck: Staatsrecht der constitntionellen Monarchie. 111. B. S. 17. Leipz. 1840. 8. 
— Man vergleiche damit Werböczy’s Trip. 1: 4. enthaltenen, zum Grundsätze 
des Ungar. Staatsrechts erhobenen Begriff des ungar. Volkes, und Orosz 
fernere Erläuterungen hierüber in dessen terra incognita. S. 141 —201. Leipz. 
1835. S. unten §. 68. sammt Anm. 

a) Diess Territorial-Recht wird von unsem Publicisten (s. oben §. 66. 
Anm. b) nach) gewöhnlich als der zweite unterscheidende Charakter und Vor- 
zug eines jeden Landstandes in Ungarn betrachtet, und nach der Argumen- 
tation Werböozy’s in dessen Trip. 1: 84. Tit. als eines der ältesten Vorzüge 
des Ungar. Adels aus der Natur der kön. Donation, und der Muni&cenz der 
ersten Könige nach dem Beispiele des h. Stephan 11: 85. Ladislaus u. a. in 
der Art abgeleitet: dass mit welchem Rechte die s. g. Donatialgüter vormals 
der Krone zugehörten, mit eben dem Rechte hernach auch jeder Donatar, an 
den sie verliehen wurden, dieselben besitze; und daher auch alle mit dem 
Besitze verbundenen Befugnisse ohne weitern Anstand ausüben könne. — 
Daher die später so weit ausgedehnten Grundherrn- oder s. g. Urbarial- 
Rechte des begüterten Grundadels, und die daher stammende Tendenz zur 
Oligarchie, oder einer so mächtigen Aristocratie, dass die so vage und 
anmassende sprichwörtliche Redensart: Jeder ungar. Edelmann sei König 
auf seinem Gute, so wie der König Edelmann auf den Gütern der Krone, 
und folglich nur primus inter pares; d. h. »der Erste unter Seines- 
gleichen« in den Köpfen so mancher dieser Privilegirten so tiefe Wurzel 
fassen konnte. — Um diese übertriebene Vorstellungen auf ihre echte 
Grundlage zurückzuführen, dürfte nebst andern das gehaltvolle Werk Pi rin- 
ge r’s: Ungarns Banderien etc. 11. Haupst. 1. Th. sowie Aretin Const. Staatsr. 
etc. als Vorstudie hinsichtlich dieses Gegenstandes gute Dienste leisten. 
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A) In persönlicher Beziehung steht 
1. Die Person jedes Edelraan lies inUngarn unter demSchutze 
der öffentlichen Sicherheit so vorzugsweise, dass Leib 
und Leben, Hab’ und Gut zugleich der Unglückliche ehedem 
verlor, der an die Person des Edelmanncs, oder dessen Curie 
(Edelhof) gewaltsam Hand angelegt, seine Person ver- 
wundet, in Haft gehalten, oder gar getödtet hat; und diess 
zwar im Sinne der altern Gesetze Werb. Trip. I: 14. II: 55. 
1351; 9. 1466: 55. 1492: 74. welche Strafe jedoch später 
(denn auch »nos moeurs corrigent nos lois« wieSchwart- 
ner richtig bemerkt) und zwar durch den 10. Ges. Art. v. 1723. 
in jene der grössern Gewaltthätigkeit (actus majoris 
potentiae) abgeändert wurde ; h) doch pflegen schwere Fälle 
und Verbrechen , als Mord und Todtschlag, auch gegen- 
wärtig im Wege des Crimina 1- Gerichtsverfahrens , mit 
Criminal-Strafen geahndet zu werden, c) 


b) Die Strafe der hohem Gewaltthätigkeit bestand ehedem im Verluste 
des Lebens, oder einer äquivalenten Ablösung des Kopfes (in emenda 
capitis) grösstentheils nach dem Gutdünken des Verletzten, d. h. die 
erwähnte Ablösung bestand eigentlich in dem Verluste des dem Thätcr 
cigends zugehörigen beweglichen und unbeweglichen Vermögens, doch 
so, dass dem Verurtheilten das Recht, die unbeweglichen Güter für ein 
Zehntel des wahren Preises (communi aestimatione) nach Trip. I: 133. 
und 184. Tit. zurUckzulösen unbenommen blieb. — Diess strenge Recht 
stammt aus jenen Zeiten her, in welchen man in Ungarn, so wie überall, das 
Ungeheuer des Faustrechts zu bekämpfen bemüht gewesen ist. — Daher auch 
die nachherige stufenweise Milderung desselben durch die oben angezcigte 
»emenda capitis.« — Geistliche Personen und Frauen sammt deren Ver- 
wandten wurden blos der letztem unterworfen, was später allgemein für alle 
üblich wurde. — Vergl. Decis. Cur. Sent. 4. 6. 9. 12. 16. 18. 20. etc. u. Frank 
Princ. J. Civ. Hung. a. a. O. 

c) Doch müssen auch bei dem Criminal-Vcrfahren die oben bezeichneten 
adeligen Vorrechte berücksichtigt worden, daher dasselbe in jedem Falle 
gegen Adelige milder als gegen Unadelige beschaffen ist. — So werden 
die Edelleute in Ungarn auch nie mit einer Lcibesstrafc belegt, diese viel- 
mehr immerhin in eine Arrest- oder in eine Geldstrafe verwandelt; so wie 
das Schwert auch stets die Stelle des Stranges bei Todesstrafen vertritt; 
wozu zwar kein bestimmtes Gesetz vorhanden ist, der Gerichtsgebrauch 
aber eine durch nichts unterbrochene Observanz für sich hat. — Hinsichtlich 
der geringem, aber um so häufigem, Gewaltthätigkeiten und Raufereien 
der gemeinen Edelleute kann, der ungerechte Angreifer, wenn er sich dabei auch 
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2. Das s.g. Wührgcld (homagium) wird hinsichtlich einer ade- 
ligen Person höher, als bei unadcligcn, nämlich auf 50. 
schwere Mark Silber das ganze, und das mindere auf die 
Hälfte = 25. M. Silb. geschätzt, nach Werb. Trip. I: 2. und 
III: 5. d) 

3. Die Adeligen sind für ihre Person frei von jeder Militär- 
Einquartierung, da sic nach der Landesverfassung selbst die 
eigentlichen, oder geborne Vertheidiger des Landes sind. — 
Also K.Math. v. I486; 62. 1567:39. 1595:27. 1662: 13. etc. e) 


Schläge geholt hätte, auf keine Straf-Genngthuung Klage erheben, wie 
es die 8. u. 17. Decis. ausdrücklich andeutet, im Streite jedoch, wenn keine 
der streitenden Parteien einen ungerechten Angriff erweisen kann, pflegen 
die erlittenen Schläge als sich gegenseitig compensirend oder anfhebend 
betrachtet zu werden — nach Werb. Trip. III: 31. etc. 

d) Dieses Homagium, auch Währ- oder Werthgeld soll hier, d. h. auf 
dem Gebiete des ungar. Privat- — nicht öffentlichen — Rechts nichts 
anderes, als eine Geldstrafe bedeuten, womit im Mittelalter bei uns, wie 
anderwärts, die Verübung grösserer und minderer Gewal tthätigkeit bald 
allein, bald vereint mit andern Strafen, geahndet zu werden pflegte, unij die 
eben dessbalb nach Verschiedenheit der bürgerlichen Stellung des Thä- 
ters und des Verletzten verschieden war. — Das Währgeld der Prälaten und 
Magnaten war 100. schwere Marken Silbers = 400 11. jenes des einfachen Edel- 
mannes, und zwar das ganze = 200 fl. das mindere (bei mindern Gewaltthätig- 
keiten) nur 100. fl. — in Croatien die Hälfte dieser Beträge ; — das Währgeld 
der einzelnen Bürger in kön. Freistädten unter einander wurde dem min- 
dern adeligen gleich, d. h. auf lOO. fl. im Sinne des Trip. III: 9. geschätzt, so 
wie jenes der Jazyger und Cumanen ganz = 50. fl. das mindere <=> 86. fl. 
gestellt. — Das Währgeld der Unadeligen blieb in Ungarn, so wie in 
Croatien sieh gleich, d. h. das ganze auf 40. fl. das mindere = 20. fl. fest- 
gesetzt. — Der oben angezeigte Unterschied zwischen dem ganzen, auch 
höhern oder todten, (integrum v. raortuum) und dem mindern Währ- 
gelde (vivum hom.) scheint daher zu rühren, dass die mindern Gewaltthätig- 
keiten in Ungarn, so wie anderwärts, gewöhnlich durch Geldstrafen, die 
auch — im weitern Sinne — homagia oder muletae pecuniariae hiessen, 
geahndet zu werden pflegten; was bei den höhern nicht immer der Fall war. — 
Daher mag es auch zu erklären sein: warum in den Landeagesetzen von einem 
mindern Währgulde der Prälaten, Magnaten und Bürger keine Erwäh- 
nung geschieht, und jenes der übrigen in mindern Fällen stets nur die Hälfte 
des höhern ausmache?— nach Trip. III: 3 4. 1495: 19. etc. —Vgl. Frank Princ. 
J. Civ. H. L $. 237. — Ki ton ich Dub. 5. — Ferner Du Gange Glossarium Art. 
homagium et vasallagium. — Robertson: Geschichte des Mittelalters etc. 

t) Doch gilt diese Immunität blos bezüglich ihrer adeligen Curien, 
oder Edelhöfe, Castelle etc. nichtauch anderer dazu nicht gehörigen Baulich- 

VlrsMll «sfar. S4MU^Mbl. II. 13 
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4. Jeder Edelmann in Ungarn ist in seiner bürgerlichen Stel- 
lung berechtigt zu allen Aemtcrn, Ehrenstellen, und 
Würden des Landes, selbst die höchsten nicht ausgenommen; 
ja früher wurden im Sinne der Landesverfassung zu den 
öffentlichen Acmtern, besonders in den Comitaten,' blos 
Adelige, und zwar die in den’ betreffenden Comitaten wohl- 
begütert waren, ausschliesslich berufen; und diess im Sinne 
der altern Gesetze K. Sigm. v. 1435: 2. i486: 9.1492: 34. 
1507:4. 1681:27. 1723:24.56. 97. etc. was jedoch später 
insb. durch den 5. Ges. Art. v. 1844. einige Aenderung 
erlitt, f) 

5. Die Edellcute führen gewöhnlich ihre Familien-Wappen im 
Schilde, und ihrem Namen pflegen sie meistens ein von ihrem 
Stammsitze lautendes Prädicat beizufugen; laut des Trip. 1:6. 


keilen. — Derselben Immunttnt erfreuten sieh aueh die Geistlichen, Bewohner 
«ler Bergstadtc, ja selbst flüehtige Edellente in den Grenz -Bezirken; wie 
diese die Land. Gesetze von 1608: 44. 1618: 58. 1635: 46. etc. bezeugen. 

f) Dieser 6. Ges. Art. v. J. 1843. lautet in der neu cingefUhrten diploma* 
tischen Sprache also: »Az orszägban ds kapcsolt rdszeiben szUletett, vag)' 
honosi'tott, 8 törvdnyesen bevett, bdrmcly valldsu lakosoknak, akir 
kinevezdstöl, akdr'viilasztdstdl fUggd minden közhivatalokra lccnd6 
alkalmazdsdban az, hogy a nemesi osztälyhoz nem tartoznak, akadi* 
ly ul hem szolgdlhat« — oder auf deutsch: »Den im Königreiche (Ungarn) 
und den verbundenen Theilen gebornen, oder einheimisch gewordenen, und 
zu welcher immer der gesetzlich eingeführten Religionen gehörenden Ein- 
wohnern, kann bei der in allen öffentlichen Aemtcrn stattzufindenden 
Anstellung — möge nun diese von der Ernehnnng, oder von der Wahl 
abhiingen — der Umstand, dass sie zur adeligen Classe nicht gehören, als 
II in dem iss nicht in den Weg treten.« — Derselbe Gesetz-Artikel wurde 
bereits seit M. Theresia’s Zeiten durch die menschenfreundlichen kön. Resolu- 
tionen derselben, so wie K Joseph II. und Leopold II. angebahnt, wodurch 
verordnet wurde: dass auch die Unadeligen zu den öffentlichen Aemtern 
Zutritt haben sollen ; und zwar bei Hof- und Landesstellen bis zum Secre* 
tariat, mit dem Beisätze: dass im Falle ein solcher ungeadelter Secretar ein 
besonders fähiges Individuum würe, derselbe behufs weiterer Beförderung 
vorläufig geadelt werden solle etc. in andern, als Militär- Berg- Mauth- 
Dreissigst- u. a. Cam oral- Stellen und Aemtern jedoch den Unadeligen 
ohne Ausnahme der Zutritt frei und offen zu halten sei; welche Verfügungen 
in den Ges. Art. d..T. 1848. ihre reichstHgige Bestätigung, wenn gleich 
noch nicht in jeder Beziehung den dem Princip der staatsbürgerlichen 
Gleichberechtigung angemessenen vollen Ausdruck fanden. — Vergl. 
Rosentnann ungar Stnatsr. in der deutsch. Uebors S. 191. in der Anm. * 
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6. In den Diplomen nnd Urkunden wird ihnen gewöhnlich der 
Titel: »Egregins«, gleichsam Edelgeborner , oder Edler 
von beigelegt, nach dem Herkommen und der Observanz; 
bezüglich der ofßcicllen Titulaturen s. Schwärt ner a. a. O. 

B) Hinsichtlich der Gerichtsbarkeit besteht die adelige Immu- 
nität darin: dass 

1. Die Edelleute (einige wenige besonders in den Gesetzen 
angeführten Falle ausgenommen) keiner andern, als der 
adeligen Gerichtsbarkeit ihres Comitats, und dcrkönigl. 
Curie unterstehen; kraft der Landesgesetze von 1647 : 76. 93. 
1649: 17. etc. daher sie auch nicht, nach Art und Weise der 
Unadeligen, von irgend Jemanden, ohne ihren Willen, vor 
Gericht gestellt werden können; nach Trip. II; 23. 

2. Sie können als Kläger vor jedem Gerichte im eigenen 
Namen ihr Recht verfolgen, als Beklagte jedoch nur vor 
ihrem zuständigen adeligen Richter belangt werden, 
wenn der Kläger ihnen ebenbürtig, d. h. auch adelig ist; 
ist er dicss nicht, so muss der unadelige Bürger durch seine 
Stadt, die einem Edelmannc gleich geachtet wird , und der 
unadclige Bauer durch seinen Grundherrn vor Gericht ver- 
treten werden; da kein Unadeliger gegen einen Edelmann 
unmittelbar und geradezu vor Gericht auftreten, und mit 
ihm rechten kann; nach Werb. Trip. II: 2. III : 31. was jedoch 
später grösstentheils und namentlich durch den 13. Ges. Art. 
V. J. 1836. abgeändert wurde. 

3. Die adeligen Grundherren üben als solche eine eigene 
Ge richtsbarkeit hinsichtlich ihrer Unterthanen und 
Dienstleute durch die s. g. HerrcnstUhlc, als Gerichte 
erstcrlnstanz in dieser Beziehung aus ; und diess zwar imSinne 

g) Da dieser 13. Ges. Art. d. J. 1836. das Recht des eigenen Actorats 
gegen Jedermann, auch auf die Unadeligen ausdehnte, ausgenommen wenn 
die letztem selbst ihre gerichtliche Vertretung durch den Comitats- 
oderherrschaftlichen Anwalt (fisens magistrstualis veldominalisjans 
früherer Zeit dem neuem Rechte vorslehen wollten, so ging jenes ehedem blos 
adelige Vorrecht gegenwKrtig in ein gemeines - allen Staatsbttrgera gleich 
zuständiges — Recht Uber, ohne dass der Adel dadurch den geringsten 
Abbruch an seinen Rechten erlitten hatte; ganz im Sinne jener eben so men- 
schenfreundlichen als geists^ilen Bemerkung, die unser freisinnige Lakits hin- 
sichtlich der so übertrieben gerühmten Vorrechte des nngar. Reicbsadels 
f. 168. in s. J. publ. H. gemacht hat 

18 * 
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der altern Gesetze y. K. Sigm. III. Decr. v. J. 1405; II. 10. 
ferner Werb. Trip. ITI. 25. 26. 1729: 4L 1791: 35. die jedoch 
durch die neuern Gesetze v. 1836: 10. 1840: 7. §. 11 — 17. 
wesentlich modificirty wo nicht ganz abgeschafft worden 
' sind. Endlich 

4. Gebührt den adeligen Grund herren, kraft ihres Territo- 
rial- Rechts auch die Befugniss: die auf ihrem Gebiete betrof- 
fenen Verbrecher, welch’ immer Art, einfangen und unter- 
suchen zu lassen, und wenn solche nicht einer andern mehr 
competenten Gerichtsbarkeit zu überliefern sind, als Uebel- 
thäteram Orte der begangenen Ue beit hat aburtheilen, 
und mit der gesetzlichen Strafe belegen zu lassen; welche 
letztere sogar auf Lebe n und Tod lauten (jedoch ohne höhere 


h) Der Grundherr hat, vrie oben gesagt wurde, die Gerichtsbarkeit 
Uber seine Untorthanen. — Er ist auch dann Richter, wenn ein einzeln er 
Unterthan, oder eine ganze Gemeinde wider ihre Grundobrigkeit klagt. Er 
ist also in solchem Falle Richter und Partei zuglei(di. — Diese Paradoxie 
pflegte man ehedem, als die Untorthanen noch Leibeigene oder Hörige des 
Grundherrn waren, dadurch zu beschönigen, weil die Klagen der ünterthanen 
gegen ihre Grundobrigkeit nicht im rechtlichen Wege, (indem der Leib- 
eigene oder hörigeUnterthan,als solcher, keine Rechte hat, und haben kann) 
sondern nur im politischen Wege, mittelst der politischen Landesbehör- 
den, als der k. ungar. Stattbalterei und Hofkanzlei, untersucht und ent- 
schieden werden. — Aber wie wenigen jener Rechtlosen war es in ihrer hilflosen 
Lage auch nur möglich, vor den Local-Chicanen sich nur so weit sicher zu 
stellen, um diese entfernte und ungewisse Hilfe fUr sich in Anspruch nehmen, 
und einigermassen hoffen und erwarten zu können? — Daher die neuern 
vBcmUhungen der ungar. Gesetzgeber seit dem 85. Ges. Art. des in den ungar. 
Annalen so denkwürdigen J. 1791. (dessen Wortlaut in der deutschen Uebersetzung 
des Rosenman n'schen Staatsrechts von Ungarn S. 194 — 199. auch jetzt noch 
nachgclescn zu werden verdient) kraft dessen die frühere Hörigkeit des Bauern- 
standes in Ungarn gesetzlich aufgehoben, und das Urbarial-Gesetz Vom J. 
1836. gleichsam angebahnt wurde, wodurch die gegenseitigen Rechtsverhült- 
nisse der nng. Grundherren, und ihrer Un torthanen noch mehr gemil- 
dert,, und auf die möglichst billige Vermittlung zwischen dem hist, positiven 
und natürlichen Rechte zurUckgeführt werden konnten, um den so schreienden 
Widerspruch der gutsherrlichen frühem Gerichtsbarkeit über die Unter- 
thanen der adeligen Grundherren weniger auffallend zu machen; bis das an 
Ereignissen so gewichtige Jahr 1848. auch diesen so lange Jahrhunderte hindurch 
geschürzten gordischen Knoten der Knechts^aft von Millionen nicht 
priy ilegirter Staatsbürger endlich zerhieb, wo -er nicht mehr auf dem 
Rechtswege vollständig zu lösen war. — Vergl. unten III. B. §. 84. Nr. 7. 
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Genehmigung nicht excquirt werden) kann, wenn der Grund- 
herrschaft, aus einem besundem königl. Privilegium, auch die 
hochnothpoinliche Gerichtsbarkeit (das s. g. jus gladii) 
zusteht; i) also die Ges. Art. K. Math. v. 1486: 48. 1608: 2. 
n. d. Kr. 1625; 13. 1662: 30. etc. — Zuletzt 
C) Hinsichtlich der dinglichen Rechts -Verhältnisse hat sich das 
dem Ungar. Reichsadel zuständige oben erwähnte Territo- 
rial-Recht im Laufe der Zeit bis zu der Höhe folgender 
Vorrechte gesteigert: 

1. Da jenes Territorial-Recht in Ungarn dem Reichs-Adel 
ausschliesslich zustcht , so ist er auch allein des cigen- 
thümlichen Besitzes liegender Güter (jus terrestrale) 
und der Herrschaft ^jus dominalc) über die darauf angesie- 
delten Colonen (Land bauern) als seine eigene Untertha- 
nen fähig; so zwar, dass die letztem ihm nach den Landesge- 
setzen , wenn auch nicht mehr leibeigen, oder hörig, seit 
1791: 35. Ges. Art. doch so zinsbar werden, dass er allein als 
ihr Herr, Richter, letzter Erbe und Vertreter auf dem 
Landtage erscheint, k) • 


i) Ea nnterlicgt keinem Zweifel, dass diese Gerichts- und Folizcihohcit 
des Adels in Ungarn eben so wie früher anch in andern Staaten, wo er dieselbe 
aus den Zeiten des Mittelalters besass, oder noch besitzt, so wie das obenerwähnte 
ansschliesslicho, oder vorzügliche Recht auf Staatsiiintcr, und die 
Befreiungen von Kriegs- oder Steuerpflicht n. a. dcrgl. Vorrechte, der 
jeden Angenblick freien Abschaffung, durch die gesetzgebende Gewalt 
des Staates unterliegen, sobald solche durch höhere Rücksichten des allge- 
meinen Wohles als nnumgünglich nöthig befanden wird. — Nur eine 
verkehrte Theorie, oder ein rein positives Dictat höherer Gewalt, kann der- 
gleichen Vorrechte zu Privatrcchten stempeln.— Sie sind, und bleiben Erb- 
stücke ans den Zeiten der politischen Unmündigkeit der Volker, und 
ermangeln alles Rechtsbodens, sobald die veranlassende Ursache ihrer Ent- 
stehung nicht mehr vorhanden ist, und der Geist einer vorangeschrittenen 
Zeit ihre Abschaffung fordert. — S. Arctin u. Rotteck Staatsr. der consti- 
tutionellen Monarchie. III. Band, 2. §. S. 18-20. etc. 

IrjHier kann und muss eine nübere, wenn gleich nicht so umstündlichc 
Kenntniss, wie bei dem eigentlichen Rechtsgelehrten, der s. g. Urbarial- 
Rechtsverhaltnisse zwischen den Ungar. Grundbesitzern und ihren 
Unterthanen — bei jedem gebildeten Leser — vorausgesetzt werden, da 
die ganze Lehre davon eigentlich ein Gegenstand des Ungar. Privatrechts 
ist, und daher anch dort nur, nicht an diesem Orte, gründlich abgehandelt 
zu werden pflegt. — Als Hauptquellen derselben wurden bereits oben das 
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2. Uiit daher bia zum J. 1844. irgend ein freier Uiiadcliger, wenn 
gleich eingeburne Ungar, um su mehr aber noch irgend ein 
Auswärtiger oder Fremder, irgend ein. adeliges Gut 
ohne Indigenat oder.königl. Consens, weun gleich sonst 
rechtmässig, erworben; so steht jedem Adeligen, kraft der 
L. Ges. V. 1222: 26. 1630: 30. 1715: 23. etc. das Recht zu, den 
Erwerber, auf die übliche Art, aus dem Besitze zu. heben; 
welche Verfügung jedoch hinsichtlich der unadeligen Lan- 
deskinder durch den 4. Ges. Art. des J. 1844. wie gesagt, 
aufgehoben wurde. IJ 

provisorische Urbarial- Edict der K. M. Theresia v. J. 1767 — 70. nebst 
den darauf folgenden Uciclisgosctzcn v. J. 1791: 3.5. Art. u. 1792: 12. 1802: 7. 
so wie auch 1836. bis 1848. angczelgt. — Eine summ arische tJ Übersicht der- 
selben gewahren auch die meisten statistischen Werke, Oesterreich und 
Ungarn betreffend; worunter insbesondere jene von Schweriner II. Th. §. 66. 
bis 60. Springer, Lichtenstern, Magda, Faber, Fdnyes, Konek etc. 
nebst mehreren das Ungar. Urbarium eigends behandelnden Monographien 
von Pauly, Pfahl er, Csauzdnszky, Csaplovics, Sdrvdry, Kraj ner etc. 
insbesondere jedoch diu durch ihre menschenfreundliche Gesinnnng so aus- 
gezeichnete Abhandlung des Gregor Berzeviczy: De conditione et indols 
rusticorum in Hungaria, die zu Leutsebau im J. 1807. v. 70. S. ohne Titel 
erschien, und gleich Bcccaria's woltboriihmten Werkchen; De delictis auf 
diesem Gebiete den Haupt-Impuls zu allen folgenden Reformen, und 
Reformversuchen in Ungarn gegeben zu haben scheint, die vorzüglichste 
Erwähnung, und zugleich dankbarste Anerkennung der Zeitgenossen sowohl als 
der spätem Hacbwclt, mit vollem Rechte verdienen. 

l) Was hier unter der üblichen Art der Ablösung »suo modo« verstan- 
den werde? ist bereits oben im ersten Bande §. 23. S 209. kurz angezeigt. — Die 
positive Recbtsgiltigkcit dieser Ausschliessung vom Besitze unbeweg- 
licher Güter in Ungarn im Sinne der hier ai^erührten Landesgeaetze erstreckt 
sich wohl eigentlich nur auf die auswärtigen oder fremden Erwerber 
derselben, sie wurde auf die unaduligen Landeskinder nur nach und nach 
im XVIII. Jahrh. durch einige Decisionen der kön. Curie — die sich auf 
eine irr thüm liehe Interpretation der oben angef. (.andesgesetze, und haupt- 
sächlich. des Werb. Trip. III: 20. u. 30. Tit. ferner der Ges. Art. 1680: 30. und 
1716: 28. stutzte — ausgedehnt; wie diess aus einer nübern Combination dieser 
Gesetze mit jenen v. 1681: 46. §. 8. 9. so wie auch 1643: 36. und andern paral- 
lelen Gesetzstclien ersichtlich wird; vergl. Frank Princ. J. Civ. Hung. §. 117. 
Anm. h) und Pesti Hirlap v. J. 1848. — Es gereicht daher der heimischen 
Gesetzgebung zur Ehre, den unwillkürlichen Irrtbum in dieser Beziehung 
durch den 4. Ges. Art. d. J. 1814. ganz der Billigkeit, und dem nat. Rechte 
gemlss,wieder gut gemacht zuhaben; derdem authentischen Texte nach also 
lautet: >Az orszögban s kapcsolt rdszeiben született, ällandön lakö s tör- 
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3. Derselbe adelige Gutsbesitzer kann mit den Früchten und 
Erträgnissen seiner Güter, ja den letztem, wenn er sie 
selbst erworben, nach Belieben schalten und walten; nur 
über Stamm- und Erb- d. h. A vitical-G ütcr darf er weder 
im Leben noch auf den Todesfall zum Nachtheil seiner 
Ag naten, oder, im Falle er auch der letzte seines Stammes 
wäre, des königlichen Fiseus etwas verfügen ; weil die durch 
Aussterben der Familie herrenlos, oder durch öffentliche 
Staats -Verbrechen verwirkten Güter der königl. Krone 
wieder anheimfallen; nach der Landesverfassung lin Sinne der 
Gesetze des heil. Steph, II; 51. und 35. K. Ludwig v. J. 
1351: §. 11. 1715: 26. 27. etc. m) 

T>!nyesen bevett bSnnely valliaa nom nomcs houfiak. dlUiIiik b^rroi czimon 
eddig szerzett, »sgy jüvöben szerzendö, iictnesi javnkra nozvu, nemessdg 
hiSoya miatti nom birhatdai ttgy uton ezentui nem hdborgattatnak« 
was im Dontschen also lautet: «Die im Konigrcicho und seinen verbundenen 
Tbeilen gebornon, beständig wohnenden, und zu welcher immer der gesetz- 
lich eingefUhrten Uellgioncn gehörenden, unadeligeii Landsleute können 
hinsichtlich der, durch sic unter welch immer einem Titel bisher erworbenen, 
oder künftighin zu erwerbenden adeligen Guter, mit einem aus Besitz- 
Unfähigkeit gegen sie einzuleitendeu Process-Xnstitute, darum, weil sie 
unadolig sind, von nun an nicht mehr gestört werden.« 

m) Diese Beschränkung des Eigen thumsrcchts (welches letztere dadurch 
fast nur zum Besitzrechtc wird) der adeligen Grundhorren, hinsichtlich 
ihrer Avitical- oder FamiliengUter, pflegt in Ungarn seit jeher mit dem 
Namen der AviticitUt bczeichiiet zu werden; worüber bereits im ersten Bunde, 
$. 10. Anm. e) S. 129. das Wichtigste knrz sammt der betreflenden Literatur 
angedcutet worden ist. — Doch können wir nicht umhin, aus dem Gebiete der 
letztem einer humoristischen Aeusscruiig des blos mit den Anfaiigsbuchstabei- 
L. K. bezeichneten freisinnigen Verfassers des kleinen Werkes: Ungarns Wun- 
sche etc. S. 28. zu gedenken, die Uber diesen Gegenstand im Sinne vieler unse- 
rer gemilssigten Beformers der|neucrn Zeit also lautete: »Sind unsere Insti- 
tutionen wirklich schlecht, so sind sic es aus dem Grunde, weil sie alt, 
vermorscht, aristocratisch sind. — Der Upusbaum der FeudalitUt, 
der so lange seine Zweige Uber unsere schönen vaterländischen Gauen hin- 
gestreckt halte, war die Ursache, dass kein frisches politisches Loben in 
seiner Sphäre gedeihen konnte. — Wir haben die Axt angelegt, um den 
unheilbringenden Stamm zu fallen. Was wir Jedoch verhindern wollen: das 
ist, dass uns der Baum nicht mit seinem vollen Gewichte auf die Köpfe 
falle, bevor wir geschickt ausweichen können.« — Vergl. auch Anon. 
U ngarn im Jahre 1841. S. 361. 8. — Dass dieser letztere politische Vorsatz in 
dem Sturme der Ereignisse d. J. 1848. und 1849. nicht mehr rechtzeitig in 
•Ausführung gebracht werden konnte, und unter den ersten Opfern dieses 
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4. Kraft degselben oben erwähnten Territorial-Rechts hat der 
adelige Grundbesitzer noch ferner das Recht, innerhalb seines 
Gebiets die s. g. kleinern Regalien oder Curial-Rechte 
und Beneficien zugeniessen, und frei auszuüben, als: Fische- 
rei, Jagdbarkeit, Eichelung, Holzschlag, WeinsChank, 
Fleischhackerci, Marktfreiheit, ferner Strassen- Weg- 
Ueberfuhr- Brücken- etc. Zoll -Gerechtigkeit etc. in so 
ferne diese Regalien dem Grundbesitzer entweder gesetz- 
lich, oder aus einem besonders erworbenen k. Privilegium 
zukommen, n) 

Dazu kann noch im gewissen Sinne gezählt werden 

5. Das kirchliche Privat-Patronatsrecht; worunter ehe- 
mals ein wichtiges Schutz- und Schirmrecht bezüglich der 
auf dem Gebiete des Gutsherrn angesicdelten Glaubens- 
genossen desselben in ausgedehnter Beziehung, gegenwärtig 
jedoch, ausser dem s. g. Präsentations-Rechte hinsichtlich 
der zu wählenden Seelsorger, Schullehrer etc fast nur das 
weltliche Aufsichts-Recht hinsichtlich der durch den Pri- 
vat-Patron auf seinem Gute fundirten und dotirten Kirchen, 
Schulen, Spitäler u. a. frommen Stiftungen, sammt den 
denselben entsprechenden Verpflichtungen und Lasten, ver- 


so ominös hier voransgesagten Falles eine der Haaptzierden unserer angar. 
Universität, der kön. Rath, Dr. n. Prof. Ignaz Frank, an dessen Grabe in dem 
Wkhringer Friedhofe Wiens der Verfasser dieses Werkes — seinem viel- 
jahrigen geist- und seel verwandten F reniide — wohl mitRecht nach dessen 
so tragischen, durch den Uauptgegenstand dieser Anmerkung mit ver- 
anlassten, Ende in den ersten Msrztsgen d. J. 18SO. mit den Worten des 
Dichters naehrufen konnte: »Multis ille bonis flebilis occidit — nulli 
flebilior, quam tibi, Virgilüs — gezahlt werden sollte; diess konnte wohl 
Niemand zu jener Zeit auch nur ahnen, und es mag daher dieser traurigen 
Erinnerung, neben dem verdienten Ebrenkranze, der so manchen unschul- 
digen Opfern jener stnrmvollen Zeit in dem Andenken ihrer zurückgeblie- 
benen Zeitgenossen mit einer ThrXne der Rührung gebührt, auch in diesem 
Werke eine kleine Stelle gegönnt werden! 

nj Gemeinden, und einzelnen un adeligen Personen werden diese 
Curial-Rechte und Beneficien durch die kön. Curie nicht einmal auf Grund 
eines kön. Privilegiums, oder welch immer im Contraetswege abgeschlossenen 
Privatvertrages zugesprochen, wenn solche nicht namentlich an dieselben 
verliehen worden sind. Also Decis. 6. ad subl. benef. cur. Dec. 10. ad implem. 
Sent. 64. ex radicalitate juris etc. 
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Stauden werden kann, o) — Und Alles diese im Sinne der Lan> 
desgesetze v. K. Wladisl. III. Decr. v. J. 14?8:66. und 
V.Decr. v.l504:26. 1553: 9. 1669:36. 1723: 55. 1791: 26. etc. 
Näheres Uber diese und insbesondere über die zwischen den 
adeligen Grundbesitzern, und der auf ihrem Grunde ansässigen 
ihnen untcrthänigen Colonen oder Landbauern bestehenden 
Rechts-Verhältnisse, kann aus dem ungarischen Civil- oder 
Privat-Rechte, wohin dieser Gegenstand eigentlich gehört, 
entnommen, oder als bereits bekannt, vorausgesetzt werden, 


<9 Nach den neuern hier bereits angezeigten LaiidesgeseUen ist es den 
adeligen Grnndherren oder Besitzern kraft des ihnen gebülircnden Ter- 
ritorial-Rechte — zum Wohle und Frommen der GlSnbigen jeder durch die 
Landesgesetze a{nerkannten Religion und Kirche — gestattet, auf ihrem 
Gebiete Tempel, Kirchen, Kapellen, RetbMuser, so wie auch Pfarrhöfe, 
Schulen, Kranken- und Waisenhäuser u. a. ähnliche wohltbütige und 
fromme Stiftungen zu errichten, zu fundiren, dotiren und einzurichten; doch 
stets mit Einvernehmen, und unter Theilnahme der betrefienden geist- 
lichen und weltlichen Behörden; und das oben so genannte Früsentations- 
Recbt des Seelsorgers zu der ihm verliehenen geistlichen Pfründe wird den 
Loeal-Patronen so eigends angehörig anerkannt, dass, kraft des 36. Ges. 
Art. d. J. 1601. verfügt wurde, jenen FrMlaten, von denen der Seelsorger 
gegen den Willen des Local-Patrons bestätigt und eingesetzt, c ' inve- 
stirt würde, den ihm von den Unterthanen gebührenden Zehnten zu ver- 
sagen etc. 

p) Hierüber wurde schon in der obigen Anm. snb k) zu diesem Paragraphe 
angedeutet, aus welchen Quellen eine umständlichere und griyidlichere 
Kenntniss dieser wichtigen Rechtsverhältnisse io Oesterreich uni Ungarn 
insbesondere, die nicht hier an ihrem Platze wäre, zu schöpfen sei? und dabei 
wurde unter andern auch mit Recht der vorzüglichen Darstellung dieses 
Gegenstandes in der Statistik des eben so freisinnigen als patriotischen Ver- 
fassers Fdnyes Elek Erwähnung gemacht. — Diessmal wollen wir uns nur die 
Bemerkung hinsichtlich jener Darstellung, und der darin im 1. Hefte, $. 87. ent- 
haltenen Aeussernng: «dass ans einem nähern Vergleiche der Gesammt-Ver- 
bältnisse des Ungar. Bauers mit jenen in den österr. deutscb-slav. Erblandern 
das Loos jenes vor den letztem bei weitem erträglicher und besser 
gestellt erscheine,« in aller Bescheidenheit erlauben : ob sich der (von mir seit 
seinen Studienjahren im J. 183^/i. wo er schon zu den ausgezeichnetesten 
meiner damaligen Zuhörer zählte, stets aufrichtig hochgeachtete) Verfasser 
wohl getrauen möchte, die Wahrheit jener Aeussernng auf das Verdi et einer 
von beiden Seiten der erwähnten Bevölkerung, die dabei als interessirt, 
daher auch zu einem competenten Urtheile als vorzugsweise geeignet 
erscheint, gebildeten Jury ankommen zu lassen? besonders da es sich hier um 
die Urbarial-Verhältoisse des Ungar. Bauers handelt, wie solche noch vor 


Digitized by Google 



2S2 


§. 59. — Die denselben semeinech«niirli obliegende 
VerpflicbtunKen. 

Diesen so ausgezeichneten Rechten und Vorzügen der 
Keichsstände, oder adeligen Staatsbürger des Königreichs 
Ungarn, entsprechen cbenfaUs analoge Verpflichtungen, die 
zwar zum Theile auch den übrigen Classen der Gesammt- Bevöl- 
kerung Ungarns gemeinschaftlich obliegen, zum Theil jedoch den 
Erstem nach der Landesverfassung so cigenthümlich zukom- 
men, dass sie sich dazu gleichsam vorzugsweise vor den übrigen 
nicht privilegirtenStaatsbürger nim weitern Sinne, demKönige 
und dem Lande für verpflichtet anerkennen müssen- — Diese 
Verpflichtungen bestehen nun im Sinne der Landes -Verfassung 
hauptsächlich im Folgenden: 

1. Eine der ersten und vorzüglichsten Pflichten, so wie jedes guten 
Staatsbürgers , so hier der so ausgezeichneten adeligen 
Classen derselben ist: die dem Könige als dem Träger der 
heiligen Retchskrone zu leistende Huldigung d. h. Angelo- 
bung der unverbrüchlichsten Unterthanen-Treue (homa- 
gialis fidelitatis) und Ergebenheit, welche die so bevor- 
rechteten ungarischen Edlen für die ausgezeichneten Vor- 
rechte, die sie durch die Munificenz der Krone genicssen, 
derselben und ihrem Träger, dem apostolischen Könige, vor 
den übrigen Reichsbewohnern zu leisten schuldig sind ; so zwar, 
dass wer immer von ihnen diese unter einer doppelten Ver- 


und bis zum J. 1848. bestanden, in denen doch selbst die Gusetzgebnng des 
Landes durch die bald darauf ausgesprochene, niid von der Landes- 
Regierung auch vollzogene s. g. Grundcntlastung die in dum frUhern 
Urbarialsysteme noch vorhandenen MSngcl gefunden haben musste, nnd 
implicite auch desavouirte; wie solches auch früher die einsichtsvollsten 
heimischen und auswärtigen SchriRsteller, die Uber diesen wichtigen Gegenstand 
Untersuchnngen anstellten, nach dem Beispiele des edlen und menschenfreund- 
lichen Berzeviczj, in aller Wahrheit, laut und offen genug auszusprechen 
keinen Anstand nahmen. — Man vergleiche nebst so vielen andern nur ans der 
frühem Zeit das gediegene Werkchen: Versuch einer Darstellung der hunga- 
rischen Constitution. Leip. 1812. Hauptst. XII: Diu Pflichten der (ungar.) 
Unterthanen gegen ihre Grundkerren S. 149. zu Ende S. 172. nnd aus der 
letztern Zeit gleichfalls: Anon. Ungarn im J. 1741. S. 34. ctc. etc. 
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pBicbtung ihnen obliegende Treue verletzt, oder nicht 
hält: indem er mit Gewalt oder insgeheim wider die 
Person des'Königs, oder die Sicherheit des Landes etwas 
Nacht heilig es unternimmt, derselbe, als des Verbrechens des 
Hoch- und Landesverraths schuldig, an Ehre, Vermögen 
und Leben gestraft werden solle. Also Werböcz Trip. I: 12. 
14. des h. K. Stephan II. Decr. 35. Hst. Colomann II: 6. 
Mathias VI. v. 1486: 46. Wladisl. I: v.>1492: 13.1715: 7.9. 
1796: 56. etc. — Die Grösse der Verschuldung bei diesen 
, öffentlichen Verbrechen und die unabsehbaren Uebel und 


a) Diese doppelte Verpflichtung der adeligen Staatsbürger und Stände 
in Ungarn entsteht aus dem doppelten Rechtsverhältnisse, in welchem 
diese ihrem rechtmässigen Könige gegenüber sich befinden; nämlich zuerst 
nach den Grundsätzen des allgemeinen Staatsreehts als dessen getreue 
Unterthanen, dann nach der feudalen Landesverfassung als dessen 
Vasallen, die gegenüber ihrem Lehnherrn, nach den Grundsätzen des Lchn< 
rechts, die s. g. Leh ntreue,' Vasall agium, zu halten verpflichtet sind. — 
Denn obgleich die in Ungarn üblichen kön. Schenkungen — donationes 
regiae — nach der Ansicht einiger unserer Publicisten (S. Nitray : Dissert. de 
CO, quod inter fendum, et reg. quae in Hung. obtinet, donaüonom intersit. Budac. 
1781.8. allen Erfordernissen des im Mittelalter so allgemein herrschenden Feudal« 
Systems nicht vollkommen, oder in dem Grade entsprechen, wie es der 
scharfsinnige Firinger in den Banderien Ungarns I. B. 4. Hauptst. gerne gelten 
lassen möchte : so ist es doch andererseits nicht zu verkennen, dass die ungar. 
Landesverfassung im Geiste jener Zeit, wo sie entstanden, sich nach dem 
allgemein herrschenden Lehnsysteme grösstentheils gestalten musste, dessen 
Spuren sich' bis zur neuesten Zeit in ihm erhalten haben; wie diess unser 
einsichtsvolle Schwartner in s. Stat. U. §. 66. S. 199. aufrichtig und oflen ein* 
gesteht. — Ueber diese doppelte Verbindlichkeit des ungarischen Adels, ihrem 
Souverain'und Lehnsherrn gegenüber, kann daher kein Zweifel obwalten. — 
Wahr ist es zwar, dass im Sinne des reinen Lehnrechts Jemand auch ein 
Vasall des Andern werden konnte, dessen Unterthan er nicht war (s. Heinr. 
Hildebrandt: Diss. de vasallagio subjectionem non inferente) aber in Ungarn 
wurde diese Anomalie des obersten Territorial -Rechts schoa durch den 
26. Art. der goldenen Bulle förmlich ausgeschlossen, wo es ausdrücklich 
heisst :»Possessiones extra regnum non conferantur; et si sintaliquae collatae 
vel venditae, populo regni ad redimendum reddantur.« — Von dieser Zeit 
an mussten daher schon alle Vasallen oder Lehnsleute, Servientes regis, 
zugleich dessen Unterthanen im Sinne des allgem. Staatsrechts sein, und 
blieben ihm daher unter einem doppelten' Rech tstitel zur unverbrüchlichen 
Treue verpflichtet; deren Bruch mit Recht durch die strengen, im ungar. 
Rechte darauf gesetzten Strafen geahndet wurde. — Vergl. Werböcz Trip. 
1: 12. u 111: 5. nebst Piringer’s Band. a. a. O. 
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Gefahren y womit dieselben die Sicherheit und Wohlfahrt des 
Reiches in so hohem Grade immer bedrohen, rechtfertigt hin- 
länglich die Strenge, mit welcher die Lnndesgesetze wie 
überall, so auch bei uns, dagegen auftreten; woraus sich 
zugleich erklären lässt: warum nach unsern Landesgesetzen 
. die des Hochverraths überwiesene, oder auch nur stark 
verdächtige, wenngleich adelige, Personen, ohne vorläufige 
Vorladung vor Gericht, gleich dem gemeinsten Verbrecher, 
sogleich verhaftet werden können, und sich in der Haft zu 
vertheidigen haben? Ferner dass das blos unternommene, 
wenn gleich nicht vollendete Verbrechen, ja sogar die blos 
unterlassene Anzeige desselben, schon die gesetzliche 
Strafe nach sich zieht; dass endlich bei diesen Verbrechen 
keiner Bürgschaft Raum gegeben werde etc. wie diess Alles, 
nebst den besondern Fällen, die unter dem Verbrechen der 
Untreue (notae infidelitatis) oder auch dem Verbrechen 
der beleidigten Majestät (crimen laesae Majestatis 
regiae) im Sinne unserer ältern und neuern Gesetze verstan- 
den und begriffen werden , ausführlicher das ungarische 
Strafrecht auseinander setzt und erklärt. 

2. Die nächste der an die vorige Hauptpfiieht den adeligen Staats- 
bürgern Ungarns obliegende Verpflichtung besteht in der dem 
Könige, und den öffentlichen Behörden des Landes 
schuldigen Ehrfurcht und Ehrerbietung, so wie dem der- 
selben entsprechenden bürgerlichen Gehorsam gegen alle 
-Befehle und Verordnungen, die von der höchsten Gewalt 
> mittel- oder unmittelbar an sie ergehen; welche bürgerliche 
Pflichten unsere Landesgesetze von den p ri vilegirten Clas- 
sen der Staatsbürger mit so grösserm Rechte in Anspruch 
nehmen, jc‘ mehr es in dem eigenen Interesse dieser bevor- 
zugten Classen liegen muss: dass das Ansehen der Gesetze 
und Behörden des Landes, auf dem doch alle Vorrechte" ihres 
Standes hauptsächlich beruhen, durch ihr eigenes gutes 
Beispiel auch in den Gemüthern der übrigen Volksclassen 
möglichst ungeschwächt und unversehrt erhalten werde. 

In dieser Beziehung dlirflc wohl in der alten Verfassung Ungarns einer 
der grössten Miingel in die Augen fallen, dieser jedoch nicht der Verfas- 
sung selbst, sondern deren Nichtbeachtung von Seite Jener zuzuschrciben, 
und zu rügen sein, deren eigenstes Interesse die genaueste Beobachtung, ja 
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— Diese beabsichtigen .auch vorzüglich unsere Landesgesetze 
insbesondere Wladiel. VI. Decr. v. J. 1507 : 8. wo diejenigen, 
welche die Landesgesetze zu verletzen, und die höchste 
Staatsgewalt offenbar gering zu achten wagen würden, mit 
dem Verluste ihrer geistlichen Pfründen, wenn sie Präla- 
ten wären, die Magnaten und übrigen Edellcute aber mit 
dem Verluste ihrer Ehren, Würden und Güter, ja persön- 
lich mit der Strafe der Verweisung, und Verlust des Lebens 


Heilighaitang der hier erwMhntcn bürgerlichen Hauptpfliehten erfor- 
dert hätte; wie diess die unzähligen in dem Corp. J. Hung. vorkommenden 
Klagen und Beschwerden, aus jedem Zeitalter, gegen Einzelne und 
ganze Körperschaften und Classen der adeligen Stände des Reiches bis 
zum üebermasse bezeugen. — Wir wollen keine Belege zu dieser Aeusserung 
aus den frühem Zeiten anführen, wo unter den beständigen Kriegen und 
innem Wirren des Landes jede Art von Gewaltthätigkeit, Verbrechen 
und Gräuel gleichsam an der Tagesordnung war, wirschätzen uns glück- 
lich, über jene Zeiten den Schleier der Vergessenheit ziehen zu können; nur 
aus unserer Zeit möge es uns gestattet sein, ein Beispiel anzuführen, wie wenig 
(las Gefühl der Achtung vor dem Gesetze, das z. B. in England den 
gemeinsten Last- und Kohlenträger beseelt, bei uns selbst in den höhern 
Classen der Gesellschaft, ja sogar bei den öffentlichen Behörden und Organen 
der Regierung, noch Wurzel gefasst habe; wie diess bei jener Gelegenheit sicht- 
bair wurde, wo man erfuhr, dass das in dem Reichstage von 1836. im 11. Art. 
abgefasste Gesetz im Jahre 1842. in mehreren Comitaten noch unbeachtet 
und unvollzogen blieb, deren einige sogar geradezu erklärten: dass sie solch 
ein Gesetz — wenn gleich von der gesetzgebenden Gewalt im Reichstage 
erlassen — nie beachten und vollziehen würden etc. worauf sich, hinsicht- 
lich der fatalen Folge n, die sich aus einer solchen Gesinnungdes Adels für ihn 
selbst und die Verfassung des Landes ergeben könnten, nicht mit Unrecht 
der bekannte Redacteur des Pesti Hirlap im J. 1842. den 15. Dec. Nr.- 204. in 
demLeitartikel »Adal(^k ahäziadö ügydhez« also vernehmen Hess : vA nem- 
zot, mely maga hoz magänuk törvenyt, de annak nem engedelmes- 
kedik, ugy van vclc, mintha öngyilkos kezckkel irt völna keserü 
satyrät önmagära. — A törveSny iränti tiszteletlenseg Pandora sze- 
lenczcj^hez hasonlit, melyböl arosznak felszämithatlan serege özönlik ki. — 
A polgäri szabadstig abban 411, hogy önkdny nek nem, hanem a mi hozzä 
järuläsunkkul alkotott törvenynck igenis engedelmeskedni tartozunk; 
szabad ember tchät szercti a kormunynak törvdnyszerü erejdt; mert 
ettöl värja jogainak ettöl azon szubadsägänak ötalmdt, mely a nemzet tör- 
venyei iränti engcdelmcssdggel ugyanazonos. — Itt az alkotmäny nyujtotta 
Icgszigorubb eszközök alkalmazdsa is igazolva van: sot azoknak alkalmazäsät 
is az alkotmänyos szabadsäg drdeke kivänja meg. — Mert mi legyen 
szent, ha hogy a törvdny nem szent? — Simuuides ama häromszäz 
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■ bedrohen; sollten sich jedoch'ans ihrer Mitte einige der Mäch- 
tigem (Grossen oder Dynasten des Landes) im hohem 
Grade als widerspenstig, hartnäckig, wo nicht gar auf- 
rührerisch bezeugen, so möge der Reichspalatin, und die 
• Barone des Reiches, mit Aufgebot aller ihnen zu Gebote 
stehenden Macht gegen dieselben ausziehen, und sie mit 
Gewalt, unter Anwendung der obigen Strafen, wieder zum 
Gehorsam zurückrühren; ferner jene Landesgeaetze , die 


Spirtait, ktknek halila a ThermopyKkat szent ftlddd tev<5, diesösdg^re 
nem tudott szeb bet mondani, mint azt: »hogy a hon törv^nyeinck enge* * 
delmeskcdtek.A — fis helyesen; mert ez a legcisö polgdri er^ny. — 
Urairal a ki törvdnyt nem Ural, az vagy elöbb utöbb anarchiäban r^sz 
el, vag)”md8t uraland. — Pedig csak a törvdny uralma nem nyom. — 
Minden mtls jdrom. — £z szabadsdglü« Worte, die aus einem solchen 
Munde als eine doppelt gewichtige Illustration zu dem Texte dieser 
Anmerkung gelten können. 

e) Das hier angeführte Gesetz aus dem VI. Decr. d. K. Wla dislau s v. J. 
1507 : 8. welches ein so helles Licht auch über das Zeitalter, und die 
Zustande des Landes Terbreitet, unter denen es für nöthig befunden wurde, ist 
zu wichtig, um nicht mit den eigenen Worten des Urtextes angeführt zu wer- 
den, die so lauten: »Quicunque contra statuta decrctaque regni palam et 
nporte egerit, decretaque hnjuscemodi temerario ausu violare, de caetoro 
praesumpserit (prout hactenus per plerosquc Potentes' fieri solitum 
erat) talis si fucrit Praelatus, aut altera persona ecclesiastica, in amis- 
sione praelaturae, vel alterius dignitatis et beneficii; si rero Baro, vcl 
Nqbilis, in amissione universorum bonorum suorum et jurium possessiona- 
riorum, conrincatur' eo facto, et perpetuus regiae Majestatis ac regni in- 
fidelis et exul habeatur; et talium praclaturas, beneficia seu dignitates, vel 
jura possessionaria Regia Maj es tas, cui maluerit, liberain donandi etcon- 
ferendi habeat facultatem; quodsi Majestas Sua hoc modo punire, praelatu- 
rasque etc. auferre, et alteri conferre, donareque recusaret, extunc si medio- 
cris persona spiritualis, aut saecularis id facere tentaverit, per comites, 

* vel vicecomites ac gentes, et universitatem Nobilium ejusdem comitatus, 
ubi tales residentiam habent, »juxta eorum libitum^ pnniatur, universaque 
bona et res ejusdem in publicam praedam convertantur; si vero Potens 
quispiam fuerit, ad bujus proterviam, rebellionemque domandam, nec non 
bbnorum ac jurium possessionariorum, dignitatumque et bencficiorum ablationem 
praefati Dominus Palatinus, ac Judex Curiae Regiae vel Supreraus 
Capitaneus per universitatem Nobilium illius comitatus, ubi talis aperta 
decreti violatio facta fuerit, requisitus, levatis praemisso modo suis ac alio- 
rum Dominorura et Comitatuum gentibus insnrgcrc, aesub praemissa digni- 
tsitis et officiorum suorum amissione, adimere tencatur» etc. — Vergl. 
Uberdiess v. 1647; 6. und 141. Ges. Art. nebst unzähligen andern, an denen nnd 
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zur Aufrechthaltung des Ansehens der Reichsgerichte, 
mit schweren Strafen jene belegen, die sich den Entscheidungen 
der Gerichte nicht fügen, vielmehr sich denselben wider- 
setzen wollen, oder die ihnen schuldige Achtung versagen, 
oder solche gar in Wort und That verletzen; wie diess die 
Gesetze des K. Sigmund im VI. Decr. v. J. 1435. II: 7. — 
K. Mathias VI. Decr. v. 1486: 58. — Wladisl II. v. 1492: 
67.und II. Decr. V. 1495: 69.1635: 89.Tript.II: 57. und 73. etc. 
ausdrücklich verordnen ; ja wenn Jemand die öffentlichen 
Behörden, die von Amts wegen procediren, dabei auf eine 
schwere Art gewaltthStig verletzt, derselbe wurde ehedem 
der scharfen Ahndung der Untreue, später des Verbrechens 
der grossem Gewaltthätigkcit unterzogen im Sinne des 
9. 10. 11. Ges. Art. v. J. 1723. etc. 

3. Nachdem es als eine der vorzüglichem Pflichten jedes guten 
Staatsbürgers anerkannt ist, dass jeder die gemeinschaft- 
lichen Lasten des Staates namentlich in Hinsicht der nöthi- 
gen Landesvertheidigung, nach seinen Kräften, mittrage: 
so wird nach der ungarischen Landesverfassung noch insbe- 
sondere als eine Hauptpflicht des so ausgezeichneten 
Reichs-Adels angesehen: dass derselbe vorzugsweise' vor 
den übrigen Bewohnern des Landes zu dessen Vertheidigung 
jederzeit, wo er dazu vom Könige aufgefordert wird, frei- 
willig die Waffen ergreife; da ihm insbesondere unter diesem 
Rcciitstitel die ausgezeichneten Vorrechte und Immunitä- 
ten, nach dem Zeugnisse des Werb. Trip. 1:9. die Grund- 
gesetze des Landes als 1716 : 8. 1723 : 6. etc. zuerkennen, d) — 

dergleichen ilas Corpni J. Hung. wahrlich keinen Mangel leidet. — Doch was 
helfen alle, wenn noch so voraiiglichen Oeactae, wenn sie nicht beobach- 
tet und vollzogen werden? nach den Worten des Dichters: »Quid leges 
vanao sine moribns proficiunt?« Horst, carm. III: 24. 

d.) lieber diese Hauptpflicht des Ungar. Adels, und das alte Heer- und 
Wehrsystem des Reiches ist bereits oben II. B. $. 43. I. S. 96. etc. sammt den 
Anmerkungen von d) bis m) und der dazugehOrendenLiteratur das wichtigste 
und nöthigste angeführt worden. — Die dabei aufgeworfene Frage: ob diess 
nlte Militttrsystem nach der Ansicht Firinger’s blos und einzig aus dem 
imUittelalter allgemein herrschenden Feudalsysteme, oder, wie die gemlssig- 
tere Ansicht Jautet, wohl unter dem herrschenden, doch nicht alleinigen Ein- 
flüsse desselben, sondern auch ans andern Principien seinen Ursprung berleiten 
durfte? glauben wir fUglich, als in der Hsnptaacbe weniger entscheidend, den 
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Diese Pflicht wirddesshalb auch in Ungarn die adelige Insu r- 
rcction genannt, und in eine allgemeine und besondere 
oder partielle unterschieden; je nachdem zur Abwendung 
einer dem ganzen Lande, oder nur einem T heile desselben 
drohenden Gefahr, entweder der ganze Reichsadel, oder nur 
jener der bedrohten Landestheile zur Ergreifung der Waffen 
aufgeboten wird. Jene wird gewöhnlich — wie schon (oben §.13.) 
erwähnt wurde — auf dem Reichstage (den Fall einer unvor- 
hergesehenen No th, wo Gefahr im Verzug wäre, nach 1609: 
65: 1618: 56. und 1622: 22. etc. ausgenommen) diese auch 
ausserhalb desselben beschlossen und angesagt. — Ist solche 
einmal fö r m 1 i ch aufgeboten, so sind alle vier Stände des Reiches, 
die Präiaten selbst nicht ausgenommen, nach 1715: 8. 1741: 
63. etc. auf gleiche Art verpflichtet, dem Aufgebote mit aller 
Bereitwilligkeit zu entsprechen, unter schwerer S tr af e, die sonst 
die Saumseligen oder Feiglinge treffen solle; wie diese die 
Ges. V. Lad. Posth. II: 13. Ludw. 1523: 41. 1659: 28. haupt- 
sächlich aber der Art. 68. v.J. 1681, der Ges. Art. 46.’ §. 24. 25. 
und der Art. 63. v. 1741. etc. bezeugen, e) — üebrigens da die 
adelige Insurrection in. Ungarn, ihrem Ursprünge, und ihrer 
Bestimmung nach, nur den Geist einerVertheidigung, nicht 
den eines offensiven Angriffs athme: so lässt sich daraus 
auch ferner erklären : warum es schon in der goldenen Bulle 
V. 1222: 7. Art. so wie auch später in K. Sigmunds V. Decr. 
V. 1451: 1. Wladisl. II. v. 1492: 19. 20. ~ Trip. I: 3. 1741 : 
63. etc. ausdrücklich heisse: dass die ung. Insurgenten inner- 


gelehrten Alterthums forschem überlassen zu können. — Nur diess Einzige 
finden wir uns veranlasst, hier noch zu bemerken: dass die in den oben ertheilten 
historischen Aufschlüssen über die ungar. adelige Insurrection offen 
gebliebene Lücke, hinsichtlich des vom J. 1527. bis 1716. und dem damals neu 
geschaffenen 8. Ges. Art. thatsttchlich nach und nach versuchten verschie> 
denen < Aequivalents derselben, weiter unten im IIL Bande §. 89. wo die 
Verschiedenheit des ehemaligen und neuern Militärwesens in Ungarn 
dargestellt wird, vollständiger, ja erschöpfend ausgefüllt werde, um uns 
gegenwärtig hier nicht langer bei diesem Gegenstände aufznhalten. 

e) Die Hauptstrafe der bei Erfüllung dieser Ehrenpflicht Saumseligen 
oder Feigen bestand ehemals im Verluste des Adels, der Ehre und selbst der 
persönli eben Freiheit, spater jedoch nach Vorschrift des 46. G. Art. v.J. 1681. 
§.24. 25. in Erlegung des eigenen Wahrgeldes, und in der Ablösung der nach 
der gern einen Abschätzung für die Dauer der Insurrection verfallenen Güter. 
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halb des Königreichs auf eigene Kosten , ausserhalb des- 
selben aber iiuf des Königs Kosten dieser ihrer Pflicht nach- 
zukommen haben?/) Die Zahl und Art dieser National-Miliz 
war stets nach Zeit und Umständen verschieden, und erst in 
der neuern Zeit wurde durch den 8. Ges. Art. v. J. 1715. die 
bedeutende Veränderung damit getroffen: dass, nachdem für 
die Sicherheit des Landes durch die neu eingeführte stehende 
Truppen genügend vorgesehen ward, die adelige Insur- 
rection künftignur für ausserordentliche Fälle aufzubieten 
sei; was’ auch später durch die Ges. Art. v. 1723: 6. 1741: 
63. 1792: 1805: 180lf. bestätiget wurde, g) < 

4. So wie für die äussere Sicherheit eine wohlgeordnete Landes- 
Vertheidigung sich als nothwendig erweist, ebenso nothwen- 
dig erscheint es für die innere Sicherheit und Wohlfahrt des 
Staates: dass die öffentlichen Geschäfte und Angelegen- 
heiten des Landes durch wohlbefähigte, und dazu geeig- 
nete, auch wo möglich cingeborneBeamton mit aller Treue 


/) Wie dieses s. g. Defcnsiv-Militärsystcm im Sinne der alten Ver- 
fassung seiner besten Seite nach aufgefasst und gedeutet werden könne ? hat 
der patriotisch gesinnte' Orosz in der oben §. 43. Anm. k) angeführten Stelle 
gezeigt. — Die Kehrseite derselben lUsst sich aus dem anon. Werkchen: Ver- 
such einer Darstellung der hungar. Constitution. Lcipz. 1812. VII. II 
S. 66. etc. — um auch hier, der Rechtsregel: Audiatur et altera pars mög- 
lichst gerecht zu werden — entnehmen. — Die Wahrheit dürfte dann in der 
Mitte sich von selbst ergeben. 

g) Da der 8. Ges. Art. des J. 1716. bei diesem Gegenstände von der höch- 
sten Wichti gke it ist, so dürfte es nicht unangemessen erscheinen, den Wort- 
laut desselben hier im Urtexte anzuführen. Derselbe lautet also: »Quando- 
quidem Nobiles, et omnes illi, quos sub Nomenclatione hac, cujuscunque sint 
honoris, dignitatis et status personae, in Hungaria lex complectitur, pro 
regni defensione militare, adeoque personaliter insurgere, sieque 
respectiva banderia producere, et pracstare teneantur:’ id Sacra Cacs. Reg. 
Majestas, quoties necesse judicaverit, ad conformitatem haetenus sarci- 
tarum superinde legum, a modo in posterum quoque desiderare et 
exigere poterit; quia tarnen per cam solam regnum hocce suffi- 
cienter defendi nequiret, adeoque validior et regulata militia, tum 
exnativis, tum exteris constans, pro omni eventu intertenenda veniret, 
quam sine stipendiis subsistere, haec vero sine contributione comparari 
non posse indubitatum est; hinc subsidiorum et contributionum catenus 
necessaxiarum materia diaetaliter (quo aliundc spectare dignoscitur) cum 
statibus deliberanda erit.« — Vergl. überdicss 1723: 6. 1741: 63. etc. 

VIroulI ang». BUaltrecht. II. 19 
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und Genauigkeit besorgt werden; welche Verpflichtung bei 
uns nicht nur als eine gemeine Last, sondern auch als beson- 
dere Auszeichnung den adeligen Staatsbürgern yorzugs- 
weise vor den übrigen nicht adeligen Classen, um so mehr 
noch vor Auswärtigen und Fremden, nach unserer Landes- 
verfassung zuerkannt werden muss.Ä^ — Daher dringen auch 
die Landesgesetzc mit so besonderm Nachdrucke darauf; dass 
die öffentlichen Aemter besonders in Comitaten nur den 
oben bezeiehncten Personen anvertraut werden mögen; die 
anzunehmen aber auch Niemand derselben, ohne hinläng- 
liche Ursache, sich weigern solle; mid zwar unter Strafe von 
25 Mark Silber schweren Gehalts, die derselbe sonst unerläss- 
lich in jedem ähnlichen Falle zu erlegen hätte; und zwar naeh 
Wladisl. II. Dccr. v. 1492: 34. Und VI. Decr. von 1507 : 4. ja 
hinsichtlich der Prälaten unter Verlust der Prälatur, so\vie 
der Güter von Seite der Magnaten. — Dasselbe fordern auch 
mehrere andere Keichsgesetze, die unter König Sigmund, 
Mathias I. Wladisl. und Ludwig II. hierüber gebracht 
worden sind; aus denen allen derselbe Geist und Beweg- 
grund deutlich hervorleuchtet: dass die Obsorge und 
Behandlung der öffentlichen Geschäfte und Angelegen- 
heiten des Landes Niemanden besser anvertraut werden könne, 
als denjenigen, in deren Privat-Interesse es liegen muss, 
dass dieselben zum allgemeinen Wohle des Landes am besten 
geführt und besorgt werden. Vgl. hierüber 1723 : 90. ij 


/O Dieser Gegenstand findet seine volle Erklärung und Bestätigung in dem 
48. §. II. B. oben, wo von dem Majesttttsrechte, das dem Könige von Ungarn 
hinsichtlich der Aemter, Ehren und Würden des Staates nach der Landes- 
verfassung gebührt, umständlicher die Rede ist. • 

i) Es dürfte nicht uninteressant sein, bei der Motivirung des im Texte 
eben zuletzt angeführten 90. Ges. Art. v. 1723. einem allgemein anerkann- 
ten, doch im Ungar. Staatsrechte nicht sonderlich beachteten Grundsätze 
zu begegnen, der so lautet: »Natur ali siquidem rationi et aequitati con- 
forme sit: illi, cui bonum publicum commune est, onerum quoque 
publicorum supportationem suo modo communem esse debere; qui 
igitur contumaciter talibus semet subtraherent, et jurisdictioni regni 
subjecti essent, ut sui.s viis et modis eatenus adigantur, et compcllan- 
tur, justum omnino esse.« — Was indessen die, diesem und andern ähnlichen 
Gesetzen des Mittelalters beigefügte, Sanction, meist in Geldstrafen beste- 
hend, anbotrifft, von der lässt sich wohl mit Recht behaupten, dass dergleichen 
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Endlich 

' 5. Da gegenwärtig eines der ersten und vorzüglichsten adeligen 
Vorrechte in der s. g. Reichsstandschaft, oder dem Sitz- 
und Stimmrechte auf den Reichstagen besteht, so muss auch 
diesem so besonders ausgezeichneten politischen Rechte 
eine analoge Rechtsv erpflichtung entsprechen, die den Reiohs- 
ständen durch das Gesetz und ihr Mandat auferlegt wird: 
dass sie zu dem durch den König einberufenen Reichstage, 
in der durch die königl. Einladungsschreiben (literae 
regales) bezeichneten Zeit, und an dem angezeigten Orte, in 
der. üblichen Art (suo modo) d. h. entweder in Person, 
oder durch ihre Vertreter (Ablegaten) pünktlich zu erschei- 
nen, und an den daselbst zwischen dem Könige und den 
Ständen für das Wohl des Landes stattzufindenden Berathun- 
gen und Beschlüssen nach Kräften, oder ihrem besten 
Wissen und Gewiss en,Theil zu nehmen haben; bis nicht der 
Schluss des Reichstags auf die gesetzliche Weise erfolgt, 
oder einzelne Mitglieder aus gerechten Ursachen ihren Urlaub 
von dem Präsidenten der betreffenden Tafel erhalten; und diess 
zwar unter der in Wladisl. III. Decr. v. J. 1498: 1. Ges. Art. 
festgesetzten Strafe, die auch durch mehrere Ges. Art. als 
.. 1609: 1.1636: 79. 1662: 33. nachträglich bestätiget wurde, 
und die hinsichtlich der Prälaten, Barone und Magnaten 
in 800 fl. hinsichtlich der übrigen Stände in 400 fl. besteht ; in 
welche Strafe auch jeder Obergespan, oder Vieegespan 
eines Comitats verfällt, wenn er ohne hinlängliche Ursache 
Jemanden von dieser allgemeinen Pflicht lossprechen 
wollte, k) — Die königl. Einberufungs-Schreiben, wodurch 

Geldstrafen, wenn sie auch zu ihrer Zeit ziemlich bedeutend, und. ihrem 
Zwecke entsprechend gewesen sein mögen, in unserm Zeitalter, bei den so 
bedeutend veränderten Geld- und Münz-Verhältnisseu des allgemeinen Ver- 
kehrs, nicht nur ihrem Zwecke nicht mehr entsprechend, daher unnütz, son- 
dern oft sogar, gleich den Taxen des s. g. Währgcldes -r- homagium — 
lächerlich erscheinen; folglich wohl durch eine ^ zweckmässiger e und wirk- 
samere Strafsanction ersetzt werden könnten. 

k) Von dieser Strafsanction gilt dasselbe, was in der vorhergehenden 
Anmerkung i) von allen ähnlichen Straf- und Währgeldern überhaupt ' 
geäussert worden ist. — Was jedoch hier von der Verpflichtung des Adels, 
an den Reichsconventen persönlich Theil zu nehmen, insbesondere 
angeführt wurde, stammt blos aus der letzten Periode der Könige aus dem 

19* 
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die Rcichsstände zu dem angesagten Reichstage berufen wer- 
den, sind wenigstens sechs Wochen vor der Eröffnung dessel- 
ben in jeder Gerichtsbarkeit des Landes zu verkündigen, 
laut des 79. Ges. Art. v. J. 1635. etc. l) 

Die übrigen allgemeine und besondere Obliegenheiten 
und Pflichten, sowohl der adeligen Stände des Reiches, als der 
übrigen nicht adeligen Staatsbürger Ungarns, da sie keine beson- 
dere Modification durch das ungarische Staatsrecht erleiden, 
können füglich, als aus dem allg. Staatsrechte bekannt, voraus- 
gesetzt, daher hier übergangen werdeil. m) ■ 


österrcichiachen Hause her; da eaobnehin aus der Geschichte bekannt ist; dass 
in der zweiten Periode der Könige aus gemischten HSusern, zuletzt unter den 
Jagolloniden gegen Ende des XV. Jahrh. jedem Ungar. Edelmanne frei 
stand, an den landtiigigcn Versammlungen, die oft unter freiem Himmel 
gehalten wurden, persönlich Theil zu nehmen, bis endlich unter K.Ludwigü. 
durch den 16. Ges. Art. des J. 1526. dergleichen allgemeine Reichscon- 
vente nur für ausserordentliche Fälle, wo dicss nothwendig wäre, Vor- 
behalten, und unter K. Ferdinand I. die Abhaltung der durch Depntirte 
grüsstentheila vertretenen Stände beschickten Landtage vom Felde fUr immer 
in die Stadt verlegt wurde. ' 

l) Ueber die kön. Einberufungsschreiben (literae regales) so wie 
die Art und Weise wie die Land- und ReiehatUge abgehalten zu werden 
ptlegtcn? wird unten in der II. Abtbeil. I. Haupt.st. §. 73—74. ausführlicher die 
Rede sein. 

I») Hinsichtlich der allgemeinen Obliegenheiten und Pflichten der 
Dntcrthanen gegen ihre LandesfUrsten können wir wohl unsere Leser auf 
die Hand- und Lehrbücher der vorzüglichsten Lehrer des allgemeinen 
Stantsrochts, als;Martini, Eggers, Krug, Zachariae, Pölitz, Ancillon, 
Jordan, Arctin, Rottcck, Welcher, Haller, Maurenbrecher,und nament- 
lich Baroli (der in s. Diritto Kat. Creinona. 1826. VI. TT. diesen Gegenstand 
am beredtesten, obgleich mehr von dem allg. ethischen, als rech t s-ph ilo- 
sophisohen Standpunkte ans, behandelt) verweisen ; doch in Bezug auf das 
Ungar. StaaUrecht erachten wir es nicht für überflüssig, Uber diese beson- 
dern Obliegenheiten des Ungar. Rcichsadcls — ihrem apostolischen Könige 
und dem Lande gegenüber — die ernsten hierüber an denselben gerichteten 
Worte ihrer eigenen Standesgenossen hiermit nochmals in Erinnerung zu 
bringen; von denen der ungenannte, obgleich bekannte Verfasser der s. g. 
Alföldi Icvelck 8. 18. des interessanten Werkchens sich also vernehmen 
lässt: »Ha nem örezzük egösz nagysägukban kötelessdgcinkct« — sagjt der 
hochherzige Magnat — vügy az igaz, tül cltuk magunkat, da tölUnk nincs 
mit värni többd; da ezen esetben azon törekvds, melylyel jogainkat mäsokra 
akarjuk terjeszteni, nem politikai bdlätds, de öngyävasägunk kebleink- 
hen feltämadt drzetdnek gyUmölcsc ds clöpostäja. — Pedig raeg van irva az 
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B) Intibenondere, 

Krste üntor- AbtheiluDg: Der Prttlatcn-Stand. 

§. 60. — BpgriflT und Classen der Prälaten in Ungarn. 

1 

Unter dcmNamen Prälaten werden in Ungarn alle die höbern 
AV urdenträger der k atkolischen, und — in neueren Zeit — auch 
der griechisch-orientalischen Kirche verstunden; als Erzbi- 
schöfe, Metropoliten, Bischöfe (sowohl Diöcesan- als 
Titular-Bischöfc) ferner Aebte, Pröbste, als Vorsteher ihrer 
Capitel, oder religieuser Ordens- Convente, welche, adelige 
Güter aus königlicher Verleihung besitzen, und gleich den übrigen 
Landständen, ja vorzugsweise ihr Sitz- und Stimmrecht auf 
den Reichstägen ausüben. — Alle diese kirchlichen Würdenträger 
werden dem höhern, die übrigen aber dem niedern Clerus in 
Ungarn beigczählt; im Sinne des Werb. Trip. II: 40. und 49. §. 5. 
dann 1608: 1. n. d. Krön, endlich 1715: 16, 1792: 10. etc. a) 


1840-ik orszäggyiilesröl tett Zalsi jelcnUsbcn: a mcly neinzet moralis erö 
hiäayäban nem k^pes, a törv(!nyek szeuts^get tiazteletben tartani, 
ds azoknak tisztelctet azeruzni, anoak fUggetlen önälUaa a vdletlen 
caetok’ jätdka leiz, da azt ujabb da iamdt ujabb tdrvdnyek aem men- 
tik mog.a vdgattlyeddatöl.a etc. — In demselben anfgeklSrton und 
freisinnigen Geiste lauten auch Uber denselben Gegenstand, nSmlicb Uber die 
dem. Ungar. Adel in den gegenwärtigen Umstünden obliegende,, und vor- 
zUglicb'zu beherzigende hoho und ernste Verpflichtungen, gegen den 
König und das Vaterland, die in denWerken und Schriften des edlen patriotisch 
stets gesinnten Gr. Stephan Szdchenyi, als: hitel, viläg, Stadium etc. und 
denen mehrerer seiner ihm geist- und scclverwandtcn Standesgenossen, der 
Grafen Joseph, Aurel und Emil Desseöffy, des Bar. Vesselcny i, Mcd- 
nyänazky, Jusika, Gr. Telcki, Szirmay, Szdeaen, Joh. Majläth in s. 
Nemzeti ujsitg etc. und den gefeiertesten und gclcsensten politischen Zcit- 
blättern, als Jelenkor, Szäzadunk, Sas, Hirnök, Festi Hirlap u. a. 
politischen Blättern der neuesten Zeit häufig zu finden sind, so dass dem 
Ungar. Adel wahrlich jene Entschuldigung kaum zu statten kommen dürfte: cs 
hätte ihm zur Erlangung einer hessern Einsicht seiner Pflichten je am 
Gesetze und den Propheten gefehlt! — S. die Parabel bei Lucas d. Erang. 
XVI: 16-31. 

a) Dass die Prälaten in Ungarn vom Anbeginn dos Reiches vor den 
übrigen Ständen desselben einen grossen Einfluss in den öffentlichen 
Angelegenheiten des Landes erlangt, und auch ausgcilbt haben, dürfte wohl aus 
der beinahe in allen christlichen Staaten des Mittelalters üblichen Rang- 
ordnung, und der grossen Achtung, in welcher der geistliche Stand 
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UcMicher als die letztere ist die Eintheiluiig der Prälaten in 
höhere und mindere (Praelati majores et minores). — 
H öhere Prälaten, die man sonst auch nach 1498: 20. Ges. Art. 
die Banderialcn hicss , werden gegenwärtig alle jene genannt, 
die auf den Reichstagen an der Tafel der Magnaten Sitz und 
Stimme haben. Diese sind alle Erzbischöfe, Metropoliten, und 
Bischöfe, und zwar die letztem katholische Diöcesan- 
sümmtlich laut des Ges. Art. v. 1608 : 1. n. d. Kr. jene aber der 


iliun.tl8 bei allen den barbarischen, zu der christlichen Religion neubekehr- 
ten, Yülkem stand, leicht zu erklären sein. Auch geschah dieas wohl — in 
Betracht der hohem, ihnen damals vor den Laien eigenen intellectuellen 
Bildung, ihres moralischen und politi sehen Uebergewichts, und, bei den 
seltenen Talenten und Geistesgaben, wodurch mehrere derselben aus- 
gezeichnet waren, auch einer grOssern Befähigung zu den hohem 
BtaatsUmtern und Khrenstellcn — nicht mit Unrecht; wie diese die berühm- 
testen, selbst der kathol. Kirche nicht angehOrenden, Geschichtschreiber nnd 
Gelehrte, als: Heeren, Raumer, Job. v.Muller, Herder, unser Schwartner 
und unter den andern sogar der berühmte Montesquieu in s. Esprit de loU 
II: 4. etc. eingestehen. — Doch dass dieser höhere geistliche Stand in Ungarn 
sich unter den MitsUfnden bis zum ersten Range emporachwang, und sowohl 
in den Reichsconventen, als ausserhalb derselben, in den Öffentlichen 
Angelegenheiten des Landes zu solch einem bedeutenden Einfluss gelangte, 
diess ist im Grunde weder seiner kirchlichen Weihe, noch der Bestütigang 
von Seite des apost. Stuhles, die einem Prälaten wohl die geistliche 
Befugniss zu den hohem Aemtcrn und Würden der Kirche, keineswegs aber 
die politischen mit der Rcichsstandschaft verbundenen Rechte ertheilsa 
konnte, sondern blos und allein den Landesgesetzen, nnd der kön. Gnade 
zu verdanken.— Uebrigens welche Landesgesetze in dieser Beziehung nicht nur 
' hinsichtlich der Prälaten, sondern auch der gesammten kath. Geistlichkeit 
des Landes in allen Religions- und Kirchcnangelegenheiten massgebend, oder 
wenigstens zu einer genauem Kenntniss derselben von Nutzen sein dürften? 
mag aus folgenden Werken näher entnommen werden : Anon. Extractus legnm 
de statu Codes, catholicac in R. Hung. lalarum. Poson. 1792. 8. ein, vielfach 
brauchbare Materialien, doch auch viele unbesonnene Raisonnements und 
falsche Folgerungen durcheinander enthaltendes Repertoire, daher stets mit 
Vorsicht und gehöriger Critik zu gebrauchen. — Ferner Kollär: Historia dipl. 
juris patronatiis und De potest. Icgisl. apost. Regum Hung. Vind. 1762. 8. — 
Salagius: De statu ecelesiac pannonicue LL. VII. Q. Eccl. 1777. 8. — H. Par- 
ia ti: Illvricum saernm. V. TT. Ven. 1761 — 76. fol. — Inchoffer: Annales 
Eeclcsiao Hung. Romae. 1641. fol. IV. Voll. Pos. 1795 — 97. 8. — Kerchelich: 
Historia cecl. Zagrab. T. I. fol. — Otrokoczy: Antiqua Hungariae religio 
Christ, cath. Tim. 1706. 8. — Schier: Buda Sacra, cum chronico rer. eccles. 
Vienn. 1774. 4. — Szcntivänyi: Miscellanea Curios. Dccades III. Tim- 
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griechisch-orientalischen nicht unirten Kirche nach 1792: 
10. G. Art. — Dagegen die s. g. Titular- Bischöfe (Episc. in 
partibus infidelium) kraft einer aus Achtung derkön. Ernennung 
herrührenden Observanz. — Ferner werden dazu noch gezählt: der 
Erz- Abt vom St. Mart ins berge (Archi-abbas s. montis Pannoniae) 
der Gross-Probst von Agram, als Prior Auranac nach 1725: 61. 
endlich der Probst des heil. Stephan Mart, vom Wardeiner 
Vorgebirge (Praepos. S. Steph. Mart, de promontorio Varadinensi) 
als General-Vicar des Praemonstratenser- Ordens laut 1715: 73 


1689 — 1709. 4. — Sxvordnyi: Hist. cccl. Uung. Araoenitates. Fasciculi VI. 
Jaur. 1795—96. 8. — Lad. SzÖr<5nyi: Pracrogativac ct privilogia ccclesüs et 
clcro R. Hung. competentia. E’os. 1729. 8. — Olsavszky: Ue ünione orientalem 
inter et occidcntalem occloBiam. Lat. et germ. Tirn. et Vien, 1764. 4. — Ign. C. 
Batty4nyi; Leges eccl. Hung. Alb. Carol. 1785. fol. — Pdterffy: Concilia 
Hung. TT. II. Pos. et Vienn. 1742. fol. — Pray: Spccimen hiorarchiae cccl. 
Hung. PP. II. Pos. 1776— 1 779. 4. — Petr. Pdznuin: Apperdices III. in actis 
ct dccretis synodi Strig. — Status R. Hung. eccles. sive A. Kpisc. et Kpiscoporum 
series in Lebotzky. Stemmatographia T. I. p. 41—66.— Szenti viSnyi : 
Dissert. Paralipom ▼. rerura memorab. Hung. Catalogi 11 — 82. A. Kpisc. ct 
Episc. Hung.Praepositurarum, ord. Rclig. etc. — Purpura Pnnnonica. Tiru. 1715. 
fol. — Schmidt: Archi-Episc. Strig. Tirn. 1717. 8. — Kjusd. Episcopi Agrien- 
8C8. Tirn. 1768. 8. — Horvfith: Natales Archi-Episcop. Coloccns. Biidac. 
1746. 4. — Koller Jos.: llistoria episcopatus Quinqueoccles. TT. IV. Pos. 
1782—96. 4. — Dcscricii bist, episcopatus Vaciensis. Pest. 1763. fol. — 
Benkö: Series episc. Transilvaniae in Ejusd. Trans. P. II. — Röka: Vitae 
Fraesulum Vesprim. Poi«. 1779. 8. — Anon. Syllabus Praesulum Jaurin. cum 
Supplem. II. VV. Jaur. 1822. 4. — Kntona: llistpria metr. eccles. Coloccnsis. 
Col. 1810. II. TT. 8. — Anon. Extractus ordinationum regiarum in publico- 
ecclesiasticis. Tirn. 1825. edit nov. 1886. 8. — Kärolyi: Spcculum Jaurin. 
ccclesiae. — Pray: Diss. de sacra dextera S. Stephani — und Kolarits Suppl. 
ad hanc dissert. — Szvordnyi: De incolatu coenobii B. Margarethae Vesz- 
prim etc. — Keresztury: Historia episc. M. Varadin etc. — Historiae Episc. 
Nittriens etc. — Thurocz u. K^za: Chron. Hung. — Fragraenta ad historiam 
Eccl Hung. etc. — Fuxboffer: Monasterologia etc. etc. — Endlich hinsicht- 
lich der grossen Verdienste, die sich dic'kath. Geistlichkeit höhern und 
niedern Ranges in Ungarn seit Beginn des Reiches bis in die neueste Zeit um 
die Religion und Kirche, den König und das Land, die Wissenschaften 
und Künste, kurzum das allgemeine Wohl des Landes erworben, ertheilen nähere 
Auskunft die zwei gekrönten Preissebriften: Länyi (Kar.) Magyar kath. 
cleruB drdemeinek tört^not igazolta erolekc. Pos. 1848. 11. RR. 8. — s Pauer: 
Az egyhäzi rend drdeme Magyarorszdg törtenetdben. SzckeS>FeherTÖr. 1855. 
8. etc. ' 
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Ges. Art. h) ^ Alle übrige Prägten, die ihren Sitz nicht an der 
Magnaten- sondern nur der Stände-Tafel einnehmen, werden 
den mindern Prälaten beigezählt. — Diese werden abermals in 
wirklich fungirende (Actuales) oder blos Titulatur- oder 
E hren -Prälaten cj unterschieden; von denen einige wieder ihre 
geistliche Pfründen oder Titel aus königlicher Verleihung, andere 
blos von Pr ivat-Kirchen-Patronen herleiten, «y 

§. 61. — Gemeine, besondere, und Einzel-Rechte und Pflichten 

desselben. 

Es ist schon oben §. 57 — 59. angedeutet worden: dass die ung. 
Reich stände aller vier Classen überhaupt im Sinne der Landes- 
gesetze Trip. I: 10. 11. 12. Wlad. 1500: 3. 8. 1439: 19, 1552: 3. 
1559 ; 24. etc. hinsichtlich ihrer adeligen Fundamental-Frei- 
heiten oder Vorrechte unter einander gleich sind; doch kommen 
, denselben auch einzeln wieder einige, jedem Stande insbesondere 
eigene. Rechte und Obliegenheiten zu, die sich blos auf jeden ein- 
zelnen Stand beziehen. Diess ist nun auch bei dem eben zuerst 

^ 

angeführten geistlichen, richtiger jedoch s. g. Prälaten- Stande 
der Fall, dessen Rechte und Prärogativen daher auch theils 
gemeine (j. communia), theils demselben insb. doch gemein- 
schaftlich als der ansehnlichsten K ö r p e r s ch a f t des Reiches 
zukommende besondere, (jura specialia),’ theils endlich auch 

h) Vor (len Zeiten K. Joseph II. auch der Ordensgeneral des heil. 
Paulus des Einsiedlers (Pauliuer) nach 1608:1. n. d. Kr. etc. Uber dessen 
Streit mit dem Grossprobste.des Agramer Capitels, und dem Erzabte der Bene- 
dictiner auf dem Reichstage P. Benger’s Annales ord. FF. S. Pauli Erem. Pos. 
1743. fol. u. Schwartner Stat. II: 48. §. Anm. b) nachgesehen werden kann. 

c) Hinsichtlich der s. g. Titular-Bischöfe verdient beachtet zu werden: 
wie der berühmte Cardinal Päzmün dieselben gegen einige Anfechtungen der 
pübstlichen Curie in Schutz nahm, als er sich über sie folgendermassen 
äusserte: »Licet Ecclcsi astici R. Hungariae mandato Suae Sanctitatis obe- 
diant, nemo tarnen saecularium vel ti tulum agnoscet Episcoporum, quem 
Rex non nominabit, nemo ad publicos conventus tamquam Episcopum 
admittet, nemo locum in comitiis ac judiciis Ulis permittet etc. — Item, 
quod titulares Episcopi Hung. nön sint 'mere titulares. — Nam hi Episcopi 
locum sessionem, jus suffragii in comitiis ac j u d i c i i s aeque obtinent, 
at<}uo dum residebant.« — Die Gründe dafür führt Kollär in s. Hist. dipl. j. 
patr. S. 271. ausführlicher an. 

d) S. oben §. 37. Anm. ’g) h). 
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individuello odcc bloa persönliche a. g. Einzel-Kcchte und 
Obliegenheiten, die aich einzig und allein auf die betreffende 
Person beziehen, unterschieden werden (jura aingularia). — 
Und zwar 

A) Zu den gemeinen Rechten und Obliegenheiten, welche den 
Beicha-Prälaten gleich den übrigen drei Stände-Clasaen 
ohne allen Vorzug, doch mit einigen Modificationen, zukom- 
men, können folgende gezählt werden : 

1. Dass die Prälaten eben so, wie die übrigen Stände, ihrem 
apost. Könige, als dessen getreue Unterthanen, zu 
huldigen, und diesen Act demselben persönlich zu lei- 
sten haben, aj 

2. Dass sie Sitz und Stimme an den Reichstagen, sq wie auch 
iu den Comitats -Versammlungen , hicniit ihren gesetz- 
lichen Antheil an den Verhandlungen der öffentlichen 


a.) Wahrend die Übrigen Stünde in der neuern Zeit (Siebenbürgen 
auagenommen) dieser Pflicht nicht mehr persönlich, sondern nur durch ihre 
Gegenwart and Theilnahme bei der Krönung nachzukommen pflegen, obwohl 
lieh das i'rUhere Herkommen aus der Geschieh tc, öffentlichen Urkun- 
den und den Landesgeaetzen (a. Gustermann Ungar. Staatsr. §. 309. 
S. 337 — 840.) sehr leicht nachweiscn lasst; wie unter andern aus dem Decreto 
Ladial. Poath. v. J. 1433: 2. Ges. Art. ersichtlich wird ; wo es ausdrücklich, 
heisst: »E conversoDD. Praelati, Barones, Proceres et Nobiles, caeterique 
fldeles regni Hong, universi juramentum pracstare debeant Regi 
super observanda fidelitate et obedientia,« daher konnte auch Wer- 
böez füglich diese Pflicht, als auch dem Priilatc n -Stande ausdrücklich 
obliegend, mit den Worten anführen: eOmnes viri eoclesiastioi Regi Ilung. 
instar personarum saecularium ad homagium fidelitatia praestamliira 
semper obligantur« s. Trip. 1: 12. was die Verfasser des Quudriparti- 
tums veranlasst haben mag, diese Pflicht noch genauer und schärfer mit dem 
Ausdrucke zu bezeichnen : cMagnates et Nobiles regni cujuscunque ordinis 
gradus et dignitatis c.xistant, Regi et Domino ipsorum ad homagium 
fidelitatis, tempore coronationis de morc praestandum, tenentiir et 
sunt obligati« I: 4. — Die Stifnde des Grossfürstenthums Siebenbürgen neh- 
men selbst in der neuern Zeit keinen Anstand, ihre Huldigung dem Gross- 
fUrsten auf dem Landtage persönlich zu leisten, was auf folgende Art 
geschieht: Der die Regierung antretende Grossfürst schreibt einen Landtag 
ans, auf dem sein bevollmächtigter Commissär, nachdem den Ständen vor- 
her das rescriptum asseciiratorium gegeben worden ist, die Huldigung 
nach der im 4. Ges. Art. d. J. 1744. vorgeschriebenen Formel annimmt, und 
darauf jenes rescriptum assecuratorium auf die Seele sad unimam:< des 
GrossfUrsten beschwört. — S. d. 2. u. 4. Ges. Art. d. J. 1791. diaetac Transilv. 
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Angelegenheiten des Landes haben , und dicss Recht theils 
persönlich, theils durchihre Stellvertreter ausüben 
können. 

3. Dass sie die geistlichen Bene fi eien und die mit denselben 
verbundene Eigenthums- und Besitz- Rechte, durch kön. 
Collation oderVerleihung erhalten, und zeitlebens genics- 
sen können. 

4. Dass aber auch nach ihrem Tode der königl. Fiscus sie, 
gleich den übrigen Reichsständen, beerbe (im Falle hierüber 
kein besonderesUebereinkommen mit demselben statt- 
gefunden hätte) und selbst dieEinkünfte aller erledigten 
(vacantcu) Bencficien beziehe, (s. g. jus rcgaliarum) bis 
solche nicht an einen Andern verliehen werden. 

5. Dass sie mit den übrigen Ständen auf gleiche Art zur Ver- 
theidigung des Vaterlandes verpflichtet sind , auf die 
Aufforderung des Königs, die Waffen zu ergreifen, ins Feld 
zu ziehen , oder an der s. g. Insurrection auf die übliche 
Art und Weise Theil zu nol’incn. h) 

b) Da diese Pflicht im Mittelalter allgemein war, so kann es Niemanden 
auflallend erscheinen, wenn auch geistliche Vasallen derselben persönlicl 
Genüge zu leisten kein Bedenken trugen, wo es Falle gab, dass selbst Fabste- 
wie Julius II. — an der Spitze ihrer Truppen sich im Felde sehen Hessen. - 
Bei uns konnte noch ein edleres Motiv unsere KirchenfUrsten gegen den Erb- 
feind der Christenheit — nach dem Beispiele des heil. Capistran — ins 
Feld fuhren, wenn auch nicht immer mit gleich günstigem Erfolge. — So ist es 
jedem Ungar bekannt, dass an dem unglücklichen 29. Aug. d. J. 1526. Faul 
Tomory, Erzbischof von Colocza, es war, der an jenem Tage als oberster 
Feldherr das ungar. Insurgentenheer auf das blutige Schlachtfeld von Mohics 
führte, und da selbst mit noch sechs seiner Mit-Bischöfe, einer grossen Zahl 
Magnaten, und der BlUthe des ungar. Adels einen rühmlichen, wenn gleich 
für's Vaterland höchst verhüngnissvollen Tod fand. — In der neuern Zeit fechten 
die Geistlichen zwar nicht mehr persönlich, doch Anden sich noch aus den 
Türken kriegen manche Spuren ihrer frühem kriegerischen ThHtigkeit. 
— So war bis auf K. Joseph's II. Zeit, nach einer organischen Hofresolution 
für die croatische Grenz-Miliz v. J. 17S0. (s. Kerchelich Notit. praelim. 
p. 482.) in Dubitza, einem Schlosse des Agramer Capitels, ein Domherr 
Commandant mit dem Range und der Gage eines Oberst-Lieutenants, 
verpflichtet an der Spitze seiner Garnison — jedoch nur wider die Türken — 
zu Felde zu ziehen. Das Capitel schlüg ihn dazu vor, der Banus ernannte 
ihn. — Eben so war noch der im J. 1741. verstorbene Metropolit der gricch. 
nicht-unirten Kirche, Vincenz Joannovits, wirklicher Inhaber eines Regi- 
ments etc. — S. Schwartner Stat. II. §. 46. Anm. b). 
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6. Wenn sic gegen die Befehle des Königs oder der Reichs- 
gesetze sich ungehorsam und hnlsstörrig bezeigen, wer- 
den sic ihrer geistlichen Bcneficien, und aller damit 
verbundenen Emolumente verlustig. 

7. In Betreff ihrer Güter, dieselben mögen nun Familien- 
oder Ben eficiat-Güter sein, sind sie gleich den übrigen 
weltlichen Ständen verpflichtet, vor dem weltlichen 
zuständigen Gerichte ihr Recht auf dem ordentlichen 
Rechtswege zu verfolgen. 

8. Doch geniessen sie gleich der übrigen kath. Geistlichkeit 
das ihnen nach dem canonischen Rechte zustchende privi- 
legium fori in Personal-Angelegenheiten, mit Ausnahme 
jedoch der criminellen Straffälle; ferner pflegen sie 
bei der gerichtlichen Eidesleistung nur auf die Rein- 
heit ihres geistlichen Gewissens die Versicherung zu 
leisten. — Endlich 

9. In Fällen der s.g. grossem Gewaltthätigkeit werden sic 
nur in emenda capitis c) vcrurthcilt, und die Todes- 
strafe kann an ihnen nur nach vorausgegangener Entwei- 
hung (Degradation oder Execration) durch den welt- 
lichen Arm vollzogen werden etc. also Werb. Trip. II : 40. 
44. 57. etc. ausführl. davon S. in Kelemen Instit. J. Civ. 
Hung. T. I. §. 180 — 191. — Vuchetich: J. Crim. Hung. etc. 

B. Als besondere, d. h. dem Prä laten -Stande allein doch 

gemeinschaftlich zukommenden Rechte und Verpflichtungen 

stellen eich folgende dar ; 

1. Die Prälaten machen in Ungarn den ersten Stand aus, 
d. h. in Ungarn ist nach den alten beinahe in allen christ- 
lichen Staatcneingefiihrten Rang- Ordnung d^der Präla- 
ten -Stand der erste und vorzüglichste, welche Stellung 
ihm bei jeder Gelegenheit den Vortritt, Vorsitz, oder kurz 
den Vorzug vor den übrigen Ständen einräumt. 

e) S. oben §. 68. Anm. b). 

d) Dieser Ordnun); gcmäia rSumt auch der heil. K. Stephan in s. 1. Decr. 
S. Hauptat. den PrSlaten des Reiches den erwähnten Vorzug vor den Übrigen 
Standen mit den Worten ein: vRegium solium omat ordo Pontificum, ac per 
hoc in regali dignitate (post fidem seu rcligionem et eccleaiam) tertium 
locum possident Pontifices; Seniores illos ita custodias sient oculorum 
pupillas etc. Illos enim Deus humani generis constituit custodes, fecitque 


Digilized by Google 



300 


2. Das Währgeld eines Prälaten in Ungarn wird dem eines 
Reiehs-Barons gloieh geaehtet, nämlich = 100 schwere 
Mark Silber = 400 fl. und der Zeugen- Eid desselben wog 
ehedem nach Werb. Trip. II; 40. den Eid von zehn Edel- 
leuten auf. 

3. Die wirklichen oder D i ö c e s a n-Bischöfe können unter 
eigenem Privat-Siegel procuratische Vollmachten erthei- 
len, nach Werb. Trip. II: 13. 

4. Die neugewählten Prälaten, wenn sie eigene von den 
Capitel-Giitern abgesonderte Güter besitzen, sind nicht 
verbunden, ein ganzes Jahr hindurch, vom Tage ihrer 
Installation berechnet, vor Gericht zu erscheinen; doch 
nur hinsichtlich jener Processe, die den Beweis schrift- 
licher Documente erfordern; also Werb. Trip. II: 50. 

5. Dieselben üben in ihren Kirchensprengeln eine ordentliche 
Gerichtsbarkeit inReligions- und Kirchen -Angelegen- 
heiten aus, deren Leitung und Besorgung ihnen durch die 
Landesgesetze ausschliesslich anvert'raut ist; imd diese zwar 
nicht blos über ihren Giern s, sondern auch über die Laien 
in jenen Füllen insbesondere , die durch die Landesgesetze 
den geistlichen Gerichtsstühlen (s. g. s. sedes consisto- 
riales) zugewiesen worden sind;/^ — welche Gerichtsbar- 


spoculatores an i mar um etc. Sine illis non constituuntur Reges nec princi- 
pntus^c u. 8. w. ira Geiste jener Zeit. Daher auch das grosse Ansehen der- 
selben in allen damals neu errichteten christlichen Staaten; wie dies« unter 
andern Robertson in s. Geschichte des Mittelalters — und Schmidt in s. 
Geschichte der Deutschen I. Th. 2. B. näher bezeugt. 

c) Dieses Vorrecht nennt Werböez am a. O. privilegium pupillarc, weil 
solches nach den Landesgesetzen auch den mlnderjfthrigeu Waisen zu .Gute 
kömmt. 

f) Dieser geistlichen Gerichtsbarkeit der Diöcesan-Bischöfo unter- 
liegon nebst den eigentlichen rein geistlichen oder kirchlichen Angelegen- 
heiten auch alle Ehestreitigkeiten der Katholiken ; ferner Testaments- 
Streitigkeiteu bezüglich ihrer ä u s s e r n Erfordernisse; endlich auch die 
Meineldsfüllc hinsichtlich der Frage: ob in dem Falle auch ein 'wirklicher 
Meineid stattgefunden habe? — Alle übrigen, sonst noch bei den geistlichen 
Gerichten vorgekoraiiienen Civil-Streitigkeiten wurden in der neuern Zeit 
durch die Landesgesetze v. 1608: 5. n. d. Kr. und 1647: 16. an die bürger- 
lichen Gerichte zurUckgewiesen. — Nicht unpassend ist hinsichtlich dieser 
geistlicbeu Gerichte die Bemerkung Moutesquieu's in s. Esprit des lois II. B. 
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keit sie entweder persönlich, oder durch ihren Stellver- 
treter (s. g. vicarius et causarum auditor generalis) 
ausüben können; nur soll der Letztere immer einEingebor- 
ner sein, indem sonst dessen Urtheilssprüche jeder Rech ts- 
wirksam keit ermangeln würden; nach Wladisl. II. Decr. 
V. 1495 : 32. und IV. Decr. v. 1500 : 35. etc. 

6. Die Prälaten sind noch ferner berechtigt, an den öffentlichen 
Verhandlungen nicht nur der Reichs-Convente, sondern 
auch bei den Gerichten, und allen Hof- und Landes- 
s teilen gesetzlich Theil zu nehmen, und so alle öffentlichen 
Staats- Aemter und Würden zu begleiten; mit Ausnahme 
derblos einer weltlichen Person zukommenden Palatinal- 
Würde, ferner des Amtes eines Kammer-Präsidenten, 
lautd. 5. Ges. Art. v. 1608. v. d. Kr. und 1681 : 14. -sowie auch 
der beiden Kronhüter kraft des 2. Ges. Art v. 1622 etc. 
^ Die Obergespans- Würde an den Comitaten, welche 
nach den altern Gesetzen v. 1498 : 57. und 1609 : 23. nur 
jenen Prälaten Vorbehalten blieb, die darüber Siegel und 
Briefe der heil. Könige aufzu weisen hätten, später jedoch 
fast durchgehendsals Access ori um der Diöccsan-Bischofs- 
würde angesehen wurde, verblieb seit dem Hofdecrete 
M. Theresiens v. 1. Mai 1774. w'elches gleichsam in der 
Regel alle Prälaten davon ausschloss, g) ntir noch dem 
Grauer^ Erzbischöfe, und kraft des öö.'Ges. Art. v. 1514. 
auch dem seit 1804. neu constituirten Erzbischöfe von 
Erlau immerwährend übrig. 

4. Hauptst.; »II n’estpoint question, sagt der grosse Staatsmann, de savoir; si on 
a eu raison d’dtablir lajurisdiction des ecclcsiastlqucs>; inais si eile est 
etablie, si eile fait partie des lois du pays, et si eile y est partout rdlatTve, 
si entre deux pouvoirs, que Ton reconnait inddpendans, ics conditions ne 
doivent pas etre rdeiproques, et säl n'est pas dgal ä un bon suJet de 
defendre la justice du prince, ou les limites, qu'elle s'est de tout tems prd- 
scrites.« 

g) Vergl. hierüber Szvordnyi : Jus publ. eccl. Hung. P. special, p. 340. — 
Offenbar den alten Gesetzen ganz zuwider entfernte K. Joseph II. die hohe 
Geistlichkeit von allen Dicasterien, aber sehr bald gaben das Gesetz und 
K. Leopold II. derselben ihren alten Platz bei den höchsten Ilof- und 
Landesstellen wieder, in deren Besitze sie auch bis zum J. 1848. verblieben 
sind, natürlich jene im Texte angeführten ausgenommen, hinsichtlich deren 
bereits ün Sinne ülterer Gesetze jene Ausnahme stattgefunden hat. 
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7. Ebenso haben auch noch die Prälaten nach einer alten her- 
gebrachten Gewohnheit, die in den spätem Gesetzen 
oft wiederholten Ausdruck fand, das Recht von allen 
zinsbaren innerhalb ihres Kirchensprengels befindlichen 
Gründen der Unadeligen den Zehent einzuheben; wel- 
cher aber in der neuern Zeit ihnen im Baren, und zwar in 
den Grenzbezirken durch den König, anderwärts durch 
die Grundherrschaften im Sinne der Gesetze des heil. 
Stephan II: 32. H. K. Mathias V. Decr. v. 1481: 1. 
Wladisl. III. V. 1498: 51. 1548: 61. 1609:17. 1622: 70. 
1647: 95. 1802: 7. etc. abgelöst, endlich im J. 1848. durch 
den 13. Ges. Art. gänzlich aufgehoben wurde, h) 


h) Nach einem altern Gesetze v. J. 1514:24 Ges. Art. zn welchem der 
unselige Bauernkrieg in Ungarn die Veranlassung gab, war man einem 
Bischöfe von bäurischer Herkunft den Zehnten zu entrichten nicht ver- 
pflichtet, denn es hiess: vNemo de ru st i ca progenio natus in Episcopum 
V. Archiepiscopum — ob perpetuam praemissae rusticanae proditionis 
(woran jedoch die Bürger in den Städten keinen Antheil hatten, folglich auch 
gegen ihre Söhne der Fluch des Gesetzes nicht gerichtet sein konnte) memo- 
riam per Rcgiam Majestatem promoveatur, (ein Eingriff in die wichtigste 
Prärogative des apost. Königs!) —et si quispiam promoveretur, nemo illi 
decimas dare teneatur,« welcheVerfügung jedoch bei ruhigerm Blute durch 
die Stande selbst in der Weise gemildert wurde: »Ne S. Caes. reg. Majestatis 
anctoritati et potestati quidpiam derogetur, in ejus arbitrio relinquitur; 
Episcopos, quos voluerit, eligere; nec tarnen in Consilium alii, quam qui 
episcopales suas cccicsias, vel alia jura episcopalia babuerint, admittantur: et 
inter hos quidem, ut eorum, qui ex nobili prosapia oriundi, habiles sunt, 
. condigna ratio prac caeteris, sicut ante, ita in posterum, observetur, 
Sua hlajestas benigne curabit etc. Facif. Vien. 1606. ad quintum §. S.« welches 
auch neuerdings durch den 6. Art. d. J. 1608. bestätigt, und so jene anmassende 
Verfügung auch durch pine weise, von den folgenden Königen möglichst 
beobachtete, den Anforderungen der HumanitUt eben so wie der Politik mehr 
angemessene Observanz völlig ausser Kraft und Uebung gesetzt wurde. — 
Augcn.scheinlich soll — wie der protestantische Schwartner sich hierüber 
unparteiisch tlussert — das Beispiel der ungar. Frülaten es beweisen: dass bei 
Gott kein Ansehen der Person gilt; denn obgleich bei ihrer Ernennung, 
nach der oben angedcuteten Maxime, auf die Ahnen und Wappen der Candi- 
daten nicht vergessen werden soll, so ist doch nach der bisherigen Observanz 
auch dem verdienten Plebejer, ja sogar ausgezeichneten Auslündern der 
Zutritt zu den hohem Kirchenwürden nicht verschlossen, sobald sie dem kön. 
Patron anständig, durch die Erlegung einer massigen Taxe (bei hühern ein- 
träglichem Pfründen von lOOO. St. Ducaten nach 1791; 72. Ges. Art. bei 
minder einträglichen oder blossem Canonicat von 200. Ducaten an die 
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8. Hinsichtlich der Erwerbung neuer Kirchengütcr sind 
die Prälaten den Amortisations-Gesetzen des Landes, 
als Wlad. 1498 : 55. und 65.1559 : 51. 1647 : 17. 1715 : 71. etc. 
(s. oben II. Band §.37 : 6. S. 22.) unterworfen. Ebenso bezüglich 
der Fähigkeit zu testiren, und über ihr Vermögen frei 
zu verfügen, sind sie mehr als die übrigen adeligen Glessen 
beschränkt; denn entweder haben sie eich der s. g. Kolo- 
nicsischen Convention zu fügen, oder wenn sie auf den 
Todesfall freier zu verfügen wünschen, haben eie dazu 
den königlichen Consens früher einzuholen; kraft des 
16. Ges. Art. v. 1715. und 71. Ges. Art. desselb. Jahres. (S. 
oben §. 37. Anm. o) etc.) i) — Endlich 


Reichscassc) und die Ablegung des Indigenats-Eidos, und einen feiten 
Wohnsitz im Lande dazu qualificirt erscheinen. — Mehrere der verdiente- 
sten Erzbischöfe und Bischöfe der Ungar. Kirche in den neuern Zeiten 
waren und sind bekanntlich nicht von adeliger Herkunft. — S. Schwartner 
Stat. II. j. 46. s. Anm. f) g). 

i) Mit diesen gesetzlichen Beschränkungen hinsichtlich der Erwerb- 
fshigkeit neuer KirchengUter durch die hohe Geistlichkeit im Lande 
(deren Zweckmässigkeit sich bei uns durch die Erfahrung der seitdem bereits 
verflossenen Jahrhunderte, eben so wie die hierüber in den meisten Staaten 
Europa’s, als England, Spanien, Frankreich, Deutschland, Belgien etc. 
stattgefundenen Ereignisse vielfach bewährte) steht in einem natürlichen 
Zusammenhänge auch eine andere nicht minder wichtige, und in der 
neuern Zeit in Ungarn, sowie fast in allen kath. Ländern mit grossem 
Interesse nach allen Seiten hin erörterte Frage: ob die unbeweglichen 
Guter, in deren unangefochtenen Besitze sieh die kath. Kirche mit ihrem 
Clerus in Ungarn seit dem Beginn des Reiches bis jetzt befindet, gleich den 
übrigen PrivatgUtorn des weltlichen Keichsadels, als ihr, im Sinne des 
Privatrechts ei gen, oder aber als ursprünglich dem Staate angehörend 
für Staatsgüter im Sinne des öffentlichen Rechts anzusehen seien, die im 
Kothfallc durch den Staat wieder in den allgemeinen Fond einbezogen, 
ihrer kirchlichen Bestimmung entnommen, d. h. sacu I arisirt, und zum 
allgemeinen Besten des Lundes auf eine andere Art verwendet werden durften? 
— eine Frage, die in den oben erwähnten Ländern Europa's t hatsächlich gröss- 
tenthcils schon entschieden, in Ungarn jedoch erst ihrer Lösung entgegim siebt, 
und dicss zwar nicht in allzugrosser Ferne, wie die hierüber schon in dein 
Reichstage V. .1. 1791. stattgefundenen Erörterungen, und die unlängst neu auf 
diesem Gebiete aufgetauehten s. g. Szatmarer Projecte ominös genug anzu- 
denten scheinen. — Uns, die wir uns hier auf einem von allen, also auch den 
beiden hier tliätigcn meist extremen Parteien gleich entfernten, an sich 
rein objectiven Standpunkte zu behaupten wünschen, scheint eine eben so den 


Digitized by Goo<(le 



304 




9. In Fällen eines begangenen Hoch- öder Landes -Verraths 
werden sie zur Strafe nebst dem Verluste des Lebens (nach 
vorhergegangener Degradation) auch ihi*er erblichen 
Familiengüter verlustig, wie jeder adelige Laie im glei- 
chen Fall; doch die Beneficial- oder Kirchengüter fallen nicht 
vollkommen — pleno jure — dem k. Fiscus anheim, son- 
dern nur indessen, bis sie ihrer Bestimmung nach wieder an den 


strengen Anforderungen des Rechts, als den Maximen einer weisen Poli- 
tik gleich entsprechende Lösung, oder wenigstens eine möglichst billige 
Uebereinkunft und Beilegung dieser hochwichtigen, aber sehr zur 
Unzeit aufgeworfenen, Frage wohl nicht ganz unmöglich; doch da dieselbe 
nicht bei einseitiger Auflassung derselben, sondern nur durch Verbindung 
der beiderseitigen oben erwähnten Haupt-Principien einigen Erfolg in 
Aussicht stellt, und wir uns in unserer vorzugsweise nur von Bechts-Prin- 
cipien ausgehenden Wissenschaft eine den allseitigen Anforderungen zu ent- 
sprechende Erörterung einer so gemischtemFrage nicht anmassen können : 
so bescheiden wir uns gerne, dieselbe Jenen zu überlassen, denen solche zur 
gehörigen Würdigung und Entscheidung früher oder später anheimgestellt 
werden dürfte. — Doch können wir nicht umhin, bei dieser Gelegenheit nur 
jener ernsten Warnung zu gedenken, die hauptsächlich in Bezug aufüngarn 
ein unparteiischer Anwalt dessen, was recht und billig ist, über diesen 
Gegenstand klar und offen zu Uussern sich veranlasst fand : dass sich nämlich 
alle Jene wohl in Acht zu nehmen hätten, die der kath. Kirche und'ihren 
Dienern, die von der Munificcnz ihrer frommen Könige und Urahnen 
ihnen zugekommene Güter, aus dem durch so viele Jahrhunderte geheiligten 
Besitzthume entziehen, und auf diese Art selbst den Staat im Falle einer 
unvorhergesehenen dringenden Noth dieses letzten, zu jeder Zeit so leicht 
zu Gebote stehenden Rettungsmittels berauben wollten, ob sie sich nicht 
selbst durch eine solche Massregel jenen eben so unwissenden als barbari- 
schen Wilden einigermassen gleich stellen, die, unbekümmert um die Zukunft, 
blos augenblicklichen Gelüsten folgend, Jen edlen Baum, dessen Früchte 
sie zu geniessen wünschen, gleich vom Stamme weg, sammt jeder Hoflhung 
auf einen fernem Ertrag desselben, zu fällen sich nicht entblöden? oder, um 
die eigenen Worte des grossen Staatsmannes zu gebrauchen, der sich dieses 
Gleichnisses zuerst bediente : >-'Quand les sau vages dcLouisiane veulent avoir 
du fruit, ils eoupent Tarbre au pied, et cueillent le fruit.« Montesquieu; 
Esprit des lois T. I. L. V. Ch. 13. etc. — Man vcrgl. ausser den sonst schon 
angeführten Werken die hinsichtlich der kirchlichen Interessen so hochverdiente 
Zeitschrift Religio ds Neveles v. J. 1842. — ferner die Flugschriften: Ne bäncsd 
a papot etc. Ne nyulj hozzäm etc. Ege rb. 1842. 8. und vorzugsweise aus den 
Aufsätzen der Gr. Aurel und Emil Dezseöffy in x, y. z. könyvb. die hierher 
gehörige interessante Abhandlung S. 92. unter der Aufschrift: Papi söszägok, 
die über diesen Gegenstand das Wichtigste kurz und bündig zu.sammcnfasst. 
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nächst zu folgenden Niichfolger gelangen. — In Fällen einer 
verübten grossem Gcwaltthat wider einen andernLand- 
stand pflegen sie die Schuld, wie oben schon gesagt wurde, 
blos mit der s. g. emenda capitis abzulösen; doch bedienen 
sich die andern Stände-Classen wider sie desselben 
Rechts in ähnlichem Falle. Also Werb. Trip. II : 40. 44. 
57. etc.Vgl. Keleroen, Frank, Vuchetich etc. wie oben, k) 
C) In der Reihe der individuellen, blos persönlichen, oder 
8. g. Ei nzel- Rechten und Obliegenheiten der Prälaten, 
nehmen die erste Stelle ein 

I. Jene des Reichs-Primas oder Erzbischofs von Gran, 
(Esztergomi ^ rsek) der in Ungarn und den dazu gehöri- 
gen Nebenländern, ja dem ganzen österr. Kaiserstaate, der 
erste und vornehmste Prälat seit Anbeginn des Reiches 
» ist; 0 daher auch dessen Vorzüge, Prärogativen und Rechte 
eben so mannigfaltig, als für die Gesammt-Monarchie, und 
die katholische National-Kirche in Ungarn insbesondere, von 
grosser Bedeutung und Wichtigkeit sind; mj wie folgt: 


k) Dieses ehemalige Vorrecht der Geistlichen und Frauen, so wie des 
Adels, wurde durch die allmKlige Ausdehnung desselben auf alle Staatsbürger 
Ungarns — nach der Gepflogenheit der kön. Curie — in ein Gemein-Recht 
(jus commune) umgewandelt; wie bereits oben in der Anm. b) zum $. 68 
angedeutet ist. 

l) Als Beweis dessen kann hier bemerkt worden, dass, als die Erzh. Anna — 
Tochter K. Mazimilian II. — mit Philipp II. König von Spanien in Prag 
durch Procuration vermählt werden sollte, der Kaiser selbst dCn damaligen 
Graner Erzbischof Ant. Verantius dazu eingeladen habe, in einer Zuschrift 
vom 16. April 1670. worin es wörtlich biess: rCum etc. desponsationem hujus- 
modi, Devotionls Tuae — tamquain Inclyti regni nostri Uung. Primatis, 
adeoque primi in regnis ac provinciis nostris hereditarii s Praelati 

— manu fieri cupiamuset velimus.DevotionemTuam hortamur et requirimus« etc. 

— S. Schwartner Stat. II. §. 47. Anm. a) S. 163. 

m) Daher wird auch zu dieser hoben Kirchen- und Reichswürde gewöhnlich 
ein eben so durch seine Geburt, als auch persönliche Vorzüge, und Ver- 
dienste um die Kirche, und das Land gleich ausgezeichnete Prülat aus- 
erkoren; (im Anfänge dieses Jahrh. bekleidete diese Würde ein Sprössling des 
erhabenen reg. Hauses, Erzh. Ambrosius, gest. 1809. — so wie im vorigen 
Jahrh. ein AbstKmmling des kön. churfUrstl. sächsischen Hauses, Christian 
August, gest. 1726.) und gewöhnlich bleibt nach seiner Ernennung der rothe 
Cardinalhut, und der seit 1630. damit verbundene Titel Eminenz, nicht mehr 
lange aus. — Vergl. in der zu Ende bc&ndlichen Taf. IX. so wie den oben §. 60. 

Vlr««u WWW. SlMtUrMhL II. 20 
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1. Derselbe ist als Erzbischof und Metropolit von Gran n) 
zugleich Primas des Königreichs Ungarn, das oberste 
Haupt der röm. kath. National-Eirche in Ungarn; 
ferner des h. apostolischen Stuhles Legatus natus, und 
laut des 111. Ges. Art. t. J. 1715. wodurch diese Würde 
durch den Fürst-Primas Christian August zuerst für 
alle seine Nachfolger erworben wurde, Be ich s für st des 
ehern, heil, römisch-deutschen, seit dem J. 1806. des 
österr. Kaiserreichs, also 1550: 18. 1715: 111. 1741: 
10. etc. 

2. Kraft der alten Landesgesetze ist derselbe stets oberster 
Geheimschreiber oder Sccretär, und Kanzler des E. 
Ungarn, und hat als solcher das Recht, dass doppelte k. 
Siegel bei sich zu verwahren; o) also Math. VI. v. 1486 : 
68. — Wlad. V.v. 1.504: .31. 1536: 15. 1741:10. 


Amn. s) sngez. Werken die Reihe der sich in dieser Würde nachfolgenden 
Erzbischöfe von Gran vom Jahre 1000—1848. 

nj Vermöge dieser rein kirchlichen Würde sind demGrancr Metro- 
politen als Suffragan-Bischöfe zugethcilt, and untergeordnet: die Diöccsan- 
. Bischöfe von FUnfkirchen, Weszprim, Raab, Waitzen, Neutra, Stuhl- 
weissenlvnrg, Steinamangor u. Neu sohl; denen noch die griech. nnirten 
Bischöfe von Grosswardein, Munkücs und Fogaras in Siebenbürgen 
beiznüigen sind. — Zugleich als Primas und Legatus natus hat derselbe das 
Recht, innerhalb des Gebietes seiner apost. Legation, d. h. im Kön. Ungarn 
und dessen NebenUndom, alle geistlichen Institute, als Convente, Orden, 
Klöster (auch die Exempten, oder sonst von der Diöc. Jurisdiction ansgenom- 
menen) kirchlich zu visitiren, und nöthigenfalls — in spiritualibns et 
temporalibus — auch zu reformiren; auch ist er berechtigt, nach Erfor- 
derniss der Umstände, National-Synoden einzubornfen, und unter seinem 
Vorsitze abzuhaltcn; zu denen alle knth. Bischöfe des Reiches — selbst den 
Erzbischof von Kalocsn nicht ausgenommen — zu erscheinen verpflichtet 
sind. — Diese Würde eines Legatus natus sedis apostolicae wurde dem 
Grauer Erzbischöfe vom Pnbst Nicolaus V. im J. 1452. verliehen. — Ueber 
diese, so wie auch die folgenden Rechte und Vorzüge der Erzbischöfe von 
Gran verdient nachgelescn und verglichen zu werden: Püzmün in s. Append. 
111. ad acta Synodi Tyrnaviensis a. 1629. celcbratac — so wie auch aus der 
neuem Zeit Lauer: Dissert. inaug. historico-juridica de juribus Primatis I. 
regni Hang. Pest. 1830. 8. — Die oben erwähnte Original-Bulle des Pabsl 
Nicolaus V. befindet sich im Primatial-Archiv im Behältnisse IV. Nr. 18 
o) DieWürde, oder vielmehr das Amt, eines kön. Kanzlers war einst — 
wie alle HofwUrden — blos persönlich, daher blos von der Fähigkeit des 
Betreflienden und dem Vertrauen des Königs abhängig. So ist beim Math. B e 1 
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3. Als einer der obersten Landesrichter (Judex regni 
Ordinarius) ja als personalis praesentia regia in 
judiciispj (gleichsam alter eg^o des Königs) angesehen, 
bcsass und übte dieser erste Prälat des Landes seit jeher 
einen wichtigen Einfluss auch bei den höchsten Gerich- 
ten des Reiches; welcher jedoch später dahin beschränkt 
wurde : dass er bei dem obersten Revisions-Gerichte, näm- 
lich der Septem viral-Tafel als Mitrichter (coju- 
dex) bis jetzt fungire; bei der königl, Gerichts-Tafel 
aber zwei Beisitzer, mit gleichem Sitz- und Stimmrechte 
mit den übrigen, ernenne, und hiemit mittelbar daran 
nach den Landesgesetzen v. 1507 : 26. 1557 : 13. eben so 
Theil nehme, wie er als einer der ersten Beisitzer der 
königl. ung. Statthalterei an den Verhandlungen dieser 
höchsten politischen Behörde im Lande Theil zu neh- 
men berechtigt ist. 

in dßssen Notit. Hung. T. I. p. 474. zu lesen, dass ehedem auch der Bischof von 
Ftinfkirchen, und nach dem Zeugnisse der Kronik von Olahus zum J. 1452 
auch ein Agram er Bischof u. m. a. diese Würde bekleidet haben: aber vom J. 
1393. wurde dieselbe durch den Willen des K. Sigmund an den crzbisch. Stuhl ' 
von Gran als immerwährend verliehen. — Bekannt ist es übrigens, dass 
schon beim Beginne des Reiches in der Stiftungs-Urkunde der Erzabtei 
des heil. Martin auf dem panonischen Berge die Unterschrift des Erzbischofs 
von Gran als Vice-Kanzlers vorkommt. 

pj Diese vom höchsten Zutrauen zeugende Würde wird von einigen unserer 
Alterthumsforscher (s. Steph. Horväth in s. Diplomatik §. 45. etc.) nicht dem 
Erzb. von Gran, sondern dem obersten Landrichter, s. g. Judex Curiae 
regiae, zuerkannt. — Da aber dieErzbi.schöfe von Gran ohnehin von zu vielen 
Seiten in Anspruch genommen wurden, so scheint ganz anzezeigt zu sein, dass 
für sie in dieser Beziehung Stellvertreter — diese jedoch meistens hoch- 
gestellte geistliche Personen — bestellt wurden; wie diess die Landesgesetze 
v.‘K. Math. VI. Decr. v. J. 1486: 68. Wladisl. I. Decr. v. 1492: 87. und am 
Schlüsse des V. Decr. dess. v. 1504. wo ein Bischof von Syrmien als Fers, prae- 
sentiae regiae Locumtenens vorkömmt, und von 1536: 16. etc. bezeugen. — 
Nachdem jedoch spiiter die Ansicht des canonischen Rechts geltend gemacht 
wurde, und die Oberhand erhielt, dass sich eine solche Wirksamkeit der kirch- 
lichen Würdenträger in C rimin alfällen, wo so oft über das Leben des Inqui- 
siten entschieden werden soll, mit der christlichen Sanftmuth und dem Geiste 
der Kirche — quac non sitit sanguinem — nicht wohl vertrage, so wurde 
später durch die Landesgesetze von Wladisl. VI. Decr. v. 1507: 4. u. VII. Decr. 
1514: 55. etc.^ festgesetzt : dass diese Würde immerwährend eine weltliche 
Person von Amts wegen begleite, die bis auf die neueste Zeit 1848. den Namen 
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4. Derselbe ist' kraft- des 15. Ges. Art. d. K. Ludwig I. v. J. 
1351. des Grauer Comitats immerwährender wirk- 
licher Obergespan; ferner des neu errichteten ungar. 
St. Stephan-Ordens Prälat, zugleich Burgpfarrer 
der kön. Familie, wenn solche in Ungarn sich auf hält, q) 

5. Mit dem Reichs-Palatine gemeinschaftlich setzt er dem 
früher von ihm gesalbten Könige die Reichskrone 
aufs Haupt, und liest ihm die bei der Krönung übliche 
doppelte Eidesformel vor, nach dem alten Herkom- 
men. r) 

6. Er war seit uralten Zeiten kraft des Decr. K. Carls I. v. J. 
1342. und des 23. Ges. Art. v. J. 1553. als Reichs-Münz- 
Wardein berechtigt und verpflichtet, über das s. g. Korn 
und Schrot der neugeprägten Reichsmünze die Ober- 
Aufsicht zu fuhren; wofür ihm die Abfälle (s.g. Piset- 
Sporteln — V^s von jeder Mark Gold und Silber) bis auf 
den heutigen Tag zu Guten kommen, a) 

Fersonalis Praesentiae regiae in judiciis Locumtenens hiess ; und 
zugleich als Präses der kön. Gerichtstafel fungirte, dessen Ernennung 
jedoch stets dem Könige Vorbehalten blieb. - Vergl. Pray: Spec. hierarchiae 
P. I. p. 149. etc. Uberdiess Anon.: Fragm. hist. Hung. attinentia. Poson. 
pag. 13. etc. 

q) Diese Obergespans -Würde, s. g. Comes Supremus ac perpetuus, ist 
hier an die Würde jedes Erzb. von Gran — wie jene des Er lauer Erzb. und 
jene des Fester Comitats an alle Nachfolger in der Palatins -Würde — 
gebunden, daher von der erblichen, an einige ausgezeichnete Familien ver- 
liehenen Obergespans -Würde wohl zu unterscheiden. — üeber die kön. Haus- 
Capelle, und die daher rührenden Functionen eines Hof-Caplans — die 
im Reiche selbst dem Reichs-Primas als Erz-Caplan, öder s. g. Burgpfarrer 
zustehen, sich aber in der neuern Zeit kaum auf einige während der Krönung 
noch übliche kirchliche Functionen erstrecken dürften, die jedoch an jene 
eines Gross-Almoseniers des k. Hofes in Frankreich nicht hinanreichen — 
mag Szvor^nyi in s. Amoenit. hist. eccl. H. T. I. Nr. 3. p. 13. jenen Genüge 
leisten, die an dergleichen Alterthümcrn ihr Behagen finden. 

r) üeber das dem Erzb. von Gran aus alter Zeit zustehende Recht der 
kirchlichen Salbung und Krönung des Königs und der Königin ist bereits 
oben §. 33 — 35. im I. B. das Wesentliche angeführt worden. 

t) Die Ungar. Könige der Vorzeit gaben das Münzrecht beschnittenen 
und unbeschnittenen Juden oft in Pacht. Hier war also eine Controlle wohl 
nothwendig. Diese übte (vergl. das Münzdecret K. Carl Robertos v. J. 1642. 
erklärt von dem gelehrten und berühmten Abte und Prof. Steph. Schön- 
vizner in dess. Notitia Hungaricae rei nummariae etc. Budae. p. 288. etc.) der 
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7. Ihm blieb aus dem grauen Alterthume laut der gold. Bulle 
V. J. 1222: 3. und der Ges. Art. v. 1521 : 25. 1567: 14. 
1741: 63. etc. das Kecht noch übrig: durch Verleihung 
kleinerer Kirchengüter als Mannslehen, einigen um die 
Kirche wohlverdienten Personen den Adel zu verleihen, 
die dann Kirchen-Prädialisten, oder Lehnsträger 
(nobiles praed. ecclesiae) hiessen. t) 

8. Hat der Erzbischof von Gran vor denGerichten irgendwo 
, einen Eid abzulegen, so leistet er diess nicht persönlich, 

sondern durch seinen Official; 1. 1550: 64. 

9. Seine Lehn-Vasallen und Colonen oder unterthänige 
Bauern werden, aus Achtung vor ihrem Lehns- und 
Gutsherrn, durch das ganze Land vor den Weg- 
Mauthen und Dreissigst- Abgaben frei gehalten; laut 1557 : 
16. 1563: 59. §. 4. 1723: 15. etc. 

Die durch so viele Landesgesetze, namentlich 1638: 36. 
1726: 55. 1751: 3. 1802: 17. dringend gewünschte Zurück- 
verlegung der erzbischöflichen Residenz, sowie auch jener 
des Graner Me t r o p ol i t a n - C ap i t e 1 s, von Tyrnau, 
wohin sie nach der Mohäcser Schlacht aus Furcht vor den < 


Tavernicus, oder Schatzmeister des Reiches, durch einen Unterbeamten aus* 
und der Erzbischof von Gran durch einen Capitular, welcher »pro testimo- 
nio fidedignus« war. — Vom J.1673. dem Tode des Ant. Verantius, bis zum 
J. 1625. wurde der erzbischöfliche Pisetar zur Antiquität; aber der Erzb. 
Fäzmän unter K. Ferdinand 11. erneuerte denselben wieder, ja stiftete sogar 
aus dessen Erträgnisse im J. 1624. das bis jetzt noch unter des Stifters Namen 
blühende Alumnaeum in Wien, dessen Geschichte unlängst ausführlicher 
dargestellt unter dem Titel erschien : Historia Collegii Päzmaniani quam 
ex tabulariis conscripsit Car. Rimely Dr. Theol. et ejusd. Inst. Vice-Rector. 
Viennae. 1865. 8. — ln der neuern Zeit wird dem Pisetarius gewöhnlich ein 
summarischer Bericht über das von einem Vierteljahre zum andern geprägte 
Gold und Silber vorgelegt; dessen Quantität von den J. 1666 — 1676. in des 
gelehrten F. v. Müller’s Appendix ad catalogum numorum Hung. Institut! nat. 
Sz^chenyiani S. 141 — 155. verzeichnet steht. — S. Schwartncr Stat. 11. §. 47. 
s. Anm. c). — Vergl. auch Laner: Diss. a. a. O. p. 52. 

t) Diese erzbischöflichen Lehnsmänner (firsek nemesei), die 
unter der erzbischöflichen Fahne wider die Feinde des Königs, und des König- 
reichs, ehedem insurgirten, sind gegenwärtig noch in die zwei Stühle von Vaik 
und Verebdly vertheilt. — S. oben'l. B. §. 21. s. Anm. m) und Schwartner 
Stat. 11. §. 47. Anm. b). — Kelemen Inst. T. 11. p. 247. — auch unten noch 
Anm.^x) zu'diesem Paragraphe. 
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Türken versetzt wurde , fand endlich unter dem verdienstvol- 
len Primas Alexander Riidnay, nach Gran, dem ursprüng- 
lichen Gründungsorte des Erzbisthums, im Jahre 1825. vollends 
statt; wie es der 21. Ges. Art. vom J. 1827. dankbar anerkennt 
und bezeugt. 

II. Hinsichtlich der folgenden Erzbischöfe und B is ch ö f e Ungarns, 
sind in staatsrechtlicher Beziehung folgende Einzel -Rechte 
und Vorzüge derselben vor andern zu bemerken; 

1. Der nächste nach dem Reichs-Primas, obgleich demselben 
an Alter und Rang nicht gleich, ist der Erzbischof von 
Kolocza (Kadocsai (5rsek),dem ausser den Metropolitan- 
Rechten hinsichtlich seiner Suffragan-Bischöfe, und dem 
geistlichen Appellations-Rechte an seinen Metropoli- 
tan-Stuhl, allgemein, im Fall der Vacanz der Primatial- 
Würde oder des Gr an er Erzbisthums, die Vertretung 
desselben bei allen kirchlichen und politischen Reichs- 
Angelegenheiten: als bei c^n Reichstagen, der Krö- 
nung des Königs oder der Königin , dem vom apostoli- 
schen Stuhle oft delegirtcn Schiedsrichteramte, und 
andern ähnlichen Gelegenheiten, rechtlich und herkömm- 
lich zusteht, u) — Ihm folgt zunächst 


u) Dem Erzbischöfe von Kalocsa als Metropoliten sind als Suffra- 
gane die Diöc. Bischöfe von Grosswardein, Siebenbürgen, Bosnien, 
• Syrmien, Agram, Zeng und Csandd in kirchlicher Beziehung untergeord- 
net, welches kirchliche Verhältniss jedoch nach dem J. 1848. eine bedeutende 
Umwandlung erlitt. — üebrigens ist noch von diesem Erzbisthume zu bemer- 
ken, dass solches als Bisthum gleich beim Beginne des Reiches durch den heil. 
Stephan zugleich mit dem Erzbisthume von Gran nebst acht andern Bis- 
th Urnern errichtet, jedoch im J. 1094. ein grosser Theil desselben unter dem 
Namen des Bäeser Erzbisthums davon ausgeschieden, doch im J. 1185. beide 
Kirchensprcngcl abermals unter dem Titel eines canonisch-unirtc'n Erzbis- 
thums von Kalocsa und Bäcs wieder vereinigt worden, und in dieser Verei- 
nigung auch seitdem, trotz aller widrigen Schicksale, die diese beiden Kirchen 
unter den TUrkenkriegen betroflen, bis jetzt verblieben sind; nur dass der 
Titel der Bäeser Kirche gegenwärtig extra an einen der Tit. Bischöfe ver- 
liehen zu werden pflegt. — S. Schematismus cleri archidioeccsis Colocensis 
etBacsiensis can. unitae. Coloczae; aus dem zugleich die Reihenfolge zuerst 
der Coloczer Bischöfe vom J. 1000 — 1111. dann der drei nachfolgenden Erz- 
bischöfe von Bäcs von 1094— 11.S4. endlich jene der wieder vereinigten 
Kirchensprengel von Colocza und Bäcs in dem Erzbisthume von Golocza 
vom J. 1136. bis auf die neueste Zeit chronologisch zu entnehmen ist. 
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2. Der dritte Erzbischof von Erlau (Egri örsek), demgloich- 
falls Metropolitan-Rechte hinsichtlich der ihm unterge- 
ordneten Suffragan-Bischöfe, und der Vorrang vor den 
übrigen Diöcesan-Bischöfen, nebst dem mitverstandenen 
Vertretungs-Rechte in Vacanz-Fällen der zwei vordem 
erzbischöflichen Sitze, nebst einigen andern Ehrenvor- 
zügen, seit 1804. wo derselbe früher blos bischöfliche 
Sitz zu einem erzbischöflichen erhoben wurde, zukom- 
men. toj — Unter den nun folgenden Diöcesan-Bischöfen 
hat 

3. Der Bischof von Fünfkirchen (Pöcsi püspök)seit undenk- 
licher Zeit, aus einem besondern durch Pabst Benedict XIV. 
auf Fürbitte der frommen K. M. Theresia neu bestätigten 
Privilegium, das e. g. jus pallii archi- episcopalis, oder 
das Recht; während der kirchlichen Amtsfunctionen die 
erzbischöfliche Stola anlegen zu dürfen; doch ohne alle 
Lockerung seines sonstigen Suflragan -Verhältnisse:? zu 
dom Erzbischöfe von Gran. 


toj Dem Erzbisebofu von Erlau als Metropoliten untersteben in kirch- 
licher Beziehung seit dessen Erhebung zur Metropolie im J. 1804. ausser den 
früher zur Graner Metropolie gehörenden zwei Bischöfen von Zipsen und 
Rosenau, als SuiTragane noch die zwei Diöcesan-Bischöfe von Kaschau und 
Szatmär. — Doch auch vor der erwähnten Erhebung des Erlauer Bischofs 
zum Erzbischöfe wurde demselben aus alter Observanz der erste Platz vor den 
übrigen Bischöfen eingcrUumt. — Auch hatte derselbe in früheren Zeiten, kraft 
eines Privilegiums von K. Bela IV. (s. Kovachich Vest. Com. Hung. etc.) die 
Ehrenpflicht, den vierten Sohn des jedesmaligen Königs zu erziehen (custo- 
dire, nach der Sprache und Sitte des Mittelalters, wo nur an den Höfen der 
geistlichen hohen Würdenträger für die Sprösslinge der Regentenhflnser 
eine ihrer hohen Bestimmung angemessene; Geistesbildung zu erwarten, und 
auch allein möglich war) gleichwie einer ähnlichen Ehrenpflicht von Seite des 
Graner Erzbischofs hinsichtlich des königlichen Thronerben in Ungarn 
einige Spuren in der Geschichte oder Tradition des Landes vorhanden sein 
sollen, deren Anerkennung jedoch durch eine rechtsgiltige üsuroboration 
kaum je zu erweisen sein dürfte. — Ausser den im Texte ängefUhrten Erz- 
bischöfen werden in den Landesgesetzen ehedem öfters auch noch die Erz- 
bischöfe von Zara, Ragasa und Spalatro in Dalmatien, als zur ungar. 
Krone gehörend, erwähnt; die jedoch später sammt Dalmatien dem 
Gesichtskreise und Gedächtnisse des Mutterlandes so entrückt wurden, dass 
gegenwärtig nicht einmal die Titel jener Kirchen bei denTitular-Bischöfen 
zum Vorschein kommen. 
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4. Eben so kömmt dem Weszprimer Bischöfe (Veszprömi 
püspök) aus einem alten Privilegium des E. Böla und Sig- « 
mund, als dem gesetzlichen Hof-Kanzler der Königin, 
das Recht zu, dieselbe, auf die schon (obenl. B. §. 35. S. 335.) 
bezeichnete Art, mit der Hauskronc zu krpnen. 

5. Die Bischöfe von Raab und Agram (Györi 6s Zagrabi 
püspök) haben nach dem Beispiele des Erzbischofs von Gran 
auch ihre Prädial-Lohnsvasallcn, denen sie nämlich 
kleine Besitzungen als kirchliche Mannsleben verleihen; 
nur haben diese Prädialistcn desswegen keine besondern 
Vorzüge, wenn sie sonst keine Edelleute sind.jc^ — Ausser- 
dem kömmt noch 

6.. Dem Bischöfe von Agram (Zagrabi püspök) einem der am 
reichlichsten dotirten, und einem der zahlreichsten 
Domkapitel und Curat-Clerus vorstehenden Prälaten 
auch die Würde eines obersten und immerwährenden 
Obergespans vor Berzencze, y) und das Recht der 
Stellvertretung der Banal-Würde, in Erledigungs- 
oder Verhinderungsfällen des gesetzlichen Banus , nebst 
andern Vorrechten, zu; wie der 12. Ges. Art. v. J. 1729. aus- 
drücklich bezeugt. 

Indessen bei allen diesen Einzel-Rechten, Präroga- 
tiven und Auszeichnungen der hier angeführten Präla- 
ten, besteht unter den röm.und griechisch-katholischen 


' x) Dicss letztere ist unter andern auch schon daraus zu entnehmen, dass 
die in der betreffenden Kanzlei des geistlichen Lehnsherrn ausgefertigten 
Diplome der Prüdialisten durch den König unterschrieben werden — anderer 
Vorzüge des Reichsadels nicht zu gedenken. — Uebrigens ist die Zahl dieser 
Kirchen-Prädialisten nicht so bedeutend - Jene der erzbischöflichen Prä- 
dlalisten zusammen soll 25. des Bischofs von Agram 105. des Ra ab er Bischofs 
nur 3—4. sein. — S. EngePs Geschichte des ungar. Reiches II. Th. S. 272. — 
Seine eigene Gerichtsbarkeit hat auch das im Comorner Comitate liegende, und 
von dem Benedictiner-Erzabte von Martinsberg abhangende Mannslehen 
Ersek Lei. — S. Schwartner Stat. II. §. 47. Anm. b). 

K. Ladislaus IV. der Cumanc verlieh im J. 1227. dem Timotheus, 
Bischöfe von Agram, diese Obergespans -Würde von Berzencze, wobei er ihn 
zugleich von der Gerichtsbarkeit des Bans von Croatien, und seiner Gerichte 
befreite; wie diess die Worte der Collation andeuten: »Cum ipsum comitatum 
non ut honorem, sed perpetuam possessionem contulerimus.« — S. Ker- 
chelich Hist. Ecclesiae. Zagrab. p. 90. item 1459: 82. 
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Bischöfen kein anderer Vorzug, als der geistlich-bischöf- 
lichen Änoiennität, oder des kirchlichen Seniums, wel- 
ches jedoch weder von dem persönlichen physischen 
Alter, noch der bischöflichen Weihe oderConsecration 
allein, auch nicht vor der Confirmation, oder Bestätigung 
von Seite des apost. Stuhles, sondern einzig und allein 
von der königlichen Collation oder Verleihung, die dem 
Gewählten die staatsbUrgerlich-politisohen Rechte eines 
ung. Prälaten verleihet, zu zählen ist; nach welcher sie auch 
in den Reichs-Versammlungen am Reichstage ihre Plätze 
an der Magnatcn-Tafel einnehmen; doch mit dem Unter- 
schiede, dass unter den Titular-Bischöfen, caeteris paribus, 
die Consecration den Betreffenden einen Vorzug vor den 
nicht consecrirten , blos erwählten oder ernannten ' 
(electi V. nominati episcopi) Bischöfen zu verleihen 
pflegt, z) — Nach den Bischöfen folgen im Range 
III. Die Aebte und Pröbste (Abbates et Praepositi), wenn 
diese den betreffenden Capiteln (in welchem Falle sie Gross- 
Pröbste, Praepositi majores, heissen) oder auch ihren 
Ordens Conventen vorstehen, haben sic mit dem ganzen 
Capitcl oder Convente auf dem Reichstage vereint Sitz und 
Stimme als Vertreter derselben; besitzen sie aber nebstbei 
auch eigen eKirchengütcr, so üben sic dann dasReichsstand- 
schafts-Recht für ihre Person besonders aus,, und haben 
ihrenSitz ander Ständetafel, den Probst des h. StephanM. 
de promontorio Varadinensi und den Gross-Probsten von 
Agram, der zugleich Prior Auranae ist, ausgenommen; 
welche beide an der Magnaten-Tafel Sitz und Stimme haben, 
kraft des 61. Ges. Art. v. 1625. — Uebrigens verordnen die 
Landesgesetze hinsichtlich der Ordens-Abteien, und 
Probsteien blos überhaupt: dass diese Würden in jenen Con- 
venten, welche öffentliche Sigille fuhren, und daher glaub- 
würdige Oerter (loca credibilia) genannt werden, nur 

Vergl. das in kirchlicher und politischer Beziehung interessante 
Werk des Bischofs Koller; Historia diplomatica episc. Quinque Eccl. T. IV. 

Pos. 1782 -96. 4. pag. 149. das, so wie die meisten der obenAnm.a) angeführten, 
die katholisch-kirchlichen Verhältnisse betrefienden Werke alle Aufmerk- 
samkeit der Ungar. Fublicisten, sie mögen nun Geistliche, oder blos 
Laien sein, verdienen. 
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Mitglieder desselben Ordens begleiten; ferner dass diese 
Convente zweimal im Jahre durch den Diöcesan-Bischof 
kirchlich visitirt werden sollen; endlich dass kein Geist- 
liche rin weltlichcnKleiderngeistliche Bencficien zu besi- 
tzen ftiliig sei etc. Also Wladisl. Decr. III. v. 1498: 9. Ges. 
Art. aa) — Weitere ähnliche Anordnungen beziehen sich mehr 
auf ihre geistlichen Berufspflichten, die nicht hieher 
gehören. 

IV. Hinsichtlich der oben bereits erwähnten Capitel, welche ent- 
weder Cathedral- d. h. Dom-Capitel, oder blos Collegiat- 
Cap. oder Stifte genannt werden, je nachdem sie entweder 
dem Diöcesan-Bischofe als kirchliche Behörde zur Seite, 
oder blos unter einem besondern Probste vereint, ausserhalb 
des Domcapitels bestehen; sowie auch der religiösen Ordens- 
,C^onvente, verfügen die ung. Landesgesetze, vom Standpunkte 
des öffentlichen Rechts, nocli insbesondere: 

1. Dass die Capitel überhaupt (wenige ausgenommen) sowie 
die Ordens-Convente, welche öffentliche Siegel (sig. 
authentica) besitzen, hh) im Lande allgemein als glaub- 
würdige und authentische Orte, oder Institute anerkannt 


aa) Auch eine der vielen Spuren, uus denen nach dem Zeugnisse unserer 
Landesge.setzc zu entnehmen ist, wie man mit den geistlichen Gütern und 
Bencficien im Lande — anch noch vor der Reformation und den Türken- 
kriegen, um wie viel Jirger jedoch hintcnnach, uragegungen sei? — Zeuge dessen 
sind die zahlreichen Landesgesetze, die über diesen Gegenstand lauten, als K. 
Sigm. Decr. VI. v. 1435: 21. — Lad. Posth. I). I: 7. Ges. Art. — Szilägyi D. 
1. Ges. Art. - Wladisl. D. III. v. J. 1498: 55. 1536: 13. 1547: 38. 1550: 17. u. 
20. 1557: 11. 1560. Decr. spec.1548: 8. 1567: 31. 1613: 2. 1647: 17. 1715: 16. 60. 
u. 113. §. 2. etc. 

' hh) Nach K. Joseph II. Tode sind die röm. kath. Capitel der schon vor 
1777. vorhanden gewe.‘<enen Cathedral- und Collegiat-Kirchen — die fast 
alle im Besitze der authentischen Siegel waren — sammt den wieder restituir- 
ten Be nedictiner- und Prämonstrutenser-PrUlaturen, oder Conventen, 
neuerdings in ihre gesetzliche Wirksamkeit getreten, in welcher dieselben 
schon früher seit Jahrhunderten gewc.sen siiul. — Auf dem Reichstage v. 1802. 
bewarb sich auch das griech. kathol. Munk.4cser Capitel (s. Diarium p. 290.) 
und das Oedenburger Collegia t- Stift (s. Acta deputat. jurid. p.3. bekannt- 
lich hat M. Theresia beide fundirt) um die Ehre dieses öffentlichen Zutrauens 
(zugleich autdi um die Fälligkeit, liegende weltliche Güter erblich an sich zu 
bringen) — aber ohne Erfolg. — Einige von den Diätal- Ablegaten trugen viel- 
mehr darauf an, die Credibilität der Comitate zu erweitern, z. B. Testa- 
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werden; vor denen s. g. Fsssionen, d. h. Kaufs- und Ver- 
kaufsverträge über unbewegliche Güter geschlossen, Testa- 
mente gemacht, Protestationen hinterlegt, Advokaten 
bevollmächtigt, und andere ähnliche gerichtliche Functi- 
onen rechtskräftig verrichtet werden können; daher 
werden diese ehrwürdigen Institute des Mittelalters auch 
2. Einem uralten Herkommen gemäss als öffentliche, mit 
officieller Glaubwürdigkeit versehene Archive des 
Landes betrachtet , wo die Privat-Urkunden und 
Documente der auf dem Lande herum zerstreuten adeli- 
gen Familien, als: königl. Schenkungs-Briefe, Privile- 
gien, Testamente, Theilungs-Instrumcntc etc. am 
besten geborgen, daher auch am sichersten bei denselben 
niedergclegt, aufbewahrt, und in vorkommenden Fällen auch 
legale Abschriften daher erhoben werden können; nach 
Werböcz Trip. II: 13. und 15. wesswegen sie auch ihre 
Archive nach Vorschrift der Gesetze v. 1765 : 11. und 1807 : 
14. unter der Strafe von 500 fl. sorgfältig und genau zu 
registriren, d. h. in Ordnung zu halten, und die Tür Aus- 
fertigung der verlangten Abschriften festgesetzten Taxen 
zu beobachten, gemahnt werden, ccj 


mente vor denselben machen zu dürfen etc. und den alten Capiteln ntiher an die 
Seite zu rilcken. (S. Diarium Comit. 1802. pag. 2&7. u. 269.) — Mehrere Colle- 
giat-Stifte, die in fVUhern Zeiten blühten, als jenes von Ofen, Onod etc. 
sind im Laufe der Zeit untergegangen. — Von deu Ordens-Conventen, die sich 
unter allen Wechselfüllen des Geschicks bis zum J. 1818. in Wirksamkeit 
erhalten, sind gegenwärtig noch vorhanden; das Be nedictincr- Convent von 
Szalavlr und vom Martinsberge; ferner jenes des heil. Benedict ander 
Gran im Barscher Comitate, und von Kolos-Monostor in Siebenbürgen, 
welche jedoch beide durch Wo Itpriestcr administrirt werden. Ferner jenes der 
Prümonstratenser von Jaszov, von Lelesz und Csorna, von denen auch 
im Reichstage 1802: 16 Ges. Art. die Rede ist. — Vergl. übrigens Kelemen 
a. a. O. II. §. 137. — Sebwartner n. a. m. oben Anm. a) z. §. 60. 

cc) Als erste Spur dieser Glaubwürdigkeit der Capitcl und Convente 
könnte wohl auch der 31. Art. der gold. Bulle K. Andreas II. v. J.1222. in dem 
Nachsatze gelten, wo erklärt wird, dass von den sieben gleichförmig ausgestell- 
ten Exemplarien derselben eines auch dem Grane r, und eines dem Colocz er 
Capitel zur Aufbewahrung übergeben worden sei. — Später scheinen die 
einzelnen Capitcl und Convente dieselbe Auszeichnung in Form eines Privi- 
legiums erhalten zu haben, wie das Beispiel des K. Bela IV. bezeugt, der dem 
Jaszover Convente das Privilegium ertbcilte, dass vor ihm Kauf-VertrUge 
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3. Zur vollen Giltigkeit der oben erwähnten gerichtlichen 
Functionen wird durch die Landesgesetze v. 1552; 41. 
1723: 39. und 1765: 11. Ges. Art. ausdrücklich erfordert: 
dass, um solche rechtskräftig auszuüben; das betreftende 
Capitel, oder der Ordens-Convent wenigstens aus fünf 
fähigen, der Rechte und Landessprache kundigen 
Mi.tglicdern zu bestehen habe ; ferner dass jene Capitula- 
ren, oder Conventualen, die aus ihrer Mitte zur Zeugen- 
schaft bei der s. g. Statution oder Einsetzung des königl. 
Donatars in die vom Könige verliehenen Güter, als noth- 
wendig (sub nullitate actus) ausgesandt werden, unter 
ihrem Amts-Eide verpflichtet werden, ihren wahrheits- 
getreuen Bericht hierüber abzustatten; wie es die Gesetze 
K. Sigmund VI. Decr.v. 1435. II. 8. und 1723: 39. fordern, 
so zwar : dass wer von ihnen später überwiesen würde, ein 
falsches Zeugniss bei dieser Gelegenheit abgegeben zu 
haben, derselbe seine Schuld nebst dem Verluste seiner 
Kirchenpfründe mit einem lebenslänglichen Kerker 
zu büssen; wer aber sich sogar erkühnen sollte, durch Miss- 
brauch des authentischen Siegels falsche Urkunden 
abzufassen , derselbe der Strafe der öffentlichen Treu- 
losigkeit (nota infidelitatis) anheimzufallen habe; im 
Sinne der Ges. Art. v. 1723: 9. II. 16. etc. dd) 

(s. g. Pcrennal-Fassionen) bis zur Höhe von 100. Mark authentisch oder 
glaubwürdig abgeschlossen werden konnten. — S. Frank J. Priv. H. §. 80. etc. 
— Ausführlicher erörtert diesen Gegenstand Steph. Horvdth in s. Diplom. 
IV. H. §. 41. u. folg. — Daher mag auch die Auszeichnung später zu erklären 
sein, dass einigen Domcapiteln als öffentliche Anerkennung ihrer Verdienste 
um den Staat, das Tragen eines strahlenden goldenen Sternes als Ehren- 
zeichen für einzelne Mitglieder derselben gestattet wurde. 

Unter mehreren Beispielen ähnlichen Missbrauches, dessen sich in 
jenen Zeiten, wo die Geistlichen allein wussten, wie Schwarz aufWeisszu 
lesen und zu schreiben sei? dieselben schuldig machten, führt Prof. Steph. Hor- 
väth in s. Vorles. über Diplomatik 1. Abschn. 11. §. wo er über die Fälschung 
der Diplome spricht, ein in dieser Art merkwürdiges Beispiel aus dem J. 1536. 
an, wo ein gewisser Petrus, Probst von Lelesz, sammt seinen Convents-Brü- 
dern sich durch einen Öffentlich in der Kirche abgelegten Eid von der Anklage 
reinigen musste, das.s er zu Gunsten des Sohnes von Paul Luchkay keine 
falschen Urkunden ausgefertigt hätte. — Denn es ist aus jener Zeit allgemein 
bekannt, dass das Er lauer Capitel einst eines ähnlichen Vergehens wegen mit 
demVerluste des öffentlichen Siegels bestraft worden sei. — Ebensokömmt 
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4. Die rechtliche W irk s am keit dieser authentischen und glaub- 
würdigen Orte erstreckt sich zwar in der Regel hauptsäch 
lieh nur auf die benachbarten Gebiete der Diöcese, oder 
der nächsten Coinitate; nach Trip. II; 21, doch wurde 
ausnahmsweise hinsichtlich des Graner Metropolitan- 
Capitels diese Befugniss auf das ganze Reich ausgedehnt 
durch den 39. Ges. Art. v. J. 1556. — Nebenbei ist noch in 
staatsrechtlicher Beziehung zu erwähnen, dass auch dem 
G r o 8 8-P r 0 b 8 t e n des Agramer Dom-Capitels einige 
geistliche und politische Befugnisse des ehemaligen s. g. 
Priorats von Aurana, einst dem Maltheser-Ritter- 
orden zugehörend, als Andenken ihres ehemaligen Ver- 
hältnisses zum ungarischen Reich, und in Folge dessen auch 


in den Briefen des Pabst Innocenz III. (im 1. Buche ders. 544. H. der Ausg. 
des Baluzius) ein Abt von Földvär vor, der zweimal der Ausfertigung fal- 
scher Urkunden überwiesen wurde — und der gerechte Mathias Corvinus 
hat im J. 1464. den Neutraer Bischof Thomas v. Debrenthe mit dem V erluste 
seines Familiengutes gleichen Namens und mehrerer dahin gehörigen Ortschaften 
bestraft, ja selbst mehrere Edelleute von Hym,Rcmethe und Papa mit 
gleicher Strafe belegt: vQuod se absente« — wie dessen eigene Worte lauten — 
vspolia in regno exereuissent, nec non sigillis a quibusdam literis regalibus 
fraudulenter detractis, et eisdem aliis literis, per eos dolose fabricatis, 
impressis, cum iisdem in nonnullis causarum suarum processibus, nomine 
literarum regalium usi exstitissent.« — Unter demselben König Mathias 
worden im J. 14Ö6. zwei Urkunden des Erlauer Franci scaner-Convents als 
falsch und unterschoben von dem königl. Gerichte anerkannt und zurück- 
gewiesen. — Ja selbst in den Reichstagen, wie v. J. 1486: 11. etc. wurden 
nicht selten die Vorsteher der Ordensgeistlichen solcher Convente ähnlicher 
Vergehen und Verbrechen öffentlich beschuldigt. — Doch den grössten 
Beweis ähnlicher Fälschungen liefert selbst Werböcz in s. Trip. II: 14. §. 60. 
bis 82. wo er zuerst die Thatsache berichtet : dass in der Zeit der Regierung der 
K. Sigmund, Albert, Wladislaw I. Elisabeth etc. ein gewisser Literatus 
de Zömldn eine Menge falscher Urkunden und Privilegien jeder Art betrüge- 
risch abgefasst, und verkauft; zuletzt, als er entdeckt, dieses Verbrechen mit 
dem To de büssen sollte, sein frei williges Geständn iss auf die Reinheit seine.<« 
Gewissens (ad puritatem conscientiae sacerdotalis; woraus ersichtlich 
wird, dass derselbe dem geistlichen Stande angehörte) schriftlich abgefasst 
habe, worin er insbesondere über 49. Falle ähnlicher Fälschungen ausführliche 
Rechenschaftablegt; welche falsche Urkunden durch die Stünde des Fester 
Comitats im J. 1448 in einer Gen. Congregation für null und nichtig erklärt 
worden sind. — Vergl. auch Pray de sigillis und Schwär tner’s Introd. in 
artem dipl, Hung. Pest. 1790. u. 1802. etc. etc. 
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Sitz und Stimme an der Magnaten-Tafel durch den 61. 
Ges. Art. v. J. 1625. zuerkannt wurde; obgleich demselben 
erst Vom K. Ferdinand III. im J. 1652. der Titel eines 
Gouverneurs des Priorats von Aurana urkundlich und 
auf immer bcigelegt worden ist. <*cj 
5. Unter K. Joseph II. bedrohte dieses Capitel- und Conven- 
tual-Notariat, dem eine weltliche Landtafel substituirt 
werden sollte, eine wesentliche Aenderung, die jedoch, wie 
bekannt, nicht ins Leben trat. — Seitdem erhielt sich dieses 
Institut bis zum J.1848. so ziemlich noch in seiner frühem 
Wirksamkeit, nur dass zu den vor 1777. schon vorhandenen 
Cathedral- und Collegiat-Capiteln das neue von M. 
Theresia errichtete Neusohler Doin-Capitcl, an die 
Stelle der ehern. Prämonstratenser-Probstei B. M. V. de 


ee) Das Priorat von Anrana — nach einem Städtchen dieses Namens im 
venetianischen Dalmatien so benannt — wurde vom König Ludwig I. im 
XIV. Jahrh. gestiftet, und reichlich mit Gütern dotirt, um als ein geistlicher 
und zugleich militärischer Orden, nach dem Beispiele der Tempel- Johan- 
niter- später derRhodier und Mal th es er Ordensritter die kathol. Kirche 
gegen den Erbfeind der Christenheit mit den Waffen in der Hand zu 
schützen, und so seiner Bestimmung entsprechen zu können. — Da der Prior 
dieses Ordens nach der Ordensregel der Ritter von Rhodus, später Maltha, in 
seiner Person die doppelte Eigenschaft, nämlich eines geistlichen Prälaten 
•wegen der abgelegten üblichen Ordensgelübde, und eines weltlichen Stan- 
desherrn, rücksichtlich des Besitzes der dem Orden eigends gehörenden Stifts- 
güter, vereinigte, daher ihm auch der doppelte Titel eines Venerabilis und 
Magnificus, mit dem Sitz- und Stimmrechte an der Tafel der Magnaten, 
einst nach dem Zeugnisse des Werb. Trip. II: 54. eingeräumt, dafür aber auch 
die Lasten und Obliegenheiten beider Würden, und insbesondere dic,hinsiehtlich 
der Stiftsgüter, auf ihn und den Orden entfallenden Kriegsdienste zur Ver- 
theidigung des Vaterlandes persönlich auferlegt wurden, denen er doch 
nach der Schlacht von Mohäcs, wo ein grosser Theil dieser Ordensritter 
und selbst die Stadt Aurana den Türken im Jahre 1537. sammt ihrem 
Gebiete in die Hände fiel, hiermit auch dieser glorreiche, der Christenheit so 
nützliche Orden seiner Dotation verlustig, seinem Untergange zugeführt 
wurde, nicht mehr genügen konnte: so wurde wenigstens zum Andenken 
desselben diese Würde mit jener des Grossprobsten von Agram vereinigt, 
und dem letztem hiermit auch der Ueberrest der noch vorhandenen Dotation, 
nebst dessen übrigen Vorzügen beim Reichstage etc. überwiesen. — Die Schick- 
sale dieses Ritterordens hat der gelehrte Pray in einer besondern Disser- 
tation au.sführlich, kürzer jedoch Kelemen in s. Instit. J. Priv. II, II, B. 
pag, 228. dargestellt. 
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Thurocz, durch den 15. Ges. Art. d. J. 1807. ferner das 
Diakovarer oder Bosnier durch den 26. G. Art. v. 1807. 
endlich .auch das Stuhlwcisscnburgcr Domcapitcl 
durch den 26. G. Art. v. 1827. in Wirksamkeit getreten 
sei. — Was übrigens diesem kirchlich politischen Institute 
als Notariat künftig noch im Lande für ein Schicksal 
be verstehe? wird die nächste Zukunft lehren. 

V. Hinsichtlich der religiösen Ordens-Convente ist, ausser 
dem oben bereits Angeführten, in staatsrechtlicher Bezie- 
hung gleichfalls anzumerken; dass mehrere Prälaturen der- 
selben, insbesondere des Bcnedictincr- Prämonstraten- 
ser- und Ci ste reiten -Ordens, die unter der Regierung K. 
Joseph II. aufgehoben wurden, später durch K. Franz I. 
restituirt, und in ihre Güter und frühere Wirksamkeit 
wieder zurück versetzt worden sind; ffj nur der Jesuiten- 
und Paulin er- Orden, die noch im J. 1765. imung. Rciclls- 
tagc Sitz und Stimme hatten, blieben nach ihrer bald darauf 
erfolgten Aufhebung bis zum J. 1848. in dieser Beziehung 
unberücksichtigt, gg) — Doch fehlte nur wenig, und die 


ff) Diese Wicderhcrslcllmi" därllo wohl als eine stillschweigende A ner- 
kennung jener reellen Verdienste, die sich mehrere dieser religiösen Insti- 
tute nicht nur um die Einführung tlcs Christenthums in Ungarn, sondern 
auch um die Förderung der Wissenschaften und Künste, derCivilisa- 
tion und Humanität im Laufe so vieler Jahrhunderte erworben, anzusehen 
sein; wie diess insbesondere hinsichtlich der mit dem Ilcginnc des lleichcs 
gleichzeitig auf dem panonischen, sonst auch St. Martinsberge gestlflefen 
Benedictiner-Erzabtei — dieser ersten Wiege des Christen- und kath. 
Kirchontliums in Ungarn — mit vollem Rechte gelten kann; was nebst vielen 
unserer heimischen Geschichtschreiber auch der gelehrte Thurocz in s. 
Chronik; Hungaria suis cum regibus I: 173. mit den i Worten bezeugt; 
»Uaec illustrissiinu domus est, in qua primum in Hungaria aperta litera- 
rum palacstra auditae sunt Musae. patriae latinum loqui, ex <p>a velut semi- 
nario quodam divlniore ad gubernandum ccclesiarum clavum transferebantur 
Praesulcs, in qua formabantur Apostoli, crescebant Martyres, cxcreebanttir 
Doctores, vivebant Sancti.« — Vergl. hierüber auch die bereits oben 
(§. 60. Anm. a) angef. gekrönten Werke von Dr. Länyi und J. Bauer: Az 
cgyhäzi rend erdeme magyarorsziig törteneteben. Pos. 1848. s Szekesfeherv. 
1865. 8. etc. 

gg) Nur darf dieser Umstand nicht gerade zur Ungunst der hier erwähn- 
ten Orden gedeutet werden, als wenn dadurch ihre sonstigen, auch nicht zu 
verkennenden, Verdienste um die Kirche, und den Staat, ganz in Schatten 
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deutschen Ritter hätten im XVIII. Jahrh. das verlorene 
Preuasen in Ungarn beinahe wiedergefunden auch die 
Tempelritter waren in Ungarn ehedem ansässig, aber 
ein guter Theil ihrer Güter gerieth in die Hände der Johan- 
niterritter, die jedoch unter der Türken -Herrschaft 
ganz verloren gingen. Sie machten zwar schon als restaurirte 
Malthese rritter im vorigen Jahrhunderte noch oft Ver- 
suche, das ungarische Indigenat wieder zu erlangen, 
fanden jedoch schon bei dem Reichstage von 1715: 27. 
wenig Gehör, bis auf die einzige Spur, die von ihnen in 
dem demGrosa-Probsten von Agram beigelegten Priorat 
von Aurana übrig blieb. — Endlich 


gestellt werden sollten ; was doch bei aller auch aus den Landesgesetzon h i ch t 
selten hervorleuchtenden Antipathie der Reichsstände, besonders gegen den 
ersten derselben, doch nicht recht und billig wäre, sondern vielmehr nur dem 
Umstande zuzuschreiben sein : dass deren Güter nach ihrer Aufhebung den 
öffentlichen Fonds, insbesondere dem Studien* und Universitätsfonde, 
im Sinne der hierüber bestehenden Landesgesetze grösstentheils zugewiesen, 
nicht so leicht mehr rückgängig gemacht werden konnten, ohne die dem Lande 
viel wichtigem Interessen der National -Bildung und Wissenschaft, die auf 
diesen Instituten beruhen, dadurch wesentlich zu gefährden. — Uebrigens ob bei 
der Wandelbarkeit aller menschlichen Institute, und selbst des sogenannten 
Zeitgeistes, jenen Orden nicht noch eine Todten-Auferstehung früher 
oder später bevorstehe, sobald sich nur die dazu erforderlichen Fonds durch 
Vermächtnisse frommer Seelen (dergleichen sich doch zu jeder Zeit noch 
finden) erzielen Hessen? ist eine Frage, die nur die Zeit zu lösen im Stande ist; 
da doch Niemand den Ausspruch des alten Dichters so unbedingt von .sich 
weisen dürfte, der da sagte: »Omnia jam fient, fieri quae posse negabani. 
et nihil est, de quo non sit habenda fides« etc. Ovid. Eleg. Trist. 
L. I. 8. 

hh) Denn im J. 1702. verkaufte K. Leopold 1. dem deutschen Ritter- 
orden ftir 600,000 fl. Jazygien nebst Gross- und Klein-Cumanicn, drei 
grosse Districte und Gebiete mitten im Herzen von Ungarn. — Die Stände des 
Reiches waren jedoch mit diesem Verkaufe nicht zufrieden, und weil die Kron- 
güter unveräusserlich sind, wurde um das J, 1730. den Mergentheimer 
Rittern der Kaufs chilling wieder zurück 'gestellt; als cndlfch im zweiten 
schlesischen Kriege die Jazyger und Cumanen sich znr Bezahlung dieser 
Summe willig fanden, und noch obendrein ein Corps von 1000. Husaren auf 
eigene Kosten aiisrüsteten, erhielten sie von der K. Maria Theresia nam- 
hafte Privilegien, und im J. 1791. auch schon Sitz und Stimme auf dem 
Reichstage an der Tafel der Landstände. — Vergl. oben §. 21. und unten 
§. 70. etc. — S. Schwartner Stat. II. c). 
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VI. Wag die übrigen geistlichen Personen des knth. Curnt- 
Clerus anbctrifft, diese geniessen zwar, kraft ilircr geist- 
lichen Privilegien und Immunitäten (in sofern solche 
durch die ungarischen Landesgesetze in ihrer Geltung nicht 
beschränkt werden) dieselben, oder wenigstens dem ung. 
Adel so ziemlich analoge, Freiheiten und Prärogative; 
aber sie werden dennoch den Ungar. Landständen nicht 
gleich gestellt, haben daher auch weder bei den Reichs- 
noch General-Comitats-Versammlungen, gesetzlich 
oder herkömmlich, Sitz und Stimme; das ersterc ist 
ausdrücklich in den Landesgesetzen nirgends ausge- 
sprochen; das letztere hingegen meist schwankend, nach 
der Gunst der Local-Parteien willkürlich und unstät; 
daher auch als Ausdruck des Gesammtwillcns des 
Volks, zur Begründung eines Reichs-Standschafts- 
Rechts nicht genügend; wofern nicht in der Zukunft 
eine gerechte und billige Gleichberechtigung, auch in 
dieser Beziehung, den Weg dazu bahnt, und dem Ge- 
triebe der hin- und herwogenden Parteien ein Ende 
macht, ii) 


ii) So votirten z. B. im Ncograder Comitate die kath. Geistlichen 
auch bei der Restauration des Magistrats im J. 1806. Diess Hess der kOnigl. 
CommissSr angehen, und eine Farticular-Congregation des Comitats hiess es 
gut, aber die nächste General-Congregation, damit nicht zufrieden, miss- 
billigte beides. — Aehnliche Erscheinungen kamen in dieser Beziehung auch 
in andern Comitaten vor. — Doch eine andere Art, den ansehnlichem Geistlichen 
des kath. Curat-Clcrus einen Einfluss bei den öflentlichen Coniitats-Ver- 
handlungcn zu verschaffen, die auch bei den Weltlichen s. g. Honoratioren 
nicht ohne Erfolg in der letztem Zeit Eingang fand, bestand darin, dergleichen 
Personen durch den Obergespan des Comitats zu Ehren- Assessoren oder 
Beisitzern der Gerichtstafel des Comitats zu ernennen; wodurch denselben 
eine Auszeichnung, die eie den Adeligen cinigermassen gleich stellte, zu 
Theil wurde; was jedoch dieGesetze im Sinne des Trip, l: 2. u. 9. und 1647 : 16. 
§. 10. nur nobilitatem Status, oder nach 1715: 27. aequipollentcm praero- 
gativam nennen. Daher ist auch der Unterschied zwischen ihnen und dem 
Keiehsadel — das Reichs-Standschafts-Recht ausgenommen — nur 
unbedeutend, so wie sie auch bei der Insnrrection in Mitleidenschaft gezogen 
werden. — Vergl. hierüber Mrdz (MihÄly) Orszügos nemes e a raagvar alrcndii 
pap? Pest. 1842. 8 nebst den schon ang. Flugschriften: Ne bancsd a papot — 
Ne iiyiilj hozzdm etc. Egcrb. 1842. 8. 

Viras,n ans«, StMtirw'ht. 11. 
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Zweite Unter«AbtheiIung: Der Mugnaten*Stand. 

§. 63. — BeiH^riiT und Classen des Magnaten-IStandes, gemeine 

Rechte der Reichs-Barone. 

Dem Prälaten- Stande folgt im Range am nächsten der Stand 
der Magnaten in Ungarn, die man auch sonst Magnates Proce- 
res, Optimates etc. hiess. — Unter diesem Namen werden in 
Ungarn jene Grossen des Reiches verstanden , welche entweder die 
höchsten Würden und Aemter im Lande bekleiden, oder zufolge 
ihrer Geburt, oder sonstigen Verdienste, durch einen hohem 
Titel vor dem übrigen Reichsadel ausgezeichnet werden. — Jene 
machen den hohen weltlichen Amts- oder Verdienst- Adel, 
diese den hohen Erbadel aus; zu jenem gehören ausser den oben 
(§. 34.) bereits angeführten Reichs-Baronen, oder Krön- und 
Hof- Beamten, besonders noch sämmtliche Obergespäne der 
Comitate, die als solche ebenfalls Magnaten von Amtswegen 
(oder ex officio tales) sind; zu diesen wieder die erblichen 
Obergespäne, und alle s. g. Titular-Magnaten; dieselben mögen 
übrigens in ihren Wappen und Titeln die fürstliche, oder gräf- 
liche, oder nur die einfache freiherrlicheKrone führen. — Alle diese 
Classen zusammen machen den s. g. Magnaten-Stand, den zwei- 
ten im Range der übrigen Reichsstände, aus; sie haben persönlich 
Sitz und Stimme bei den Reichstagen, nehmen ihren Platz mit 
den Prälaten an derTafel der Magnaten in dem Oberhause ein, 
und werden dadurch, sowie auch durch einige diesem Stande eigends 
zukommenden Ehrenrechte und Titel, vor dem übrigen Reichs- 
adel einigermassen ausgezeichnet; wie diess die Landesgesetze v. J. 
1608; 1. nach der Krönung, sowie auch 1687 ; 13. etc. bezeugen, a) 


a) Ueber den Ursprung dieses Standes gleich beim Beginne des Reiches 
und den zwischen den verschiedenen Classen desselben unter dem Namen von 
Herzogen, Fürsten, Grafen, Baronen, Rittern und Edlen des Reiches 
schon damals bestandenen Unterschied, worüber unter den Alterthumsforschern 
viel gestritten wird, verdienen unter andern vorzügliche Beachtung: Piringer’s 
Bandericn Ungarns, besonders im 1. Bande, 2. Hauptst. wo der Ursprung des 
Geburtsadcls, und der Stunde in Ungarn S. 16. u. folg, nach der Ansicht 
des Verfassers näher erörtert wird. — Höchst wahrscheinlich ist es, dass diese 
Stände, und insbesondere die Rei chsbaronate, wie die Pfalzgrafen*WUnle 
nach dem Beispiele der Deutschen ihren ersten Ursprung dem bizantini- 
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Unter den Magnaten nehmen demzufolge die erste Stelle die 
8. g. Reichsbarone (Barones regni) ein, die die höchsten Wür- 
den und Aemter im Lande bekleiden; von denen die vier ersten als: 
der Reichs-Palatin (Palatinus regni), der oberste Hof- und 
Landesrichter (Judex Curiae regiae), der Ban von Croatien 
etc. (Banus Croatiae, Slavoiiiac et Dalmatiae) und der 
oberste Schatzmeister (Tavernicorum regall.um'"magi8ter) 
zu den hohem gezählt werden, und sich auch in derselben Ordnung 
im Range nachfolgen; h) die übrigen, bei denen die Rangordnung 
nur die Anciennität der erlangten Würde bestimmt, werden zu 
den mindern Reichsbaronen gerechnet; und sind folgende: der kön. 
Oberst-Hofmarschall, Stallmeister, Kämmerer,' Thür- 
hüter, Truchsess, und Mundschenk, sammt dem später erst 
unterM. Theres ia hinzugekommenenCapitän der adeligen ung. 
Leibwache. — Diesem folgt zunächst der Pressburger Graf und 
Schloss-Hauptmann; und zuletzt die zwei Kronhüter, deren 
frühere diplomatische Benennung bereits oben (I. B. 34. §.) ange- 
zeigt wurde. — Die andere Classe der Amts-Magnaten füllen sodann 
die Obergespäne sämmtlicher Comitate Ungarns, ebenfalls in der 

durch die Anciennität der erlangten Würde bestimmten Rang- 

^ < 

Ordnung, aus. 

Nach dieser Classificirung dürfte es nun nicht schwer werden, 
die Rechtsverhältnisse dieses Standes, und die darunter begriffenen 
sowohl gemeine, als besondere, ja selbst Einzel-Rechte und 


« 

sehen Hofe zu verdanken haben, wie schon der gelehrte Masco v in «, Werke: 
De originibus oiTiciorum pahitinorum §. S. p. 2. und folg, dieser Ansicht war, 
obgleich Bel (Mathias) in s. Not. ad Priscum Rhct. in appar. ad bistoriam 
Ilung. Decad. II. Mon. l. den Ursprung die.ser Stünde eher im Oriente, als dem 
Occidente, gefunden halx*n will, als wenn der bizantinische Hof nicht auch 
der Orient all. sehe geheissen hsttte etc. 

b) Vor Zeiten wurden den Keichsbaronen, und zwar den höhern, noch 
zugezählt : der Woj wod vdn Siebenb ürgen, der Ban von Severin nach I: 
94. von Machov, Sd, Mazara, Bozna, Bronch und Krucho; s. Diplom, v. J. 
1274. in Timon’s imng. novae Hung. C.VL— so wie auch der Prior Auranae; 
und den letztem selbst die dem Hofstaate der Jüngern Könige, der Königin- 
nen, Gemahlinnen, Mütter undWittwen angchörenden Hofchargen ; wie aus 
dem Schlüsse des Decr. v. 1851. ersichtlich ist. — Mitunter kommen sogar bei 
einem Rcichsbaronate, wie-»les Wojwoden von Siebenbürgen, oder des Bans 
von Croatien, zwei und mehrere zugleich als Mitfunctionäre vor. — Die hier- 
über bekanntesten Werke sind bereits oben a. a. O. an gezeigt. 

21 * 
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Obliegenlioiten derselben, vom Standpunkte des öffentlichen iing. 

Rechts, in folgender kurzen üebersicht darzustellcn ; und zwar: 
A) Von den Reichs-Baronen überhaupt ist in dieser Beziehung 

zu bemerken : 

1. Dieselben nehmen unter den weltlichen cj Ständen des 
Reiches den ersten Platz ein; nach Werb. Trip. I: 2. und 
Wladisl. II. D. v. 1495: 8. etc. 

2. Ihr Währgeld ist = 100. Marken schwer. G. und derselbe 
Betrag gebührt auch als Hei rathsgut ihren Wittwen, 
nach I: 2. und 93. 

3. Sie können Vollmachten und Anwalts-Bestellungen unter 
ihren Privat-Siegeln ausfertigen, und ihr Eidschwur 
wurde ehedem jenem von zehn einfachen Edelleuten gleich 
gestellt. 

4. Ihre Namen werden den Reich sdecreteii beigefdgt, 
wovon die Ursache leicht einzusehen ist; was in altern Zeiten 
jedoch nicht immer gebräuchlich war; wie mehrere Urkun- 
den V. 1223. 1271. 1299. im ung. Magaz. I: 318. beweisen. 

5. In Abwesenheit des Palatins führt den Vorsitz an der Mag- 
naten-Tafel einer der nächstfolgenden höhern Reichs- 

^ Barone, mit Ausschluss des Bans von Croätien; aUo 
Wladisl. II. Decr. v. 1495 : 8. und 1559 : 38. etc. dj. - 
Endlich 


c) Daher wird auch kein geistlicher, wenn noch so hochgestellter Wür- 
denträger den Reichsbaronen zugezählt, vielmehr der Prälatenstand in 
den Gesetzen stets sorgfältig von den Magnaten unterschieden. — Auch wur- 
den die Reichsbaronate gewöhnlich andern Hofämtern gleich, nach Gut- 
dUnken des Königs auf unbestimmte Zeit, und später erst auf Lebenszeit 
derselben (und nicht des Königs, wie ehedem) jedoch nie erblich, verlieben. 

d) Beim Hofgerichte, oder denjudiciis Curialibus mussten stets einige 
der Reichsbaronc gegenwärtig, daher auch später die Observanz entstanden 
sein; dass bei demobersten Reichsgerichte, oder der Septemviral-Tafel in 
Abwesenheit des Palatins stets ein Reichsbaron den Vorsitz zu führen habe; 
worüber indessen in neuerer Zeit auf dem Reichstage v. 1723. ein neuer Rang- 
streit entstand: ob in Abwesenheit des Palatins, und des J udex Curiae, den 
Reichsstunden der im Range zunächst folgende Banus Croatiae, oder der 
Tavernicus prUsidiren solle? — Die ungar. Stände erklärten sich natürlich 
für den Letztem, die croatischen protestirten dagegen zu Gunsten dc.< 
Erstem. — Es entstand daraus eine neue Streitfrage: ob Dalmatien, Croa- 
tien und Slavonien als partes adnexae oder subjeetae R. Hung. anzusehen 
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6. Die Rcichabarone werden alle (den Reichspalatin eini- 
germassen ausgenommen, obgicieh auch dieser erst dureh 
die Bestätigung des Königs zu dieser Würde vollends 
gelangt) vom Könige nach Gutdünken auf Lebenszeit, 
jedoch nie erblich, ernannt. 

§. 64. — B) Einiel-Rechte de» Reichs>Palatins, und des k6n. 

Statthalters. 

Unter den Kcichs-Baroncn nimmt die allererste Stelle der 
Reichs-Palatin (Comes palatii oder palatinus einst bei den 
Bizantinern, jetzt Palatinus regni — Pfalz- oder Grossgraf, 
Nädor-Ispän) als der höchste Grosswürdentrager des Reiches, 
ein; der Anfangs beim Beginn des Reiches, a) wahrscheinlich ein 
blosser Hofbeamte, dem der König nach Gefallen seinen Hof- 


wUreo? worüber bis in die neueste Zeit in und ansser dem Reichstage fort- 
gestritten wird. — ln der erstem Frage behielt in allen folgenden Reichstagen 
die Ansicht zu Gunsten des Mutterlandes die Oberhand.— VgL Schwartner 
Stat. II. §. 23. Anm. o) S. 67. 

a) Dass die Wurde eines Palatins in Ungarn bis an die erste Zeit des 
neuerrichteten Königreichs hinanreiche, obgleich derselben in den Gesetz- 
büchern zuerst in dem III. Decr. des heil. K. Ladislaus 3. Hauptst. Erwähnung 
geschieht, dürfte wohl nach dem einstimmigen Zeugnisse unserer heimischen 
Alterthumsforscher (s. Timon imag. novae Hong. C. 1. §. 78.) auf mehrere alte 
Urkunden, namentUch jene des Benedictiner- Ordens auf dem Marti nsbergo 
im J. 1001. vom heil. K. Stephan ausgestellt, wo nach dem Namen des Erz- 
bischofs Sebastian auch jener eines Comes Ceba unterfertigt vorkömmt, so 
wie auch jene von K. Andreas I. im J. 1033. der Tihanyer Abtei bei deren 
Stiftung verliehene, wo unter den neunzehn unterfertigten Zeugen der Name 
Zache Comes Palatii ausdrücklich zu lesen ist, und der zwei Jahre später 
der Stuhlwcissenburger Domkirche vom Palatine Rado gemachten Schenkung, 
bosirt, kaum zu bezweifeln sein; so wie es auch nach dem eigenen Geständnisse 
des K.Stephanim Eingänge s. II. Decr. höchst wahrscheinlich wird, dass diese 
Würde ihren Ursprung io Ungarn der Nachahmung, und dem Beispiele der 
benachbarten deutschen, fränkischen, und ursprünglich wohl des bizantini- 
schen Hofes zu verdanken habe; so wie auch, dass dieselbe Anfangs nur ein von 
dem Gutdünken des Königs abhängiges (daher weder lebenslängliches 
noch erbliches) Hofamt gewesen sei. — Vergl. Marquard Freberi Orig. 
Palat. — Ebberhardi Ottonis Dissert. de comit. Palst. Mascov. in J. pubL 
Imp. Rom. Germ. L. 4. C. 6. §. 31. — Car. A. Bel de archiolBciis Reg. Hong. 
§. 3. — Schwandtner undTomka. — Szüszky: Comment. de orig, potestate 
et antiquitate nominis: Nündor-Ispin etc. 


Digitized by Google 



326 


dienst gab und wieder nahm, h) später jedoch, als die Wahl dessel- 
ben unter K. Albert im »1.1439. durch den 2. Ges. Art. vollends c) 
an die Stände übertragen, die Amtswirksanikeit desselben durch die 
unter K. Mathias Corv. bei der Wahl des Emerich Zdpolya im 

h) Letzteres Ist wohl ganz deutlich zu entnehmeu aus dem II. Decr. des K. 
AndreasII. v. J. 1231. und der Stelle, die aus demselben nach Reynald, Pray 
In 8. Annal. Reg. Hung. P. I. p. 233. mit den Worten anführt: vSi Palatinus 
interim male administraverit negotia regis et regni, supplicabunt nobis, ut 
meliorom loco ejus constituamus, quem volumus.« — Daher konnten wohl 
unsere vorzüglichsten Geschichtsforscher als Pray, Palma, Timon u. a. sich 
offen zu dieser Ansicht bekennen, die ohnehin durch mehrere sowohl geschicht- 
liche als urkundliche Belege bestätigt wird. — So ist es ja geschichtlich 
bekannt; dassK. Andreas II. sammt seinen Söhnen vor dem pubstlichen Legaten 
Pränestinus die eidlich bestätigte Versicherung von sich gab: »Promittimu.« 
per DOS constituere, et dare singulis annis Palatin um, vel allum de Jobba- 
gionibus nostris« (vergl. Pray Annal. ex actis Vatic. Reynald ad a. 1233.) so 
wie auch, dass K. Ludwig I. in den J. 1385. bis 1389. drei Palatine abgesetzt, 
und andere an ihre Stelle ernannt habe; dass endlich in den Urkunden jener 
Zeiten bei den Unterschriften der Reichsbarone hUufig der Ausdruck »pri- 
dem Palatinus« vorkomme; wie diess aus dem von Schwartner II. §. 23. 
Anm. b) angeführten Orig. Privilegium des K. Sigmund v. J. 1393. ersichtlich 
wird, wo es am Schlüsse heisst: »Magnificis viris Leusthathio de Ilsva R- 
Hung. Palatino« — und zuletzt unmittelbar vor dem Pressburger Burggrafen: 
»Domino Stephano, pridem Palatino (nunc) Agazonum nostrorum Magi- 
stris« etc. was doch diesen Umstand Uber allen Zweifel erhebt. 

c) Dass die Th ei ln ah me der Stunde an der Ernennung oder Wahl des 
Palatins nicht — wie Grossinger in s. Jus publ. Hung. C. 2. §.6. behauptet — 
vom K. Albert hinterlistig erschlichen, oder ihm abgedrungen, sondern nach 
und nach schon unter dessen Vorfahren seit Andreas III. nach dem 9. Ges. 
Art. dessen Decr. v. J. 1291. (s. Kovachich Syllogc decr. T. I. p 16. etc. sequ.) 
als herkömmlich betrachtet worden sei, kann aus dem Notifications- 
Schreiben des unter Ludwig I. im Jahre 1343. neuernannten oder gewühlten 
Palatins Nie. de Siklös an die Gerichtsbehörden des Reiches entnommen 
werden, wo es unter andern heisst: »Mihi, quem regia benignitas de Praelato- 
rum et Baron uro, et regni sui Nobili um Unanimi Co nsilio. divina nobis 
favente clementia, ipsius Palatin atu s honorem decreverat« etc. daher c.h 
auch leicht zu erkluren ist, wie diese Bestimmung vollends in das Inaugural- 
Diplom des K. Albert v. J. 1489: 2. Ges. Art. wo es schon heisst: »Quod Regia 
Majestas Palatinum regni, antiqua consuetudine ipsius re'gni requirentc 
— eo quod idem Palatinus ex parte regnicolaruin Regiae Seronitati, et ex parte 
ipsius regiae Serenitatis, regnicolis, judieium et justitiam facere potest, et 
tenetur — et consilio Praelatorum ac Baronum, et regni Nobilium, 
pari voluntate, eligat« aufgenommen, und mit fast denselben Worten auch in 
das I. Decret des K. Wladisl. v. J. 1492: 33. und dessen Sohnes Ludwig II. 
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J. 1485. festgesetzten Palatinal- Artikel gesetzlich bestimmt, 
lind zuletzt durch den 22. Ges. Art. v. J. 1526. diese Würde als 
lebenslänglich erklärt wurde, zu einem so grossen Ansehen und 
Einfluss in die Reichs-Angelegenheiten gelangte, dass diess hohe 
Staatsamt manchen Königen bedenklieli Vorkommen, daher auch 
mitunter die oft länger andauernde Vakanz desselben mit veran- 
lasst haben mochte, ej — Die Wahl desselben kann, im Sinne der 
neuern Landesgesetze, nur auf einem Reichstage stattfinden, und 
zwar in der Art, dass der König den Ständen vier Candidaten, 
ohne Unterschied der (im Lande gesetzlichanerkannten) Reli- 
gion, in Vorschlag bringt, diese sodann den von ilmcnGe wählten 
dem Könige zur Bestättigung vorstellen, die auch nach der vor 

V. J. 1526: 2. Ubergeheu, ja die Dauer derselben Würde durch den 22. Ges. Art 
dess. Decrets auf Leb e ns zeit ausgedehnt werden konnte? 

d) An diesen s. g. Palatinal- Artikeln, deren Echtheit wohl manchem 
Ungar. Geschichtsforscher und Rechtsgelehrten seit jeher etwas verdächtig 
schien, könnte eine strengere Critik ein Meisterstück liefern, wenn sie nur 
durch Zusammenstellung der zerstreuten, vorzüglich aus der Zeitgeschichte, 
und den inner n Criterien derselben abzuleitenden Belege (wie sich solche z. B. 
aus dem 7. Art. wo jeder unbefangene Leser das lebendige Ebenbild des von 
den Ungar. Grossen später spottweise s. g. DobreLäszlö, aber keinen Mathias 
Corv. erkennen wird, und dem 1. u. 2. bei der nächsten Gelegenheit, wo derselbe 
ins Leben hätte treten sollen und müssen, ganz ignorirten Ges. Art. eU^ 
von selbst darbieten) den vollen Beweis liefern würde : dass diese Artikel einer 
spätem Zeit und einer Feder angehören, die man blind sein müsste, um sie 
nicht für jene des Verfassers des Trip, zu erkennen, dem, um den Interessen 
seines hohen Gönners und Vetters nach Kräften zu dienen, der an sich so 
unschuldige,literä rische Betrug, diese Artikel der geschichtlich ganz rich- 
tigen Thatsache der Erwählung des Stephan Zäpolya zum Reichs-Palatin 
hiutennach anzuhängen, um so weniger bedenklich scheinen mochte, als ihm 
die Politik seines neugewählten Königs, aus dessen Devise: »Flectere si 
nequeo Superos, Acheronta movebo« nicht unbekannt sein konnte. — 
Indessen mag dieser Verdacht gegründet sein oder nicht, so muss hier zum 
Schlüsse nur zugleich noch bemerkt werden: dass die fernere Erörterung die- 
ser Frage, vom staatsrechtlichen Standpunkte aus, für uns in so ferne als 
überflüssig erscheine, als es ohnehin bekannt ist: dass jene Palatinal-Artikcl 
durch die dm Laufe von drei Jahrhunderten so und feierlich wiederholte 
Beistimmung der Stände des Reiches hinlänglich sanctionirt, und bestä- 
tigt, folglich auch, abgesehen von ihrem Ursprünge und ihrer Authenti- 
cität, schon dadurch allein volle Rechtskraft erlangt haben. 

e) Die länger oder kürzer stattgefundene Erledigung, der Palatinal- 
Würde kann aus den bereits oben (I. B. §. 35. Anm. r) und s) 358—360.) 
anzezeigten geschieht! icheu Daten von selbst erhellen. 
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. dem Könige und den Ständen feierlich, nach der vom Reichs- 
kanzler vorgelesenen Formel und Wortlaute des 33. Ges. Art. v. *T. 
1492. des K. Wlad. II. vollzogenen Eidesleistung, ohne Beden- 
ken, durch Ausfertigung des betreffenden Verleih ungs-Decretes, 
zu geschehen pflegt; Alles im Sinne der Landesgesetze v.K. Albert 
1439: 2. Wladisl. II. 1492: 33. Ludwig II. v. J. 1526 : 2. 1608: 3. 
v. d. Kr. 1613: 7. 1618: 4. 1638: 1. 1659: 1. 1681: 1. 1715: 5. 
1741 : 9. 1791: 24. etc. 

Gross und wichtig sind die Rechte und Pflichten eines 
Reichs-Palatins in Ungarn auch schon desshalb, weil in seiner 
Person gesetzmässig mehrere eminente politische, richterliche 
und militälrische Aemter und Functionen vereinigt sind, die, 
objrleich selbst in der neuern Zeit durch mehrere in der Reichsver- 
waltung stattgefundene Veränderungen/^ bedeutend modificirt, 
dennoch auch gegenwärtig noch das Ansehen, und den wichtigen 
Einfluss desselben in allen öffentlichen Angelegenheiten des 
Landes hinlänglich beurkunden; wie es aus der folgenden gedrängten 
Aufzählung derselben näher ersichtlich wird; nämlich: Der Reichs- 
Palatin hat, theils kraft der Landesgesetze und hauptsächlich 
der unter K. Mathias I. ira J. 1485. eigends hierüber abgefassten 
12. Ges. Artikel, theils des eben so allgemein anerkannten, als 
durch viele Gesetze bestätigten Reichsherkommens 

1; In politischer Beziehung das Recht, a) im Falle der Erlö- 
schung des königl. Geschlechts, zu der vorzunehmenden 
neuen Königswahl einen allgemeinen Reichstag einzu- 
berufen, wo ihm dann die erste Stimme in dieser Angele- 
genheit gebührt; nach 1485; 1. und 1681: 1. ß) derselbe ist 

f) Diese VerUnderungen wurden hauptsächlich herboigeführt durch die 
Aufstellung der Hofkammer, durch genauere Organisirung der Militiir- 
Grenzen, durch Einführung der stehenden Miliz im Jahre 1716. durch die 
Gründung des königl. ungar. Statihaltcrei -Rathes, und Organisirung der 
zwei hohen Gerichtstafcln im J. 1723. und der Einführung der Provinzial- 
CommissJtre, sowie auch des h. Gcneral-Commando, das seit dem Tode 
des Palatins Grafen Job. PtUffy (1751.) fort und fort ein besonderer General 
führt, und — wie die gesammte M ilitürmacht der Monarchie — dem h. k. k. 
llofkriegsrathe in Wien untersteht etc. — Daher lässt sich auch — nach 
der richtigen Bemerkung Schwartner's (in dessen Stat. II. §. 23. S. 68.) — 
manches Palatinalrecht unmöglich gehörig würdigen, ohne mit den eben 
genannten Veränderungen, und dadurch herbeigeführten Reformen in der 
Verwaltung- des Landes pragmatisch bekannt zu sein. 
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gesetzlicher Vormuml des minderjährigen Königs, und bis 
zu dessen Grossjiihrigkeit Verweser des Reiches; dem alle 
Keichshewohncr, gleich dem Könige, zu gehorchen ver- 
pflichtet sind; 1. 1 171 : 4.u. 1485 : 9.^) g). — Zugleich gesetz- 
licher Statthalter des abwesenden Königs mit der 
Vollmacht, denselben in Allem zu vertreten, was nicht aus- 
drücklich dessen Person Vorbehalten ist; als Verleihung 
von Privilegien, königl. Schenkungen etc. im Sinne des 
10. Art. V. 1485. 1715: 33. und 1741: 9. — S) Auch ist er 
Präsident des gesammten Reichstags, und der Mag- 
naten-Tafel insbesondere, oder des Oberhauses, wenn die 
Sitzungen der Stände abgesondert stattfinden; wobei er 
zugleich der gesetzliche Vermittler bei vorkommenden 
streitigen Fällen zwischen dem Könige (oder eigentlich 
dcs8cnRcgierungs-Behörden)und denStänden ist, indem 
seiner Amtstreue die Bewahrung und Schirmung der bei- 
derseitigen Rechte und Obliegenheiten durch die Verfas- 
sung des Landes anvertraut wurde; h) nach dem Zeugnisse 

g) Diese Bestimmungen sind es hanptsXchlicb, die bei der ersten Gelegen- 
heit nach dem Tode des K. Mathias Corv. and noch mehr nach jenem des K. 
Wladislaw 11. wo der Fall der Minderjährigkeit des Nachfolgers wirk- 
lich eintrat, durch Geltendmachung derselben batten usuroborirt, oder in 
Voll Ziehung gesetzt werden sollen; was jedoch, wie bekannt, nicht geschehen 
ist, daher auch mit Recht ihre Authenticitat in Zweifel gezogen werden kann. 

h) Dieses ehrenvolle Mittlcramt wollten Einige, durch die im Texte 
gebrauchten Ausdrücke: »judicium et justitiam facere« irregeleitet , zu 
einem Ricbteramtc in dem Sinne umwandeln, als wenn der Reichs - Palatin 
in ähnlichen streitigen oder zweifelhaften Fallen den Schiedsrichter zwischen 
dem Könige und den Standen zu machen berechtigt wäre; eine Ansicht, die dem 
Bogrifle und Ansehen eines monarchischen Souverains, der nie von seinen 
Untergebenen gerichtet werden kann, zu nabe tritt, ja förmlich widerspricht, 
und zu uns wahrscheinlich aus der Pfalz am Rhein herüber kam; wie Schwart- 
ncr nicht übel vermuthet, und hier desswegen bei Einigen Glauben fand, weil 
ein König von Ungarn als GUterbcsitzer allerdings auch gerichtlich 
belangt werden kann, aber in welchem Sinuc? wurde bereits oben §. 44. Anm. n) 
S. 126. u. 127. naher erklärt. — Aber selbst im deutschen Reiche schrieb 
II. C. Senkenberg de fabnia judicii Palatini in Caesarem, jnris publici doc- 
toribus hactenus credita, dilucide explicata, ac destrncta. F'rancof. 1781. 4. 
und G. J. Wedckind's Antiquitates judicii Palatini in Caesarem (vid. Histor. 
et Commentationes academiae elect.Theod. Palatinae. Vol. IV. histor. Manhemii. 
1778. 4. p. 236. sequ.) beweisen nicht das GegentheiL — Vergl. Schwartner 
Stat. II. §. 23. Anm. c) S. 70. 
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der gold. Bulle v. J. 1222: 31. und 1485; 5. und 6. daher 
aueh ej ihm die Oberaufsicht über das Landes-Archi v 
zusteht, aus welchem er glaubwürdige Abschriften aus- 
zufertigen berechtigt ist; nach 1622: 31. — CJ Bei tle** Krö- 
nung trägt er als erster Reichsbaron (s. Trip. I: 94.) dem 
Könige die Krone vor, und setzt sie ihm mit dem Erzbi- 
schöfe von Gran nach einem alten Reichsherkommen aufs 
Haupt. — Im Verhinderungsfälle des Königs empfangt 
und vernimmt er die Gesandten auswärtiger Mächte, 1. 
1485: 7. ij — S) Er führt als gesetzlicher Statthalter des 
Königs den Vorsitz im königl. Statthalterei-Rathe, 1. 
1723 : 97. und ist zugleich immerwährender Obergespan 
des Pest- Piliser u. Solter Comitats, n. 1659 : 76. — f) Der- 
selbe, wahrscheinlich in der Eigenschaft eines königl. Statt- 
halters, ist berechtigt sogar die s.g.Palatinal-Schenkun- 
gen solcher Fiscal-Güter zu verleihen, die der Krone 
wohl dem Rechte nach, aber noch nicht in der That verfal- 
len sind (de jure sednon de facto de volutorum) diess jedoch 
nur bis auf 32. Bauernhöfe (sessiones col.) die nicht aus 
einem grossem Gütcr-Complexe ausgeschieden werden 
dürfen, auch nur an Edelleute, und an dieselbe Person nur 
einmal; also lauten die Ges. Art. v. 1609:66. 1659: 30. 
1681 : 1. 1715: 33. 1723; 4. 1741 : 20. k) etc. 


%) Diese Function hatte wohl einen Sinn zu jener Zeit, wo Ungsrn’s Könige 
onmittell)ar mit den auswärtigen Mächten zu verhandeln hatten, nicht aber in 
der neuern 2!eit, wo dieser Verkehr — mit Ausnahme jedoch des im §. 42. oben 
sub 4. u. 7. sammt den betreüenden Anmerkungen S. 88. u. 89. bereits angeführten 
Falles — mittelst des, dem österr. Kaiserstaate überhaupt gemeinschaftlichen 
diplomatischen Corps, stattznfinden pflegt. — Ausserdem kommen jedoch 
dem Reichs-Palatine, als geselzUchen Präsidenten des Reichstages, mehrere 
Functionen, die er zu verrichten hat, zu. Derselbe ist nämlich eben so berech- 
tigt als verpflichtet, die Beschwerden der Stände zur Kunde des Königs 
zu bringen, er empfängt aus den Händen des Königs die kön. Anträge, und 
theilt sie den Ständen mit, er unterfertigt und Uberbringt mit dem Primas oder 
einem Prälaten die mit dem Reichssiegel bekräftigten Repräsentationen der- 
selben an den König, er empfängt und beurlaubt zeitweilig die Mitglieder des 
Reichstages und versieht alle Functionen, die mit dem Präsidium desselben ver- 
bunden sind etc. 

k) Aua den angeführten Beschränkungen wird es zugleich ersichtlich, wie 
gross der zwischen diesen Palatinal- und den königlichen Schenkungen 
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2 In judiciellcr Beziehung besteht die Wirksamkeit des 
Reichs-Palatins in der neuern Zeit l) hauptsächlich in Fol- 
gendem: a) Als einer der erstenGrossrichter des Reiches — 
judex regni Ordinarius — n. K. Math. VI. Decr. v. J. 148ß: 
§. 1. fuhrt er ein authentisches Amts-Siegel, unter 
dem verschiedene Gerichts -Acte legalisirt werden; 1. 
Wlad. I. Deer.v. 141>2: 42.— ^JBei der obersten Septemvi- 
ral-Tafel fuhrt er den Vorsitz; und bei der k. Gerichts- 
tafel wird er durch seinen Vice-Palatin und einen Proto- 
Notär oder Landrichter vertreten; kraft d. Ges. Art. v. 1485: 
9. und 1723: 24. und 97. — y) Ist er der oberste Schieds- 
richter in allen Grenz- und andern Streitigkeiten, die 
zwischen den Comitaten wechselseitig Vorkommen, wie 
diese die Lnndesgesetze v. 1618: 71. 1635: 19. 1655: 86. 
1715: 4ü. ctc. bezeugen. Endlich d) wird derselbe als der 
oberste Richter von Dalmatien in dem 12. Ges. Art. v. 
1485. sowie auch ehedem der Philistaeer und Ruthenen, 
in Wlad. III. D. 1498: 47. u. 1715 : 34. insbesondere jedoch 
der Jazyger und Cumanen in den Ges. Art. v. J. 1485: 
11. 1751: 2. u. 25. 1791 : 5. bezeichnet. 

.3. In militärischer Beziehung war der Reichs-Palatin 
von alten Zeiten her a) der oberste oder General- 
Landes-Capitän, dem sämmtliche Capitäne und Befehls- 

liestcUende Unterschied stets gewesen sei? — Vergl. hierüber Lakits Jus publ 
Iluiig. §. 154. etc. 

l) Diese Wirksamkeit des Reichs -Palatins erstreckte sich in frühem 
Zeiten viel weiter, als noch die judicia palatinalia im Gebrauche waren, 
die jedoch später durch Math. Decr. VI. v. J. 1486: I. n. 3. abgeschaflfl und die 
Criminal-Gerichtsharkeit theils an die Comitate, theils an den Judex 
Curiae Regiae, spater im J. 1733. an die neu eingefUhrten höhern Geriebts- 
stellen des Landes übertragen wurden. — Früher war auch der Palatin im 
Sinne des Ges. von K. Ladislaus 1. im III. Decr. 3. H. verpflichtet, für den 
Full seiner Abwesenheit vom Hofe sein Amtssiegel als Zeichen seiner Gerichts- 
barkeit seinem Stellvertreter zu überlassen; jetzt besitzt er ein doppeltes 
authentisches Siegel, das eine zur eigenen Hand, das andere bei seinem 
Protonotür, der in seinem Hamen die üblichen Gericbtshandlungen unter dem- 
selben zu expediren befugt ist, im Sinne der Gesetze v. 1500: 8. u. 1Ö43: 38. — 
Auch die Befngniss desselben, für die Minderjährigen die tutorcs dativos 
zu bestellen, scheint nach den Ges. Art. v. 1659: SO. 1715: 68. $. ult. 1765: 36. 
als ein Ausfluss dieser judiciellen Gerichtsbarkeit desselben betrachtet worden 
zu sein. 
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haber der Festungen und Grenzdistricte untergeordnet 
waren; kraft der Landesgesetzc v. 1555 : l. 1613; 7. 1618: 4. 
1638: 32. 1649: 8. 1655: 1659: und 1681: 1. ctc. in welcher 
Würde er auch, ungeachtet der in neuerer Zeit eingeführ- 
ten Gcneral-Commanden , durch die Ges. v. J. 1715 : 21. und 
23. und 1791 : 5. bestätiget wurde.' — Doch erstreckt sich 
gegenwärtig seine militärische Wirksamkeit hauptsächlich 
noch ß) auf die adelige Insurrection, deren Haupt und 
Anführer derselbe als der Nächste nach demKönige durch 
die Gesetze v. 1485: 4. 1555: 6. 1622: 21. 1630: 41. 1741 : 
63. 1808: 2. 1809. etc. bezeichnet wird; y) bei den stehen- 
den Truppen auf die Würde eines Inhabers des neu 
errichteten Palatin al- Husaren - Regiments, das analog der 
Civil-Würde eines Obergespans des Fester Comitats 
und dem Namen nach der Palatin-Würde wohl immer- 
während eigen ist. 

Die Pflichten und Obliegenheiten eines Reichs-Palatins 
in Ungarn sind nicht minder zahlreich und wichtig, als die bisher 
angeführten Rechte, Vorzüge undGerechtsame desselben, denen 
sie überhaupt und insbesondere betrachtet analogisch zu entsprechen 
haben, daher deren specifische Anführung hier wohl als überflüs- 
sig unterbleiben kann; doch mit der beigefügten Bemerkung: dass 
eben die aus dem Vorhergehenden zu entnehmende Grösse, Man- 
nigfaltigkeit, Wichtigkeit und Tragweite der angeführten 
Rechte und Pflichten dieser ersten Würde des Reiches, jene 
Vorsorge der Landesgesetze v. J. 1608; 3. v. d. Kr. 1613: 7. 1618: 
4. 1622: 2. 1741: 20. und zuletzt v. 1791; 5. vollkommen rechtfer- 
tigen, wodurch als ein allgemeiner Wunsch des Landes aus- 
gesprochen wird: dass diese Würde nie über ein Jahr unbesetzt 
belassen, und der Sitz dieses königl. Stellvertreters stets im 
Mittelpunkte des Reiches, und der daselbst befindlichen Lan- 
desbehörden verbleiben mögel 

Es ist bereits oben (§. 35. S. 355 — 361. d. I. Bandes) angeführt 
worden, dass in Ungarn, besonders unter den Königen aus dem 
Österr. Hause, eine Art der kÖn. Stellvertretung, die s. g. königl. 
Statthalterschaft, auch unabhängig von der Palatinal- 
Würde — mit der sie sonst durch den 10. Ges. Art. v. J. 1485. 
gesetzlich verbunden war — stattgefunden habe, wenn es nämlich 
dem regierenden Könige — aus Staatsrücksichten — gefiel , die 
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Palatins-Würde auf längere oder kürzere Zeit unbesetzt zu 
lassen; wo dann an die Stelle des Palatins ein kön. Statthalter, 
mit den meisten Attributen jener Würde, nach dem Gutdünken 
des Königs, bekleidet, unter Nachhilfe eines Propalatins für die 
Justizsachen, ernannt zu werden pflegte. — Der Unterschied 
zwischen diesen beiden Würden bestand daher hauptsächlich darin: 
dass die erste von der Wahl der Stände auf einem Reichstage, 
die letztere aber blos von der Willkür des Königs abhängig, 
daher auch der Wirkungskreis jener durch die Landesgesetze 
bestimmt normirt als gesetzlich, dieser — nach Umständen und 
dem Gutdünken des Regenten — als unstät und veränderlich 
sich äusserlich darstclle; woraus dann die Vorliebe der Nation für 
die Palatinal-Würde, in der dieselbe nicht selten die höchste 
Anerkennung und Auszeichnung persönliche r Verdienste erblickte, 
so wie die Abneigung, und eine Art von Scheue von der andern 
Seite von selbst erklärlich wird. 

§. 63. — C) Besondere und Einzel*Rechte der übrigen Reiehs- 

Barone. 

Unmittelbar nach dem Reichs-Palatine, oderdem könig. Statt- 
halter folgt der Erz- Hof- und Landrichter (Judex Curiae, 
regiae, Orszäg birdja) dessen uralte bis zum Beginn desReiches 
hinanreichende Würde dem Träger derselben ein besonderes an 
Verehrung grenzende Ansehen im Lande verleiht. — Sein Wirkungs- 
kreis in politischen sowohl als Justiz- Angelegenheiten war in frü- 
hem Zeiten viel grösser, doch ist derselbe auch gegenwärtig gross 
und bedeutend genug, auch dann, wenn ein Palatin vorhanden ist. 


aj Da in jenen alten Zeiten die Könige im Reiche herumzogen, um die 
Rechtspflege Überall auszuUben, und dabei von ihren Hofbeamten beglei- 
tet, und auch mit Rath und That unterstützt wurden, so war es natürlich, dass 
die letztem, als zum Hofe gehörig betrachtet, an Macht und Ansehen Zunah- 
men, so dass sic auch die Verordnungen und Urkunden des Königs Unter- 
zeichneten, um deren Authenticitiit zu bezeugen. — Diess war der Fall 
beim Palatin und dessen Vertreter dem Judex Curiae, den daher Pr ay in 
s. Hist. Reg. Hung. I: 4. schon unter dem vom heil. Stephan gebrauchten 
Namen Comes Curialis verstanden wissen will, daComes in jener Zeit so viel 
als Judex bedeutete. — Dem sei wie ihm wolle, so viel ist gewiss, dass König 
Colomann schon den ganzen kön. Hofstaat dem JudcxCnriae untergeordnet, 
wie diess aus dessen 1. Decr. 12. u. 37. Cap. erhellt, und K. Andreas II. alle 
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noch grösser aber, wenn bei entstandener Palatinal-Vacanz 
oder Abwesenheit des Palatins der Judex Curiae dessen Stelle 
ex officio überall zu vertreten hat. — Denn er ist anerkanntermassen 
u) als zweiter der hohem Reichsbarone dem Paladnc dem Range 
nach der nächste, daher auch dessen gesetzlicher Vertreter in 
den zunächst erwähnten Fällen. — S. Werb. Tripart. I: 94. — 
ß) Er ist bei der h. Septemviral-Tafel Mit-Richter,bei dem kön. 
Statthalterei-Rathe Beisitzer, ja bei beiden dieser hohen Lan- 
desstellen in Abwesenheit des Palatins Präsident; kraft der Ges. 
V. 1623; 15. und 1723: 24. u. 97. — Bei der kön. Gerichtstafel 
wird er durch seinen Vioe-Judex Curiae, imd eigenen Land- 
richter, die er kraft des 29. Art. v.J. 1715. selbst wählt, vertreten. — 
J) Er ist einer von den drei Grossrichtern des Reiches (Judex 
regni Ordinarius) und als solcher im Besitz eines authentischen 
Siegels, unter welchem sowohl er, als sein Protonotar gerichtliche 
Befehle (mandata judiciaria) zu erlassen, procuratorische Voll- 
machten authentisch auszustcllcn etc. berechtigt ist, im Sinne d. 
Ges. V. Math. VI. D. 1486: 68. und Wlad. I. 1492; 42. bj. — 
e) Derselbe führt auch in Ermangelung oder Abwesenheit des Pala- 
tins, als dessen gesetzlicher Vertreter, bei der Reichsversammlung 
den Vorsitz, so wie auch bei der Magnatentafel insbesondere, 
wo ihm ohnehin nach demPalatine die nächste Stelle mit Sitz und 
Stimme gebührt; kraft d. 10. Ges. Art. v. 1687. c) — C) B‘-i <ier kön. 

bei Hof entstandene Streitigkeiten seiner Entscheidung im 9. Art. der goldenen 
Bulle unterworfen habe. — Auch hatte derselbe nach Werb. Trip. I: 29. 30. und 
111:3. das Recht, in den Fallen einer Cadneitat, oder wenn ein Vermögen 
wegen Erlöschung einer Familie an den kon Fiscus rerfallen sollte, die Sache zu 
untersuchen und zu entscheiden; so wie auch in den an ihn von Slavonien und 
Siebenbürgen appellirtcn Streitsachen etc. welche Gerichtsbarkeit jedoch in 
der neuern Zeit durch den 26. u. 27. Ges. Art. <1. ,T. 1723. an die königliche 
Gerichtstafel überwiesen wurde. 

b) Dem Stephan Kohkry, als Judex Curiae, wurde durch ein beson- 
deres Gesesetz v. J. 1715; 29. der Gebrauch einer cigends zu dem Zwecke in 
Silber gestochenen Namens-Chiffre zugestanden, da er wegen einer iuiKricge 
erhaltenen Wunde seine Hand zu keiner Unterschrift gebrauchen konnte. 

c) Mehrere andere Befugnisse und Obliegenheiten, die demselben einst hin- 
sichtlich der BUS Siebenbürgen zu der kön. Curie appellirten, und an ihn — 
nach dem Zeugnisse des Trip. III: 3. — gewiesenen Rechtsstreitigkeiten, so wie 
auch der ihm durch den 48. Ges. Art. v. J. 1498. übertragenen I.uslration der 
festen Platze und Schlösser an den Grenzen etc. ziistnnden, dürfen füglich 
beute nur den Rechts-AlterthUmern zugezahlt werden. 
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Krönung trägt er, laut anerkannten Herkommens, dem Könige den 
k. Scepter vor; — endlicli rj) wurde ihm durch die altern Landes-, 
gesetze v. J. 1608: 3. v. d. Kr. 1613: 7. 1618: 4. 1622; 2. etc. und 
zwar bei Verlust seiner Amtswürde, die Beftigniss ertheilt: im Falle 
der König unterlassen würde, zur Besetzung der erledigten 
Palatinal -Würde, die Stände innerhalb eines Jahres zu einem 
Reichstage einzuberufen, diess statt seiner zu thun; welche 
Befugniss jedoch in Ermangelung jeder Usuroboration für obso- 
let und erloschen angesehen werden dürfte, d) 

Dem Judex Curiae folgt als der nächste im Range unter' 
den Rcichsbaronen der Ban von Croatien, Slavonien und Dal- 
matien; der in diesen Königreichen wohl der erste ist, in Ungarn 
jedoch unter den Re ich 8 bar onen nur die dritte Stelle einnimrat. — 
Auch diese Würde ist sehr alt, und war bis zum XVI. Jahrh. sehr 
glänzend und wichtig; seitdem ist sie jedoch durch die widrigen 
Schicksale, die das ganze Reich betroffen ,, bedeutend herab- 
gekommen, bis sie wieder im XVIII. Jahrh. nach und nach ihrem 
frühem Ansehen näher gebracht wurde; wie die neuern Gesetze 
V. 1741: 47. 1765: 34. 1791: 24. ii. 58. 1808: 5. etc. bezeugen, e) — 


d) Umständlichere Auskunft über diese Würde kann noch eingeholt werden 
aus: Bel (Car. A.) Comment. de archi-ofliciis Regum Hung. §. 15. — Math. 
Bel: Apparat, ad hist. Hung. Dec. 1. Mon. V. pag. 189. — Gebhardi: Ge- 
schichte etc. II. B. S. 111. — WerböcVy Trip. III: 3. — Anonymi: Assertor 
libcrtatls Hung. in notis ad Art. 9. Bull. Aur. Andreae II. so wie Timon, 
Tomka-Szüszky, Lakits, Beck u. a. schon angef. Werken. 

e) Die Banal-Würde ist die älteste Institution dieser Nebenländer. — 
Denn lange noch vor der Vereinigung Croatiens mitUngarn war sie daselbst 
einheimisch; wie diess das von Lucius angeführte Diplom ihres frühem Königs 
Crescimir v. J. 1068. und selbst der Name dieser Würde (ursprünglich doch 
slavisch) es bezeugt. — Sie war nach der königlichen die erste stets im Lande, 
und hatte in den ältern Zeiten mit den alten deutschen Markgrafen grosse 
Aehnlichkeit; denn gleich diesen hatte der Ban die Pflicht, vor Allem die 
Landesgrenzen zu schützen, im Kriege seine Grenzmiliz anzuführen, und in Frie- 
denszeiten Recht zu sprechen. — Da in der ungar. Geschichte Bane Vorkom- 
men, die gleich den Markgrafen ganzen Ländern zum Schutz und Schirm 
gesetzt wurden, gleich den Banen von Severin, Mach ov, Bosnien, und wieder 
andere, die blos als Befehlshaber in G renzfestungen und Schlössern, mit- 
unter auch zwei an einem und demselben Orte — nach dem Zeugnisse des 21. 
Ges. Art. V. 1518. — Vorkommen, so ist es aus dem Obigen klar, das die Bane 
Croatiens zu den vorzüglichem der ersten Classe gehörten; wie aus den ini 
Texte angeführten Gesetz-Artikeln näher erhellt. 
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Die Amtswirksamkeit und Macht des Bane von Croaticn ist jener 
des Reichs-Palatins in Ungarn beinahe gleich, oder wenigstens 
analog. — Denn gleich diesem leitet er a) im Namen des Königs 
die politischen, gerichtlichen, und vorzugsweise auch die mili- 
tärischen Angelegenheiten dieser Nebenländer, und zwar 1. die 
ersten hauptsächlich ß) als gesetzlicher Präsident der durch ihn 
stets einberufenen General-Versammlungen dieser Länder, f) 
wobei ihm stets der Protonotär oder Landrichter derselben als 
gesetzlicher Referent zur Seite steht, im Sinne der Gesetze von 
1608:4. 11. V. d. Kr. 1609:27. 28. 1628:31. 1635:32. 1638:1. 
§. 8. u. 32. 1687: 22. u. 50. 1715: 121. 1723: 3. u. 87. 1729: 20. u. 
25. 1741: 47. — ja y) selbst in Ermangelung eines eigenen croa- 
tischen Consiliums wurde ihm indem ung. k. Statthalterei- 
Rathe zu dem Zwecke durch den 24. u. 58. Ges. Art. des J. 1791. 
ein seiner hohen Stellung gebührendes Stimm- und Sitzrecht 
eingeräumt. — S) Bei den ungar. Reichstägen nimmt der Ban 
von Croatien meinen Platz an der Magnatcn-Tafel unmittelbar 
nach dem Palatin, und Judex Curiae ein, nach 1687: 10. §. 1. — und 
e) bei der Krönungsfeier ist der goldene Reichsapfel seinen Hän- 
den anvertraut, g) — Ferner 2. in gerichtlicher Beziehung ist 
derselbe C) Präsident der croatischen Gerichts- (sonst gewöhnlich 
Banal-) Tafel genannt; kraft des 121. Ges. Art. v. J. 1715. bei der 

fi Diese s. g. General-Congregationen waren eigentlich seit jeher die 
eigenen Municipal-Landtäge dieser NebenlUnder, auf welchen die Angele- 
genheiten des Landes berathen, Beschlüsse gefasst, dem Könige unterbreitet, 
und durch seine Sanction zur Kraft der Gesetze, die Municipal-Statute 
hiessen, erhoben wurden; wie diess durch mehrere Landesgesetzc, und zwar 
ausser den Constitutionen Slavoniens v. J. 1492. u. 1638. auch durch die 
Ges. Art. v. 1681 : 66. 1716: 120. 1790: 68. etc. anerkannt wird. 

g) Ungeachtet dieser ihm in der letztem Zeit wieder eingeraumten Befug- 
nisse und Auszeichnungen, wurde dennoch der Wirkungskreis des Bans von 
Croaticn gleich jenem des Palatins in Ungarn, theils durch die Verluste, die 
die Krone Ungarns in jenen Gegenden gegen die Türken, Venetianer und 
Franzosen erlitten, theils die neu organisirte militärische Grenz Verfas- 
sung, theils endlich durch die in der ne uern Zeit stattgefundenen Verände- 
rungen der politischen und judicicllen Verwaltung des Landes bedeutend 
. beschränkt; so dass es auch in dieser Beziehung zu wün.scben wUr6 : dass die bis- 
herigen staatsrechtlichen Verhältnisse dieser NebenlUnder zu Ungarn 
auf eine neue, müden Interessen beider Theile besser, als diess früher 
der Fall war, übereinstimmende, und die beiderseitigen Rechte voll- 
kommen sich erstellende Grundlage je eher gestellt werden mögen! 
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er auch seinen Stellvertreter, den VIce-Ban, laut des 89. Ges. 
Art. V. 1723. zu ernennen berechtigt ist, — so wie ihm auch S) hin- 
sichtlich der Grenzstreitigkeiten dieser Nebenländer eine dem 
Ungar. Palatin analoge Amtswirksiimkeit zukömmt, im Sinne des 
18. Ges. Art. v. 1741. §. 4. — Endlich 3. in militärischer Bezie- 
hung gebührt demselben i) als obersten Capitän dieser Neben- 
länder die oberste Leitung des gesammten Militärwesens der- 
selben, kraft des 62. Ges. Art. v. 1681. mit der Ernennung des 
Vicc-Capitäns, wo es nöthig würde. — xj Zugleich ist er der 
gesetzliche Anführer und Capitän der croatischen Insurrection, 
im Sinne der Ges. Art. v. 1681 : 66. und 1808 : 5. daher auch A) der 
wirkliche Obrist der zwei Banal-Begimenter, so wie auch /i) der 
Ober-Befehlshaber der s. g. Banal-Grenz-Districte, wie 
diese aus den Ges. Art. v. 1609: 27. 28. der dipl. Stat. dieser Reiche, 
V. 1750. u. a. ersichtlich, und daraus auch erklärlich wird: warum 
von dem Bane von Croatien insbesondere schon in alten Zeiten 
nach 1486: 73. eine persönliche Huldigung und Eidesleistung 
in die Hände des Königs gefordert, und ihm in neuerer Zeit durch 
die Ges. Art. v. 1741: 47. und 1764: 34. die besondere Verpflich- 
tung aufcrlegt wurde: dass er unausbleiblich in den seiner Obsorge 
anvertrauten Ländern seinen stabilen Wohnsitz zu halten habe? 

Nach dem Bane von Croatien folgt in der durch den 10. Ges. 
Art. V. J. 1687. festgcstellten Rangordnung zunächst vor den 
übrigen Rcichsbaroncn noch der kön. Oberst- oder Erz- Schatz- 
meister (Tavernicorum regaliummagister), h) dessen Wirksam- 
keit in alten Zeiten von grösserer Ausdehnung und Bedeutung in 
Ungarn gewesen sein mag, wo ihm die Obsorge über den königl. 
Schatz, und alle Einkünfte der Krone, die Oberaufsicht Uber 
die ung.Bcrgstädte, und das Ofner Münzhaus insbesondere, ij 
nebst vielem andern, was damit zusammenhing, von Amtswegen 
anvertraut, oblag; womit natürlich auch sein Ansehen im gleichen 


h) Ueber den Ursprung, den Namen, und die frühere Wirksamkeit 
dieses Rcichsbarons berichten ausführlicher das Nähere: Kaprinay ins. Hist, 
diplom. F. II. inter annales Nr. 37. Not. II. — Rogerius in destruct. Hung. 
per Tartaros C. X. — Thuröezy in Chron.V. C. 67. — Istvünfy Hist. L.XX. 
pag. 360. — Bel: Comment. de archiofüc. §.22. — Timon, Beck, Bcncziir, 
Fejdr, Lakits etc. 

i) Nach dem Zeugnisse der Landesgesetze von Sigmund Decr. II: 12. und 
1741: 12. 

VirouU anf«r. StMUrMbL IT- 22 
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VerhältniBse stand, k) — Ilcut zu Tage besteht die Amtswirk- 
samkeit des s. g. Reichs-Taverniciis darin; dass er in Rechts- 
Angelegenheiten einiger konigl. Freistädte, ZJ die unter seiner 
Gerichtsbarkeit stehen, die erste Appellations-Behörde — unter 
dem Namen eines Tavernical-Stulilcs oder Gerichts (Sedes 
tavernicalis) — dessen Präsident er ist, ausmachc, und in dieser 
Beziehung sowohl selbst als sein Vice-Ta vernicus gerichtliche 
Entscheidungen und Verordnungen (Mandata jud.) an die Unter- 
geordneten zu erlassen befugt sei; nach Werb. Trip. III: 10. und 
1791:24. dass derselbe ferner bei den höchsten Landesbehörden, 
nämlich der Septeraviral-Tafel, als Mitrichtcr, und bei der kön. 
Ungar. Statthalterci als Rath und Beisitzer Thcil zu nehmen, 
und in Abwesenheit des Palatins und des Judex Curiae als deren 
Vertreter beiderseits den Vorsitz zu rühren habe; dass er eben so 
beim Reichstage an der Magnaten-Tafel gleich nacli dem Banus 
seinen Platz mit Sitz und Stimme cinnciime, ja dem letztem in der 
Abwesenheit der zwei ersten Grosswürdenträger hinsichtlich des 
Vorsitzes vorgezogen zu werden pflege; endlich dass die dem 
Judex Curiae durch die alten Gesetze ziicrkannte Befugniss, zur 
Besetzung der erledigten Palatinal-Würdc, einen Landtag statt 
des Königs anzusagen, durch dieselben Gesetze, unter derselben 

h) Rogerius in s. Destructio Ilung. per Tartaros facta Cap. X. vereinigt 
in seiner Person beide Aenitcr, stellt ihnen aber dabei kein sonderlich gün- 
stiges Zeugniss aus, wenn er sagt: vQiii autem potentiores crant (in aula 
fcgis) sicut Tavcrnicus, qui et Camerarius dicitur, ne dap i feroru ni, 
pincernarum magistri, et caeteri qui habobant in Curia dignitates — in 
tantum incrassati erant, ut Reges pro nihilo reputarent« etc. — Auch 
die alten Römer unterschieden das Aerariuin von dem Fiscus; für den Kaiser 
Augustus war cs ein arcanum dominationis, beide zu vereinigen. 

y Die kön. Freistudte, die der Gerichtsbarkeit des Tavernical-Stuhlcs 
in Appellationsfallen unterstehen, sind folgende: Bartfa, Ofen, Karpfen, 
Kaschau, Debrcczin, Eperies, Giins, Raab, Kis-Mdrton, Modern, 
Neusatz, Pest, Pressburg, Oedenburg, Skalitz, Szatmir-Ncnicth, 
Szegedin, Temesvär, Theresiopel, Tyrnau, Agram und Zombor; 
ferner die FreistKdte Essegg u. Fünfkirchen, die noch nicht inarticulirt sind. 
— Die übrigen kön. Freistiidte stehen, wie bekannt, unter der Gerichtsbarkeit 
des Person als, von dem jedoch keine weitere Appellation stattfindot, wäh- 
rend von dem Tavernical-Stuhle noch an das Septemvirat appcllirt werden 
kann. — Uebrigens wann dieser Unterschied unter den kön. Freistüdten, und zu 
welchem Zwecke seinen Anfang genommen habe? ist bis jetzt nicht ermittelt 
worden. 
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Sanction (wohl auch mit demselben Erfolge) auch auf ihn aus- 
gedehnt worden sei. 

Bei den übrigen oben (§.G3.) bereits angerührten Rcichsbaro- 
nen tritt bedeutender schon der Umstand hervor, dass sic ihrer 
ursprünglichen Bestimmung nach, mehr Hof- als Krön- oder 
llcichsümter vorstellcn, weil sie aberdennoch einige öffentliche, 
wenn gleich nur temporä re Functionen, theils während der Re ich s- 
tüge, theils^ bei den Krönungs-Feierlichkeiten — grösstentheils 
dem Herkommen gemäss — zu verrichten haben: so werden sie auch, 
den höhern Reichsbaronen gleich, vor den übrigen Ständen durch 
Ehrenvorzüge ausgezeichnet, und den vorangehenden Gross- 
würdenträgern dem Namen und dem Range nach, als zunächst 
folgende, beiffescllt. 

O ' O ^ 

An der Spitze des Hofstaates pflegt in monarchischen 
Staaten gewöhnlich der Oberst-Hofmeister des Königs zu 
stehen; als solcher kömmt in Ungarn derselbe ebenfalls unter 
dem Namen eines Cur iae regiae Magister — nicht J udex — und 
zwar schon in einer Urkunde v. J. 1148. vor; doch ist über seine 
Amts-Verrichtungen nichts Näheres bekannt. Was die Alter- 
thumsforscher hierüber berichten, sind blosse Muthmassungen, aus 
Analogie oder dem Beispiele anderer Höfe jener Zeit entlehnt, 
ohne nähere Begründung, mj 

Schon etwas mehr lässt sich von dem kön. Oberst-Thür- 
hütcr — janitorum regalium magistcr — berichten, dem 
ursprünglich, als Vorsteher über die Thürhüter oder Wachen des 
kön. Palastes, die Obsorge für die Sicherheit des Hauses, und der 
kön. Familie etc. oblag; n) daher ihm auch später durch den 25. Ges. 
Art.d. J. 149Ö. etc. eine ähnliche Obsorge über die Versammlungssäle 
der Stände an Reichstägen mit dem besondern Aufträge über- 


m) Timon in s. Imago novae Ilung. S. 44. macht ihn zum Stellvertreter 
des Jude.v Curiac. — Vcrgl. Katoua 111:695. und Szegedy in Not. e) ad 
Art. 68. a. 1486. etc. 

n) Schon K. Colomann soll, nach Nie. Istviinfy L. XVI. und Math Bel 
Notit. Ilung. novae IV. 144. in seinem Palaste königl. Th Urh ü ter angestellt 
haben, und zwar aus den Russen, die er nach Ung;un ilbersiedelt hätte, wenn 
da nicht etwa eine Verwechslung in der Bedeutung der Namen Grosz = Russe, 
und Oroz = Hüter, von dem Dorfe Orozfalva, welches den kon. ThUrhütern, 
oder Wachen zum Wohnorte angewiesen war, veranlasst, stattgefunden hat. — 
S Gustermann a. a. O. §. 178. Anm. f). 

22 * 
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wiesen wurde, Air die Handhabung und Erhaltung der guten Ord- 
nung dieser Versammlungen, die Zählung der Stimmen, Schlich- 
tung der dabei vorkommenden Streitigkeiten etc. Sorge zu tragen, 
was in den neuern Zeiten schon seine Bedeutung hat. 

Eine ähnliche Function bei Reichstagen ward auch dem kön. 
Oberst-Stallmeister oder Erz-Hofmarschall, Agazonum oj 
reg. magiste^ zu Theil, dem früher die Obsorge des kön. Mar- 
stalls, später an Reichstägen die Sorge für angemessene 
Quartiere der Landstünde, und gute Polizei hinsichtlich der 
nöthigen Lebensmittel, und der allgemeinen Sicherheit etc. 
oblag; daher derselbe auch demKönige bei jeder feierlichenErschei- 
nung mit dem gezückten Reichsschwerte an der Seite zu sein 
pflegt. — Also Werb.Trip. I: <J4. 1647:123. 1649: 62. u. 1655:88. 

Die Verrichtungen der übrigen Reichsbaronc beziehen sich 
mehr auf cercmoniellc Functionen bei den Krönungs-Feierlich- 
keiten, dem kön.Banquet, und andern älinliclicn Gelegenheiten, die 
an jene der Kaiserkrönung in Frankfurt unwillkürlich erinnern, 
als wirkliche Staatsdienste, und lassen sich aus dem Namen jedes 
Erzamtes leicht entnehmen. — So pflegt der Oberst-Kämmerer 
mit dem Ob’rst-IIofmeister bei der Salbunsr des Königs, und dem 
Anlegen des Krönungs-Anzuges, geschäftig zu sein. — Der Oberst- 
Truchsess, dapiferorum reg. magistcr, hat die Oberaufsicht über 
die kön. Küche, Tafel und Alles, was dazu gehört, — so wie der 
Oberst-Mundschenk, pincernarum reg. magistcr, Air den kön. 
Keller, die Getränke, Trinkgcschirrc etc. zu Aihrcn. Der crstcrc 
reicht dem Könige bei der Tafel die aufgetragenen Speis gcrichte, 
der letztere den Wein, den er zuvor verkostet, dar. pj — Der 

o) Agazo — ein griechisches Wort — das einen A ufschcr der Hcerdcn 
hcdcutet, mag wohl schon am bi zan ti n iscli en Hofe den Aufseher der kaiscrl. 
Stallungen, oder den s. g. Stallmeister, dergleichen in Ungarn nicht nur 
die Könige, sondern auch Königinnen, die Prinzen des Hauses, ja selbst 
Magnaten, und reiche Grundherren zu halten pflegten, wie Andreas II. 
gold. Bulle im 15. Art. Ludwig I. Decr. 25. Art. andeutet, und Bel in s. Appar. 
ad hist. Ilnng. Dccad. I. Mon. V. p. 148. es bestätigt, bedeutet haben. — Das 
ursprünglich nur gewesene Hofumt wurde später doch schon im Werb. Trip. 
1: 94. und im Sinne der im Texte angef. Gesetze, den Stantsämtern und Reichs, 
baronaten zugczählt. 

p) Die Ungar. Könige unterhielten an ihrem Hofe, gleich andern benach- 
barten Höfen, eigene Diener, die zu häuslichen Verrichtungen jeder Art ver- 
wendet worden und daher auch Iton. Hofleute oder Udvo rnici hicssen. — 
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Capitiin der kön. Ungar, adeligen Leibwache, seit die letztere 
errichtet wurde (s. I. B. §. 34. S. 340. 8. Anm. x) hält seinen Platz 
stets in der nächsten Umgebung des Königs fest. — Die übrigen 
Verrichtungen der Keichsbarone, so wie des kön. Hofstaates 
sind aus dem Hof-Cer emoniell näher zu entnehmen. 

Es wurde bereits oben erwähnt, dass zn den bisher angeführten 
Reichsbaronen erst in der neuern Zeit durch den 6. Ges. Art. 
d. J. 1765. als die K. Alaria Theresia die kön. Ungar, adelige 
Leibwache errichtete, dem Capitän oder Hauptmanne dersel- 
ben auf die Bitte der Stände zugleich die Würde eines Rcichs- 
barons, mit gleichem Range und dcuRechten desselben, verliehen 
worden sei. — Vergl. die kön. Resol. vom 16. Jänn. 1765. auf die 
Repräsentation der Stände v. 4. Jänn. d J. q) 


Dergleichen sind auch die hier angeführten, und ausser diesen auch k. Schützen, 
Jsger, Falconiere u. dgl. denen sie statt des Gehaltes k. Grundstücke anwie- 
sen, besonders jenseits der Donau, wo die Arpadische Dynastie vorzüglich 
ihre P a tr imo n ial-G U ter hatte. — Diese Classen der Ilofleute breiteten sich 
nach und nach so aus, dass sic ganze Dörfer und Markte füllten, zuletzt zu 
einem eigenen Bezirke anwuchsen, welcher den Namen der Szolga-Gy öri- 
schen Gespanschaft erhielt; wie diess mehrere Urkunden des K. Ladislaus IV. 
V. J. 1273. 1274. bezeugen, wo ein Kaynaldus magiatcr dapiferorum, 
Comes Szolga-Györeusis ctc. vorkömmt. — Viele dieser k. llofdlenstlcute 
wurden nachmals von den Königen (s. Ludwig I. 196.) geadelt. Daher gibt es 
in Ungarn ganze Dörfer, die blos von Adeligen bewohnt werden, z. B. die 
Edelleuto von Sz. G41, die von den k. Jilgern herstammen; wie Palma in s. 
Gesch. I: 87. und C. Bol in s. Werke De archioffic. S. 44. etc. bezeugen. — Der 
Art. 24. V. 1618. und Art. 32. v. 1622. untcrordneUi dieselben der Gerichtsbar- 
keit des Weszprimer Comitats. — Vergl. Lakits a. a. O. und Gustermann 
Staatsr. 2ü9. §. Anm. a). 

q) Bei dieser Gelegenheit wurde auch auf dem Landtage von 1766. die 
Frage aufgeworfen: ob dem Könige allein das Recht zukomme, die Zahl der 
Reichsbaronate nach Gutdünken zu vermehren? worüber anfangs viel 
gestritten, später jedoch der Streit auf die im Texte angegebene kluge Art vor 
der Hand beigelegt wurde. — Entschieden kann die Frage nur dann voll- 
ständig werden, wenn genau bestimmt würde: welche von den Rcichsbaro- 
naten blos als Ilofämter oder Chargen, und welche zugleich als Staatsämter 
oder gar G rossw ür den des Reiches anzuschen wären? Die Entscheidung der 
obigen Frage dürfte dann nicht schwer werden, da es doch nicht leicht Jemanden 
einfallen könnte, in dem ersten Falle das ausschliessliche Recht des Königs 
hinsichtlich der Einrichtung seines Hofstaates, so wie in dem andern Falle, 
unter den gegenwärtigen Umständen, auch einigen Einfluss der Reich sständo 
dabei, in Zweifel' zu ziehen. — V'ergl. hiL-rüber: Lakits a. a. O. und Guster- 
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Einst wurden unter den Reichsbaronen — ausser dem Gross- 
Seneschall r) des Reiches — auch der^Ban von Machov, und 
Severin, dann der Wojwod von Siebenbürgen, der oft zugleich 
auch Graf der Szckler war, dann der Pressburger und Teme- 
scher Grafgezülilt. — Dicschatten meist, in den ihrer Obsorge anver- 
trauten Reichsgebieten, eine dem Ban von Croatien ähnliche Gewalt, 
nebst gleichem Ansehen, und besorgten alle sowohl politische als 
gerichtliche und Militär-Angelegenheiten ihrcrGebicte. — Ihre 
Gericht 8 -Entscheidungen wurden zu der kön. Tafel appellirt etc. 
Allein diese Würden haben schon lange aufgehört, nämlich seit 
Siebenbürgen von Ungarn losgerissen wurde, und die übrigen 
grösstentheils in die türkische Botmässigkeit verfallen sind. — 
Doch wurde die Würde des Pressburger Grafen in der neuern 
Zeit wieder einigermassen erneuert. — Nämlich 

Viele zählen mit Werb. 1. Trip. I; 94. auch den Pressburger 
Grafen zu den Reichsbaronen, weil sein Name gleich jenen der' 
übrigen Reichsbaronc den Reichsdecreten am Schlüsse bei- 
gefügt wurde. — Doch wird diese Ansiclit dadurch wieder zweifel- 
haft, dass diese Namens- Anrührung nicht wie bei den übrigen 
juxta Prioritäten! collationis regiae, sondern immer nur zu 
allerletzt vorkommc, und im 10. Ges. Art. v. J. 1687. wo der 
Rang zwischen den Baronen, und andern Magnaten des Reiches 
bestimmt wurde, cs im §. 3. nur allgemein heisse: »Post quos 
(regni baroncs) capesset locum comes Posoniensls ac duo 
S. Coronae Custodes.« Doch erhellt daraus zugleich als gewiss, 
dass er unmittelbar nach den Reichsbaronen vor den Kronhütern, 
so wie auch allen Obergespänen, und andern l\lagnaten, seinen 
Rang cinnehme, und diesen Vorzug ausdrücklich dem 48. Ges. Art. 
V. J. 1.599. zu verdanken habe, wo der König auf die Bitte der 


mann Staatsr. §. 262. u, 267. nebstbei Schwartner Statist, und die Diittal- 
Acten V. J. 1765. 

r) Spuren dieser GrosswUrde samint dein fremdländischen Namen (Senc- 
chal de France, d’Angleterre etc.) kommen wohl in dem VI. Decr. dos Königs 
Mathias v. J. 1486: 68. und "Wladisl. I. D. v. J. 1192: 42. §. 3. etc. vor, aber 
worin diese Würde bestand? wann sie in Ungarn aufgekommen und wann 
wieder ausser Uebung gekommen .sei? ist nicht mehr zu ermitteln. — Einige 
wollen in ihm den nachherigen Kamraer-PrUsidenten, andere den k.Oberst- 
Hofmeister erkennen, doch ohne hinlängliche Beweise. — Vergl. Wladisl. 
VII. Decr. v. 1514: 68. und 1492: 42. etc. 
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Stiimlc, er möge dem verdienstvollen Niklas Pdlffi, und dessen 
männliclien Erben, arcem et bona Posoniensia cum titnlo Goniitis 
perpetui verleihen, diese Bitte bereitwilligst auch mit dem Titel 
bewilligte: »-Comes Poson icnsis et comitatus ejusdem nominis 
perpetuus supremus Comes, arcisque regiae Posonieusis here- 
d itarius ac s u premusCapitaneus« so dass in demLandtags-Decr. 
V. 1(108. n. d. Kr. Stej)han Pälf’fi namentlich schon als solcher — 
gleich seinen übrigen Nachfolgern — angeführt wird, s) 

Nach den Rcichsbaronen, und dem Pressburger Grafen, 
folgen im Range unmittelbar die zwei Kronhüter, deren Obhut 
die Aufbewahrung der hönigl. Reichskrone, sowie der übrigen 
Reichskleinod icn gesetzlich anvertraut ist. — Ueber sic verfügen 
die Landesgesetze insbesondere: 

1. Die zwei Kronhüter sind im Range die nächsten nach dem 
oben genannten Pressburger Grafen, und den Rcichsbaronen, 
haben daher auch beim Reichstage den Vorsitz vor den 
Obergespäuen, und den übrigen Magnaten, kraft des 10. Ges. 
Art. V. 1G88. 

2. Ihrer werden immer zwei von den Ständen auf einem Land- 
tage nach dem II. Decr. K. Math. v. J. 1165: 2. gegen eine 
vorläufige Candidation des Königs, auf Lebenszeit gewählt; 
und zwar aus eingebornen Landeskindern vom weltlichen 
Ritterstande, ohne Unterschied der Religion, im Sinne der 
Land. Ges. v. Wlad. IV. Deer. 1500: 23. 1608: 4. v. d.K. 1608: 
16. n. d.Kr. 1638: 1.1659: 1.1715: 2. und 38. 1741 : 6. 1791 :8. 

.3. Die Gewählten haben ihren Amts-Eid vor dem Könige, oder 
dessen Commissär, und den Ständen abzulcgen; und einer von 
beiden soll immer in der Nähe der Krone seinen Wohnsitz 
haben, kraft der Ges. v. 1617 : 3. 1G.)5: 45. 1715 : 38. etc. 

») Benezür stellt die Pressburger Grafen den alten deutschen Mark- 
oder den Ungar. Grenzgrafen oder Banen an Macht und .\nschen gleich, denen 
die Obhut der Iteichsgrenzen einst gegen die Venetianer in Dalmatien, 
gegen die Türken in lluscien, Bosnien und Belgrad anvertraut war — so 
diesen gegen Oesterreich und Mahren — IVenn jedoch .\ndere aus dem oben 
erwähnten 48. Ges. .4rt. v. J. tö'JD. weiter folgern, dass vor dieser Zeit in 
Ungarn keine s. g. Erb- oder Titular-Grafen bekannt gewesen wären, so 
widerspricht diese Ansicht eben so der G eschichte, als einem seit den Zeiten 
des heibStephans allgemein anerkannten llcrkommen; wie aus den oben nng. 
Stellen näher zu cutnehmen ist. — Vcrgl. auch Gr. Czirdky’s J. publ. K. Hung. 
§. 288 -2öß. 
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4. Wenn einer derselben mit Tode abgehen, oder sonst auf andere 
Art von seinem Amte abtreten sollte, dann kann wohl der 
König provisorisch einstweilen dessen Nachfolger bestellen, 
doch soll derselbe in dem nächsten Landtage, nach der sonst 
üblichen Candidation, und ständischen Wahl, neu gewählt 
oder bestättiget werden; im Sinne der obigen Gesetze v* 1715: 
38. und 1791 ; 8. 

Aus ihrer Benennung und ihrem Eide ergeben sich ihre Amts- 
pflichten von selbst, doch über die Wandlungen, die diese 
Würde in Folge der Missgeschicke der Krone zu erleiden hatte, 
gibt die nöthigen Aufschlüsse die Geschichte des Landes, t) 

t) Hinsichtlich der mit dieser Amtswürde im Laufe der Zeiten vorgegan- 
genon VerUnderungen ist wohl zur Aufhellung dieses Gegenstandes vor allem 
das Sendschreiben des Pabst Innocenz III. an den Frohsten von Stuhlweis- 
scnburg: de custodia S. Coronae rcgni Hung. höchst merkwürdig, und 
beachtungswerth ; welches Baluzius in dem I. Bande derEpist.Innocentii etc. 
zwischen zwei andern im J. 1198. anführt, worin es wörtlich heisst: vlonotuit 
Apostolatui nostro, per petitionem nobis tua ex parte porrectam, quod, cum in 
Albensi ecclcsia quaedam dignitas, quae, custodia etc. dicitur, ad tuam 
donationem pertinens, habcatur, cujus curae ac sollicitudini ornamenta ac 
privilegia ipsius eccicsiae, ac diadema etiam regium committuntur, eam 
personae idoncae conferre desideras, ne forte per imperitiam, aut infidelitatem, 
vcl ncgligentiam custodis ipsius, ecclesia incurrat aliquod detrimentum, aut 
honor patriae de corona aliquam laesionem sustineat. — Volentes igitur 
indemnitati ccclesiae praecavere, et tibi tuam just itiam conservare, ut custo- 
diam ipsam, sicut tui juris existit, idoneae personae, nullius appellationis 
obstaculo, conferas et assignes, liberam tibi domus auctoritate Apostolica 
facultatem. Datum Laterani XII. Cal. Jan.« — Aus dieser Urkunde ist nun 
deutlich zu entnehmen: dass die Aufbewahrung der h. Rcichskrone ursprüng- 
lich und Umtlich dem Dom-Custoden des Weissenburger Capitels anver- 
traut, und dieselbe Krone daselbst, zugleich mit den Privilegien und dem 
Schatze jener Domkirche, auf bewahrt worden sei. — Dass dieser Ort ihrer 
Aufbewahrung noch im J. 1309. derselbe gewesen sei, wird aus den Worten 
der ReichsstUndc in demselben Jahre ersichtlich, womit dieselben die Reichskrone 
pro interdicta, profanata, et roprobrata,und aller Rechtskraft verlustig 
erklären, bis solche von dom Siebenbürger Wojwoden Ladislaus wieder 
zurückerlangt würde, oder wörtlich: >’Quousque praedicta corona ad manus 
nostras, seu legitimi Regis vel Albensi eccicsiae, ad quam spectare 
dignoscitur, libere fuerit restituta vel reposita« wie Pray in s. Annalen 
P. I. S. 387. etc. berichtet. — Später jedoch wurde diese Verfügung, sowohl hin- 
sichtlich des Ortes, als der Person, welcher diese Aufbewahrung anveftraut 
war, oft und vielfach geändert; doch ohne genau zu wissen: wann und wie? — 
Wahrscheinlich wurde die Krone unter Carl Robert von Stuhlweissenburg 
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Vor Zeiten hatten auch die Königinnen, die reges j uniores, 
und die königl. Prinzen, ausser ihrem Hofstaate, auch ihre eige- 
nen Hofbarone, von denen jedoch in den Gesetzen des Landes 
nichts Bestimmtes zu finden ist; nur in neuerer Zeit, seit Sieben- 
bürgen zum Grossfürstenthume erhoben ward, erhielt selbes 
im J. 1762. auch eigene Hofämter, und zwartheils oberste Hof- 
ämter, welche nur Männern aus Magnaten-FEmilien verliehen 
werden, theils Vice-Hofämter für den Ritterstand. — Sie verrich- 
ten ihre Functionen gleich den mindern Reichsbaronen in 
Ungarn, nur bei der feierlichen Huldigung, oder wenn der 
Grossfürst irgend eine andere Feierlichkeit vornimmt, und sie zur 
Ausübung ihrerHofämter auffordert. — Für den k. Commissär ver- 
richten sie diese Functionen nicht, ausgenommen wenn etwa ein Erz- 
herzog die Stelle des Königs verträte; solche oberste Hofämter 
sind gegenwärtig sieben, nämlich der Oberst-Hofmeister, Kämme- 
rer,'_Stallmeister, Mundschenk, Truchsess, Thürhüter und 
Jägermeister, deren Rechte jener der ungar. Reichsbarone 
einigermassen analog, doch weniger ansehnlich erachtet werden. 


nach Wissegrad oder Plintenburg, wo jener König residlrte, übertragen ; 
denn schon im J. 1440. konnte dieselbe durch die Kön. Wittwe Elisabeth, 
sammt ihrem neugebornen Ladislaus, nach Wien entführt werden, wo sie, an 
K. Friedrich verpfändet, bis zu ihrer unter Mathias Corv. erfolgten Auslösung 
verblieb. — Seitdem wurde durch die Landesgesetze v. K. Mathias II. Decr, 

2. Art. eine strengere Bewachung derselben, und durch Wladisluw I. Decr. 

V. 1492: 3. abermals Wissegrad zu ihrem Aufbewahrungsorte angeordnet. — 
Später wurde durch die Wiener Pacific, v. J. 1608: ad 4. v. d. Kr. und nach 
ders. durch den 16. Ges. Art. das Pressburger Schloss, und zuletzt im Jahre 
1791 : 6. Ges. Art. die Hauptstadt Ofen zu ihrem Sitze angewiesen. — Hinsicht- 
lich der Kronhüter selbst fand eine ähnliche Verschiedenheit statt. — Denn 
nach dem Stuhl wei ssenburger Custoden gab es lange keine bestimm- 
ten Kronhüter, sondern dieselben wurden bald einzeln, bald zu zweien, ' 
'sowohl vom geistlichen als weltlichen Stande, zuweilen gemischt von 
beiden, meist nach Gutdünken des Königs, mitunter auch unter Mitwirkung 
der Stände, dazu erlesen, wie Peter Rdvay in s. Comment. de S. Corona aus- 
führlich berichtet, bis endlich im Sinne der im Texte angeführten Landesgesetze 
die letzten Anordnungen und Beslimmüngen derselben ihre volle Sanction und^ 
Usuroboration erlangten. — Nähere und umständlichere Auskunft hierüber, 
so wie auch über die hinsichtlich dieses Gegenstandes unter den Gelehrten statt- 
gefundenen Streitfragen bieten die bereits oben (I. B. §. 34. Anm. a) b) c) 
S. 326 — 329.)angef. Werke dar; insbes. jedoch jene von Rdvay, Koller, Pray, 
Lakits und Gustermann Staatsr. §. 241. S. 260—265. 


DIgitized by Google 


34fi 


§. G6. — D) BeHundiTC Reeiiic und Pnichfoii der Oberge.sp&iic 
der Coiuitute. 

So alt als die jetzigen Kcichsbaronatc, und aucli noch um 
vieles älter als die meisten unter denselben sind, ist auch das Amt 
der s. g. Obergespäiie, Gaugrafen (Coniites supremi 
comitatuum), die jenen im Range zunächst fedgen, genannt; denen 
die Leitung der öffentlichen Geschäfte, und des Magistrats ganzer 
Comitatc, die mitunter ansehnliche Herzogthümer und Fürstcu- 
ihümer vorzustellen gross genug wären, obliegt, und welclics, 
obgleich gegenwärtig von minderm LTinfang, als ehedem, dennoch 
von grosser Bedeutung im Lande, und hochansehnlleh ist. aj — Unter 
den Obergesj)äncn nehmen diejenigen den ersten Platz ein, denen 
diese Würde, als Erben der vorzüglichsten und um das Land hoch- 
verdienten Familien, zu Theil geworden ist, die daher auch Erb- 
Obergespäne (Coniites supremi ac perpetui) genannt werden. 
Auch dem Kcichspalatine,wie schon oben (§. 64. und 62.) bemerkt 
wurde, und den zwei Erzbischöfen von Gran und Erlau kömmt 
diese AVürde (honor Comitatus) von Amtswegen immerwäh- 
rend zu , und in zwölf Comitaten, das Warasdincr mitgereehncl, 
wurde dieselbe seit K. Ferdinand I. in neuern Zeiten erblich, IJ 


nj Letzteres wird wolil hinlänglich drrch die eigenen Worte der Landes- 
gesetze, namentlich v. J. 1723;.5G Art angedcutet, wo cs wörtlich heisst: j Qu.an- 
doijuidem So premi Comi t e s Cioinitatuuin, quihiis praeficinntiir, M o dera torcs 
essent, ac tarn politicoruin et publicorum negotiorum, quam ctiam j usti- 
tiae administrationis curam sibi principaliter comraiss.ara hnbcrcnt,hinc.s etc. 
Auch ist es allgemein bekannt: da.'s in den ältesten Gesetzen des Reiches der 
Oborgespan Comes Parochinlis, und das Comitat selb.st Parochia oder 
Mega (daher Vdrmegye) genannt worden sei. — S. K. Ladisl. I. III. Decr. 
16. llauptst. — Colomann, Andrens II. ö. etc. 

i) Obgleich unter K. W ladisl. II. durch dessen V. Peer. v. .1. 1.504; 3. 
ausdrücklich verordnet wurde : dass die Würde eines Obergespans (honor 
eoinitatus) Niemanden erblich verliehen, und sogar jentm liisehöfen, die 
hierüber keine ausdrUcklichenPrivilegien von den vorhergehinden Königen 
nufzuweisen hatten, wenn sic gleich im llesitze derselben gewesen wiiren, die- 
selbe entzogen weiden solle (was bekanntlich auch unter M. Theresia gesche- 
hen ist), so wurde dennoch spiiter aus den im Texte angeführten Gründen, diese 
AVürde mehreren der angesehensten Familien des Landes erblich zu Theil, 
die jedoch hierüber nur aus der österreichischen Regenten-Periode Siegel 
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dein königl. Bestätigungsrechte, so oft ein Wechsel eintritt, 
unbeschadet. — Nach eisrener freier Wahl verleiht der Könie 
den übrigen Comitaten iliren Obergespan, auch ernennt erden 
Verweser (Adinini8tratür)dcsPester, sowie auch desGraner 
und Ilevescher Comitats, so oft das Palatinal- Amt oder das 
Graner und Erlauer Erzbisthuin vacant geworden ist; und auch 
da, wo ein erblicher Obergespan sein Amt zu verwalten entweder 
noch zu jung, oder sonst nicht ganz dazu geeignet ist. — Die 
Rangordnung der Obergespäne unter einander, hauptsächlich an 
Rcichstägcn, wo sic alle an der Ma<;uaten-Tafel ihre Sitze 

O z CT 

cinnchmen, geht nach der Anciennität, oder dem Amtsalter 
der angetretenen Würde vor sich, und dauert auf Lebenszeit; 
wie dicss aus dem 10. Gesetz-Artikel vom Jahre 1088. §. 4. 5. etc. 
erhellt, ej 

Diese Würde, durch ihr dem Reiche ebenbürtiges Alter eben so 
wie die grosse Bedeutung und Tragweite des damit verbunde- 
nen Amtes, gleich ehrwürdig und wichtig, hat im Laufe so vieler 
Jahrhunderte, gleich so manchen andern Instituten des Reiches, auch 


und Brie aufzuweisen haben. — Frühere Beispiele ahuUeher Auszeichnung 
waren den Keichsstäuden immer verhasst, wie schon aus der gold. Bulle des 
K. Andreas II. 2. 3. 11. 16. 29. Art. 1231: 26. 1291 : 2. u. u. Clcktzen erhellt, — 
Und diess wohl in Hinblick auf die Folgen, die die Erblichkeit der Ucichs- 
lehen im deutschen Ueichc spater nach sich zog, auch nicht ohne Grund. — 
Doch selbst in der netn^rn Zeit, und zwar in dem berühmten Keichstage v. J. 
1791. als die Erblichkeit der Obergespans -Würde in Frage gestellt wurde, 
ist von vielen Seiten die Ansicht laut geworden: dass bei der Wichtigkeit der 
Obt Tgespans-WUrdc, welche so vorzügliche Eigenschaften bei ihreinTräger 
erheischt, die doch, wie die Erfahrung lehrt, nicht nach dem Familienrechte 
vererbt zu werden pllegon, es dem Staats-Intercs.se zuträglicher schiene, 
diese Würde nicht dem unsichern Lose der Geburt ganz aiihcimzustellen ; 
was m.m durch das Auskunftsinittol eines in Ausnahmsftillen zu bestellen- 
den Verwesers dieser AVUrde (Administrators) zu erreichen hoffte, wobei 
es auch verblieb. — Vergl. über diesen Gegenstand die Di:Uai-Aktcn jenes 
Reichstages pag. 222. und Lakits am a. O. §. 146. 

r.) Doch bleibt es dem Könige unbenommen, wenn sich irgend ein Ober- 
gespan in seinem Amte als lässig, oder minder fähig erwiese, denselben davon 
zu entheben, und Milches einem fähigem und zuverlässigem Administrator 
anzuvertraucn; ja im Falle eines durch ihn begangenen schweren A'ergchens 
oder gar Verbrechens, ihm dasselbe auch gänzlich zu entziehen; wie es die 
Landesgesetze vom Beginne des Reiches bis auf die neuere Zeit, insbes. v. 1536: 
36. 1548; 66. 1617: 7G. 1723: 56. §. 1. etc. umständlicher bezeugen. 
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manche Schicksale und Veränderungen zu bestehen gehabt, d) va. 
Folge deren sich gegenwärtig die besondern Rechte und Oblie- 
genheiten der Obergespäne im Sinne derLandesgesetze auf folgende 
Bestimmungen zurilckführen lassen: 

1. Jedem Comitate soll ein eigener Obergespan im Namen des 
Königs, mit allen Attributen seines hohen Amtes und seiner 
Würde ausgestattet, vorstehen; mit Ausnahme jener Comitate, 
die durch Ges. Artikel vereinigt, nur ein gemeinschaftliches 
Oberhaupt erfordern; also Werb. Trip. III: 57. K. Math. VI. 
Decr. V. J. 1486: GO. Wladisl. I. Decr. v. 1492: 100. 1554: 
19. etc. 

2. Dieser Obergespan soll nicht ein Ausländer, sondern ein 
Eingeborner, und zwar in jenem Comitate, dem er vorzu- 
stehen hat, durch Geburt, Rang, persönliche Vorzüge und 
Verdienste, sowie auch einen ansehnlichen Güterbesitz 
möglichst ausgezeichneter Mann sein; wie diess die Lan- 
desgesetzc v. K. Math. v. 1486: 60. K. Wlad. 1492: 6. 1554: 
19. 1559:53. 1638: 33. 1647 : 75. etc. ausdrücklich verlangen. 

3. Daher möge auch diese Würde, des mitverbundenen so wichti- 
gen Amtes wegen. Minderjährigen nicht verliehen, oder 
wenn solche, wie bei denErb-Obergespänen, auf Minderjäh- 
rige fällt, denselben sogleich Amtsverweser (Administra- 
toren) an die Seite gesetzt werden; also 1638: 33. 1647 : 75. 

4. Beim Antritt seines Amtes hat jeder Obergespan den Eid der 
Treue seinem Könige, oder dessen Stellvertreter zu leisten; 


d) So verordneten schon die Bltcrn Landosgcscize; dass die Obergespiino 
keine gerichtliche Functionen — ohne ihre Stuhlrichter vorzunehmen — 
ausser den Comitats-Sitzungen keine Beschlüsse zu fassen, noch weniger 
aber die schon gesetzlich ahgefassten willkürlich abzuandern, den niedern 
Comitatsadel nicht zu unterdrücken, in das geistliche Patronatsrecht 
nicht einzugreifen, noch weniger die Einkünfte derselben sich zuzueignen, die 
Gesetze des Landes sowohl s e 1 b s t zu beobachten, als A n d e r e zu deren Beobach- 
tung zu verhalten haben etc. sonst können und sollen sie, auf die Anklage des 
Comitats, ihres Amtes entsetzt werden. - Einst konnten sie wohl vor dem 
Comitate gerichtlich nicht belangt werden, aber die.se Immunität hörte später 
auf, den Full ausgenommen, wenn irgend ein Obergespan der Nachlässigkeit, 
oder irgend eines Missbrauches in seiner Amtssphiire beschuldigt worden 
wäre, worüber die Untersuchung und Entscheidung nur dem Könige 
zusteht. — Also Math. III. Deer. 31. dcsselb. VI. Decr. v.J. 1486: 36. 1648: 66- 
1647: 76. u. 88. etc. 
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kraft der Landesges. v. Math. VI. Dccr. 1486: 60. §. 2. ferner 
■ 1536: 35. 1542: 49. Diaet. Noviz. 1553: 30. 1554: 19. und diess 
bei Verlust seines Amtes, wenn er sich dessen weigert, nach 
Wlad. V. Decr. v. J. 1504: 2. §. 1. 2. 1542: 38. Diaet. Pos. 
1545: 52. 1546: 38. 1548: 66. 1552: 38. 1559: 52. etc. 

5. Demselben, als dem Oberhaupte des Comitats, liegt ob: alle 
politische, gerichtliche und militärische (letztere 
hauptsächlich im Falle einer adeligen Insurrection) Ange- 
legenheiten desselben, im Namen des Königs, mit aller 
Emsigkeit und Treue zu leiten, und zu verwalten; thcils unmit- 
telbar, theils mittelst seiner stellvertretenden Amts- 
Organe, als die 8. g.Vicegespänc und andere Magistrats- 
Personen, wovon die vorzüglichem auf den Vorschlag des 
Obergespans durch die Comitats-Stände gewählt, die 
übrigen durch den Obergespan im Namen des Königs 
ernannt zu werden pflegen; wie unten (III. B. §. 79.) näher 
ersichtlich wird. — Daher ist auch 

6. Jeder Obergespan der gesetzliche Präsident der General- 
iind Particular-Congregati onen, so wie auch der Gerichts- 
sitzungen seines Comitats, zugleich dessen Vertreter beim 
Reichstage, wo er an der Magnaten-Tafel eben so für 
dessen und des Reiches Interessen, wie die zwei Ablegaten 
des Comitats an der Stände-Tafel zu wachen und thätig zu 
sein berechtigt und verpflichtet ist. — Also Wlad. I. 53. 
1556: 37. 

7. Diese und mehrere andere wichtige Rechte und Obliegen- 
heiten der Obergespäne rechtfertigen wohl die Vorsorge, 
oder wenigstens den Wunsch der Gesetze: dass ein Obergespan 
nicht zugleich mehrerenComitaten vorstehen, sondern lieber 
nur einem seine ganze Zeit und Sorge widmen, daher auch 
möglichst seinen stabilen Wohnsitz in demselben halten 
möge; wie diess die Ges. von Wlad. TU. Dccr. v. 1498: 44. 
1723: 56. §. 1. u. a. m. bezeugen, ej 

e) Von diesen Obe rgcspiincn, so wie auch den im folgenden Paragraphen 
niiehst anzuführenden Titular-ÄIagnaten, sind wohl zu unterscheiden die in 
frühem Zeiten so miiehtigen Grossen und Dynasten des Landes — gewöhn- 
lich liberi ac perpetui Comites genannt — welche besonders im XIV. und 
XV. Jahrhunderte hoch über den übrigen Adel in Ungarn emporragten, Land 
und Leute in einem geschlossenen Gebiete erblich, und wie die Erzbischöfe 
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Manches Nähere über diesen Gegenstand dürfte noch aus der 
im III. B. §. 7i). darzustellcnden Munieipal-Verwaltung der 
Coinitate, zugleicli jcdoci» auch die grosse Veränderung, die 
dieselbe und die Amts Wirksamkeit der Obergespäne im Laufe 
der Zeit bisher bestanden, ersichtlich werden. 

67. — E) Besondere Rechts-Verbailnissc der s. if. Titnlar- 
MflKnaten. 

Es ist bereits oben §. (13. angedeutet worden, dass in Ungarn 
zu dem 8. g. M agnaten-Stande oder hohem Adel, ausser den 
llcichsbaroncn und Obergespänen der Comitatc, die den hohen 
weltlichen Amts- oder Verdienst- Adel ausmachen (Magnates 
ex officio talcs) auch noch eine zweite Classe der II och adeligen 
gehöre, die vermöge ihrer hohen Geburt, oder sonstigen Ver- 
dienste durch einen höhern adeligen Titel vor dem übrigen 
Kcichsadel ausgezeichnet werden, und daher auch erbliche oder 
Titular-Magnaten (Magnates gencre, nativitate, v. titulo 
tales) genannt werden, aj — Diese werden, abgesehen von den 


und Bischöfe auch frei von der Gerichtsbarkeit der Comitate bcsassen, 
ihre zahlreichen Vasallen und Hintersassen unter eigenem Banner (daher 
sic auch Banner-Grafen, Zäszlös-urak, Comites banderiati hiessen) 
dem Feinde, zuweilen auch — wie Mathaeus Trencsiniensis unter Carl 
Robert — ihren Königen entgcgcnfülirtcn, und so sowohl diesen, als dem nic- 
dern Adel, den sie so viel als möglich unter ihre Botmiissigkeit zu bringen 
suchten, gefährlich wurden. Dergleichen unter den Königen von Anjou die 
Grafen von Trcncsin und von Gissing, unter K. Sigmund die Grafen von 
Cilly, Gara, St. Georgen und Bozin, unter der sp.itern Königen die Grafen 
von Bisztricz (llunyady und SzilÄgyi) und von Zipsen (Zäpolya), 
Üjlak, Vodieha, Korbav, Farkas, Zriny, Modrusz, Frangepan u. m. a. 
aus der Geschichte jener Zeit allgemein bekannt sind. — V'crgl. Pray Annal. 
ad a. 145C. — Bel: Notit. R. Ilung. T. II. p. 128.- Wagner: .Vnaiccta Scepus. 
P. IV. p. 128. — Palma:Kot. ren. Ilung. P. I. p. 15. — Schwartner: Stat. II. 
§. 49. — Lakits a. a. 0. §. 149. etc. 

aj Ganz richtig ist die Bemerkung Schwartner's §. 49. dass der Ungar 
in seiner Sprache für die verschiedenen Rangstufen der Magnaten keine 
eigene Namen, sondern .solche den benachbarten deutschen oder slavi- 
schen Völkerschaften entnommen habe, als: Ilcrczcg, Gröf, Bärö etc. wenn 
gleich die deutschen Herzoge, Grafen und Freiherren nur Copien alter, 
auch in Ungarn seit dem Beginne des Reiches nicht unbekannter Originale 
sind. — Diess war der Fall bei den oben erwähnten Reichsbaroneu, den Gau- 
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alten vielfachen Abstufungen der Ilochadcligen und mächtigen 
Grossen im Lande, sonst Dynasten (Comites liberi perpetui 
majorcs, oder auch nativi, naturales, nacli 1492: 21. und 1498: 
22. etc.) genannt, gegenwärtig in drei Rangstufen: jene der Für- 
sten, Grafen und Freiherrn, eingctheilt, die unter einander 
blos durch den Titel, von dem übrigen Reichsadel, jedoch 
dadurch unterschieden sind, dass- sic einzeln auf den Reichstag 
einberufen, dort auch einzeln und persönlich ihr Sitz- und 
Stimmrecht an der Magnatcn-Tafel auszuüben berechtigt, hin- 
gegen ihre Stellvertreter während ihrer Abwesenheit, so wie 
auch jene ihrer Wittwen in dieser Beziehung an die Ständc- 
Tafcl gewiesen werden; ferner dass der oberste Provincial- 
Commissariats-Dircctor ein Mitglied des ungar. Statthalterei- 
Rath cs und Magnaten-Standes zugleich sein solle, wie der 100. 
Ges. Art. v. 1723. cs fordert; endlich dass die bei ihrer Standes- 
Erhebung von der k. ungar. Ilofkanzlei zu erhebende Diplom- 
Taxe nach den drei Rangstufen gesteigert, die Wappen der 
neu ernannten Magnaten vermehrt, und die entsprechenden 
Titulaturen vergrössert werden c) etc. — Sonst ist aber ihr 

und Mark grafen jeder Art. Dasselbe dürfte auch bei den Titular- und Erb- 
Magnaten der Fall sein, deren drei jetzt üblich gewordene Rangstufen 
bereits in den oben erwähnten Freigrafen — Comites liberi — ihr Vorbild 
nicht verkennen werden. — Oder sollten etwa die in den alten Urkunden jener 
Zeit vorkoramenden s. g. Duces, Comites oder Barones nativi vel natu- 
rales von Ujlak, Nagy-Mürton (Mertesdorf), Frangepan, Corbav, 
Zrinyi etc. so wie die vielvermögenden Herren von Perdn, Lossoncz, 
Rozgon, Bäthor, Gara, Uedervdra, Megyesallya, Orszüg, de Guth, 
Ellerbach, Pamkirchen, Lindva, Bakos etc. als Abkömmlinge oder Nach- 
folger im Bcsitzthume jener Dynasten oder Rei chs würden trüger etwas 
Anderes gewesen sein, als unsere jetzigen Erb* oder Titular-^Iagnaten? unter 
denen auch jetzt noch die Perpetui Comites terrae Fogaras, oder Arcis 
.\rva, Posoniensis, oder von Ghymes, Fraknö, Ndmet-Ujvür u. s. w. 
unter dem höh er n Adel nach den Rcichsbaronen den ersten Rang elnuehmen. 

h) Die fürstlichen Iliiuser oder Familien sind gegenwärtig in Ungarn 
(ausser den Indigenen) nur: Eszterhäzy, Battydny,Pdlffy u. Koburg- 
Kohdry. — Nur in dem ersten derselben geht die Fürstenwürde auch auf 
die jüngern Söhne über. — Die Zahl der gräflichen Familien belief sich nach 
dem Schematismus des Reiches v. J. 1817 auf 80. jene der freiherrlichen auf 
95. und jene der Indigenen auf 401. 

c) Der Titel eines Edelmannes in der Sprache der Hofkanzlei ist 
egregius, nenizetes, eine.s Freiherrn magnificus, eines Grafen spe- 
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Währgeld nicht grösser, als das eines einfachen Edclmannes, und 
auch das gesetzliche Leibgedin^e der Gräfin oder Freiin 
(50. Silbermark, jede zu vier Gulden) ist nicht mehr werth, als das 
einer reichen Ungar. Edelfrau. — Hierin also und vor dem Gesetze 
sind der Titular-Magnat und der Edelmann in Ungarn, wie in 
Siebenbürgen, gleich. (Vergl. Werb. Trip. I; 2.) — Ja es ist 
nach den Gesetzen und auch nach der heutigen Observanz sogar, 
um Reichsbaroii zu werden, nicht eben nothwendig, auch der 
Geburt nach ein Magnat zu sein. — Das Recht, Jemanden in den 
Magnaten-Stand zu erheben, steht als eine Folgerung des 
Majestätsrechts auf Aemter, Würden und Ehren blos und allein 
dem Könige zu. 


Dritte Üntcr-Abtheilung: Der Ritter-Stand. 

§. 68. — Politische Stellung und Bedeutung dieses Standes 
seit dem Beginne des Reiches bis sum Jahre 1848. 

Wer aus der Mitte des Ungar. Reichsadels weder dem oben 
erwähnten Prälaten- noch dem Magnaten-Stande angehört, 
wird zudem s.g.Ritter-Stande — Ordo equestris Nobilium — 
gezählt, der in dieser Beziehung den dritten privilegirten Reichs- 
stand, oder den eigentlichen Kern der ganzen Ungar. Nation, 
im Sinne der Landesverfassung, ausmacht. a) — Dieser Ritterstand 


ctabilis ac magnificus, eines Fürsten illiistris. — Im gemeinen Leben 
werden dem Herkommen gemäss die minder ansehnlichen Edeilcote peril- 
lustres, die ansehnlichem und alle täbla birdk spectabilcs genannt — 
Die Freiherren und Grafen heissen illustrisaimi (Ilochwohlgeboren jene. 
Hochgeboren diese, nagysÄgo.s, mdltdsiigos), die Fürsten (nicht vom 
kön. Geblute) celsissimi, die letztem screnissimi. — Die wirklichen 
k. k. HofriUhe (Consiliarii aulici) heissen ebenfalls illustrissimi, die 
Titiilar-Rüthc nur magnifici. — Die wirklichen k. k. GcheimrUtbe 
exccllentissimi. — S. Schwartnor II. §. 49. Anm. g). 

a) üeber den ersten Ursprung und das .Vller des Ungar. Reichsadels 
oder Ritterstandes, der in der neuern Zeit so vielen Angriffen sich von allen 
Seiten ausgesetzt sieht, hat der gelehrte Lakits nicht unrichtig gleich beim 
Beginn des 165. §. s. ang. Werkes folgende Bemerkung vorausgeschickt: »Pri- 
vilegia Nobilitatis (Hung.) ad quatuor summa capita, quac cardinalia 
vocat, reducit Steph.Werböcz Trip. 1:9. a S. Stephano omnia haec tarn multa 
et varia privilegia Nobilibna concessa acribit, et ab Andreall. in aurea 
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war in altern Zeiten von den zwei hohem Ständen, die zunächst 
um den König eine Classe von Oligarchen bildeten, weit mehr als 
später geschieden; aber um die Hälfte des XIII. Jahrhunderts 
erschütterte die goldene Bulle des K. Andreas II. v. J. 1222. 
zu Gunsten der kön. Servieuten ausgestellt, die Macht jener, hob 
diese empor, und brachte so die drei Stände einander näher, als je 
früher. — Die ungarischen Ritter hiessen nun auch selbst, um 
vieles früher, als die deutschen unmittelbaren Reichsritter, 
Nobiles regni (s. Werb. Trip. I: 9. u. 81. §. 1. und Rogerius 
Cap. XIV.) streiften die conditionaria servitus, qua Regibus * 
— nach Werb. Trip. II: 14. §. 11. und Roger. C. IX. — obnoxii 
erant, von sich ab, und wurden durch K. Ludwig I. 11. Ges. Art. 

V. 1351.au Freiheit den Grossen des Reiches fast ganz gleich 
gestellt. Ja als vollende die grossmächtigeu Dynasten (die 
Comites perpetui, liberi, majores oder naturales) zu sein 
aufhörten, und der überaus wichtige Umstand eintrat, dass kein ' 
Magnat mit seinen Hintersassen von der Gerichtsbarkeit der 
Comitate mehr ausgenommen war, und Insurrectionen und 


bulla partim conBrmata, partim fuissc declarata explicatins. — Quod ego 
tametsi nolim unius Werböezii, tenni admodum antiquitatis patriae 
notitia viri, auctoritate pro certo atque cxplorato aflfirmare, sic tarnen 
existimo falli cos quoque vehementer, qui hanc tantam nobilitaris praerogativae 
vetustatem non tantum in d ubi um vocant, verum ctiam imperitc rejiciunt, 
aureamque bullam illa con&rmantcm veluti ab Andrea II. perfide extor- 
tam nullius esse momenti contendunt Cf. Grossing, Gustermann etc. cit. • 
opera. — Etenim habuit Ilungaria sanc jam ducum temporibus Primores 
suos, Nobiles etMilites, habuit sub Regibus Principes, Duces, Prae- 
latos, Barones, Comites, Capitaneos, Servientes Regis, non titulo 
modo et gradus honore, ac dignitate insignes, sed juribus quoque ac 
immunitatibns, prae reliqua civium multitudine, eximios. — Quae autem 
fuerint bacc, et quo numero singularia Nobilitatis privilegia primis 
saecnlis? investigent alii, quibus est vetcrum Hungariae temporum notitia in 
deliciis« etc. — Mit dieser Ansicht stimmen auch die meisten Publicisten 
Ungarns in der Hauptsache überein, und darunter insbes. auch Gr. Cziräky in 
8. nicht mit Unrecht so hochgeschützten ungar. Staatsrecht, wo er §. 150—317. 
des III. Buches die Spuren des Ungar. Adels vom ersten Beginne des Reiches 
mit allem Scharfsinne bis zum J. 1848. verfolgt, und im Geiste der alten Ver- 
fassung zur Anschauung bringt. — In demselben Geiste sind auch die meisten 
Ansichten der Verfasser jener, Werke, die bereits oben (I. Band, §. 24. Anm. a) 

Sl 210.) über diesen Gegenstand angeführt worden sind, zu nehmen, und darnach 
zu würdigen. 

Vlro*»n unvNr Slanf.r-ftlit Tf 2.> 
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Subsidien alle Stände fort und fort gleich in Anspruch nahmen, 
kam der Ritterstand auf den Reichs>Con venten zu dem 
Magnatenstande beiläufig in dasselbe Verhältnisse in welchem das 
grossbritannische Haus der Gemeinen zum Oberhause ist; 
nicht ohne stille Eifersucht auch auf jene be sondern Rechte und 
Vorzüge, die jenen auch ausser einem Reichstage noch eigengeblie- 
ben sind, h) — Natürlich war cs nun, dass der Ritterstand von nun 
an stolzer sein Haupt erhob, sich als den Mittelpunkt und Kern 
der ganzen ung. Nation geltend machte, und selbst dem Könige, 
unter dem Schutze der bekannten Glau sei des 31. Ges. Art. der 
goldenen Bulle, kühn zu widersprechen, dessen Gerechtsame in 
Frage zu stellen, ihm Trotz zu bieten, ja nach Umständen sogar 
mit Waffen in der Hand entgegen zu treten etc. sich für berech- 
tigt hielt, c) — Doch im Laufe der Zeit, besonders mit der Einführung 


h) Dieselben sind hier unmittelbar im Texte näher angegeben, aber auch 
oben schon hin und wieder erwähnt. 

c) Diese Ausschreitungen, die sich der Adel im Mittelalter allgemein, so 
auch in Ungarn*, nicht nur in der gemischten Regenten-Periode, wie die unter 
der Regierung Carl Roberts, Sigmunds u.der Jage lloniden, hauptsächlich 
stattgefundenen Meutereien und bürgerl. Kriege bezeugen, sondern selbst gegen 
die aus dem österr. Hause stammenden Erbkönige im XVI. u.'XVU. Jahrh. 
noch erlaubte, wo die fortwährenden Bocskay'schen, Bethlen'schen, Tököly- 
schen und Räköczy’schen Aufstände schon die Höhe förmlicher bürgerlicher 
Kriege erreichten, mögen wohl in dem Faustrechte des Mittelalters, und 
den daher stammenden Feudal-Principien eines als geltend anerkannten 
bewaffneten Widerstandes, von Seite mächtiger Vasallen und Dynasten 
einige Entschuldigung, wenn gleich hinsichtlich loyaler Unterthanen der 
spätem Zeit keine Rechtfertigung finden. — Nur soll man in unserer Zeit 
nicht versuchen, diese auch in der ungarischen Geschichte ganz offenkun- 
dige Thatsachen auf irgend eine Art läugnen, bemänteln, oder vornehm 
ignoriren zu wollen; und es dürfte weder dem Adel, noch der Regierung 
des Landes schaden, einen ähnlichen Rückblick zuweilen in den Spiegel der 
Vorzeit zu werfen, um daraus diejenigen Klippen kennen zu lernen, an denen 
von jeher ganze Staaten und Völker gescheitert, wo nicht gar zu Grunde 
gegangen sind. — Vorzüglich jedoch könnte cs den Nachkommen unserer 
adeligen Geschlechter, die sich ehedem so oft zu Werkzeugen ähnlicher 
Grcuclthaten gebrauchen Hessen, in unserer Zeit nur zum Guten gereichen, 
wenn sic daraus erkennen möchten, wie genau und strenge die Geschichte aller 
Zeiten ihr Richteramt an jenen ihrer Vorfahren und Standesgenossen aller 
Orten, und bei jeder Gelegenheit übt, denen ihre Pracht und Verschwendung 
ihre Titel und Wappen, kurz ihre Sonder- und Standes-Interessen näher 
am Herzen lagen, als was sie, so oft. henrhleriach im Munde führten:, das Vater- 
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der stehenden Heere, bei der gänzlich veränderten Kriegs- 
kunst, und der damit im gleichen Schritt abnehmenden Fe uda- 
lität, und zugleich erstarkenden Königsmacht, veränderten 
sich auch die bisher dem Adel so günstigen politischen Ver- 
hältnisse, und die Steilung desselben wurde auch in Ungarn 
zusehends schwieriger, daher auch dessen Haltung nach und 
nach gemässigter. — Doch hielt er noch immer fest an den bis- 
her errungenen Vorrechten, die er durchaus bis zu der französi- 
schen Revolution nicht missen, oder nach dem Beispiele des 
englischen Adels mit der übrigen Bevölkerung des Landes 
theilen wollte. — Dadurch wurde er aber auch der letztem immer 
mehr zur Last, und diess um so empfindlicher, als er sich im 
J. 1715. seine einzige ausschliessliche und edelste Verpflich- 
tung, die der Vaterlands-Vertheidigung, aus den Händen win- 
den Hess, und solche factisch ganz auf die un adelige Bevölkerung 
wälzte, der ohnehin schon fast alle Staats lasten aufgebürdet waren; 
wie diess aus den oben schon dargestellten Rechten, Präroga- 
tiven und Obliegenheiten des Adels ersichtlich ist. S. §. 56. 
bis 10. d) 


land; hierin ganz Ubnlich jenen entarteten Römern, an welche die energische 
Apostrophe des classischen Historiographen Roms (Sa llust) gerichtet war: »Sed 
per deos immortales! Vos ego adpello, qui semper domos, villas . 
signa, tabulas vestras, pluris quam rempublicam fecistis« etc. — 
Die Belege dazu bieten auch unsere vaterländischen Geschichtschreiber in 
Menge dar. Doch wer sich nicht scheuet, die Wahrheit selbst aus dem Munde 
der Gegner — mit der gehörigen Vorsicht — zu vernehmen, der kann und wird 
diese geschichtlichen Belege zu unserer obigen Aeusserung auch in dem 
anonymen Werke nicht unrichtig gewählt und zusammengestellt finden, das 
unter dem Titel; Grosse Wahrheiten und Beweise in einem kleinen 
Auszuge aus der ungar. Geschichte etc. zu Frankfurt und Leipzig im Jahre 
1792. 8. XXX. u. 232. S. stark, erschienen ist. — Der Auszug selbst mag zwar 
nicht ganz vollständig, doch genügend, die Wahrheiten und Beweise 
wohl cum grano salis, zu nehmen, doch nicht ganz in Abrede zu stellen sein, 
und hiermit das ominöse Buch immerhin seinen relativen Werth für den 
unbefangenen Leser unserer Zeit behaupten. 

d) Wem etwa diese Aeusserung zu stark vorkömmt, der möge sie aus den 
eigenen Worten eines unserer gut renommirten und wahrhaft patrio- 
tis eh gesinnten Schriftstellers hier entnehmen; »Betrachten wir — sagt derselbe 
— aus diesem Gesichtspunkte die ungar ische Verfassung, so werden wir 
finden, dass in derselben die Aristocratie der Geburt vor jener des Ver- 
mögens und Verstandes fast ausschliesslich begünstigt ist, und dass die- 

2.3* 
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Unter diesen Umständen blieb dem s. g. Ritterstande in 
Ungarn in der letstern Zeit, die das letzte Jahrhundert der 
alten Landes-Verfassnng umfasst, nur die Hauptsorge übrig: sich 
die politische Hegemonie oder Führerschaft des Landes für 
die Zuhunft möglichst zu sichern; was ihm auch durch den bisher 
errungenen, wo nicht ausschliesslichen, doch vorwiegenden 
bedeutenden Einfluss in die Gesetzgebung, Justiz-Pflege, und 
Verwaltung des Landes, mit Hilfe einiger, derselben politi- 
schen Maxime entsprossenen, Landesgesetze bis zur Hälfte des 
XIX. Jahrh. auch so ziemlich gelang. — Dahin gehört vor Allem 
das dem Ritterstande eigends zuständige Recht: die Comitate- 
Ablegaten für den Reichstag zu wählen, und an eine in seinem 
Sinne abgefasste Instruction zu binden, nachdem die Magnaten 
ohnehin schon für sich persönlich an demselben erscheinen. Ferner 
soll nach einer alten Observanz der könig. Personal, als Präsi- 
dent der Stände-Tafel, vom Ritterstande sein, sowie auch 
nach dem 100. Ges. Art. v. J. 1723. die vier Kreis- oder Provin- 


letztere — und hierin liegt eigentlich die Quelle so vieler (Jebcl bei uns — 
gegen die erstere zu sehr in Schatten gestellt ist. — Dazu kommt noch, dass 
der Ungar. Adel, durch Exemptionen sowohl als die staatsbürgerliche Stellung, 
in die er sich entweder selbst versetzte, oder durch die Regierung versetzen 
Hess, einen hohen Grad von OdiositZt, nicht nur im eigenen Lande, sondern 
in der ganzen Monarchie, und im übrigen Europa, sich aufgebürdet, in deren 
Folge fast alle Vorzüge desselben übersehen werden. — Hierzu zMhIt man vor- 
züglich die ausschliessliche Fähigkeit des Grundbesitzes, und der Volksver- 
tretung. — Der reichste Mann, ist er nicht adelig, kann sich (diese wurde 
ursprünglich vor dem Jahre 1844. geschrieben) kein unbewegliches Bcsitz- 
thum in Ungarn erwerben. — Die ausgezeichnetesten Talente und Ver- 
dienste vermögen nicht, ihm Einfluss auf die Wahlen der Vertreter der 
Nation zu verschaflen, der doch jeder Edelmann, auch der ganz besitzlose, 
nnd auf der tiefsten Stufe der Cultur stehende, gleichförmig mit dem aus- 
gezeichnetesten Grundherrn und Magnaten, ausUbt. — Dieses sind (Ur die 
übrigen Stünde höchst drückende Beschränkungen, die zahllose Uebel- 
stünde — hüufig für den Adel selbst — berbeiführen, in deren Auseinander- 
setzung wir uns jedoch hier nicht einlassen wollen. — Nicht minder verlor der 
Adel in der allgemeinen Meinung und Achtung dadurch, dass er sich, wie 
wir früher gesehen, in neuern Zeiten (im J. 1715.) seine einzige, ansschliess- 
liche und edelste Verpflichtung, die der Vsterlsnds-Vertheidigung,aus 
den Hünden winden Hess, und factisch fast ganz auf jenen Stand wülzte, dem 
auch die übrigen Lasten des Staates aufgebürdet sind« etc. — Also Orosz 
in s. Terra incognita etc Leipz. 1885 S. 148. u. 149. 
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cial-Commisaäre des Landes aus demselben Stande, und nach 
dem 56.Ges.Art.T. J. 1723. die Magistrats -Personen der Comitate 
aus dem Stande unbezweifelter Edelleute in dem betreffenden 
Comitate begütert, doch den Grundherren des Comitats zu nichts 
verpflichtet etc. sein sollen. — Ueberdiess sollen bei den hohem und 
höchsten Gerichten, sowie den hohem Dicasterien des Landes, 
zugleich mit den Prälaten und Magnaten verhältnissmässig stets 
mehrere Stellen für den Ritterstand Vorbehalten, und bei allen 
Hof- Finanz- Polizei- und andern Verwaltungszweigen, caeteris 
paribus , Individuen dieses Standes der Vorzug vor den übrigen 
Mitbewerbern eingeräumt werden. — Endlich ist zur Aufrecht- 
haltung der aristocratischen Familien des Landes denselben 
nach dem 50. Ges. Art. v. ,T. 1723. gestattet; mit Erlaubniss des 
Königs unveräusserliche Fidei-Commisse, als: Majorate, 
Seniorate etc. jedoch nur auf neu erworbene (nicht avitische) 
Güter für ihre Nachkommen zu errichten; gleich wie solches bereits 
früher dcu Magnaten durch den 9. Ges. Art. v. J. 1687. gestattet 
worden ist. — Hiemit können Mitglieder dieses Standes auch zu den 
höchstenWürden des Reiches gelangen, können Reichsbarone und 
Palatine werden, und ihre Ehen mit Magna ten-Töchtern jedes 
Ranges werden in Ungarn stets für ebenbürtig und standes- 
mässig angesehen; nur bei Ordens-Verleihungen und Hof-Feier- 
lichkeiten behauptet noch mitunter (nicht immer, auch nicht in 
dem Grade wie etwa noch in Deutschland) die ehemalige 
Ahnenprobe ihre frühere Geltung, t) 


e) So kann in Ungarn ein Edelmann, der vier adelige Ahnen and 
Verdienste bat, zu den Insignien des St Stephans- und anderer Orden der 
österr. Monarchie, So wie auch zu dem Schlüssel eines Kammerherrn, ja der 
Auszeichnung der- geheimen RathswUrde gelangen; theilt auch, ganz im 
Sinne des römischen Rechts, seine adeligen Vorrechte, und alle erworbenen Vor- 
züge mit seiner Frau, auch wenn dieselbe nicht von adeliger Herkunft ist; 
und seine rechtmassigen Kinder als recti et veri Nobiles — nach Werb. 
Trip. I: 7. — erben dieselben ohne allen Anstand. - Dass jedoch die Frau eines 
Edelmannes den Namen und Titel einer Frei in oder Gräfin beibehHlt, den sic 
von Gebart bis zu ibrcrVermühlung führte, ist blos dem Gewohnheitsrechte 
der Deutschen entlehnt, und dürfte gleich dem andern deutschen Missbrauche, 
wonach die Frau sogar die .\mtstitel des Mannes prütendirt, im Geiste des 
Ungar. Rechts nur als ein Anomalen desselben betrachtet werden. — Vergl. 
Sebwartner Stat. II. §. 60. Anm. a). 
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Die Art und Weise, auf welche der Reichsadel in Ungarn 
erworben, aber auch verwirkt oder verloren werden könne? und 
wie derselbe in zweifelhaften Fällen zu erweisen sei? hierüber 
wurde bereits oben (im I. Bande §. 24.) das Wesentlichste ange- 
führt, das minderWescntliche kann daher auch hier füglich an das 
ung. Privatrecht überwiesen werden. 

Die Veränderungen, die sich in der Bedeutung, der poli- 
tischen Stellung, und den darnach gebildeten Rechts Verhältnis- 
sen dieses Standes gegen die andern Stände, ja die übrige nicht 
adelige Bevölkerung des Landes, im Laufe so vieler Jahrhun- 
derte ergeben haben, dürften wohl für den kundigen Leser aus 
der Vergleichung der altern mit den neuern Landesgesetzen, 
sowie der ausgezeichneten Literatur, die sich hinsichtlich 
dieses Gegenstandes vorzugsweise in der neuern Zeit seit der 
franz. Revolution vorfindet , nicht so schwer zu entnehmen sein; 
wenn ihm nur, nach der oben im §. 5. 8. 87. vorausgeschickten 
Warnung, die dort angeführte zweite Klugheitsmaxime sammt 
der Anm. f) treu im Andenken bleiben, zugleich jedoch auch die 
literärischen Hilfsmittel stets zu Gebote stehen möchten, die 
zu einer gerechten und billigen Critik und Würdigung so 
verschiedener Ansichten, Grundsätze und Meinungen aller Par- 
teien, wo nicht unerlässlich nothwendig, doch als höchst 
wünsch enswerth erscheinen, f) — Wir bescheiden uns demnach 


f) Wir wollen hier nur jene zwei IlHuptparteien ins Auge fassen, die 
hinsichtlich des Ungar. Reichsadels sich feindlich gegenüber stehen, und 
mehr oder weniger extreme Ansichten über denselben mit aller Leidenschaft 
verfechten, daher auch, wie gewöhnlich bei ähnlichen Streitigkeiten, mehr oder 
weniger von dem echten Pfade der Wahrheit abkoromen. — Die erste der- 
selben besteht aus den geschwornen Feinden umf 'Gegnern des Adels 
thuils überhaupt, theils des Ungar. Reichsadcls insbesondere, als deren 
Repräsentanten uns der berüchtigte Grossing in s. oben (I. B. § 4. S. 66.) 
angeführten Werken, ferner der anonyme 'Verfasser des oben Anm. c) nngef. 
Buches; Grosse Wahrheiten etc. so wie der vielen seit dem J. 1790. erschienenen 
Flug- und Schmähschriften, als: Manch-Hermaeon, Babel, Ninive, 
Babuk etc. (S. I. B. S. 79. Anm. ee), endlich auch — obwohl in einem mindern 
Grade — Piringer in s. Banderien Ungarns, Gustermann in s. Ausbildung 
der Ungar. Verfassung etc. Lakits in s. Jus publ. und Eus. Verini Coinment. 
der anon. Verfasser der Darstellung der Ungar, Constitut. mit dem Motto: Non 
quis, sed quid? und die meisten der seit 1826. erschienenen polit Flugschrif- 
ten nnd beliebtesten Tages!) iMtter etc. gelten können. — Haben diese und 
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unsere Ansichten Uber die hier bespruchenen so wichtigenGregen* 
stände, nicht nur in den, diesem Faragraphe oder Hsuptstücke hier 
beigefUgten Anmerkungen, sondern vielmehr und insbesondere in 
den §§. 10. 72. 91. u. 100. enthaltenen politischen Bemerkungen 
über die Hanptpartieu dieses Werkes, ofien und unumwunden dar- 
eulegen; g) doch nicht mit der Anmassung, dieselben als objectiv 

tthnliche Schriftsteller in ihrem Eifer mitunter weit Uber das rechte Ziel 
hinausgeschossen, und mehr oder weniger das letztere verfehlt, so hat die 
entgegengesetzte andere Partei nicht minder gefehlt, die es sich nach 
dem Vorbilde des oben (im I. Bande §. 4. S. 64.) charakterisirten Bencsik 
und Consorten aus der alten Advocaten- und feilen Rabulisten-Schule 
zur Aufgabe gestellt zu haben scheint; den ungarischen Reichsadel 
als ein National- Institut in jeder Beziehung von der unbedingtesten 
Vortrefflichkeit gleichsam auf den Altar zu stellen, und um ihn herum stets 
das Rauchfass der niedrigsten Schmeichelei und Lobes-Hudelei herum- 
znschwingen; wodurch dann nach und nach manche (bornirte) KOpfe des Adels 
so eingenommen wurden, dass sie zuletzt voll Stolz und Eigendünkel jede noch 
so richtige und gemllssigte Gegen-Aensserung, selbst aus dem Munde ihrer 
Standesgenossen und bewährtesten Patrioten, fUr einen Landesver- 
rath, wo nicht gar ein Verbrechen der beleidigten (adeligen) Majestät 
erklärten, und dadurch ihre Lage, dem immer gebieterischer auftretenden 
neuen Zeitgeiste gegenüber, noch verschlimmerten. — Doch fehlte es nnserm 
Lande auch zukeinerZeitan Munnern, die sich, fern von diesen zwei Extre- 
men, in ihren Ansichten möglichst nahe stets an die objective Wahrheit der 
ewig gütigen Principien der Vernunft, und der allgemeinen Politik hielten, 
nnd denselben unter allen Verhältnissen in Wort und That, durch Lehre, 
Beispiel, und im Leben, ihre aufrichtigeVerehrung und Huldigung bezeug- 
ten; deren nähere Bezeichnung jedoch dem eigenen Ermessen des unparteii- 
schen kundigen Lesers füglich überlassen werden kann. 

g) Es ist bereits oben §. 66. angedeutet worden; wie weit die Ansichten 
der berühmtesten Rechts- nnd .Staatsgclehrten überden Adel, als eine poli- 
tische Institution des Staates, im Allgemeinen von einander abweichen, und 
welche Stellung derselbe in der Ungar. Verfassung insbesondere nach der 
(schon im I. B. § 10. Anm. 1) S. 187.) angeführten Aeussernng eines der vor- 
züglichsten Wortführers desselben (ürosz in s. Terra incognita S. 142—169.) 
einzunehmen habe? — Derselbe eben so fre i sinn igo als patriotisch gesinnte 
Verfasser setzt seinen Lesern zuerst in der angeführten zweiten Abhandlung ; 
Adelige Insurrection, den Begriff und die llauptarten der Aristocratie 
etwas naher auseinander, und führt darauf seine Ansicht über die Stellung, die 
die Aristocratie oder der Adel Ungarns in dessen Verfassung stets 
eingenommen, und sich auch in der Zukunft möglichst erhalten könnte und 
sollte, weiter in folgender Weise aus; »Der Begriff der Aristocratie, sagt 
er, im edlem Sinne ist schon vollkommen geläutert, und die Analyse, weit 
entfernt ihr zu schaden, hat sic nur noch befestigt, das Gehässige derselben 
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einzig wahren und gütigen irgend Jemanden aufdringen zu wol> 
len, als vielmehr in der Absicht blos anzuzcigen: auf welchem Wege 
cs uns gelungen zu sein scheine, unsere vielfachen Studien auf 


gemildert, und ihren Nutzen erwieaen. Als Herrschaft der moralisch oder 
materiell Besten (afirrti) und Mächtigsten, ist Aristocratie der mensch- 
lichen Natur so eigenthUmlich, dass sie factisch Überall angetroffen wird, 
und von jeher bestand, in Rom unter den C o n s u 1 n nicht minder, als in No r d- 
Amerika, ja selbst unter den Wilden. — Der menschliehe Verstand hat diese 
Aristocratie in allerlei F o r m e n und Systeme gebracht, in welchen sic gewöhn- 
lich ausgeartet oft die Quelle emphndlicher geselbchaftlicherUebelstifnde 
geworden ist. — In ihren gehörigen Schranken durch weise Gesetze 
gezUgelt, und dem Staatszweeke angepasst, bleibt ihr Nu t z e n unbestreitbar ; denn 
sie ist ein eben so nothwendiges BedUrfnlss des gesellschaftlichen Zustandes, 
als die gesetzliche Autorität. — Soll sie jedoch in unserer Zeit nGtzlich 
und von Bestand sein, so muss sie sich in. erblichen Monarchien (und wir 
sprechen nur von solchen) auf ein der Lage des Staates angemessenes Gleich- 
gewicht der drei aristocratischen Ilauptzweige oder Arten gründen; 
nämlich auf die Aristocratie der Geburt, des Vermögens, und des Ver- 
standes oder Verdienstes. — Unter Geburts- Aristocratie verstehen wir 
die ererbte Fähigkeit des Antheils an der Staatsverwaltung; — Vermögens- 
Aristocratie ruht auf dem Eigenthuin in den langen Abstufungen von Wohl- 
habenheit bis zum Reiohthumc; — Verstandes- Aristocratie endlich gründet 
sich auf einen höhern Grad von Intelligenz und moralischer Kraft, der zu 
politischer, militärischer, literärischer etc. Auszeichnung zu fUhren 
pflegt. — Unter diesen Arten der Aristocratie schien in neuerer Zeit jene der 
Geburt am wenigsten mit dem Zwecke des Staates, und den Vernunft- 
Principien Ubereinzustimmen ; wesswegeii sie nicht nur von den übrigen Classen 
der bürgl. Gesellschaft scheel angesehen, sondern selbst von den geistreich- 
sten Schriftstellern — nameutlich den franz. Philosophen vor und während 
der franz. Revolution — als ererbtes Vorurthcil, und Ueberbleibsel einer 
finstern Vorzeit, verrufen und oft lächerlich gemacht wurde. - Und dennoch 
ist der Geburtsadel, in seinen gesetzlichen Schranken gehalten, eine bewah- 
rende und erhaltende Institution der Monarchie. - Denn die Grundlage der 
letztem war stets, wie jene des Adels, die Ehre, die sich aus dem Ritter- 
thume bis in unsere Zeit trotz aller fehlerhaften A u s w ü eh s e, die sie ent- 
stellen, dennoch erhalten hat. - Das Edle an ihr ist die über das Grab hinaus 
gehende Dankbarkeit der Staatsgewalt und ihrer Mitbürger, der edle Stolz 
auf die Verdienste der Vorfahren etc. Diess alles wir<l sich so lange 
erhalten, als das Göttliche im Menschen nicht dem Thierisehen unterliegt. — 
Wo der Ruhm alter Geschlechter, der Name grosser Vorfahren nichts 
mehr gilt, da mag man wohl frisch daranflndustrie undHandel treiben, und — nach 
britischer und amerikanis ch er Weise— vto luake money« G eld erwerben, 
aber edlem Aufschwung des Geistes mag man da nicht erwarten. — Alles 
was das Mittelalter Grosses, Erhabenes, ITngcwöhnliehes aufzuweisen 
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diesem Gebiete doch zu einem für uns subjectiv nicht unbe- 
deutenden Resultate, und gleichsam Abschlüsse, nämlich: der 
möglichst von uns zu erreichenden Ueberzeugung von der 


hat, gehört gröaitentheila demAdel an. — Aber leider artete er in den mei- 
sten Landern — wie auch in Ungarn — auf eine mehr und minder empörende 
Art ans, durch Egoismus, Mangel an Gemeinsinn und jener Selbstver- 
laugnnng, der, wo das Wohl des Vaterlandes in Frage steht, kein Opfer zu 
gross ist. — Im Mittelalter walzte er bald die Abgaben und alle Lasten 
auf die arbeitende Classe; was die Regenten jener Zeit geschehen lassen 
mussten, da sie, ohne stehendes Heer, mit dieser mUubtigen Corporation es 
■licht verderben wollten. — So stand non der Adel blos als verzehrende 
Classe im Staate, und Übte noch Uberdiess, da er die Waffen allein fllhrte, den 
Druck nach oben und unten, bis die Fürsten, mit Hilfe der reich gewor- 
denen Städte, stehende Heere ins Leben riefen, wodurch die druckende 
Macht des Adels zum Thcil gebrochen wurde. — Doch überall, wo ersieh 
grossen Besitz erworben, und durch Feudal-Institutionen gesichert hat, blieb 
er noch immer die mächtigste Kaste, und wirkte in m a n cb e n Landern selbst 
kräftig zur Erringung der Freiheit gegen monarchische absolute Will- 
kür. — England beweiset, was ein kräftiger .Vdel für <lie Freiheit des 
Volkes vermag, denn er erkämpfte den übrigen Classen die Charta magna.— 
Doch in der spätem Zeit, durch Ueppigkeit und Luxus verweichlicht und 
demoralisirt, legte er an vielen Orten — wie auch in Ungarn — die Waffen 
aus der Hand, und da er durch cigeneVermchrung,Vcrschwendung,UnglUcks- 
falle, Verachtung gewinnreicher Beschäftigung immer mehr und mehr ver- 
armte, wahrend neben ihm die Aristocratie des Vermögens und des Ver- 
dienstes sich mächtig emporbob, wurde der Adel bald der Gegenstand des 
Keides, des Spottes und der Verfolgung, wie in Frankreich, wo der 
(ieburtsadel gewaltsam aufgehoben, in andern Lindern seiner Exemp- 
tionen und Privilegien, seiner Steuerfreiheit, als mit dem Staatszwecko 
unverträglich, verlustig wurde, und sich fast nur dem Namen nach erhielt, 
und nur in einigen Lindern, wie Ungarn und England, inFolge der histori- 
schen Unterlage seiner Verfassung, seine Vorrechte noch für einige Zeit 
behauptete. — Doch überall werden zcitgemlsse Modificationen für 
unerllsslicb erachtet, selbst in England, wo der Adel von jeher alsVer- 
theidiger der Nationalfreiheit popullr gewesen, und seine Existenz auf 
ein grosses Vermögen stützt, von dem er aber — gleich den übrigen 
Staatsbürgern — Abgaben entrichtet. — Diese war das Loos der Geburts- 
Aristocratie in Europa bis in die neueste Zeit! — Wie sieht es nun mit den 
beiden andern Zweigen oder Arten der Aristocratie aus? Auch diese finden 
wir nicht minder in den neuern Zeiten ausgeartet. — Jene des Ver- 
mögens, an sich ebenfalls ein erhaltendes Frincip des Staates, gründet sich 
zwar auf das Eigentbumsrecb t, ohne welches der gesellschaftliche Ver- 
b.ind nicht kann gedacht werden. Selbst die Geburts- Aristocratie muss 
sich zum Thcil auf sic stützen, wenn sie nicht zurFiction werden will. — Und 
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Wahrheit derselben gebracht zu haben; immer eingedenk jener 
vorzüglichen auch unserm Vortrage oben als Motto vorangestellten 
Worte des alten griechischen Weisen: 

vNicht vom Anfang (gleich) gewshren die Götter den 
Sterblichen Alica; 

Erat mit der Zeit (nach und nach) laaaen aie suchend 
das Beste aie finden.« 

Xenophanes. 


dennoch ist auch der Druck des Vermögens, oder die Geld-Aristocratic 
nicht minder empfindlich, als jener des Adels war; und da sie sich auf gar 
nichts Edles, nichts Erhabenes gründet, sondern nur die Bedürfnisse, 
Triebe und Leidenschaften der Unbemittelten als Hebel ihrhr Herr- 
schaft benützt, so wird sie, auf einen höhern Grad getrieben, mit Recht als 
die unedelste, allen Seelenadel erstickende angesehen. — Ihr Druck ist 
der llfatigste, und nie hat die Geburts-Aristocratie auf eine sovcrletzende 
Art gewaltet, als die heutige G e 1 d • Aristocratie, da sieblos auf sich beschrKnkt, 
und in sich abgeschlossen, gar nichts Erhebendes, Imponirendes, 
Geniales, oder wenigstens Blendendes, und Einschmeichelndes für sich 
hat, so ist ihr Anblick für jeden Edelfühlenden so unendlich niederschla- 
gend und demUthigend. — Darum wird aber auch diese meist bornirte, 
aufgeblasene, UbermUthige, und dabei doch langweilige, und blasirte 
Geld- Aristocratie von den andern Classen der Gesellschaft durchgehends 
gehasst, und in Handelsstüdten, wo sie gewöhnlieh die erste Holle spielt, 
ist sie durchaus unausstehlich. — Und doch hat sich in unserm überfeiner- 
ten genusssüchtigen Zeitalter dieser Zweig der Aristocratie den höchsten 
Altar gebaut, und wahrend der Hochadeligc, wenn er arm ist, von Nie- 
manden beachtet, zuletzt ein Gegenstand des Mitleids wird, während die 
glänzendsten Talente den Armen mir selten zur Auszeichnung und 
Wohlstand führen, stehet dem Reichen, mag er von der Natur wie immer 
stiefmütterlich bedacht worden sein, die Welt so ganz eigentlich offen; 
so dass Vater Horaz wohl mit Recht schon zu seiner Zeit sagen konnte: 
vVirtus, fama, decus, divina, humanaque pulcris — Divitiis parent. 
Quas qui corraserit, ille — Glarus crit, fortis, justus. — Sapiensne?« 
— Etiam Rez, et quidquid volet« etc. Serm. II. Sat. 8. v. 60— 64. — 
Obwohl die Geld -Aristocratie, in gewissen Schranken gehalten, als Bürge 
und Stutze auch der bürgerlichen Freiheit gilt, so hat doch auch sie in ihrer 
Ausartung (man erinnere sich nur an die italienischen Stüdte des Mit- 
telalters) der Tyrannei nur zu oft den Weg gebahnt. — Durch sie ward der 
Sturz des freien Griechenlands veranlasst, so wie auch jener Roms; denn 
nur erst, als Crassus reich genug war, die römischen Bürger, oder vielmehr 
Proletarier, bewirthen, und allein auf seine Kosten ganze Heere errichten und 
erhalten zu können, durfte CZsar es wagen, an die Unterjochung seines 
Vaterlandes zu denken. — Auch in Amerika beginnt sie bereits ihr heilloses 
Spiel zn treiben, nnd nicht immer wird es gelingen, sie, wie jüngst geschah- 
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V • • 

Vierte Unter*Abtheilung: Die königl. freien Städte und privile« 

girten Districte. 

§. 69. — Die staatsrechtliche Stellung der k. fVeien StAdte und 
ihre daraus hervorgehenden Rechte und Pflichten. 

Zu den drei bisher angeführten Ständen des Reiches kömmt 
noch im Sinne der Landesverfassung eine vierte Classe der- 
selben hinzu, nämlich: jene der königl. freien Städte, und pri- 
vilegirten Districte, denen das Recht der Reichsstandschaft 
im Laufe der Zeit zu Theil wurde; insbesondere durch die 

auf ihr natürliches Gebiet zurtickzuweisen. — Endlich welche Aussichten 
bietet uns in dieser Beziehung noch die Aristocratie der Intelligenz und 
des Verdienstes? sie, die bei weitem aus der edelsten Quelle entspringt. — 
Denn was den Menschen von dem Thier e unterscheidet, und ihn der Gott- 
heit näher rückt, ist die Grundlage dieser Aristocratie, des Hebels alles 
Grossen, Guten, Schönen in Kunst und Wissenschaft, so wie in der 
Politik, jeder Bewegung im Staate, ohne welcher kein Vorwärtsschreiten 
der Völker erfolgen, ja die Gesellschaft sehr bald in sich selbst zerfallen 
würde. — Und dennoch, wie artete auch diese Herrschaft der Intelligenz 
und des Verdienstes im Laufe der Zeiten aus? und, sonderbar genug, meistens 
dadurch, dass sie den Verstand, dum sie doch ihre ganze Existenz verdankt, 
durch den Uebermuth ihrer falschen Weisen in der Irre herumgeAihrt, oft 
eigennützig in der Unwissenheit erhalten, zuletzt durch ihre eigenen 
Jünger vollends in Fessel geschlagen hat. — Sic schuf in den ältesten Zeiten 
die Theocratie, später die Hierarchie mit allen Gräueln der Inquisition, 
und der Politik der Jesuiten; endlich in neuerer Zeit beschenkte siedle 
\'ölker mit der r&then Mütze der Jakobiner, und der Guillotine, und rief 
noch in unsern Tagen durch die zügellosen und unsinnigen Bestrebungen 
französischer, deutscher und welscher Demagogen, Socialisten und 
Oommunisten den Frost herbei, unter dessen Hauche die in so schönem Ent- 
■ wickeln begriffene Blume wahrer constitutioneller Freiheit dahinsiecht 
und dahinwelkt! — Aus dem Allen geht nun die Bestätigung der alten Wahr- 
heit hervor: dass alle menschlichen Institutionen früher oder später 
an den menschlichen Leidenschaften scheitern, und dass daher jene 
Verfassung die beste ist, durch welche die Ausbrüche nicht auszurottender 
Leidenschaften durch entgegengesetzte Massregeln im Gleichgewichte 
erhalten, und durch eine kräftige, doch gegen Missbrauch gesetzlich 
beschränkte, Autorität möglichst geleitet werden können. — Dieser Mei- 
nung waren stets die weisesten Staatsmänner aller Zeiten^ und sind es 
auch noch jetzt die freisinnigsten Denker unserer Zeit, die wir nicht weiter 
anzufüliren brauchen. — Je vollkommener daher das Gleichgewicht ist. 
worin diese Zweige der Aristocratie unter sich sowohl als zum Staatszwecke 
stehen, desto dauernder und beglückender mag und wird sich jede durch 
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G.es. Art. v. J. 1608 : 1. nach der Kr, und 171>1 : 29. etc. Vgl. Trip, 

iir. 8. §. 1. 

Unter dem Namen der königl. freien Städte (civitatee libe^ 
rae regia e) werden in Ungarn solche Gemeinden verstanden, 
welche in ihrem abgeschlossenen Gebiete keiner grundherr- 
lichen Gerichtsbarkeit, sondern unmittelbar hur jener des Königs 
unterstehen, als peculium der h. Krone betrachtet mit dem Rechte 
der Reichs stand Schaft zugleich eines dem Reichsadel gleichen 
Territorial-Rechtes auf ihrem Gebiete sich zu erfreuen haben; 
woraus ihr Name, und ihre eigenthümliohe staatsrechtliche Stel- 
lung -»um Staate und den übrigen Ständen des Reiches von selbst 
erhellt, aj Diese Freistädte werden unterschieden: 


diese aristocratischen Elemente ermUssigte monarchische Verfaa- 
sung, also auch jene Ungarns, erweisen — ohne diese Beschränkung trägt 
sie den Keim früherer oder späterer Zerstörung in sich — und das uner- 
reichbare Ideal, welchem jede weise Staatsverwaltung so viel als möglich 
sich zu nähern trachten sollte, wäre jener Zustand, in welchem alle Staats- 
bürger einem oder dem andern Zweige der oben dargestellten Aristocratie 
angehörten.« — S. Orosz Terra incognita. Leipz. 1835. S. 142 — 148. ctc. — 
Wie nun diesen frommen Wünschen, aber auch den eben geschilderten, sich auf 
die mannigfaltigste Art kreuzenden Interessen des Adels, und der übrigen 
Bevölkerung Ungarns, und des gesammten österreichischen Kaiser- 
staates, bei der nächst bevorstehenden Reform, oder vielmehr totalen 
Reconstituirung der alten ungar. Verfassung möglichst entsprochen werden 
könne? diess dürfte wohl eine des XIX. Jahrh. würdige Aufgabe fUr die 
vaterländische Gesetzgebung sein, der cs nun beschieden ist, im Einverständ- 
nisse mit ihrem angestammten Herrscher, die Grundlage des neu aufzufüh* 
renden Baues zu legen. — Frei ist die Bahn auch zu diesem grossen und 
wichtigen Werke, durch die im J. 1848. vorhergegangene Aufhebung der 
meisten abgelebten Feudal Institutionen der alten Verfassung: der Aviti- 
cität, der Exemptionen, Immunitäten und Privilegien ohne Zahl und 
Maas. — Das Haupthinderniss aller bi.«her grösstenthcils gescheiterten 
Reform versuche ist hiermit aus dom Wege geräumt. — Nun wird es Sache 
der weisen Gesetzgebung Ungarns und der Ges am mt- Monarchie sein: eine 
neue Aera ihres gemeinschaftlichen Staatslebens zu begründen, die eben 
so den ewig gütigen Anforderungen der Gerechtigkeit, Billigkeit und 
Humanität, als jenen der Zeit und Nothwendigkeit — der zwei mächtig- 
sten Potenzen der Welt — möglichst gerecht zu werden, und ihren Gründern 
die dankbare Anerkennung der spätesten Nachwelt zu sichern, für würdig 
befunden würde. — »Dii coepta secundent!« Virg. 

a) Obgleich in Ungarn vom Anbeginn des Reiches, ja sogar hoch vor 
der Ankunft der Ungarn in diesen den Römern einst zugehörigen Länder- 
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1. In einfache kön. Frei- oder auch zugleich freie Bergstädte, 
welche letztere in ihrem Gebiete Bergwerke besitzen, darauf 
den Bergbau betreiben, daher nebst ihrer städtischen 
Gerichtsbarkeit auch noch jener der Berge richte unterliegen; 

gebieten mehrere rolkreiche und blühende Städte bereite rorhenden waren, deren 
einige alt: Sabaria •=■ Steinamanger, Posoninm = Preesburg, Aqnin- 
enm 2 = Alt-Ofen, Murcia = Eeaegg etc. (rergl. I.B<1 $.7. Anm. b) ferner 
Cellarii: Geogr. ant. T. I. L. 2. C. 8. p. 473. — Schönvizner: Antiquitatee 
Sabarieneea. Bud. 1791. L. 111— VII. etc.) theila unter demaelben, theila wenig 
TerXnderten Namen jetzt noch bestehen; ob ea gleich ferner in Ungarn seit dem 
Anfänge des Beichea arhon zwischen dem Adel und dem Bauer einen Mittel- 
stand von freien Menschen gab, diu in den Gesetzen und Urkunden hospites, 
cires, auch liberi homines hiessen : so ist doch der Ursprung der Ungar. 
Freiatadte hauptsächlich nur den Deutschen zu verdanken, die durch gross- 
mttthige Verheisaungen der alten Ungar. Könige zur Einwanderung bewogen, 
die ersten Gründer des nngar. S täd teweseiis, und dadurch auch der fernem 
Cultur und Civilisation dieses Landes wurden. — Ihre ersten Wohnorte — 
villae liberae genannt — (so wird Pest in den alten Urkunden als die 
vditisaima villa Teutonumii bezeichnet) wurden nach und nach, wie die 
Londgrafschafl Zips, dem Gerichtszwange der Burggrafen und Comitata- 
beamten entzogen; durch iireie Wahl der Gemeinde wurde der Orts. Schulze 
oder Bichter (villicus) so wie auch der Seelsorger (plebanns) gewählt 
oder bestellt. Von ihren Gerichten wurden statt der unseligen Zweikämpfe 
Zeugen- und Eidsebwur- Beweise eingefübrt, in denen nur der Freie wider 
den Freien zeugen, und auch nur von seines Gleichen — Judicium parium — 
gerichtet werden konnte. — Der König war es, der den gewählten Bichter 
bestätigte, au den unmittelbar die Berufung in streitigen Fällen ging, und 
der die heranwachsenden Städtchen gegen die Beeinträchtigungen des Adels 
schützte, und dalUr auch den s. g. Censum S. Martini jährlich empfing, und 
sich nebstbei, wie bei den Zipsern, auf seinen Beisen durch ihr Gebiet ein 
anständiges Mittagsmahl sammt Gefolge urkundlich vorbebielt; wie denn 
diese Ehrenpflicht auch allen übrigen Städten ohne Ausnahme, wenn Privi- 
legien sie nicht davon freisprachen, durch K. Sigmund II. Decr. 15. Ges. 
Art. auferlegt worden ist. — Der gewisse Ertrag dieser Communen vermehrte 
den Privat-Credit der Könige, dieselben borgten Geld, und manches zins- 
bare Städtchen hatte die Ehre, nur zu oft zu seinem Nachtheil, dabei zur 
Hypothek zu dienen. — Auch zur Morgengabe der Königinnen Ungarns 
war ein Tbeil dieses städtischen Zinses manchmal gut genug. Wie denn auch 
der k. Mund koch zum Tbeil auf eben denselben angewiesen war; wie aus dem 
14. Ges. Art. v. 1618. erhellt. — Die ersten und vielleicht ältesten Städte in 
Ungarn waren Gran und Stnhlwcissenbnrg,deren letztere auf den Münzen 
des h. Stephans, und seiner ältesten Nachfolger, als die königliche Stadt — 
civitas regia — bezeichnet wird. — Von Italien aus wehete zwar schon 
seit dem XI. Jahrhundert die freie Stadtlnft Uber die dalmatinischen See- 
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2. In Tavernical- und Personal-Städte, in so ferne sie bei der 
ersten Appellation ihrer Rechts -Streitigkeiten entweder an 


stKdte frei nach Ungarn hin, wie denn städtische Verfassung in Dal- 
matien sich früher als im Mutterlande bildete; aber das böse Beispiel der 
italienischen Städte zu den Zeiten K. Friedrichs Barbarossa, selbst das 
oft zu kühne Betragen der Italien gegenüber liegenden ungar. dalmatini- 
schen Freigemeinden, und dasSystemderLehnspolitik überhaupt, machten 
die arpadischen Könige Ungarns in ihren Massregeln zur Vermehrung und 
Vergrösserung der Städte schwankend und ungewiss. — Mehr Consistenz 
gewannen die letztem im XIV. und XV. Jahrh. als italienische und deut- 
sche Politik im Gefolge der Könige vom franz. italienischen Geblüte der 
Anjou, so wie dem Luxenburgischen, Habsburgischen und Jagelloni- 
schen Stamme in Ungarn mehr einheimisch wurde. — Insbesondere hat Carl 
Robert v. Anjou in dieser Beziehung das Verdienst, .durch seine vielfachen 
Neuerungen auch das Emporkommen des Städtewesens wesentlich geför- 
dert zu haben. — Sein Sohn Ludwig der Grosse war ebenfalls ein Freund und 
Beförderer des Handels und der Industrie, und Ludwigs Eidam, K. Sig- 
mund, der von den ungar. Grossen einigemal und fühlbar gemisshandelt 
wurde, musste unwillkürlich dieselbe Politik befolgen, und so geschah es 
denn, dass thcils des Reichthums wegen, den der Bergbau, die Gewerbe und 
der Handel einem Staate vcrschafien, theils um die Königsmaebt gegen den 
überwiegenden Einfluss der mächtigen Vasallen und Dynasten des Landes 
möglichst zu schützen und zu heben, im XIV. und XV. Jahrh. die ungar. 
Städte vermehrt, mit Mauern befestigt, und auch schon mit Sitz und 
Stimme unter dem Namen der kön. Frei Städte zu den Rcichstägen einberufen 
wurden; wie diess aus K Sigmund's I. u. II. Decr. v. J. 1405. u. 1435. und 
seiner Nachfolger Decreten bis in die neueste Zeit erhellt. — Insbesondere war 
schon unter Ludwig 1. zunächst nach Stuhlweissenburg die Stadt Ofen als die 
Residenz der neuen kön. Dynastie durch besondere Privilegien eben so wie 
einen regen Verkehr und Gewerbfleiss vor den übrigen Städten des Landes aus- 
gezeichnet, so dass die Freiheiten dieser zwei Städte nicht selten den andern 
zur Nacheiferung und Muster dienten; wie einige Urkunden des K. Bcla IV. 
V. J. 1248. ünd Carl I. v. J. 1324. diess ausdrücklich bezeugen. — In der Folge 
der Zeit wechselten auch die Geschicke dieser Städte, nach dem Schicksale 
des Landes. — Manche derselben verloren ihre Privilegien, und hörten auf 
freie unmittelbare Städte zu sein; an ihre Stelle aber traten, vom Grund- 
herrn losgekauft, durch Verdienste um den Staat — trotz der spätem ihrer 
Vermehrung entgegen tretenden Gesetze — wieder andere, doch bis zum J. 
1848. nicht mit jenem Erfolge, von dem das rasche Emporblühen des 
Städtewesens in Italien, Deutschland, Frankreich und den amerika- 
nischen Unionsstaaten in der neuern Zeit, zum Staunen der Welt, so augen- 
scheinliche Beweise liefert, wovon die Ursache aus der Geschichte und Verfas- 
sung des Landes sich von selbst ergibt. — Vergl. Schwartner Stat. II. Th. 
§. 51 — 54. Fdnyes, Springer, Bedeus u. a. m. 
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den Gerichtastuhl des Tavcrnicue, oder jener des k.Perso- 
n als ihre Berufung einlegen; im SinneWerb. Trip. III. 8. etc. h) 
Der Ursprung der königl. Freistädte in Ungarn, ihre 
Schicksale, sowie auch die langsamen Fortschritte im Laufe so 
vieler Jahrhunderte, nebst den Ursachen, die die letztem veran- 
lasst haben mögen, hat die Geschichte des Landes nachzuweisen 
und zu würdigen. — Uns genügt es hier vom Standpunkte des 
öffentlichen Rechts nur überhaupt zu bemerken: dass ihre Rechts- 
verhältnisse, wie jene der übrigen Reichsbewohner und Stände, 
da sie grösstcntheils nur in Freiheiten und Immunitäten von 
dem grundherrlichen Feudal-Verbande bestanden, ursprüng- 
lich nur von königlichen Privilegien herrührten, die erst spä- 
ter nach und nach unter die Reichsgesetze aufgenommen, durch 
Usuroboration dem Herkommen gemäss ihre volle Sanction 
erlangten; doch nicht ohne die, den Geist des Zeitalters und der 
Landesverfassung genug charakte risirendenVerwahrung: xinso- 
ferne dieselben den Gesetzen und Gewohnheiten des Reiches, und 
den Vorrechten des Adels nicht entgegen wären;« wie diese 
die Ges. Art. v. 1649: lö. 1681 : 41. und insb. v. 1687: 17. bezeu- 
gen, deren letzterer sogar ausdrücklich anordnet : »dass die Zahl 
der königl. Freistädte fernerhin nicht vermehrt werden solle 
ausgenommen, wenn solches in einzelnen Fällen rücksicht- 
lich besonderer Verdienste solcher Gemeinden als dem allge- 
meinen Wohlc des Landes erspriesslich durch Sr. Majestät 
befunden würde,« daher auch seitdem die Gepflogenheit beobachtet 
wurde: dass jede vom Könige mit dem Privilegium einer königl. 
Freistadt neu begabte Gemeinde oder Stadt das volle Sitz- und 
Stimmrecht auf dem Reichstage nicht eher erlange, bis sie — 
praestitis pracstandis — mit Wissen und Willen desselben in dem 
reichstägigen Deere te förmlich inarticulirt worden sei; wie es 
ans den Ges. Art, v. 1715: 107-109. 17.54: 27. 1791: .Sa 1807: 4. 
und 27. deutlich erhellt, r) 


h) Der dritte Unterschied zniseben den kön. freien und den bischöf- 
lichen Studien ergibt sich ans dem oben aufgestellten Begriffe, so nie such 
ihrer Benennung von selbst. 

t) Ausser dieser InartieuHrung wird zur Erlangung des königl. 
Befreiungs-Privilegiums vorlUnfig noch erfordert, dass die darum sich bewer- 
bende Gemeinde ihre völlige Ablösung von jener Grundherrschaft, deren 
Gerichtsbarkeit sie früher unterworfen gewesen sein mag, rechtskrttflig erweise, 
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DemgemSss sind die ßechtsverhältniase jeder königl. Frei- 
stadt in corpore, oder summarisch genommen, folgende: 

1. Jede kön.Freistadt hat Sitz und Stimme auf dem Reichstage, 
wo ihre Abgeordneten oderNuncii an der Stände-Tafel ihren 
Platz herkömmlich im Sinne des I.Qes. Art. t. 1608. n.d.Kr. 
einnehmen: d) und alle zusammen sammt den privilegirten 
Districten machen den vierten Stand der Reichsstände aus. 

dann ihre Verdienste am den König und das Land, so wie auch aus der Dar- 
stellung ihrer Vermügens-Umsttlnde die Fähigkeit nachweise, die mit dem 
neuen Stande verbundenen Lasten tragen, und den Obliegenheiten dessel- 
ben Genüge leisten zu können. — Dann pflegt erst, und diese nicht ohne 
Schwierigkeit, in einem der folgenden Reichstage ihre förmli che Auftiahme 
unter die Reichsstande durch die erwähnte Inarticulirung zu erfolgen. 

d) Das angeführte Gesetz v. 1608; 1. n. d. Kr. hat zwar diese Reiebs- 
standschafte-Recht nur auf jene Freistüdte bezogen, die im 8 Ges. Art. d. J. 
1814. namentlich angeführt werden, und die .\ufnahme der Übrigen bis zu der 
Reform der Reichsdecrete verschoben, indessen haben auch diese, so wie alle 
später privilegirten Freistüdte ihr Roichsstandschafts-Recht, dem Her- 
kommen gemüss, in Anspruch genommen, und auch behauptet; wie diess die 
Ges. Art. V. 1638: 42. 63. 1649 : 89. 40. 1668: 66. 1681: 60. etc. bezeugen. — 
Ihre Abgeordneten zumReichstagc, oder s.g. Nanciens=Boten, pflegen paar- 
weise von jeder Stadt deputirt zu worden, die jedo h nicht einzeln, sondern 
gemeinschaftlich durch ihr Votum ihre Stadt vertreten. — Aber auch diess 
Votum wurde ihnen in der letztem Zeit dadurch streitig gemacht, dass seit 
dem J. 1791. durch das Uebergewicht der Comitat.s-Ablegirton die Gepflogen- 
heit geltend gemacht wurde, beim Abgeben der einzelnen Stimmen den 
sümmtlichen Stüdte-Dcputirtcn nur ein s. g. Votum curiale einzurkumen, 
was seitdem nicht nur zu fortwährenden Protestationen und Keclaraa- 
tionen von Seite der in ihrem herkömmlichen Rechte verkürzten StXdte, 
sondern auch unter den übrigen Stünden, ja selbst in den öflentlichen BUttern 
zu den unangenehmsten, oft sehr bitter geführten Controverseii Veranlassung 
gab. — Vergl. Pesti Hirlap v. J. 1843. Nr. 228. uud folg, unter der Aufschrift: 
Kirdlyi viirosi szavazat arkny etc. — Als einen kleinen Beleg dazu möge es 
uns gestattet sein, nur eine sehr gemüssigt lautende Aeusscrung des unge- 
nannten Verfassers einer kleincu, unter dem Titel: Ungarn imJahrc 1841. 
damals erschienenen Flugschrifl hier anzufuhren, die S. 18. also lautet: rDas 
zweite Missv erhültniss, welches in der ZiisainmcnstcIIung des Landtags 
obwaltet, ist jenes der freien Stüdtc zu den übrigen Stunden. — Die 
gesammten 49. Studte zusammen haben gegen die 86. Gespansebaften 

— es ist IXcherlich zu sagen — eine einzige Gesammtstimme abzngebcnl 

— Diess gab und gibt täglich zu um so bedenklichem Klagen von Seiten der 
Studte Anlass, als im Falle keiner baldigen Abhilfe bei den ohnehin sehr 
lockern Banden, welche Adel und Bürgerschaft an einander fesseln, 
vollends ein feindseliges, der allgemeinen Wohlfahrt um so verderblicheres 
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2. Sie sind ein peculiums. coronae regni, können daher, wie die 
Krongüter, in der Regel, weder verpfändet und verkauft, 
noch wie immer von der Krone getrennt werden. 

3. Jeder kön. Freistadt, collectiv genommen, kömmt die Eigen- 
schaft des ung. Reich sadels mit allen Vorrechten desselben 
zu; kraft der Ges. Art. v. 1618: 60. und 1649: 18. etc daher ist 
sie auch, gleich den übrigen Landständen, verpflichtet: dem 
Könige die Unterthans-Huldigung zu leisten, die allge- 
meinen Gesetze und Gewohnheiten des Landes zu beobach- 
ten, die ordentlichen Richter im Lande anzuerkennen, den 
gewöhnlichen Rechtsweg zu folgen, an der adeligen Insur- 
rection Th eil zu nehmen etc. 


Verhältniss zu erwarten stünde, je entfremdeter sich ohnehin alle Elemente, 
welche einen Staat bilden, und nur in der Einheit verbürgen, in ihren Inter- 
essen gegen einander in Ungarn fühlen. — Aber kann man eines Theils 
den Städten in Ungarn nicht verargen, wenn sie, gestützt auf für ihre Sache 
günstig lautende Gesetze, auf unbezweifelte Geschichts-Thatsachen, auf 
ihre vielfachen Leistungen, welche die des Adels durch bäuerische 
Besteuerung, die des Bauernstandes durch Theilnahme an adeligen Lasten 
überbieten, dafür auch mit Aner k ennung, und verhältnissmässiger TheiL 
nähme an der Gesetzgebung belohnt zu w'erden verlangen: so ist andern 
Theils auch die Ansicht des Adels nicht ganz unrichtig: dass, che die Städte 
in ihren inner n Verhältnissen nicht also urage ändert sein würden, dass ihre 
Landtags-Abgeordneten nicht, wie bis j etzt, blos als Vertreter ihrer 
Wahlbürgerschaften, oder wohl gar Stadträthe, sondern als diejenigen der 
gesammten Stadtbürgerschaft zu betrachten sein würden; ferner ehe die 
Städte nicht aus ihrer Abhängigkeit von der k. Kammer erlöst, und zu einer 
ehrenvollen Selbstständigkeit gelangt sein würden, ihnen die Stände auch 
keinen entscheidenden Antheil bei der Gesetzgebung einzuräumen geson- 
nen wären. — Uebrigens ist cs leichter diese Uebelstände ei nzu sehen, als ihnen 
abzuhelfen; und es ist sehr zu wünschen, dass letzteres jedenfalls, wenn 
auch nicht ohne Schwierigkeit, doch auf dem gesetzlichen Wege, nicht 
aber jenem der Willkür (wovon ein ähnliches Ereigniss die Geschichte der 
französischen Revolution znra abschreckenden Beispiele aller Zeiten 
V. 17. Juni 1789. darbietet) je eher gelänge. — Aber selbst dann, würde es ver- 
hältnissmässig sein, den 49. Städten 49. Stimmen gegen die 66. Stimmen 
der Comitate einzuräumen? Obwohl wir andererseits nicht wissen, was wohl 
die letztem den also gestellten Städten Gründliches zu antworten vermöchten, 
wenn diese zu jenen etwa also sprächen: »Wie? Ihr haltet es für unverhält- 
nissmässig, dass wir 49. Stimmen für 600,000. bevorrechtete Bürger, 
gegen Eure 66. von Euch verlangen? um wie viel mehr Bevorrechtete 
vertretet denn Ihr? — Etwa noch Jemand andern, ausser Euch? etwa den 
VItouU un^ar. SUaUrvoht II. 24 
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4. Nur Innaichtlich des firwerbs neuer liegen derGütcr werden 
die kön. Freistndte durch die s. g. Amortisations-Gesetze 
insb. 1542: 33. Diaet. Pos. 1608: 6. vor der Kr. 1618:60. 
1640: 18. etc. theils aus politischen Gründen qua manus 
mortuae, theils wegen ehedem hie und da schlecht gepfloge- 
ner Wirthschaft bedeutend beschränkt, indem ihnen jede neue 
Acquisition dieser Art in der Regel nicht gestattet, und das 
Verfügungsrecht über die vorhandenen Güter einer stren- 
gen Oberaufsicht unterworfen ist. e) — Dagegen 


Bauern? — Wir sagen: Nein!« — Aber gehen wir nun von den Repräsen- 
tations-Missverhältnissen, welche zwischen Stand und Stand herrschen, 
auch noch zu jenen über, welche jeden einzelnen Stand in sich selbst ver- 
unstalten. So vertritt z. B. Pest seine 80,000. Einwohner auf dem Landtage 
nicht mehr und nicht weniger als jede einzelne Freistadt, von welchen allen 
keine die Hälfte der Einwohnerzahl von Pest überschreitet, eine Menge 
zwischen 5 - 2000. Einwohner zählen, während es mehrere Marktflecken, ja 
selbst Dörfer von 10 —20,000. und darüber Einwohner gibt, welche ganz unver- 
treten in der Masse der Bevölkerung versinken« etc. — Diesen und ähnlichen 
Uebelständen und Missverhältnissen suchte der Reichstag v, ,T. 184V$. 
durch die neue auf Grund «1er Revölkerun g hauptsächlich basirte, un«l 
im 6. Ges. Art. d, J. auf ,'177 (Siebenbürgen mit den ihm zugedachten 69. 
Abgeordneten nicht initgoreehnet) Deputirte verhältnissinässig berechnete» 
und vcrthcilte Volks- (nicht Stände-) Vertretung des ganzen Reiches, nach 
Möglichkeit abzuhelfen, und .so den Anforderungendes neuen Zeitgeistes, 
und der alten Verfassung möglichst gerecht zu werden; wie aus dem 5. 6. 7. 
Ges. Art. desselben Dcer. v. 184V»- näher zu entnehmen ist; deren Vollziehung 
jedoch durch die hoch in demselben Jahre naciifolgemlen Ereignisse und • 
Wirren, wie bekannt, unterbrochen worden, und nur einigermnssen 
später durch die auf iler.«’elbcji Basis im .T. 1861. und 186.’). wieder «»inberuh'nc 
Reichs versam ml u n g, gleichsam provisorisch, zur Anerkennung und 
Geltung gelangt ist; bis «1er niiehste Beichstag bei der nächst bevorstehenden 
legalen Rcconstituirung «l«:s Ijandes etwas Definitive hierüber verfügt. 
Nur möge dabei den alten Keichsstämlen «las Beispiel Englands und 
Polens aus «len letzten Jahrhunderten stets vor A«igen schweben, deren 
Erstcrcs durch «»Ine bei Zeiten vorgenomiuene Einbeziehung derGcsammt- 
Bevölkcrung ins Bereich «1er co ns t i t u ti onel len Vc r fnssu ng, «len bis zur 
Stunde forts«;hreiten«lcn Flor des Staat«»s, «las L et z tere hingegen «lureh fort- 
währendes Aufsehicben «lieser politischen Massregel den Untergang des 
Landes bewirkte, un«l an die ernste Warnung erinnern, die in den Worten des 
Dichters ihren besten Austlruek findet : »D i.scite j us ti ti a m moniti — nee 
temnere Divos!« Virgil. Aencid. VI. 

t) Diese politischen Gründe werden in dem erwähnten 33. Ges. Art. 
d. J. 1542 d. Pressb. Lan«lt. ausdrüeklieh in den Worten bezeichnet: »Quin 
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5. GenieBsun sic innerhalb ihres Gebiets, und auf den gesetz- 
niässig erworbenen Stadtgütern, alle jene Kegal-Beneficien, 
die das Gesetz dem adeligenGrundherrn zusagt, sammt den 
Gefallen jeder Art (Salz ausgenommen kraft d. 3. Ges. Art. 
V. 1514) die ihnen kraft ihrer b'csondern Privilegien bald 
in Gemein Schaft, bald pachtweise auch einzelnen Bürgern 
zukommen; im Sinne der Landesges. Trip. III: 20. 1608: 2. n. 
d. Kr. 1681 : 41. etc. 

6. Auch gebührt ihnen das s. g. Fiscalitäts- oder .Ueimfall- 
Recht ex dcfectu in Ermangelung gesetzlicher Erben, 
und zwar hinsichtlich ihrer Bürger und Einwohner sowohl 
indem beweglichen als un beweglichen Nachlass, hinsicht- 
lich der Adeligen jedoch nur in Bezug der bürgerlichen 
Gründe; kraft der Ges. Art. v. 1647: 87. 1649; 16. — In Fällen 
des Verbrechens der Untreue (ex nota infidelitatis) ist 
der königliche Fiscus der allein gesetzliche Erbe. 

7. Die künigl. Freistädte sind von der Gerichtsbarkeit der 
Co mi täte frei,/) und stehen unter der Gerichtsbarkeit ihrer 
eigenen freige wählten Magistrate, in allen politischen, 

civitAtes regine prosertim per lins annos ad obtincnilas pottsessiones 
Nobilium vchemeiitor aspirare coupernnt ^ — in apertum praejudi- 
cium s. cornnae regni co: fjnod linjusinodi boiia commiinitati donata, com 
haerede» corum nnntjiiam dufieiant, ad fisenm regium nuUo unqaam 
tempore devolvantur; undt* manifeste constat: numcruin qiioquo militarium 
homimuDf si ea res longitis pergat, in dies magis magisqiic diminuendum 
(r. diminiitum) iri; quemadmodiiin otiam hacten iis non mcüiocritcr dimioQ« 
tuä esse dignoseiiur ; idoo stututum est: Nc de caetero bona aliqun ct jara 
posscssionaria ads. regiii bujus coronam, consoqnenter<iuc collationem 
regiain quocunque titulo devoluta, vcl dcvolvenda, civitatibus, oppi> 
dis, viMis, et aliis (|uibusvis cominuuitatibiis ennfcrantiir et inscribantur.<< 
§. 1 —3. praes. art. Cf. 1638; 35. 1681 : 5. eto. 

f) Doch kömmt, es den Comitats- Jurisdictionen zu, die Preise der vor« 
züglichston Dcbciismittcl, insbesondere des Fleisches cte. so wie den Lohn 
der gemeinen Handarbeiter und Gewcrbslcute — mit Berücksichtigung 
der Local«Umstandc — zu taxiren; wie diess im Geiste der alten Polizei 
fast allgemein üblich war, welche Taxen dann die Städte zu beobachten 
verpfliobtet waren, wie es die Ges. Art. v. 1625; 40. 1659: 71* etc. bezeugen. 

Den Abgeordneten der städtischen Magistrate zu den üblichen Congrega« 
tionen der Comitatc, wozu ihnen stets der Zutritt offen stand, ward dadurch 
zugleich die Gelegenheit geboten, auch in dieser Angelegenheit den ihnen 
gebührenden Einfluss zu üben. 

24 * 
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gerichtlichen sowohl civil- als strafrechtlichen Angele- 
genheiten; welche Gerichtsbarkeit sich jedoch nur auf die 
eigenen Bürger und iinadelige Einwohner erstreckt. — 
Der städtische Magistrat pflegt übrigens als Behörde den 
amtlichen Verkehr unmittelbar mit allen Landesbehörden 
kraft des Trip. II: 10. und 1681: 41. zu führen. — Sollte bei 
der vonZeit zu Zeit üblichen Magistratual-RestaurationÄj 
irgend ein Mitbewerber um diese Aemter, blos seiner Natio- 
nalität oder Religion wegen, davon ausgeschlossen werden, 
so verfällt die Stadt vor dem königl. Fiscus in die Strafe 


g) In wiefernc jedoch auch auf die adeligen Bewohner der Städte? and 
welche Schranken der städtischen Gerichtsbarkeit hinsichtlich dieser, 
damit ihren adeligen Vorrechten nicht zu nahe getreten werde, durch die 
Landesgesetze gezogen worden seien? hierüber ertheilt nähere Auskunft das 
Ungar. Civil- oder Privatrecht. — Vergl. Kelemen, Frank, Szlemenics, 
Kövy, Wentzel u. a. m. die betreflenden Werke. 

h) Diese Wahl der städtischen Magistrate ist in allen k. Freistädten 
Ungarns der s. g. WahlbUrgersehaft (electa communitas) oder einer aus 
20. 40.60.80.100. gewählten ansehnlichem Bürgern bestehenden Corporation 
der betreflenden Stadt anvertraut, der das Recht zukömmt : bei vorkommender 
Restauration den Local-Magistrat, d. h. den Richter, Bürgermeister, 
Stadt-Hauptmann, die Stadträthe oder Senatoren nebst den übrigen 
städtischen Beamten, 'als: Notaren, Fiscalen, Einnehmern, Waisen- 
vätern, Oeconomen u. s. w. zu wählen, oder an die Stelle der ausgeschiedenen 
oder erledigten andere fähige zu bestellen. — Dass diese freie Wahl ihrer 
Magistrate ein uraltes Vorrecht der k. Freistädte sei, ist aus mehreren 
alten Urkunden zu entnehmen. So z. B. dem der Stadt Pressburg von König 
Andreas III. im J. 1291. verliehenen Privilegium, wo es wörtlich heisst: 
»Quod villicum seu judicem inter sc a festo S. Georgii usque anni rcvolu- 
tionem duraturum cligant, quem voluerint, de communi, qui omnes causas 
ipsorum et ctiam extraneorum exortas inter ipsos, vel intra metas civitatis 
more hospitum aliorum cum 12. juratis civibus suis possint judicare.« — 
Dasselbe wird in dem Privilegium des K. Bcla IV. welches derselbe der 
Stadt Ofen im J. 1244. verliehen und K. Ferdinand I. im J. 1525. bestätigt 
hat, fast mit denselben Worten ausgedrückt: »Ipsae illorum villae sibi eligant 
villicum, quem volunt, et nobis electum praesentent, qui omnes earum 
causas mundanos debeat judicare.« — Derselbe Bela IV. sagt in einem 
Diplome v. J. 1248. noch tiberdiess: »Hospitibus nostris in villa T. congre- 
gatis, et congregandis, hanc concessimus libertatein, ut a comite parochiali 
liberi sint penitus et exerapti« etc. — Dasselbe kömmt in vielen andern 
Urkunden jener Zeiten vor. — S. Fej^r Cod. dipl. Ilung. — Kaprinay, 
Wagner etc. 
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von 20ÜÜ. fl. nach den Ges. Art. von 1608 : 13. v. d. Kr. 1715 ; 
36. etc. ij 

8. Der freigewählte städtische Magistrat ist in erster Instanz der 
zuständige Richter derBürger in allen Rechtsfällen in und 
ausser Streitsachen, er übt zugleich die peinliche Gerichts- 
barkeit (das s. g. jus gladii) im Namen der Stadt aus, und 
macht, einverstanden mit der Bürgerschaft, Statute, die 
jedoch den Landesgesetzen nicht entgegen sein dürfen, und 
aueh nur innerhalb des städtischen Gebiets verbindlich sind; 
auch hinsichtlich der adeligen Bürger und Einwohner, doch 
nur bezüglich der bürgerlichen Gründe, nach dem Zeugnisse 
des Trip. III : 22. — Einige Städte haben sogar Ihre eigenen 
Gewohnheiten, und ihr eigenes Gerichtsverfahren, an 
denen sic fest halten. — Auch müssen die Perennal-Fassio- 
nen (Kauf- und Verkaufs-Verträge) und Intabulationen 
hinsichtlich der Personen und Sachen, die der städtischen 
Gerichtsbarkeit unterliegen, vor dem städtischen Magi- 

i) Die hier angeltihrtcn LaiulHsgesctzu, wodurch dem fanatischen Beli- 
gions- und Nationalitiits-Eifcr jener Zeit, hinsichtlich des gegenseitigen 
bürgerlichen Verkehrs, durch die weise Gesetzgebung des Landes so wirksam 
gesteuert wurde, konnten auch unserer Zeit, als ein naebahmungswUrdiges 
Beispiel, aufgestcllt und anempfohlen werden, wo zwarweniger ausReligions- 
aber um so mehr aus überspanntem NationalitSts-Eifer einige unberufene 
Apostel des letztem nicht nur die politischen, sondern selbst die bürger- 
lichen, ja sogar die natürlichen Kechte ihrer gleichberechtigten Mit- 
bürger in F rage zu stellen, und streitig zu machen, dadurch jedoch zugleich 
das Reich allen Gefahren und Gräueln, die ein solcher Fanatismus stets 
nach sich zu ziehen pflegt, muthwilligerweise ausznsetzen, kein Bedenken trugen; 
wobei wohl die Gesetzgebung des aufgeklärten XIX. Jahrh. hinsichtlich der 
dagegen zu ergreifenden Massregeln nicht von jener des XVII. Jahrh. sich 
Rath und Beispiel zu holen nöthig haben dürfte. 

k) Diess möge gegenwärtig wohl nur hauptsächlich von den Bergstädten 
gelten, die ihre eigene Berg-Gerichtsbarkeit, mit besondern Berg- 
gerichten für ihre Bergbau- Angelegenheiten, bis in die neueste Zeit bei- 
behalten haben. — Das besondere Statutenrecht der kön. ungar. Frei- 
städte dürfte immerhin der Feder eines denkenden, in der G eschich te und den 
Par ticu lar-R e eh te n des Landes wohl geübten Rechtsgelehrten nicht 
unwerth befunden werden; obgleich dasselbe jenem der Sachsen in Sieben- 
bürgen weder an Alter und Ansehen, noch Innern wissenschaftlichen 
Werth überlegen, oder auch nur gleich geachtet werden könne. — Vergl. hier- 
über die im III. Bande, §. 80. Anm a) angeführten Werke. 
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ütrate vorgenommeu werden; also Trip. III: 13. und 1723: 
107. — Endlich 

9. Hat auch jede kön. Freistadt das s.g. Patronats-Rccht, unter 
dem jedoch auch die damit verbundenen Patronats-Lasten mit 
verstanden werden; so wie auch das Recht Märkte zu halten; 
einige wussten sich auch manche Immunitäten, als von Maut h 
und andern Abgaben, durch ihre Privilegien, die an verschie- 
denen Orten verschieden und mannigfaltig sind, zu ver- 
schaffen;/^ andere brüsten sich mit dem Rechte, nebst ihrem 
adeligen Wappen, auch noch mit rothem Wachse, gleich 
den Magnaten, siegeln zu dürfen; worüber wenigstens die 
meisten Städte Privilegien aufzuweisen haben. — Die ungar. 
Bergstädtc sind insbesondere von der Einquartierung der 
Soldaten, und jedem Verkehre mit den Juden befreit; kraft 
der Gesetze vom J. 1618:41. 1681: 41.1715:43.1723:65. 
u. a. dergl. mehr. 

Alle diese Rechte, und zum Theil adeligen Vorrechte, kom- 
men den königl. Freistädten nur in so ferne zu, als jede derselben in 
ihrer Gesammtheit, als eine moralische oder juridischePerson 
betrachtet, einem Edelmanne gleich geachtet wird. — Hingegen 
bei einzelnen Bürgern derselben gestalten sich deren Rechte 
und Obliegenheiten auf folgende Art: 

0 Die besondern Imniuuitätcii, welche ilcu k. Krcistildten in Ungarn 
vermöge ihrer im Laufe der Zeit erworbenen kön. Privilegien zukommen, 
sind so verschieden und mannigfaltig, dass es kaum möglich scheint, solche 
vollständig en detail kennen zu lernen; und dicss um so mehr,als es bekannt 
ist: dass in Ungarn seit jeher Urkunden, Privilegien und Documente jeder 
Art von den Besitzern mit der ängstlichsten Sorgfalt verwahrt, und der Ver- 
öffentlichung derselben möglichst en tzogen zu werden pflegten, um nicht 
derselben durch einen indiscreten Gebrauch vcrlustigzu werden; wie es mehre- 
ren Städten, hinsichtlich ihrer Privilegien mitunter ergangen ist. — So hat König 
Wladisl. II. die vom K. Mathias dun Wissegrador Burgern ertheilten 
Freiheiten wegen Missbrauch durch den 102. Ges. Art. v. 1492. und den S9. v. 
1498. wiUcrrul'eii, und eben so die Freistädte von Oedenburg und Kaschau 
durch den 19. Ges. Art. d. J. 1504. mit dem Verluste ihrer durch Missbrauch 
verwirkten Privilegien gestraft. ~ Uebrigens können ähnliche Privile- 
gien auch im Laufe der Zeit durch verschiedene Umstände voll selbst erlöschen. 
Solch ein Privilegium war jenes von K. Mathias I. im J. 1458. den 
Kasebaiier Bürgern, Geld zu prägen, aber niu- auf Widerruf, erlheilt, und 
nach erfolgtem Widerrufe erloschen. S. Kaprinay Hist. dipl. P. II. intei 
Analeetn a. H.59. Nr. 17. etc. 
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1. Das Währgeld (homiigium, gleichsam Menschen werth) 
eines Bürgers wird vor Gericht dem eines Edelmanns nach 
Werb. Trip. III. 9. == 200. H. gleich hoch angeschlagen; 
wodurch man im Mittelalter den Edelmann sowohl als den 
friedlichen Bürger, wider, Befehdungen und Faustrecht 
möglichst schützen wollte, m) 

2. Die Bürger einer königl. Freistadt dürfen weder eigener, viel 
weniger noch fremder Schulden n) wegen, willkürlich 
verhaftet, und in Haft gehalten werden; ausser in dem ordent- 
lichen Rechtswege, mittelst ihres eigenen Magistrats, der 
für jede ungesetzliche Haft verantwortlich ist. 

3. Einzelne Bürger sainmt ihren Angehörigen sind gewöhnlich 
durch's ganze Land von Land- und Wnsser-Mauthen frei. 

4. Sie und ihre Söhne können bei angemessenen Fähigkeiten und 
Talenten, zu allen Militär- und C'ivil- sowie auch vorzüglich 
Cameral- Aemtera und Dienstposten angcstellt, und selbst 
liei den Landes-Dicasterien bis zu den Secretär-Stcllcn 
befördert werden; nur nicht bei den Municipal-Magistra- 
ten derComitate, und den hö hern Geriehts- und einigen dem 
Ritterstande eigends vorbehaltenen Stellen, ausgenom- 
men, wenn die Betreffenden früher geadelt wurden. 

5. In Civil-Streitigkeiten und Schuldforderungen, nicht unter 
60. fl. steht es den Bürgern frei, von ihrem Magistrate an den 
Tavernical- oder Personal- Stuhl, weiter jedoch an die 
Septem viral-Tafel nur den Bürgern der Tavcrnioal- 


m) Nur dRMÄ «lUrjcnlgti Burger, welcher dem unschuldigen Edelmanne 
eine Ohrfeige gibt, obendrein entweder seines Lebens (was doch später 
ausser Uebung kam) oder seiner Güter verlustig wird; während bei Miss- 
handlungen des Bürgers durch den Edelmann — Mord uud Raub ans- 
genommeii — das hoinagium (und dies« nach einer andern Observanz nur 
100 Ü.) schon auch die Strafe für den letztem Hiismacht. — S. Schwartner 
Sut. II. Th. §. S. 18.0. etc 

n) Um diess gehörig zu verstehen, durfte es nicht überflüssig «ein, hier zu 
erwähnen: dass im Mittelalter die barbarische Gewohnheit geherrscht habe, 
das fremde Cre<litoren, auf öffentlichen Landstrasseii, den ersten 
besten Einwohner eines Ortes gefangen wegschlcppten, wenn dessen Mit- 
einwohner oder Mitbürger eine Schuld nicht zahlen konnte oder wollte. — 
Diesem empörenden Unfugi*, welcher heute nicht einmal mehr für Jedermann 
verständlich sein dürOe, widersprechen ausdrücklich »lie Privilegien der 
k. k KreistädUj. S. Schwartner Slat. II Tli. «OJl Anm. lO. 
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Städte (nicht auch den übrigen) und nur dann zu appclli- 
ren, wenn die Forderung 300. fl. übersteigt. — Hingegen in 
Cr i minal-Processen, wo über Tod und Leben des Bürgers 
entschieden wird, fand vom strengen Magistrate vor dem 
Jahre 1791. keine weitere Appellation statt; wohl aber seit 
dem, und bis zum Throne des Königs, oj — Dafür 

6. Unterliegen die einzelnen Bürger der kön. Freistädte der 
gewöhnlichen Contribution, dein Zehnten, der Einquar- 
tierung des Militärs, (mit Ausnahme der Bergstädte) und 
der Becruten-Stellung; sie zaiileu ferner den Königs- 
Zins, und dem Könige die gewöhnliche Diätal-Taxe, sind 
zur Insurrection verpflichtet, werden bei allen Honorarien 
und Subsidien, die dem Könige vom Adel gegeben werden, 
verhältnissmässig, und bei allen ordentlichen oder ausser- 
ordentlichen Steuern, als eigends zurContribuenten-Classe 
gehörend, mitbetheiligt. — Ueberdiess 

7. Hat der einzelne Bürger, noch ausser der Contribution an 
den Landesherrn, zur Stadtkämmerei, aus welcher alle Aus- 
lagen der Stadt sammt den Deperditen bestritten werden 
sollen, beizusteuern; welche Domcstical -Casse für manche 
kleine Stadt lästiger als die Landessteuer ist, obgleich die 
k. Ungar. Hofkammer für eine möglichst geregelte Ge- 
bahrung der städtischen O economic Sorge zu tragen hat; 
der auch die darauf bezüglichen Rechnungen zur Revision 
regelmässig eingesendet werden, p) — Endlich ist oder war 
vielmehr bis zum J. 1844: 4. 


o) In frähern Zeiten, als die k.k.Freistadte nur wenige, und ihre Rechts- 
streitigkeiten auch nicht so bedeutend und zahlreich waren, unterstanden die- 
selben sammtlich der Gerichtsbarkeit des Tavernicus, zuweilen auch jener des 
Judex Curiae, wenigstens kömmt in einer Urkunde unter der Regierung des 
K. Ludwig I. ein gewisser Jacobus de Scepus vor, der sich Judicem 
Curiae et universarum Civitatum darin nennt; später, bei der stattgefun- 
denen Vermehrung der Städte, lässt sich wohl die Ursache der zwischen dem 
Tavernical- und Personal-Stuhl getheilten Appellation der k. k. Frei- 
Btädte leicht begreifen; weniger jedoch dicss: warum in criminalibus diese 
Appellation von dem städtischen Magistrate an höhere Gerichte, und den 
König so spät, nämlich erst im J. 1791. bewilligt worden sei? 

p) Dass dieselbe Landesbehörde sammt der k. Ungar. Statthalterei diese 
Oberaufsicht auch dahin auszudehnen habe, dass die k. k. Freistädte als pecu- 
lium regln in nicht eigenmächtig ihre Besitzungen und Guter veräussern, 
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8. Ein iinadeliger Bürger als solcher, wie schonoben (I. Band, 
§. 24. S. 213. etc.) bemerkt wurde, unfähig sich adelige 
Landgüter mit grundherrlichen Rechten rechtsgiltig zu 
erwerben, oder solche zu besitzen; eben so wie er bis auf diese 
Zeit vor Gericht unmittelbar im eigenen Namen gegen 
keinen Edelmann klagend auftreten konnte, sondern sich 
durch den städtischen Fiscus im Namen der ganzen 
Gemeinde in einem solchen Falle vertreten lassen musste; q) 
die im 20. Ges. Art. des Jahres 1802. erwähnten Fülle aus- 
genommen etc. 

Es mögen wohl noch manche andere Bestimmungen, die die 
Rechts -Verhältnisse der einzelnen Bürger gegen den Staat, und 
hauptsächlich auch gegen ihre adeligen Mitbürger bctrelFen, in den 
Gesetzen des Landes Vorkommen, die sich, wie aus dem 78. Art. des 
J. 1647. ersichtlich ist, besonders veranlasst fanden, die letztem 
vor den üblichen Neckereien ihrer un adeligen Mitbürger mög- 
lichst sicher zu stellen; r) da dieselben jedoch immer nur die 
Pri vat-Verhältnisse der ungar. Staatsbürger gegen einander 
zum Gegenstände haben, so können solche füglich dem ungar. 
Privat-Rechte, wohin sic eigends gehören, überlassen 
werden. 


verpfänden, oder mit Schulden ohne Koth und höhere Bewilligung 
belasten, versteht sich wohl von selbst. 

q) Diese ehemalige Vertretung des einzelnen Bürgers durch den städti- 
schen Fiscus gegenüber einem Edelmanne scheint, nach der* Acusscrung 
Schwär tners , nicht unwahrscheinlich aus den Zeiten der Turniere her- 
znleiteu sein, in welcher kein Ritter mit einem andern als Seinesgleichen 
Lanzen brechen durfte; oder soll es etwa gar als die Folge eines alten Privi- 
legiums der Üeissigen Bürger anzusehen sein, nach welchem nicht die letz- 
tem, sondern ihr Vi nie US, so oft ihre Processe an den Königshof gebracht 
wurden, daselbst erscheinen musste? — Gegenwärtig, wo jene Ausn'ahms- 
gesetze schon ihr Ende erreicht haben, dürfte es wohl überflüssig sein, 
hierüber noch nachträglich Betrachtungen anzustellen. . 

Jener 78. Ges Art. v. J. 1647. da er ziemlich ausführlich den gegen- 
seitigen Verkehr der adeligen Bewohner der freien Städte mit den Bür- 
gern derselben bespricht, kann füglich auch als ein Beitrag zur Sitten- 
geschichte jener Zeiten dienen. ^ Derselbe 78. Ges. Art. besteht aus 21. 
Paragraphen, in denen die Exccsse der Bürger, namentlich der Stadt Kaschau, 
gegen ihre adeligen Mitbürger einzeln angeführt und verpönt werden, die 
öfters noch in den spätem Ges. v. 1649: 19. 23. 84. 1655: 62. 1669: 50. 1681: 42. 
1715: 37. 63. 77. etc. erneuert und wiederholt worden sind. 
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§. 10. — Rechts -VerhAltnisse der privileKirlen Uistricle 
in Ungarn. 

Ausser den köu. Freistädten, deren Rechts -Verhältnisse eben 
in dem vorhergehenden Paragraphen vom Standpunkte des öffent- 
lichen Rechts summarisch dargestellt wurden, kommen noch ferner 
in derselben Beziehung einige jener privilegirten Districtc, 
Bezirke und Gemeinden zu erörtern, die. in dem letzten Jahr- 
hunderte der bisher bestandenen Landesverfassung, mit dem Rechte 
der Reichsstandschaft zugleich einen Antheil an den öffentlichen 
Reichsangelegenhcitcn erhielten, dadurch mit den kön. Freistädten 
die vierte Classe der Rcichsstände ausmachen, daher auch als 
solche in dem ungarischen Staatsrechte ihren Platz und die 
ihnen gebührende Beachtung in Anspruch nehmen, — Dahin gehören 
aus der Reihe der oben (I. Band, §. 21. S. 191 — 2Ü0) statistisch 
bereits angeführten privileg. Districte, Bezirke und Communen in 
staatsrechtlicher Beziehung nur folgende: 

I. Die priv. Districte oder Bezirke der Jazyger und Cuma- 
nen, a) die seit ihrer Ablösung von jedem tir bar ial -Verbände, 

a) Dieser priv.District wurde, wie bekannt, unter Bela IV. den Cumanon 
zum Wohnsitze angewiesen, und die letztem durch denselben König mit einigen 
Privilegien, die man den Einwanderern in Ungarn gerne zu erthcllen pflegte 
ausgestattet. — Spater, unter K. Leopold I. wurde derselbe District dem 
deutschen Ritterorden um 500,000. fl. verkauft, weil diess jedoch gegen die 
Landesgesetze, insbes. v. 1514: 3. etc. ver^tiess, gegen Rückerstattung des 
Kaafschillings wieder vomkön. Fiscus cinbezogen, zugleich jedoch nach 1715; 35. 
dem Fester Invalidenhause verpfändet, welches Pfand dann unter Maria 
Theresia, nach Erlegung des Lösegcldes von 515,000. fl. und noch durch die 
freiwillige Stellung und Ausrüstung von 1000. Husaren, gelöst, und die frei 
gewordenen drei Gebiete noch überdiess mit mehreren Privilegien von derselben 
Königin bethcilt wurden; wie diess der 25. Ges. Art. d. J. 1751. naher bezeugt. 
— Von dieser Ablösung stammt die in diesem Districte bi.s jetzt noch übliche 
Bezeichnung der losgekauftcn und nicht losgekauften Einwohner des* 
selben (redempti et non redempti im Sinne des 6. Siat. §.4.), — Gegenwärtig 
ist es keinem Fremden gestattet, Grundbesitz in diesem Districte zu erwer< 
ben, wenn er nicht seinen stabilen Wohnsitz darin nimmt. — Fallt aber solch ein 
Grund.sliick erblich an irgend einen Auswärtigen, so pflegt die Gemeinde 
dasselbe von ihm in Gold abzulösen. — Nuhere statistische Notizen über die 
Districti; der Jazygen und Ciimancn sind bereits im I. B. §. 21. Anm. b) 
S. 193. hinsichtlich der historischen oder «thnographisehen aber in der 
,4nm cp) 7um ? 26 S 2Hfl. di^* darauf bpzü"lich<*n Werke nngezeigt worden. 
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und durch die eeitdeni erhingten, und durch die Landesgcöctze 
von 1751: 24. und 1791; 29. bestätigten kön. Privilegien von 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit des Fester Comitats 
befreit, ein in ihrem Gebiete abgeschlossenes Gcnieindcwesen 
bilden, das 

1. Den kön. Freistädten gleich, als ein der Krone eigends 
gehöriges unveräusserliches Besitzthum (pcculium s, Coro- 
nae, Krongut) mit jenen, wie gesagt, den vierten Reichs- 
stand ausmacht, und seit dem J. 1791: 29. Ges. Art. auch 
an den Reichstagen mit Sitz und Stimme durch ihre 
zwei Abgeordneten Theil nimmt. 

2. Dieselben drei Bezirke erfreuen sich auf ihrem Gebiete, wie 
die Freistiidte, collcctiv derselben adeligen Vorrechte, 
hinsichtlich der Grund- und Regalienrechte, wie jeder 
Edelmann aufseinen Gütern, wenn sonst keine gesetzliche 
Beschränkung stattfindet; sind im Besitze sogar der pein- 
lichen Gerichtsbarkeit, und eines authentischen Wap- 
pensiegels; seit dem J. 1748. frei von der Diätal-Taxe, 
so wie auch dem Zehnten, dem Königs-Zinse, und allen 
Land- und Wassc rma uthen durchs ganze Land etc. 
welchen Rechten jedoch auch die entsprechenden Lasten der 
Insurrection, Recruten-Stellung, Contr ibution, Sub- 
sidien u. a. Obliegenheiten auf gleiche Art, wie bei den 
Freistädten, sich von selbst verstehen, h) 


' h) Unter den diesem Districte in der neuern Zeit zu Theil gewordenen 
Privilegien dürfte die peinliche Gerichtsbarkeit, oder das s. g. jusgladii 
für jeden Bezirk insbes. wohl das wichtigste sein seit 1751, — Dann zunächst 
auch das den katholischen Einwohnern, kraft dos 8. Art. ihrer Statuten, 
zustehende kirchliche Patronatsrecht, so wie auch jenes, Fremde in die 
Gemeinschaft ihrer Rechte und Freiheiten nach eigenem Ermessen auf- 
zunehmen, kraft des 6. u. 7. Art. «lerselben Statuten. — Vom Zehnten und dem 
Königs-Zinse spricht sie das Privilegium v. J. 1754. von Wegmauthen der 
2. Art. ihrer Statuten frei. — Ferner sind sic im Besitze des Brau- und Schank- 
rechts, und melmu-cr anderer Regalien, welche zum Besten der Doinestical* 
Gasse von den Gemeinden verwaltet werden. — Im J. 1748. erhielten sic durch 
k. Resolution zusammen urkundlich ihr authenti sches Wappensiegel, und 
ein gemeinschaftlichen Archiv. — Im J. 1751 : 25. Ges. Art. wurden ihre 
Privilegien inartieulirt, und im J. 1751. wurden sie in Rücksicht auf ihre 
I mmunitüten, und gegen Erlegung von 30ÜU. St. Ducaten von Zahlung der 
Diatal- 'faxen für immer freigesprochen. — Dagegen üm- E.asfen und 
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3. Ihr Graf und oberste Richter (Comes et Judex Jazygum 
et Cumanorum) ist ' der Reichs-Palatin, kraft der Landesges. 
V. 1485: 11. 1715; 34. 1751: 25. der alle politische, juri- 
dische, militärische Angelegenheiten dieser Bezirke theils 
durch den von ihm ernannten Palatinal-Ober-Capitän 
gemeinschaftlich, theils ihre freigewählten Distric- 
tual- und Local-Magistrate, Richter und Beamten, 
imSinne der Reichsgesetze, und ihrer eigenen Statuten, in 
höchster Instanz leitet und verwaltet. — Ihre Privat-Rechts- 
Verhältnisse werden umständlicher in dem ungar. Pri- 
vatrechte, besonders im Sinne ihrer eigenthümlichen 
Stat Ute, erörtert und gewürdigt. 

Diesem Districte an Rechten analog ist 
II. Der District der sechs Haiducken-Stödtchen (oppida 
hajdonicalia (s. I Band. §. 21. Anm. c) S. 194.) die gleich den 
Jazygern und Cumanen seit dem 29. Ges. Art. v.' J. 1791. 

' 1. Zur vierten Classe der Reichsstände gehören, indem sie 

an dem Reichsconvente durch zwei Deputirte an der Stände- 
Tafel vertreten werden. 

2. Von der Gerichtsbarkeit des Szabolcser Comitats frei und 
unabhängig, unter ihrem Capitän, der zugleich ihr Appel- 
lations-Richter ist, auf ihrem Gebiete sich, gleich einem 
Edelmanne, "ihrer grundherrlichen und adeligen Rega- 
lien-Rechte, so wie auch einiger Immunitäten, im Sinne 
ihrer Privilegien, und eigenen Statute, erfreuen. — Dagegen 
aber auch 

3. Der ordentlichen Contribution, so wie der adeligen 
Insurrectionspflicht, Recrutenstellung,- und andern 
öffentlichen Lasten unterliegen; auch stets ins Mitleiden 
gezogen werden, so oft ein ausserordentliches Subsi- 
dium, sei es an Recruten, oder im Gelde, oder ein Krö- 
nungs-Honorar, oder Diätal-Taxe, und andere ähnliche 

Obliegenheiten sind aus den betreff. Regul. Art. u.d. Palat Verordn, v. 1752. 
Art.l4. 18. 19; 28. etc. näher zu entnehmen, ihre Rechts -Verhältnisse in Privat- 
Angelegenheiten aber aus den: Statuta pro judiciis J azygum et Cumano- 
rum. Pest. 1800. 8. — Vergl. Kelemen Inst. J. H. Civ. T. I. §. 214—217. Auch 
ihr Gerichtsverfahren ist von jenem des Landes verschieden, und ihnen 
eigenthümlich; wie aus den oben angef. Artikeln ihrer Privilegien, und den 
Regul. Art. 1—9. und 20. 23. 24. erhellt. 
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Leistungen, durch die Stände des Reiches beschlossen, und 
ausgeschrieben wird, cj 

In einem ähnlichen Rechtsverhältnisse zum Staate steht 

III. Auch das ungar. Littorale oderKüstenland vonFiume, dj 
das seit seiner Reincorporirung im Jahre 1822. gleich den 
vorigen 

1. Das Reichsstandschafts-Recht im Sinne des 4. Ges. Art. 
von 1807. und des 27. Art. von demselben Jahre durch seine 
Abgeordneten ausübt, daher auch dem vierten Stande des 
Reiches zugezählt wird. 

2. Auf seinem in drei Gerichtsbarkeiten abgetheilten Gebiete 
unter der Leitung des kön. Guberniums von Fiume unab- 
hängig von jedem Comitats- und Urbarial-Verbande, 
seine dem Handel und der Industrie zunächt gewidmete 
Thätigkeit — in steter Erwartung einer noch günstigem 
Zukunft — ruhig zu entwickeln fortfährt. . 

Eine ähnliche Stellung nimmt auch 

IV. Der District der adeligen Gemeinde von Turopolje in 

. Croatien ein, in. sofern derselbe von der Gerichtsbarkeit des • 
Agramer (Comitats, und jedem Urbarial-Verbande enthoben, 
mit besonder n Privilegien ausgestattet, im Sinne derselben 
seine adeligen Grund- und Regalrechte unter der obersten 
Leitung seines ■ Gaugrafen (comes terrestris) geniesst, 
.durch denselben auch an dem ungar. Reichstage vertreten, 

• an den öffentlichen Reichs- Angelegenheiten Theil nimmt, 


c) Auch über diesen District ist das Nöthige bereits im I. B. §. 21. 
Anm. c) S. 194. und §, 26. Anm. f) S. 283. angeführt worden. 

d) Zu den über diesen Seebezirk bereits im I. B. §. 21. s. Anm d) S. 194. 
und 195. angeführten statistischen Notizen möge hier nur noch die histori- 
sche Anmerkung hinzugefügt werden: dass derselbe erst durch M. Theresia im 
J. 1777. an die Krone Ungarns überlassen, und durch die im J. 1807. voll- 
zogene Inarticulirung dem Reiche einverleibt, doch schon im J. 1809. durch 
den Wiener Frieden an Frankreich abgetreten, nach seiner Wiedererlangung 
im J. 1814. unter der österr. Verwaltung bis zu der im J. 1822. wiederholten 
Reincorporirung, dann unter der ungar. Administration bis zum J. 1848. 
verblieben, jedoch in diesem verhängnissvollen Jahre abermals von Croatien, 
als ein integrirender Bcstandtheil des dreieinigen Königreiches, in 
Besitz genommen, und auch seitdem behauptet worden sei. — »£n quo discor- 
dia cives perduxit raiscros!« Virg. £cl. 1. 
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daher auch mit den vorerwähnten privil. Diötricten in der- 
selben Classe den Reichsständon zugcziildt wird. 

Dasselbe gilt zuletzt auch 

V. V^on dem Districte Kövdr in Siebenbürgen, der mit den drei 
Comitaten Mittel-S zolnok, Kraszna und Zarand,dureh den 
18.Ges.Art, v. 1741. und 1836: 21. anUngarn zurückgestellt, 
jure quasi postliminii — ausser der Rciehsstandschaft — 
auch seiner frühem adeligen Rechte, Befugnisse, Privilegien 
und Regal-Beneficien, im Sinne der Landesgesetze, theilhaftig 
geworden sein sollte, wenn er es nicht bereits geworden ist. f) 
Die übrigen privilegirten Districte oder Communen 
(deren bereits im I. Bande, §. 21. S. 191 — 200. Erwähnung geschah) 
als: die sechzehn Zipserstädte, die bischöflichen Städte und 
priv. Marktflecken, die zehn Sitze der Zipscr Lanzenträger, 
der Kikindaer und Theissner Freibezirk, die Prädialisten- 
stühle der Prälaten etc. obgleich sie sich obc'nfälls im Genüsse 


Iliusichtlicb dos privilegirten District« von Tnropoljc in Croatien, 
der aus 24, adeligen Gemeinden unter dem Namen Universitas Nobi- 
lium carapi Turopolya, und der Ijeitung eines eigenen Gaugrafen als 
abgesonderter priv.District besteht, kömmt zu den statistischen oben im I. B, 
§. 21. sammt Anm. e) S. 105. angeführten Notizen in historischer und recht- 
licher Beziehung hier noch zu bemerken: dass die A usnahms-Stcllung dieses 
priv. Körpers .sich, ausser den iir.sprünglieh von Bela IV. stammenden Vor- 
rechten, hauptsächlich auf die von österreichischen Regenten, insbes. König 
Rudolj)h vom H. März 1.552. Korrlinand II. v. 26. Mai 1620. Ferdinand III. 
v. 18. Juni IGIO. Leopold I. v. 12 Sept. 1703. Joseph I. v. 14. Mürz 1708. 
veili'-licnen, und ilurch «lie spätem Könige bestätigten Privilegien basire; 
kraft w(>lchcr diese 24. adeligen Gemeinden sich gege nsci ti g, und für 
immer, eine l)rü()erliehe .\doption hinsichtlich der bei ihnen ledig gewor- 
denen Grundstücke zu.Mcherteu ; wodurch der Ileimfall derselben an den kön. 
Fiscus von selbst entfällt. — Ihr oberster Richter in Streitsachen erster 
Instanz ist der Gau graf selbst, von <letn dann die. Berufung an das 
A gr a mer C omil a ts - Gericht, und in Cr i min a 1- so wie auch in F iscali täts- 
und Ungi 1 tigk ei t.s- Krklärungsfällen, vom Comitats-Gericlfte an die Banal- 
Tafel im üblichen Rechtswege fortgeht. — In der letztem Zeit, besonders unter 
dem Reichstage voti 1811, faiubm ernstliche Streitigkeiten zwischen dem Gau- 
grafen dieses Districts und dem gramer Comitate statt, die sogar die 
Dazwischenkunfl der Ungar. R<‘ichsstände in Anspruch nahmen — Vergl. Jozi- 
povich: Deductio jurium Universitatis nob. campi Turopolya, Zagr. 183S. und 
Palugyay; Turmezö ismerlctcse. Pest, 1848. 

f) Auch über diesen Bezirk ist zu vergleichen, was bereits oben im I. B. 
§. 21. s. Anm, f) S, 195. n. 106. gesagt wor«len ist. 
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mancher Immunitäten hefinden, wodurch sie mehr oder weniger 
dem Reichsjulel nahe und analog werden, sobald sie jedoch an den 
Reichstagen, und den öffentlichen Angelegenheiten des Landes 
keinen unmittelbaren Antheil nehmen, können nicht zu den 
Reichsständen gezählt, daher auch nicht als Gegenstand des 
Ungar. Staatsrechts im engem Sinne angesehen werden, g) 

Was nun die Rechtsverhältnisse dieser, so wie aller übrigen 
nicht adeligen Landes-Einwohner betrifft, diese können, in soferne 
sie ausser dem Urbarial-Verbande stehen, aus dem allgemeinen 
und besoiidcrn Staatsrechte — in wie weit das letztere auch 
besondere Verfügungen über diese Classen enthält — sonst aber 
über die Urbarial Verhältnisse zwischen den Grundherren und 
ihren Hintersassen, aus dem ungar. Civil- oder Privatrechte 
ausführlich und umständlich entnommen werden. 


Erster Anhang. 

71. — Die 8. g. üluiiicipal'Rechte der Königreiche Croatien, 
Slavoiiieii und Dalmatien, und ihr ntaatsrechtliches VerhAlt- 

ni88 luiii Königreiche Ungarn. 

Nachdem die Rech ts-Verhältnissc der die ungarische Nation 
in politischer Beziehung vertretenden Stände des Königreichs 
Ungarn, sowohl überhaupt als insbesondere, in den §§.56 — 70. dar- 
gestellt worden sind: dürfte cs nicht unangemessen erscheinen, 
dieser Darstellung nun auch jene der s. g. Municipal-Rechte der 
Nebenländer Croatien, Slavonicn und Dalmatien, und deren 
staatsrechtlichen Verhältnisses zu dem Köinffreichc. Ungarn 

o r> 

summarisch in aller Kürze folgen zu lassen, n) 

g) Das Nähere üb« r diese wolil pi i vilegirten, aber nicht unmittelbar 
an den Keichstiigen vertretenen Bezirke oder Coininiinen, ist thcils oben a.a.O. 
berührt worden, theils aus den auch schon angeführten Werken von Schwart- 
n er, Springer, F<?nyes, Kelemcn, Frank, II orvüt, Wagner, Kovachich 
u. a. m. zu entnehmen ; zu denen noch insbes. erwähnt zu werden verdient die 
Monographie von Podhraezky: A sze^pessiigi XVI. värosok pragm. törtdn. s 
üllomünyi v.1zlata. Löese. 1842. 8. 

a) Dass diese Darstellung in dem lateinischen Original-Werke des 
Verf. V. J. 1850 —54. gar nicht vorkomme, möge durch die damaligen schwan- 
kenden Zeitnmstände , wo die Trennung dieser Ncbenländer von dem 
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Diese s. g. M uni cipal -Rechte h) Croutiens, Slavoniens und 
Dalmatiens beruhen ursprünglich, theils auf den mit den Königen 
Ungarns, unter denen der Anschluss dieser Länder an die Krone 
Ungarns stattfand, hierüber abgeschlossenen Verträgen, und im 
Sinne derselben verliehenen Privilegien, theils aber auch auf 
eigenen Sonder Statuten diese?' Länder, die sich dieselben kraft 
der ihnen in der Union zugestandenen Autonomie selbst gegeben 
haben, die durch die successlvc Bestätigung von Seite des 
oberhoheitlichen Mutterlandes, und ein durch Jahrhunderte hin- 
durch anerkanntes und gleichsam geheiligtes Herkommen ihre 
volle Sanction erhielten; worüber die Ungar. Landesgesetze, insb. 
Trip. III: 2. K. Math. II. Decr. v. J. 1464: 15. Wladisl. I. Decr. 
von 1492:1. 1600:37. 1649:33. 1681:66. 1687:42. 1715:120. 
1791: 58. etc. die umständlichsten Belege liefern, c) 


Mutterland« schon zu einem fall accompli geworden schien, einige Ent- 
schuldigung, wenn auch keine volle Rechtfertigung finden, da doch 
diesen Nebenlftndern, als anerkannten Bestandtheilen der heil. Krone 
Ungarns, in einem wissenschaftlichen Staatsrechte des letztem unstreitig 
eine Stelle gebührt; welchem Ansprüche auch bereits in dom im J. 1861. magya- 
risch im Druck erschienenen Auszug e des.sclben Werkes, durch die kurze im 
§. 47. eingesch. Skizze dieses Gegenstandes möglichst Genüge geleistet wurde. 

h) Diess Wort darf jedoch hier nicht in dem strengen Sinne des römi- 
schen Rechts, oder der Municipal-Stüdte Italiens im. Mittelalter, 
sondern blos in dem weitern Sinne vom Standpunkte des staatsrechtlichen, 
nicht internationalen Verhältnisses dieser Länder zu Ungarn genommen wer- 
den.— Dieselbe Vorsicht könnte auch hinsichtlich der Ausdrücke regna socia, foe- 
derata, unita, provinciae subjoctae, subjugatae etc. beobachtet werden. 

c) Hinsichtlich der hier erwähnten Verträge erhob sich in der neuern 
Zeit seit 1826. ein heftiger Streit zwischen den beider.seitigen Ständen Ungarns 
und Croatiens, uml ihren Anhängern, über die Realität dieser stets nur vor- 
geschützten, nie vorgewiesenen »pacta conventa«, worauf die Croaten 
sich auf die bekannten historischen Belege von Thomas Archidiacon Spala- 
tens. apud Luciutn L. III. C. 3. nebst der Urkunde K. Colomann's in registro 
prlvllegioruin S. Mariae Jadrensis beriefen, (s. die crit. Beleuchtung dieser 
Urkunden von C. G. P. Grafen v. Sermage in der Flugschrift: Die ursprüng- 
liche Vereinigung der Königreiche Croatien etc. mit der Krone Ungarns. 
Wien. 1836. 8.) und als diess der Gegenpartei nicht hinlänglich schien, 
fügten sie hinzu: »Wie übel stünde es nicht blos in diesem Falle, sondern 
überhaupt um den grössten Theil der altern Geschichte, wenn man znm 
Be weise jeder einzelnen Thatsache ein über alles juridische Bedenken erhabene 
Pergam'ent aufweisen müsste? — Erst als das Wort und der Handschlag 
unserer biedern Vorfahren bei ihren entarteten Enkeln die bindende Kraft 
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Dieaen Quellen zufolge gestalteten sich die staatsrecht- 
lichen Beziehungen dieser Nebenländer zu der Krone Ungarns 
im Laufe der oben angegebenen Zeit bis zum J. 184V«. in folgender 
Weise: 

verloren, mochte man bei jedem Ucbcrcinkommcn im bürgerlichen Leben Brief 
and Siegel fordern; aber wollte man denselben Geist des Misstrauens, 
dieselbe Geneigtheit zur hinterlistigen üebervortheilung bei alten Völkern 
voraussetzen, so hiesse diess die Weltgeschichte zur chronique scandaleuse 
der Menschheit herabwürdigen« etc. Und als auch dieser Appell an die 
H umanität bei den Gcffoern keinen Eingang fand, wurden per figuram 
retorsionis die Gegenfragen gestellt: Ob die Ungarn die Original- 
urkunden ihrer goldenen Bulle, oder der ursprünglichen Constitution 
des ers1;en Königs Stephan schon aufgefunden und vorgewiesen hatten ? Wo 
ihr Grundvertrag zwischen Almus oder Arpad, und den ersten Stamm- 
fürsten Ungarns geschrieben sei? Ob der ihn zuerst anführendc anonyme 
Notar des K. Bela, der zwei bis drei Jahrhunderte später nach dem von ihm 
angeführten Grundvertragc leben mochte, mehr historischen Glauben 
verdiene, als der rühm liehst bekannte, kaum ein Menschenalter von dom 
Zeitalter seiner Geschichte entfernte Thomas oder Lucius? u. dgl. m. woraus 
sich nun leicht auf den Grad der gegenseitigen Gereiztheit der Gemüther, 
und den Ton der hierüber gewechselten Debatten und Streitsschriften 
schliessen, und daraus auch erklären lasst: warum unter diesen Umständen alle 
Bemühungen, das frühere freundschaftliche Verhältniss zwischen dem Mutter- 
staatc, und den Nebenländern herzustellcn, bis auf die neueste Zeit ohne 
Erfolg geblieben sind? — Die hinsichtlich dieser Nebenländcr schon oben (im 
I. Bande, §. 11. 12. sammt Anm. S. 142 — 165.) angeführte Literatur soll auch 
hier zu Rathe gezogen, und bezüglich des hier besprochenen Gegenstandes insb. 
noch anempfohlen werden: Anon. (Kussowich): De municipalibus juribus et 
statutis regnorum Dalm. Croatiae et Slavoniae. Zagrab. 1830. 8. — Vukotino- 
vich Farkas: Regni Slavoniae orga Hungariam legalis correlatio. Zagr.1845. — 
Fcjdr: Dalmatiae, Croatiae, Slavoniae cumR. Hung. nexus. Budae. 1834. et39. — 
Madarassy: Dissert. bist. crit. etc. Pos. 1882. 8. — Orosz: Terra incognita. 
III, Abh. Einiges über die jetzige Stellung Croatiens zu Ungarn. S. 202, bis 
240. Lcipz. 1886. — in welcher Abhandlung jedoch die Gründe für Croatien 
S. 213— 231. jene hingegen für Ungarn in den Anmerkungen des Heraus- 
gebers von S. 231— 240. nebstbei auch in der daselbst empfohlenen Flugschrift: 
Brevis et sincera responsio ad reflexiones etc. scripta ab E. M. de MM. et 
G. E. E. A. P, P. Lips. 1836. — so wie die Erwiederung darauf in der anon. 
Darstellung der vor dem J. 1848. bestandenen staatsrechtlichen Verhältnisse 
Croatiens und Slavoniens zu Ungarn in Msc. fol. — die darauf endlich 
beiderseits bezüglichen Actenstücke in dem Staats- Archive von 
L. C. Aegidi und A. Klauhold herausgegeben. Hamb. 1862. 8. Gratis-Beil. zum 
März-Hefte 1862. unter dem Titel: Der ungarische Verfassungsstreit 
urkundlich dargestellt, für den wissbegierigen Leser zu Anden sein dürfte. 

Vlroitll onfar. SlaaUrtrbt. IL 25 
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1. Diese Nebenlämler behielten seit ihrem Anschlüsse an die 
Krone Ungarns ihre frühem Namen (regna Dalmatiae, 
Croatiac, Slavoniae) selbst in den Ungar. Landesgesetzen, wo 
sie später unter dem Namen «partes adnexae« d) häufiger 
Vorkommen — sammt ihren Landeswappen — nur dass 
K. Wladisl. II. Slavonien (unter welchem Namen Croa- 
tien doch oft mit Slavonien, zuweilen auch Dalmatien, 
mitbegriffen wurde) ein eigenes, gleichsam Gesammt-Wap- 
pen und Siegel ertheilte, mit der Umschrift: »Sigillum 
Universitatis Nobilium regni Slavoniae«, welches seit- 
dem bei der officiellen Ausfertigung von Staatsacten bis 
jetzt im Namen aller drei Keiche gebraucht wird, e) 

2. Während der arpadischen Könige verwalteten diese Länder 
grösstentheils die Herzoge vom kön.Geblüte; (duces Slavo- 
niae) später ein oder mehrere Bane — doch stets mit Auf- 
rechthaltung der alten Freiheiten und Institutionen, die 
diesen Ländern noch vor der Ankunft der Ungarn in 
Europa eigen waren. — Unter den österreichischen 
Regenten trat an die Stelle der vorigen der alleinige Banus 
aller drei Reiche, der in seiner Person hinsichtlich dieser 
Länder fast alle jene hohen Befugnisse vereinigte, die dem 

d) Als Dämlich der frühere ümfang dieser NebenUnder durch türkische 
Eroberungen bedeutend geschmälert und beschränkt wurde, in derselben Art und 
Weise, wie diese Benennung schon früher bei Siebenbürgen in den Landes- 
geseUen gebraucht wurde. — Zuerst erscheint dieser Ausdruck auf die Neben- 
länder angewendet in pacibcat. Vienn. a. 1606: ad 9. et 10. — und diese 
Benennung wurde abweehiclnd mit jener: regna Dalm. Croat. et Slavoniae bis 
in die neueste Zeit, sowohl in den Gesetzen, als den kön. Erlässen gebraucht. 

t) Daraus durfte nun wohl gefolgert werden: dass diese Nebenländer mit 
dem ehemaligen Namen uml Wappen, nach dem Anschlüsse an die Krone 
Ungarns, auch ihre frühere staatliche Existenz nnd relative Autonomie, 
d. h. bezüglich ihrer innern Angelegenheiten, unter der Oberhoheit Ungarns 
beibehielten, was schon durch die besondere Krönung Colomann's, als des 
ersten Ungar. Königs, der zugleich den Titel eines Königs von Croatien 
führte, angedeutet zu sein scheint; welche Krönung nicht in Ungarn, sondern 
in Belgrad Dalmatiens, nicht mit der h. ungarischen, sondern der croati- 
schen, ebenfalls vomPabstc geheiligten, Krone, und nicht durch den Erzbischof 
von Gran, sondern jenen von Spalatro — Namens Crescentius — im Jahre 
1208. stattgefunden. — Natürlich unterblieb dieselbe später, weil die Königs- 
wahl und Krönung des Ungar. Königs zugleich gemeinschaftlich mit jener 
Croatiens verbunden zu werden pflegte. 
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Reichs-Palatine in Ungarn zukamen; wie oben aus §. 64. 
und 65. näher ersichtlich ist. f) 

3. Diese Banal-Würde ist daher die älteste Institution dieser 
drei Reiche. Denn lange noch vor der Vereinigung mit Ungarn 
war sie daselbst einheimisch, und gleich der Palatinal- 
Würde in Ungarn nach der königlichen gleich die erste 
im Lande. — Ihre Befugnisse erstreckten sich auf alle 
politische, gerichtliche und militärische Angelegen- 
heiten der Nebenländer; wie diese nicht nur mehrere königl. 
Diplome und Privilegien, sondern selbst die ungar. 
Landesgesetze, namentlich jene v. 1608: 4. v. d. K. 1609: 
27. 28. 1628: 31. 1635: 32. 1638: 1. §. 8. u. 32. 1647: 51. 
1649: 8. §. 3. 1651: 1. §. 8. d. Inaug.Dipl. 7. Punkt, 1681: 62. 
1687: 22. 1715:114. 1723: 3. und 87. 1729:20. 1741:47. 
1791 : 24. umständlicher bezeugen, g) 

4. Die Hauptquelle aller dieser Rechte undFreiheiten, und gleich- 
sam die Pulsader des ganzen Nationallebens der Neben- 


f) Der Ban US war zugleich der Capittin oder Oberbefehlshaber der 
gessmmten MilitKrgrenze dieser Reiche, laut dem 16. Ges. Art. v. 1578. u. 
27. Ges. Art. v. 1689. dem auch gewöhnlich die Würde des obersten Landes- 
CapitHns von den Standen verliehen wird. — Diese Recht, den Landes- 
CapitSn zu wühlen, wurde durch M. Theresia, kraft eines besondem Diploms 
V. J. 1760. dem alten Herkommen gemkss, dem Lande zuerkannt, und in dem- 
selben zugleich dem Banus die alte Jurisdiction Uber die Banalgrenze 
ausdrücklich zugewiesen, doch mit dem Wunsche, dass diese Wahl stets auf den 
Banus fallen möge, was auch seitdem beobachtet wird. Denn die Banalgrenze 
selbst bildete eigentlich das einst s. g. banderinm banale, worauf sich auch 
die Gesetze Wladisl. Decr. III: 21. §. v. 16.59:86. beziehen. Daher ist der 
Banus noch heutigen Tages stets Inhaber des ersten und zweiten Banal- 
Regiments, wie bereits oben §. 65. unter dessen Vorzügen angeführt wurde 

g) Einst übte der Banns auch das Recht, Donationen bis auf sechzehn 
Sessionen zu verleihen. Diess hörte jedoch spater auf, gleich manchem altern 
Gebrauche. — Doch die oberrichterliche Gewalt, welche demselben als 
Judex Ordinarius, kraft der oben angeführten Gesetze und Privilegien 
gebührt, blieb auch in der neuern Zeit unversehrt; und kein Judex Ordina- 
rius des Mutterlandes als der Reichs-Palatin, Judex Curiae reg. oder 
Pers. Präsident der kön. Tafel darf seine gerichtliche Autorität Uber die 
Drave ausdehnen, indem die Einwohner der Nebenlander nach dem Privilegium 
Ludwig I. V. J. 1859. nicht verpflichtet sind, Uber die Drave vor irgend 
Jemanden als Richter zu treten; was doch auch als Beweis der den Neben- 
llndern zuständigen Autonomie gelten kann. 

25 * 
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länder ist, und bleibt stets der eigene Municipal-Landtag 
derselben, oder die s. g. Congregatio generalis SS. et 00. 
regnoruin Croatiae, Slav. et Dalmatiac; wo diese Länder 
ihre innern Angelegenheiten, abgesondert und unab- 
hängig von den ungar. Keichstägen, nach dem alten Her- 
kommen besorgen, welche Sonderstellung sammt der darin 
mitbegriffenen relativen Autonomie sich in allen Zweigen 
der innern Staats-Verwaltung dieser Länder kundgibt; hj 
und denselben auch in der neuern Zeit durch den 58. Ges. Art. 
d. J. 1791. mit der einzigen Modification bestätigt wurde: 
dass diese Regnicolar-Congregationen nur nach erlang- 
ter vorläufiger Bewilligung des Königs (analog mit 
den Rcichstägcn Ungarns) unter dem Präsidium des 
Banus, durch den oder dessen Stellvertreter sie auch mittelst 
der Banal-Schrciben (literac banales) dazu einberufen 
werden, abgchaltcn werden sollen. 

5. In diesen Regnicolar-Congregationen übten die Nebenlän- 
der alle Rechte der eigenen Gesetzgebung, oder Autono- 
mie in Bezug auf ihre innere Verwaltung, durch die in 
denselben abgefassten Beschlüsse, aus; die dann unmittelbar 
dein Könige unterbreitet wurden, dessen Sanction sie sodann 
zur Kraft der Gesetze erhob, die man die Municipal-Sta- 
tute der Nebenländer hicss; wiediess die imCorp. Jur. Hung. 
vorfindlichen Articuli et ConstitutionesNobiliumR. Scla- 
voniae v. J. 1492. und die v. J. 1538. nebst den oben angef. 


h) So wurden in diesen Ucgnicolar-Congregationcn auch die drei 
Abgeordneten der Nebenliinder zum Ungar. Reichstage gewählt, und mit 
besondern Instructionen versehen; ferner waren die Steuern, die Landes- 
Miliz (d. h. die Grenz-Miliz sammt dem Landes-Aufgebot oder der Insur- 
rection),die Grenz-Bcrichtigungen mit den Nachbarländern, die Auf- 
nahme neuer Religions-Genossen, die Verleihungen des Indigenats, die 
Regelung des MUnzwesens (denn cs wurde in Croatien einst eine eigene 
Banalmttnze geprägt, und K. Andreas II. befreite sogar die Croaten von 
der Pflicht, ungarische Münzen, als die verhältnissmässig geringem Wer- 
thes, im üandelsverkehrc anzunehmen) kurz alle Fragen der inner nVerwaltung 
Gegenstände derselben, die nicht nur in diesen Conventen berathen, sondern auch 
durch rechtskräftige Beschlüsse, nach erfolgter Sanction des Königs, 
entschieden zu werden pflegten; wie diess durch die im betreflfenden Landes- 
Archive seit Jahrhunderten vorhandenen Acten ausser allem Zweifel gestellt 
wird. 
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Gesetzen, Privilegien, und andern öffentliehen Staats- 
Aeten, wodurch ihnen diese Autonomie von Seite des 
Mutterlandes wiederholt bestätiget, und gleichsam garantirt 
wurde, umständlicher beweisen; nur die Fragen der consti- 
tutioneilen Freiheit des ganzen Reiches, die äussern 
Verhältnisse, und die von den Königen dem Adel Ungarns 
und der Nebenländer ertheilten Freiheiten, Rechte und 
Privilegien, wurden als ein Gemeingut Ungarns und 
Croatiens betrachtet, daher auch gerne mschaftlich mit 
Ungarn auf dem Ungar. Reichstage besprochen; zu wel- 
chem Zwecke 

6. Den Nebenländern auch eine gesetzliche Theilnahme an 
den Ungar. Reichstagen eingeräumt wurde; doch nicht in 
dem Sinne, als wenn sie da nach Art der ungarischen 
Municipien, oder Comitate, einzeln zu vertreten wären, 
sondern nur in ihrer Gesammtheit durch Abgesandte 
aller drei Reiche, die einst Oratores, später Ablegati 
regnorum etc.hiessen; deren einem, dem Pr oto -Notar regn. 
an der Magnaten- den beiden andern zur Seite der königl. 
Gerichtstafel an der Tafel der Stände 1662 : 52. G. A. Sitz- 
und Stimmrecht t) nebst der besondern Befugniss einge- 
räumt wurden: dass alle Sonder-Angelegenheiten der Neben- 
länder durch ihren eigenen Landrichter zu redigiren, und 
auch die Beschwerden derselben abgesondert von den 
ungarischen aufzunehmen und zu verhandeln seien ; kJ 


i) Dass dieses Stimmrecht der Ablegaten Croatiens beim ungar. 
Reichstage nicht ein dem Votum der Ablegaten der ungar. Municipien 
gleich quantitatives, das jenen einzeln zugezählt werden könnte, sondern 
als ein qualitatives, oder Curial-Votum der gesummten drei Königreiche 
anzusehen sei — das in der Ausübung oft nur einem s. g. Veto oder Protesta- 
tio ns-Recht gleichkömmt — dürfte aus der Natur der hier obwaltenden Rechts- 
Verhältnisse sich wohl von selbst ergeben. 

k) Hier kann wohl nicht mit Unrecht eingewendet werden: Wenn auf 
diese Art die Nebenländer durch ihre drei Ablegaten in ihrer Gesammtheit 
bei dem ungar. Reichstage vertreten werden, wozu sollen dann noch die 
er oatisch-slavon. Prälaten und Magnaten extra für ihre Person, und 
eben so die Abgeordneten der Capitel, der Turopoly er Gemeinde, und der 
kön. Freistädte der Nebenländer für ihre Committenten besondere Vota 
haben ? und die Antwort darauf dürfte kaum eine andere sein, als : dass diess 
offenbar eine dem Mutterlande in deren landtägiger Repräsentation 
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wodurch sich die relative Autonomie, und politische 
Selbstständigkeit dieser Nebenländer hinsichtlich 
Ungarns, selbst bei dem gemeinschaftlichen Ungar. Keichs* 
tage genügend herausstellt. 

7. Einen der vorzüglichsten Gegenstände der Regnicolar-Con- 
gregation bildet die Insurrection oder Land >v ehr Dalma- 
tiens, Croatiens und Slavoniens, nach dem klaren Wortlaute 
des 66. Ges. Art. v. 1681. und 5. Art. v. 1808 etc. die ebenfalls 
unter dem Vorsitze des Ban us, oder in dessen Abwesenheit des 
Banal-Locumtenenten daselbst in der durch die Gesetze 
insbesondere v. 1838: 4. — 1659: 85. — 1681: 66. 1741:59. 
1808: 5. vorgeschriebenen Art und Weise, durch die Regn. 
Congregation geregelt und organisirt wird, l) 


nachgebildete Anomalie gewesen sei, die nur in der aus der ständischen und 
▼ olks-reprüsentati ven zusammengesetzten alten Feudal-Verfassung 
Ungarns ihre Erklärung, und hinsichtlich der zwei ersten Stände in dem adop- 
tirten Zweikammer-System einige, hinsichtlich der zwei letztem aber gar 
keine Rechtfertigung findet; und diess hinsichtlich der Nebenländer um so 
weniger, als es notorisch bekannt ist: dass eben diese Anomalie der Vertre- 
tung in der Folge zu verschiedenartigen Conflicten zwischen den Landes- 
und den ständischen und Muni cipal-Vertretern der Nehenländer führte; 
was dem Ungar. Reichstage nur Gelegenheit zur Einmengung in die innern 
Angelegenheiten dieser Länder bot, und im Interesse der letztem eher zu 
vermeiden als zu wünschen gewesen wäre. 

l) Im Sinne der angeführten Gesetze ist die Insurrection Croatiens, 
nach Erforderniss der dem Lande drohenden Gefahr, entweder die s. g. B an- 
der ial-Insurrection, wo die Edellcute in Person mit dem fünften Theile, 
oder in grösserer Gefahr mit der Gesammtheit ihrer Hintersassen oder 
Unterthanen die Waffen zu ergreifen, und unter dem Banal- Banderium 
gegen den Feind auszurücken verpflichtet waren; deren Unterhalt nach dem 
alten Herkommen weiter Uber die Grenzen des Landes dem kön. Aerar 
zur Last fiel — was analog der ungar. Insurrection, zugleich als Beleg für die 
Echtheit des ursprünglichen Unions-Vertrages mit Ungarn gelten 
kann — oder sie war ein allgemeines Aufgebot der Gesammt-Bevölke- 
rung in Masse, wie solche in den Zeiten des Mittelalters bei den oft vorkom- 
menden Vertilgungskriegen üblich war; die später in eine regelmässige 
Vertheidigung der Landesgrenzen überging, und zuletzt in dem neu 
organisirten Systeme der s. g. Grenz-Miliz ihren vollen Ausdruck fand. — 
Uebrigens welcho Dienste diese doppelte Miliz der Nebenländer dem regie- 
renden Herrscherhause, und dem Gesammt -Vaterlande seit Zäpolya’s Zeiten 
bis auf Napoleon I. im J. 1809. und selbst in den verhängniss vollen Jahren 
184*/*- geleistet habe, ist eben so allgemein bekannt, als zu seiner Zeit auch 
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8. Dem Banus von Croatien steht zunächst in der Regnicolar- 
Congregation zur Seite der Landesrichter, oder Proto- 
notarius Dalmatiae, Croatiae et Slavoniae , der zugleich 
Schriftführer und Referent bei der Landes-Congregation 

^ und der Banal-Tafel ist. — Denselben wählen die Stände in 
voller Versammlung aus den durch den Banus vorgeschla- 
genen Candidaten, nach dem Diplom des Banus Mathae us 
de Thalo vcz V. J. 1429. und dem Privilegium des K. Mathias 
V. J. 1465. — Derselbe bewahrt auch das authentische 
Siegel der Nebenländer, unter welchem die öffentlichen 
Documente ausgefertigt werden , er hat Sitz und Stimme bei 
dem ung. Reichstage , wo er die croatischen Angelegenhei- 
ten referirt, anderer Functionen und Vorzüge desselben nicht 
zu gedenken. 

9. Die Stände dieser Nebenländer haben in judicieller Bezie- 
hung in der s. g. Banal-Tafel, welcher der Banus oder in 
seiner Abwesenheit dessen Locumtenent präsidirt, ein 
Gericht, an welches theils von den untern Gerichten appel- 
lirt, theils bei demselben als erste Instanz wichtigere 
Processe anhängig gemacht werden können, um von da 
dann weiter an diekönigl. Curie zur Entscheidung befördert 
zu werden; und diess zwar kraft des Privilegiums K. Lud- 
wig I. v.J. 1359. das v. K. Sigmund abermals im J. 1495. 
bekräftigt worden ist. m) 

10. Unter die besondem Vorrechte Croatiens gehört: dass es 
kraft eines alten durch spätere Gesetze bestätigten Her- 
kommens nur die Hälfte der in Ungarn üblichen Contri- 
bution, die s. g. roedia dica, zu zahlen hat; wie es der 
2. Art. der Constit. Slav. v. J. 1492. bezeugt, und durch 
die spätem Gesetze, namentlich v. J. 1596 : 9. 1608 : 14. n. d. 
Kr. 1609: 62. 1613: 9. 1618: 36. — 1622: 32. — 1625: 8. 
1635: 1. 1638: 7.- 1647: 34.-1649:4. 1659:86.-1681:75. 


öfientlich anerkannt worden. — S. das kön. Rescript vom 13. August 1818. und 
28. Juli 1814. 

m) Durch den 89. G.Art. d. J. 1723. ward dom Banns das Recht ertheilt; 
wenn er durch irgend einen Anlass verhindert würo, das Präsidium bei der 
Banal-Tafel in Person zu (Uhren, sich fUr dies^nFall einen Stellvertreter 
oder Locumtenenten nach eigener Wahl zu ernennen. 
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1715: 115. — 1741: 54. etc. bestätiget >vird. n) — Diesem 
analog mag wohl auch das Währgeld, homagium der 
adeligen Bewohner dieser Länder, um die Hälfte gerin- 
ger als jenes der Ungarn, nämlich auf 25. schwere Mark 
Silber = lOOfl. geschätzt worden sein; nach.Werb. Trip. III: 9. 

11. Für die bei Insurrectionen, und jeder andern Gelegenheit, 
bewiesene unverbrüchliche Treue gegen die regierende 
österr. Dynastie, und die durch heldenmüthige Aufopferung 
stets um das gemeinsame Vaterland erworbenen reellen 
Verdienste, wurden die Nebenländer kraft eines vom K. 
Leopold I. erlangten Privilegiums, und des 48. Ges. Art. v. 
1741. von der Einquartierung und Regulamentar-Ver- 
pflegung des Militärs — Fälle dringender Noth ausge- 
nommen — freigesprochen; welche Befreiung jedoch auf die 
slavonischen Comitate Pozsega, Weröcze und Szirmien 
sich nicht auf gleiche Art erstreckt. 


n) Die croatische Steuer hat von der ungarischen v. J. 1715: 8. eine 
ganz verschiedene Bestimmung gehabt, und wurde für die Grenz- Miliz, 
keineswegs aber fUr das stehende reguläre Militär verwendet. Sie genügte 
aber auch nicht für die Verpflegung der Grenze, sondern es musste noch die 
Hälfte der Drcissigst-Zölle, laut der erwähnten Gesetze, zu Hilfe genommen 
werden. — Die Verpflichtung der Stellung, Verpflegung und Completi- 
rung des durch den oben erwähnten 8. Ges. Art. d. J. 171&. eingeführten 
stabilen regulären Militärs in Ungarn blieb daher blos aufUngarn im 
strengsten Sinne beschränkt. — Dagegen behielten aber die Nebenländer die 
Verpflichtung, für ihre — jener regulären Miliz des Mutterlandes an Zahl, 
Kraft und Stärke nicht geringere — gesammtc Grenz-Miliz, und erforder- 
lichen Falls nebstbei auch für die zur Bewachung der innern Sicherheit 
nöthige s. g. Banderial-Miliz, dergleichen es in Ungarn gar nichtmehr 
gibt, die nöthige Obsorge zu tragen. — Die Streitigkeiten, die über diese 
gegenseitigen Obliegenheiten hinsichtlich der Landes -Vertheidigung zwi- 
schen den Ständen Ungarns und Croatiens auf den ungar. Landtägen von 
1715. 1729. 1741. 1751. 1764. 1808. etc. entstanden, und nur zeitweise beglichen, 
nie völlig entschieden wurden, zeigen hinlänglich an, dass auch in dieser 
Beziehung eine den wesentlich veränderten Zeitumständen mehr angemes- 
sene gesetzliche Norm für die Zukunft durch beiderseitige Ueb er ei nkun ft 
festgesetzt werden möge; wozu ohnehin auch die neu aufgeworfene Frage über 
den fernem Bestand des bisherigen, seiner ursprünglichen Bestimmung 
nicht mehr ganz entsprechenden Systems oder Instituts der s. g. Militär- 
Grenze hinlängliche GelegenJ^eit bieten dürfte. — Vergl. Kussevich a. a. O. 
§. 26 — 30. etc. 
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12. Ausserdem gehörte es seit Jahrhunderten zu den besondern 
Vorrechten der Nebenländer, dass ihnen der Eintausch und 
freie Gebrauch des königlichen und Meersalzes, das die 
benachbarte arme Bevölkerung gegen Getreide einzuhandeln 
pflegte, durch den 5. Art. der Constit. Slavon. v. J. 1492. so 
wie die spätem Ges. Art. v. 1548: 29. und 1635: 43. etc. 
gestattet wurde: worüber jedoch wegen der später eingetre- 
tenen Beschränkungen mehrere Landtags-Beschwer- 
den seit langer Zeit schon der Regierung vorliegcn. 

13. Aus denbisher angeführten Prämissen, und derden Neben- 
ländern mit dem Muttcrlandc grösstentheils gemein- 
schaftlichen kath. Religion, sowie auch der in den öffent- 
lichen Geschäften bis zum J. 1790. nie in Frage gestellten 
üblichen lateinischen Spr.ache, und der daraus folgenden 
Gleichberechtigung zu allen geistlichen, und Civil- 
Aemtern des Reiches, für die laut des 61. Ges. Art. v. 1741. 
unter dem gemeinschaftlichen Namen Ungarn auch mit- 
begriffenen Landeskinder der Nebenländer, so wie auch 
bezüglich der Erwerb- und Besitzfähigkeit adeliger 
Güter im Sinne der Ungar. Landesverfassung etc. kann nun 
wohl die oben behauptete relative Autonomie, oder staats- 
rechtlich abgesonderte unabhängige Stellung der- 
selben zu derKrone Ungarns entnommen; und in welchem 
Sinne dieselbe, sowie auch die daraus gefolgerte Rechts- 
giltigkeit der oben erwähnten Municipal-Statuten der 
Nebenländer, zu nehmen sei? ohnedem Oberhoheits-Rechte 
des Mutterstaates zu nahe zu treten, einigermassen 
erklärt, und bis zu der Regierung K. Joseph’s II. im Sinne 
der alten Verfassung auch nach Recht und Billigkeit 
gewürdiget werden, o) Aber 


o) Die Streitfrage Uber die Kecbtsgiltigkeit der Municipal-Statutc 
Croatieni auch gegen die Reichigesetze des Mutterlandes, die schon 
Werböci in s. Trip. III: 2. von jenen der Nebenlsndcr »certis in terminis 
et articuli.s di screp arc«, d. h. als verschi e den und abweichend bezeich- 
nete, wurde bereits in dem Reichstage v. 1716. in d. 120. Ges. Art. nUher in 
ErwSgung gezogen, und in den ersten vier Paragraphen desselben Artikels nach 
Umatünden möglichst beigclegt, doch nicht so entschieden, dass dem Streite 
für immer ein Ende gemacht worden wure; vielmehr entbrannte derselbe noch 
viel heftiger bei den spHtcr in den Vordergrund getretenen NationalitKts- 


Digitized by Google 



394 


14. Unter der Begierung dieses Monarchen erlitten, wie bekannt, 
die verfassungsmässigen Rechte dieser Nebenländer, 
gleich jenen Ungarns, manche Beeinträchtigung. — Die 
erstem verloren ihr eigenes Consilium, die Steuer wurde, 
seit M. Theresia’s Zeiten, eigenmächtig durch besondere 
Auflagen bedeutend erhöht, die Vertretung und Theilnahme 
der Banal-Grenzc bei den Kegnicolar-Congregationen 
gänzlich eingestellt, mit der Aufhebung der constitutio- 
neilen Formen auch die wohlerworbenen oben angeführten 
Municipal-R echte und Freiheiten vielfach geschmälert. 
Mit demmenschenfreundlichenToleranz-Edicte des Kaisers 
wurden die Ansprüche der Evangelischen auf Gleichberech- 
tigung in kirchlicher, durch die in Frage gestellte diplo- 
matische Sprache die Rivalität der Nationalitäten, 
so wie durch das Beispiel der franz. Revolution jene der 
nicht privilegirten Classen der Bevölkerung gegen die 
privil. Aristocratie in politischer Beziehung wach gerufen. 
— Die gemeinsame drohende Gefahr machte die letztere, 
wo nicht zu einem Compromisse mit den Ideen des neuern 


Sprachen- und Religions-Fragen, bei denen der unparteiische Freund der 
Wahrheit oft in Verlegenheit gerSth zu entscheiden, auf welcher Seite mehr 
oder weniger Recht oder Unrecht zu finden wäre? — Der kundige Leser möge 
hierüber selbst entsch eiden. — Nur die einzige Bemerkung glanben wir im 
Interesse der Wissenschaft hier beifügen zu dürfen: dass uns bei dieser Contro- 
versc beiderseits viel zu wenig jener Hauptgrundsatz des Social- oder 
Gesellschaftsrechts: Salus publica (Totius) in collisionc praeferenda 
saluti privatae (Partis) berücksichtigt worden zu sein scheine; wodurch 
doch der Vorzug der Reichsgesetze des Mutterlandes vor den Particular- 
Statnten der Nebenlünder in Collisionsfkllen ausser allem Zweifel gestellt, 
und hier insbesondere noch in einem um so günstigem Lichte erscheint, als es 
bekannt ist: dass dasselbe Mutterland in der neuern Zeit keinen Anstand 
nahm, seine alten Gesetze, ja selbst Freiheiten und Immunitäten, denen man 
sogar eine Clausel sanctionis perpetuae durch den 8. Ges. Art. d. J. 1741. 
octroyiren wollte, dem Geiste der Neuzeit zum Opfer zu bringen. — Wie könnte 
dagegen Croatien für seine Municipal- also blos Particular-Statnten^ 
eine ewige Dauer und Sanction derselben beanspruchen wollen? — Nnr müsste 
andererseits auch Ungarn wieder in seinem Unions-Verbliltnisse zum 
österr. Kaiserstaate, namentlich in Bezug auf die s. g. gemeinschaft- 
lichen Angelegenheiten, die Richtigkeit jenes oben erwähnten Haupt- 
grun dsatzes in Bezug auf s i ch nicht ignoriren oder diasimuliren wollen ; da das 
wahre Recht für Alle eines und dasselbe bleiben muss. 
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Zeitgeistes, doch wenigstens zu einer nähern und innigem 
Verbindung mit ihren Standesgenossen im Mutterlande, 
geneigt. — Diese gab sich 

15. Gleich bei dem merkwürdigen Reichstage v. 1790/1. dadurch 
kund: dass im gegenseitigen Einverständnisse (doch 
mit einem ausdrücklichen Vorbehalte der Wiedererrich- 
tung des croatischen Consiliums, wenn sie durch Zeit- 
umstände geboten werden sollte) die politische Autorität 
der königl. Ungar. Statthalterei auch über die Neben- 
ländcr ausgedehnt werden solle; unbeschadet jedoch ihrer 
Municipal-Angelegcnhciten, und der (relativen) Auto- 
nomie ihrer stets mit vorläufig einzuholender Bewilli- 
gung des Königs abzuhaltendcn General- oder Regni- 
colar-Congregationen, die in ihrer gesetzlichen Wirk- 
samkeit verbleiben ; dagegen ward ihnen die Zusicherung 
ertheilt, dass der Banus, welcher früher dem croatischen 
Consilium präsidirte, künftig bei der königl. ung. Statt- 
halterei Sitz- und Stimmrecht haben, und künftig sowohl 
daselbst als auch bei andern gemeinschaftlichen Dica- 
sterien zu hohem und niedern Stellen die Croaten und 
Slavonier, und zwar im Sinne des 10. Art. v. 1792. nament- 
lich auch jene des griech. nicht-unirten Glaubensbekennt- 
nisses, in ve r h äl t n i 8 s m äs s i g e r Anzahl den Ungarn 
gleich, angestellt werden sollen; wie diess der erwähnte 58. 
Ges. Art. v. J. 1791. und der 10. und 18. Ges. Art. v. 1792. 
ausdrücklich verordnen. 

16. Nun kam die Religion s- Frage an die Reihe; denn obgleich 
in Ungarn schon durch die als Grundgesetze anerkannte 
Wiener und Linzer Pacification v. J. 1606 und 1645. auch 
reichsgesetzlich im J. 1608. und 1645. bekräftigt, den 
evangelischen Glaubensgenossen Augsburger und helveti- 
scher Confession die volle Religionsfreiheit eingeräumt 
wurde, so blieb diese Freiheit kraft der Municipal-Statute 
Croatiens v. J. 1604. bis zu dem Toleranz-Edicte K. 
Josephs II. nur auf Ungarn im strengsten Sinne 
beschränkt; und selbst diess menschenfreundliche Toleranz- 
u. K. Leopold II. Religions-Edict v. 7. Nov. 1790. konnte 
denselben Glaubensgenossen rücksichtlich der Nebenländer, 
ausser den in dem Grundgesetze v. 1791: 26. Art. ihnen' 
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bowilligten Concessionen (siehe im II. Bande oben §. 39. 
Anm. m) S. 49.) keine weitere Geltung bis zum J. 1848. 
verschaffen, und diese zwar kraft der ung. Landesgesetze v. 
1687: 23.1715: 125. 1723: 1-3. und 86. 1741: 26. 1791: 
26. §. 14. etc. die sich in die Municipal-Freiheiten Croatiens 
gewaltthätig einzugreifen nicht erlauben wollten, bis die 
zwischen dem Mutterlande und den Nebenländern, in der 
letztem Zeit obschwebende Streitfrage, über die Rechtsgil- 
tigkeit ähnlicher Statute gegen die Reichsgesetze, auf 
eine loyale für beide Theile gleich billige und genügende 
Art entschieden würde, 

17. Auf derselben Grundlage der Municipal-Statute Croatiens 
bewegte sich auch die dritte nicht minder wichtige Streit- 
frage zwischen Ungarn und Croatien, hinsichtlich der in 
den öffentlichen Angelegenheiten künftig zu adoptirenden 
Geschäfts-Sprache, die durch das im XIX. Jahrh. in 
Europa neu aufgetauchtc politische Nationalitäts- 
P r i n c i p eine eigenthümliche Färbung und Wichtigkeit 
erhielt. — Bekanntlich war in Ungarn seit Beginn des Reiches, 
und nach dem Anschlüsse der Nebenländer an dasselbe, 
bis zum J. 1780. u. v. 1790. bis 182V-. die lateinische 
zugleich die diplomatische Sprache der öffentlichen 
Geschäfte beiderseits gemeinschaftlich (um des kurzen 
missglückten Versuches des K. Joseph II. mit der deut- 
schen Sprache nicht weiter zu gedenken) als in der ersten 
Hälfte des XIX. Jahrh. bei dem neugeweckten.Nationali- 
tätseifer durch die relative Mehrheit der magyarischen 
Bevölkerung Ungarns statt der beseitigten lateinischen 
Sprache die magyarische als Geschäftssprache für die 
öffentlichen Angelegenheiten nicht nur Ungarns, sondern 
auch der Nebenländer erst postulirt, dann nach und nach 


p) Diess dürfte wohl auch in dieser Religionsfrage längst geschehen 
sein, wenn in der Art diesen delicaten Gegenstand zu behandeln, nicht gleich 
Anfangs beiderseits gefehlt worden wäre, was bei der .steigenden gegen- 
seitigen Erbitterung später nicht mehr gut gemacht werden konnte. — Die 
bei den Landtags-Debatten hierüber angeführten Gründe und Gegengründe sind 
ausser den Diätal- Acten und Diarien nicht übel zusammengestellt zu finden in 
Orosz: Terra incognita. III. Abhandl. S. 202. etc. und Ungarns gesetzgeb. 
Körper im J. 1830. II. Btle. Leipz. 1882. 8. 
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durch die oben (im I. Bande §. 4. Anm. h — 1) S. 55 — 60.) 
angeführten neuern Landesgeeetze v. 1791: 7. ii. 10. 1792: 
7. 1805: 4. §.5. 1836: 3. 1840: 6. 1844: 2. endlich 1848. etc. 
auch in der That eingeführt wurde. — Die nicht magya- 
rische Bevölkerung des Mutterlandes fügte sich nach und 
nach in das, was sie nicht hindern konnte und mochte; aber 
die Croaten, empfindlicher davon betroffen, widersetzten 
sich in ihren Statuten v. J. 1792. 1802. 1806. 1827. selbst in 
Hinsicht des 2. Ges. v. J. 1844. dieser ihren nationellen 
Gefühlen und Interessen gleich ungünstigen Neuerung, 
wodurch jedoch die gegenseitige Abneigung und Erbitte- 
rung der Gemüther nicht beschwichtigt, vielmehr fortschrei- 
tend bis zum Ausbruche der Revolution im J. 1848. noch’ 
gesteigert worden ist. q ) — Endlich 
18. Unter den seit 1790. gefassten neuen Maassrcgeln der Ncben- 
länder hinsichtlich Ungarns, muss hier noch insbesondere der 
59. Ges. Art. des Reichstags v. 1791. erwähnt werden, wo die 
Stände Croatiens zu ihrer grossem Sicherheit in der 
Steuerfrage den Beschluss erwirkten: dass diese Frage 
künftig nie anders als bei dem ungarischen Reichstage 
jedoch stets abgesondert von der ungarischen verhandelt, 
und nach Recht und Billigkeit, nämlich mit Rücksicht auf 
die geringere Ertragsfähigkeit ihres Territoriums, die bedeu- 
tenden von ihrem Areale dem Grenz -Militär-Systeme zum 
allgemeinen Wohlc dargebrachten Opfer, die vielen ihr Gebiet 
durchkreuzende und zu erhaltende Land- und Wasser- 
strassen, so wie die Last der ihnen noch übrig gebliebenen 
Banderien, und ihre übrigen allgemein anerkannten V erdienste 
um das Gesammt -Vaterland, bestimmt und entschieden 
werden, auch nie ausser dem ungar. Reichstage erhöht 
werden solle, r) 


q) Hierüber ist zu vergleichen, was Uber den Sprachenkampf bereits im 
I. Bande, insbesondere §.4. S.55. etc. und abermals §. 26. S.228— 260. angeführt 
worden ist. 

r) Welche Erwartung und Hoffnung indessen auch hinsichtlich ihrer übrigen 
Beschwerden seitdem nicht , in Erfüllung ging, was die Stände Croatiens 
später zu immer häufigem Klagen und der Aeusserung veranlasste: dass die 
von ihnen angestrebte innigere Anschliessung an das grössere, sich stets 
eben so grossmüthig als tapfer erwiesene Brudervolk Ungarns nicht mit 
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Diese wären nun die s.g. Municipal-Rechte der Königreiche 
Croaticn, Slavonien und Dalmatien, einfach und kurz, doch 
möglichst unparteiisch dargestellt, aus denen mit Hilfe der 
oben (im I. Bande §. 12. S. 148 — 155.) vorausgeschickten histori- 
schen Vorkenntnisse, das seit dem J. 1102. bis 1848. bestandene 
staatsrechtliche (nicht internationale oder völkerrecht- 
liche, auch nicht blos föderative, noch weniger streng 
incorporative) Unions-Verhältniss derselben zu Ungarn, 
zwar nicht in vollkommen erwünschter Klarheit, doch für den 
kundigen Leser, der mitunter auch zwischen den Zeilen etwas zu 


jener Würdigung des ihm bezeugten Vertrauens belohnt, sondern als ein 
Zeichen der Schwache ausgelegt, und daher auch nur zu bald in jeder 
Beziehung zum Nachtheile Croatiens ausgebeutet wurde. — Es lässt sich 
leicht denken, dass auf diese und ähnliche Beschwerden auch von Seite der 
Stände Ungarns es an Erwiederung jeder Art nicht gefehlt haben werde, 
worüber die Diätal-Acten und Diarien der ungar. Landtäge von 1791. bis 
184^6. ausser den vielen mittlerweile von beiden Seiten erschienenen Flug* 
,8chriften hinlängliche Auskunft geben; bei denen jedoch die bekannte Maxime 
einer echten Critik: »Audiatur et altera pars!« nie aus den Augen zu 
verlieren ist, wem die Wahrheit, welche meist in der Mitte zwischen zwei 
Extremen zu weilen pdegt, näher, als alle Partei>Interessen, am Herzen liegt! 
— Die beiderseitigen Beweisgründe nach historischen, staatsrecht- 
lichen und politischen Principien finden sich unter andern kurz, doch 
ziemlich gründlich und unparteiisch zusammengestellt in der III. Abhand- 
lung der Terra incognita von Orosz unter dem Titel : Einiges Uber die 
jetzige Stellung Croatiens zu Ungarn S. 202— 240. Leipz. 1886. 8. die 
auch unter den gegenwärtigen Umständen eine nähere Beachtung und 
Beherzigung verdient. — Bei diesen gegenseitigen gleich hitzigen und 
leidenschaftlichen Kämpfen und Bestrebungen wird der ruhige und unbefan- 
gene Freund der Wahrheit kaum umhin können, fast unwillkürlich die 
Wahrnehmung zu machen: dass diese privilegirten Stände beiderseits — so 
wie einst jene Polens in den Jahren, die der T heil ung ihres Reiches zunächst 
voraus gingen — die Hauptursache ihrer so mannigfaltigen politischen 
Uebelstände und Beschwerden stets ausser sich, bei ihren Gegnern, nie in sich, 
ihrem ausschliesslichen Egoismus, ihrer Nichtbeachtung des ewigen Natur- 
gesetzes: Discite justitiam moniti etc. gegen ihre unmittelbaren Mitbür- 
ger etc. suchen, oder solche nur dann finden wollen, wenn die gerechte 
Nemesis einmal das ominöse: »Trop tard!« bereits über ihre Häupter 
gesprochen. — Daher auch die Erfolglosigkeit aller dieser und ähnlicher 
Beschuldigungen und gegenseitigen Recriminationen, die im Grunde 
zu nichts, als zu noch grösserer gegenseitiger Erbitterung führten, wie die 
Erfahrung der letzten Jahre auch hier erwiesen hat. 
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lesen versteht, so genügend als möglich entnommen wer- 
den kann. 

Zum würdigen Schlüsse der in diesem Paragraphe enthalte- 
nen Darstellung möge es uns, unter den gegenwärtig obwaltenden 
Innern Verhältnissen des österreichischen Eaiscrstaates , obwohl 
über die dem gegenwärtigen Werke gezogene Zcitgrenze d. J. 
1848. diessmal gestattet sein, nur die einzige Bemerkung hier beizu- 
fügen: ob es unter den gegenwärtigen Umständen, bei der bereits 
erfolgten Eröffnung des croatischen, und letzthin selbst des 
ungarischen Landtags nicht angezeigt schiene, hinsichtlich des 
zwischen den zwei Brudervölkern bestandenen, und künftig zu 
bestehenden Verhältnisses über Alles, was in dieser Beziehung 
zwischen beiden in der letztem Zeit seit 1791. Unangenehmes 
erfolgte, lieber einen Schleier der Vergessenheit zu ziehen, als 
durch Wiederholung jener Unbilden, die den verhängnissvollen 
Riss im J. 1848. zwischen denselben herbeifuhrten , die alten W un- 
den wieder aufzureissen. — Jetzt, wo die politische Bahn beider- 
seits von den sonst jedem Fortschritte entgegenstehenden Hin- 
dernissen grösstentheils frei geworden, wäre die beste Zeit und 
Gelegenheit da, durch eine beiderseitige loyale Ueberein- 
kunft das bisher zwischen ihnen bestandene unklare Unions- 
Verhältniss, auf eine neue und festere Grundlage im Sinne jenes 
biedern Spruches zu stellen: »Clara pacta, boni amici!« und 
wir können gegenwärtig nichts Besseres rathen, hoffen und 
wünschen, als dass eben jetzt, wo die beiderseits so eifrig 
gewünschte und angestrebte Wieder-Vereinigung dieser Reiche 
mit Ungarn im Zuge ist, cs den beiderseitigen redlichen 
Bemühungen der .Stände, unter der weisen Vermittlung ihres 
gemeinschaftlichen angestammtenHerrschers, gelingen möge, eine 
mit den Interessen beider Theilc besser, als diess bei der 
frühem Union der Fall war, übereinstimmende, und den bei- 
derseitigen Anforderungen möglichst genügende Grundlage, 
zum Heil und Frommen des Ge sammt -Vaterlandes , glücklich zu 
ermitteln. 
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Zweiter Anhang. 

72. — Rückblick. — Politische Bemerkungen über das 
('onstitutions* oder Verfassnngsrecht des Königreichs 
Ungarn. 

Die alte Verfassung des Königreichs Ungarn, wie sich 
solche vom Anbeginn des Reiches bis zu dem J. 1848. im Laufe von 
mehr als acht Jahrhunderten aus den Grundgesetzen und Gewohn- 
heiten des Landes, nach und nach entwickelt (s. oben im I. Bande 
§. 7 — 10. S. 98—141.) und bis zu der gegenwärtigen Höhe her- 
angebildet hat, bietet — wenn man an sie den allein gütigen Mass- 
stab alles Rechts und Unrechts anlegt, der in den Vernunft- 
Principien des allgemeinen Staatsrechts, und der ihm zur Seite 
gehenden rationellen Politik seinen .Vusdruck findet — eben so 
vielfachen Stoff als Gelegenheit, zu den ernstlichsten Betrach- 
tungen und Bemerkungen, dar, welche die volle Beachtung aller 
echten Publicisten undPatrioten des Landes verdienen.«^ Und zwar: 
1. Die alte Verfassung Ungarns, die, wie gesagt, im Laufe so 
vieler Jahrhunderte mehrere Phasen ihrer organischen Ent- 
wicklung, bereits glücklich bestanden, hat demungeachtet in 
der neuern Zeit den Anforderungen derselben gegenüber, 
nicht jene vollständigere politische Ausbildung erreicht, 
die ihr eine ebenbürtige Stellung unter den neuern Staa- 
ten Europa’s auch für die Zukunft sichern , und sie bei einem 
allseitigen ungehinderten Fortschreiten aller Früchte der 
neuern Ci vilisation theilhaftig machen könnte; daher dürfte 
wohl auch kaum Jemand sich der Täuschung leicht hingeben, 
in dem alten Baue des XI. Jahrhunderts einen Musterstaat 


a) Hier dürfte TorlHufig die Bemerkung nicht überflüssig befunden werden, 
dass die in diesem Schlussparagraphc enthaltenen Betrachtungen Uber das alte 
Verfassungsrecht Ungarns im lateinischen Originale dieses Werkes 
bereits einige Dcccnnicn noch vor dem J. 1848. durch den Verfasser nieder- 
geschrieben, und bei der gegenwärtigen deutschen Umarbeitung desselben 
auch möglichst treu im Geiste des Originals hier wiedergegeben worden 
seien; daher auch vom Standpunkte jener Zeit, nicht aber im Reflexe der 
neuern, seitdem bei uns eingetretenen höchst wichtigen politischen Ereig- 
nisse und Veränderungen, von dem billigen Leser bcnrtheilt und gewür- 
digt werden mögen. 
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für das XIX. Jahrh. erblicken, und so manche Lücken und 
Mängel, die das schärfer sehende Auge des Forschers daran 
in unserer Zeit findet, sammt dem mächtigen Rufe nach 
zeitgemässer Reform, vornehin ignoriren, oder ganz 
unbeachtet lassen zu wollen, h) 

2. Die alte Verfassung Ungarns ist, wie schon oben erwähnt wurde, 
kein Product der Neuzeit, sondern eine Frucht des Mittel- 
alters, und des in demselben vorherrschenden Lehn- 
Sy 8 tems, auf welchem dieselbe basirt, und dessenHauptgrund- 
sätze sich in der ungar. Grund -Verfassung bis auf unsere 
Zeit geltend erhalten haben. — Da aber dieses Lehn-System 
in der neuern Zeit in den meisten europäischen Staaten 
wo nicht gänzlich abgeschaffl, doch als leitendes Princip 
den Grundsätzen der neuern Staatskunst hat weichen müs- 
sen, weil es mit denselben nicht als vereinbar befunden 
wurde, ist es da zu wundern: wenn auch die alte ungar. Ver- 
fassung unter dem fortwährenden Kämpfen und Ringen mit dem 
neuern Zeitgeiste, zuletzt in förmlicher Opposition mit ihm, 
und stetem Widerspruche mit sich selbst, begriffen, sich in 
ihrer Hauptthätigkeit von allen Seiten gehemmt, gehin- 
dert, wo nicht ganz gelähmt fühlen müsse ?cj — Insbesondere 

. h) Zum nähern Verstiindiüss und einer gerechten Würdigung der hier 
durch den Verfasser frei und offen ausgesprochenen Ansichten und Grundsätze 
könnte hier ein Rückblick auf die im I. Bande. §. 10. S. 123 — 141. enthaltene 
kurze Skizze der Entwickelung und Schicksale der ungar. Vcrfas.<!ung bis zum 
J. 1848. nebst der in der Anm. a) daselb.st angeführten, diesen Gegenstand 
cigends betrefienden Literatur, die wesentlichsten Dienste lei.sten, und daher 
auch zu dem Zwecke insbesondere anempfohlen werden. 

c) Die P rämissen dieser Behauptung hat bereits vor einem halben Jahr- 
hundert unser freisinnige Schwartner eben so geistreich als richtig in folgen- 
den Worten ausgesprochen: »Die ungar. Verfassung ist nicht wie die heutige 
dänische v. J. 1661. oder die schwedische v. J. 1800. oder gleichwie seit den 
letzten vierzig Jahren die Verfassung mehrerer anderer europäischen 
Staaten durch Annahme neuer Grundgesetze (loix organiques) plötz- 
lich und auf einmal in ihre jetzige Form gebracht, sondern al Imäl ig, durch 
eine Reihe von 800. Jahren, durch günstige und widrige T'^mstände, durch 
manche dem Geiste der Zeit angemessene Voran der ung in ihren Neben- 
theilen, dem Ganzen jedoch und Wesentlichen, in dem durch Jahrhunderte 
consolidirten Hauptgebäude, unbeschadet, ist sie das geworden, was sic 
heute ist« etc. — S. dessen Statistik d. K. Ungarn. II. Th. §. 80. etc. — »Aber 
ein grosser Theil der gebildeten Ungarn — fährt nach drei Decennien ein 

Vlroxill noc*r. StMUrtohl. II. 2B 
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3. Hinsichtlich der Elemente oder Grundkräfte des Ungar. 
Reiches ist es klar: dass das erste derselben, das Staats- 
gebiet Ungarns namentlich in Bezug auf seine Nebenländer 
bezüglich des Rcchtsgrundes, worauf sich deren Erwerbung 
basirt (siehe oben im I. Bande §. 11 — 20. Seite 142 — 183.) 
manchen nicht unbedeutenden Zweifeln und Schwierig- 
keiten unterworfen sei; wie diess die in neuerer Zeit stattge- 
fundenen Streitigkeiten in Bezug aufCroatien, Dalmatien, 
Galizien, Siebenbürgen, Fiume etc. hinlänglich bezeugen. — 
Hinsichtlich jener Ländergebiete, die einst wohl unter der 
Oberhoheit der ung. Krone gestanden, später jedoch, und 
zwar bereits längere Zeit, davon abgerissen, unter fremde 
Botmässigkeit gerathen sind, dürfte gegenwärtig — ungeach- 
tet aller Prätensionen des diplomatischen Titels des apo- 
stolischen Königs von Ungarn — jener wehmüthige Ausruf 
des Dichters der AVahrheit am nächsten kommen: »Fuimus 
Trocs« oder: »die goldenen Tage von Aranjuez sind vor- 
bei!» Selbst der Besitz des Ungar. Küstenlandes, wie ist 
solcher bei der beschränkten Lage dieser prätendirten 


anderer nicht minder freisinnige Beobachter unserer Zeit jene Betrachtung in 
gleichem Geiste fort — hat die Unbrauchbarkeit dieser veralteten 
Verfassung längst cingesehen, und auch bereits thätige Schritte zurAende- 
rung derselben gethan. — Wer könnte auch im XIX. Jahrhundert noch einer 
Verfassung huldigen, welche von Hunderten sich widersprechenden 
Gesetzen strotzt (vergl. das eigene Geständniss des Werböcz in der Vorrede 
zu s. Trip.) die augenscheinlich das Gcprkge ihrer rein monarchischen 
(absoluten) oder durch aristocratisches Uebergewicht aufgedrungenen 
Entstehung tragen, wo eine privilegirte Classc von den schwersten Lei- 
stungen, ja den allgemeinsten Staatsbürger-Pflichten befreit, sich 
thcils individuell, theils als Landstand selbst vertritt; wo Handel, 
Industrie, geistige Bildung nur sparsam dieses Recht geniessen; wo 
einer Stadt, die Millionen besitzt, und mit Millionen verkehrt, nicht mehr 
Recht zugestanden wird, als einem einzelnen Adeligen, wenn er auch gar 
nichts besitzt; und wo in einem ackerbautreibc nden Lande den Ackerbau- 
treibenden selbst mir die wenigsten, und unbedeutendsten der Freiheiten 
zustchen, welche die übrigen geniessen; aber das seit tausend Jahren prhdo- 
minirendc altar istocratischc Princip ist — wie ganz natürlich — mit 
dem jüngst gebomen domocratischen in einen harten Conflict gerathen^i 
etc. — S. Berg: Ungarns politische Zukunft. Leipz. 1842. 8. S. 8. — Vergl. 
Piringer’s Bandcricn. II. Th. 11. HauptstUck: Wesenheit, Formen und ünform 
der Ungar. Verfassung. S. 465. etc. 
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Enclave Croatiens, in Ermangelung einer angemessenen 
Marine, oder wenigstens einer die wenigen Häfen nothdürf- 
tig schützenden Kriegsflotte, für das Mutterland precär, 
und von dem guten Willen der grossen Handels- und See- 
mächte abhängig I — d) 

4. Die grosse Verschiedenheit der Gesammt-Bevölkerung 
Ungarns — dieses zweiten noch wichtigem Elementes jeder 
staatlichen Grundmacht — hinsichtlich der Abstammung, 
Sprache, Nationalität, Religion, und vorzüglich der bür- 
gerlichen Stellung der einzelnen Classen derselben zu ein- 
ander, stellt dem gewünschten innigem staatsbürgerlichen 
Verbände derselben noch immer bedeutende Hindernisse in 
den Weg; die, wenn auch an sich absolut nicht unüberwind- 
lich, doch bei der bestehenden Verfassung nicht so leicht 
und bald zu bewältigen sein dürften; wenigstens dürfte das 
letztere von der so sehnlich gewünschten, und auch durch alle 
zu Gebote stehenden Mittel angestrebten Einführung der 
magyarischen, als allein authentischen Geschüfts- 
sprache in allen öffentlichen Angelegenheiten des Landes, 
kaum so bald, wie man sich schmeichelt, wenn noch je, voll- 
ständig zu erwarten sein; wenn nicht früher noch andere den 
ewig gütigen Principien des Vernunftrechts, und einer wei- 
sen Politik mehr angemessene, daher auch festere, und 
dauerhaftere Basen der bestehenden Verfassung zu Grunde 
gelegt, oder wenigstens als Stützen zu Hilfe genommen, und 
auf diese Art die ersehnten Resultate, nach dem Beispiele 


d) Hier dürfte es genügen, auf die Diütal-Verhandlungen zu verweisen, 
die in den Landtagen seit 1826—1848. über diese s. g. Hauptbeschwerden 
(gravamina praeferentialia) hinsichtlich der so ernst immer postulirten 
Reintegrirung der Reichskronc durch die von ihr einst abgerissenen, 
später wieder zurUckerlangten Länder ge biete stattgefunden haben — doch 
nicht ohne Rücksicht auf die der Rcalisirung derselben Postulate entgegen 
stehenden Hindernisse. — Man vergl. hierüber die pol. Bemerkungen des eifrigen 
Orosz in s. Reichstag v. J. 1830. und dessen Terra incognita v. J. 1836. 
Leipz. S. 107. etc. — Wie bescheiden drückt sich über diesen Gegenstand der 
Verfasser des von Rosenmann herausgegebenen Jus publ. R. Hung. 1791. aus, 
wo es S. 18. nur kurz heisst; »Praetermitto lubens Stiriam, Neapolim, vete- 
resque alias, ut videtur, jam emortuus in Silesiam, Lusatiam, Austriam 
inf. etc. praetensiones, de quibus copiosius dicere jam nil est necesse.« 

26* 
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der mächtigstcu neuern Staaten der alten und neuen 
Welt, ermöglicht werden sollten, ej 
5. Die positive Landes- Verfassung Ungarns beruht, wie bekannt, 
theils auf gegenseitigen zwischen dem Regenten und den die 
Nation vertretenden Ständen des Reiches zu verschiedenen 
Zeiten eingegangenen Grund-Verträgen (pacta convents) 
theils den s. g. Fundamental-Gesetzcn, die bei jedem 
Regierungswechsel durch die üblichen Krönungs-Diplome 
nach Erforderniss der Umstände, mehr oder minder modificirt, 
erneuert werden mussten. — Nun aber werden in Ungarn im 
Sinne der bestehenden Verfassung unter dem Namen 

e) Diese grosse Verschiedenheit der Einwohner Ungarns, und des 
österr. Kaiserstaates, unter sich und gegeneinander, schildert der patriotisch 
gesinnte Orosz in s. Terra incognita meisterhaft und vollkommen richtig 
in folgenden Zügen: vDle Bande jener brüderlichen Liebe, welche uns, laut 
den Aeusserungen der Apologeten, mit den übrigen Völkern der Monar- 
chie verknüpfen sollen, sind eben nicht der stärksten Art; im Gegentheil bleibt 
es gewiss, dass die gegenseitig inveterirte Abneigung zwischen dem Deut- 
schen und Ungar, durch hundertjährigefKriege gleichsam zum Volks-Cha. 
rakter geworden, durch die Verwüstungen der Ungarn in Oesterreich 
(unter Mathias Corvinus) nnd den spätem Gräueln der Caraffa’s, Ileister’s 
und Consorten in Ungarn (unter Leopold 1.) noch gesteigert, in den letzten 
Zeiten durch nicht ganz gici che Behandlung, nicht gleichförmig gespen- 
dete Hof-Begünstigungen kaum gemildert wurde. — Von jener gegenseitigen 
Zärtlichkeit, die uns Zeitungsschreiber, und deutsche und englische 
Touristen mitunter so gerne aufheften möchten, bleibt nur die kalte Wahr- 
heit: d.äS8 der Böhme sich eben so wenig um den Italiener kümmert, als 
dieser um den ihm stets verhassten Ted esc o, und abermals dieser um den 
P ölen und Ungar, und so umgekehrt. — Zu solcher F raternität — wenn sie 
überall unter heterogenen Völkern in die Dauer noch stattfinden kann — 
gehörte jedenfalls ungleich mehr Identität der Denkungsart und Bildung, und 
besonders auch des politischen Standpunktes, als zwischen dem Ungar, 
und den übrigen Völkern des Kaiserstaates stattfindet, deren theilweise 
Begünstigung, oft auf seine Kosten, er nicht ohne Unwillen bemerkt, wäh- 
rend sie jeine aufrecht erhaltene Freiheit, von der sie sich, aller Nach- 
barschaft ungeachtet, die abenteuerlichsten Begriffe machen, scheel 

anschen. Erscheint nun das Band, welches die verschiedenen Völker der 

Monarchie zusammenh.lit, nicht eben als das stärkste, so ist Ungarns 
innere Consistenz in dieser Beziehung noch bei weitem lockerer. — Der 
Protestant klagt laut über Hintansetzung (in den Nebenländern insbeson- 
dere) und unwillkürliche Beschränkung seiner gesetzlichen Religionsfreiheit; 
der Slavismus liegt in fast offener Fehde (schon im J. 1835.) mit dem 
Magyarismus, dieser mit dem Germanismus, und der Anglo- und Gallo- 
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»Volka oder auch Nation im politischen Sinne blos die 
vier privilegirten Stände des Reiches (s. oben §. 56.) die 
zusammen kaum der ganzen Bevölkerung ausmachen, 
verstanden; die übrigen ’/io* geaammten Staatsbürger 
entbehren jedes gesetzlichen Organs, durch welches sie 
hinsichtlich ihrer Rechte öffentlich vertreten werden könn- 
ten. — Die Folgen einer so mangelhaften Vertretung im 
XIX. Jahrhunderte sowohl hinsichtlich der Gesetzgebung, 
als bei der Verwaltung des Landes, springen zu sehr in die 
Augen, als dass es nöthig schiene, sie hier noch näher anzu- 
geben./; 


manie seines böhern Adels. Der katbolische Clerus ist — mit seinen Vor- 
zügen und ReichtbUmem — den Protestanten ein Dom im Auge, und selbst 
ein Tbeil der eigenen Heerde ist unzufrieden mit seinem intelleetuellen 
Standpunkte, seiner politiscben Haltung und Verwendung seiner Schatze; die 
Anbanger der Hofpartei werden Ton den wirklichen und scheinbaren L i b e- 
ralen, die Magnaten von den Adeligen angefeindet, und umgekehrt; der 
Katholik traut den Protestanten nicht, denen er Sectengeist verwirft, 
wahrend selbst diese beiden Confessionen unter einander n iebt harmoniren. 
Der Jude umschleicht sie, um sie sammtlicb zu betrugen, wahrend der Grieche, 
sie alle hassend, täglich Gebete fUr »seinen Herrn« — der aber nicht der 
unsrige ist — zum Himmel sendet; der Bürger beneidet den Adel um die 
grUssern Freiheiten, wahrend er die eigenen — auf echt spiessbUrger- 
licbe Art — gar erbärmlich handhabt; und der Bauer knirscht in seinem 
Elend Uber die Vorzüge beider; der Soldat verachtet die Formen der bür- 
gerlichen Freiheit, wahrend ihm der Civilist den grössten Tbeil seiner 
Lasten zuschreibt, und statt in ihm den HUter seiner Habe zu ehren, ihm 
misstrauisch nachblickt. — Wo fknde man wohl das Ende dieser sich kreu- 
zenden Gefühle? — Welche Einheit aber, was ftir Beschlüsse sind wohl von 
diesem Aggregate sich feindlich abstossender Interessen, von den aus 
ihnen nothwendig hervorgehenden verwirrten Ansichten, zu erwarten? — 
Wie wird es möglich sein, den Ausweg aus diesem Labyrinthe zu finden, 
das Chaos zu einem Ganzen zu ordnen, das Neue mit dem Veralteten zu 
verschmelzen, ohne bei jedem Schritte den Fuss an irgend einer schroffen 
Ecke zu verletzen?« — S. a. a. O. S. 104. u. 105. — Die Milderung der vor drei 
Deoennien etwas zu stark aufgetragenen Farben dieses CharaktergemUldes 
nach den Anforderungen der Gegenwart, bleibt der Einsicht des kundigen 
Lesers Uberlassen. 

fi Die hier angedeuteto mangelhafte Vertretung der Ungar. Nation 
an ihren Reichs- und Landtagen, erinnert unwillkürlich an die eben so 
wenig musterhafte Vertretung der englischen Nation an ihrem Parla- 
mente; und die unlängst Uber die nothwendig befundene Reform des letztem 
stattgefundenen weltknndigen Debatten, durften — mutatis mutandis — auch bei 
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6. Durch die in der öaterr. Regenteu-Periode eingetuhrte Erb- 
folge-Ordnung haben zwar die frühem bei jeder Königs- 
wahl, und später bei jedem Regierungswechsel, stattgefun- 
denen Gefahren und Wirren, nicht aber auch die übertrie- 
benen Anforderungen, oder neugestellten Bedingungen 

der bevorstehenden Huforui des Ungar. Itcichstages ihre volle Anwen- 
dung finden. — Indessen, bis dicss geschieht, möge uns nur die anfolgcnde 
kurze aber prilcise Aeusscrung des unbekannten Verfassers der kleinen Flug- 
schrift: Ungarn im Jahre 1811. als Ausdruck des im Texte angedenteten 
Gegenstandes, treu in der Erinnerung bleiben; »Wenn wir das Vorhergehende 
prüfend betraehten, so werden wir alsbald eingestehen: dass in Ungarn 
keine wahre Volksvertretung, sondern nur eine des adeligen und pri- 
vilegirten geistlichen Rechtes stattfinde. — Die königlichen Frei- 
stüdte geniessen aber um so weniger eine genügende Vertretung, als — 
wunderlich genug — eine ganze freie Stadt, als moralischer Körper 
betrachtet, gesetzlich nur einer einzigen adeligen Person, ja die 
Gesammtheit der kön. freien Stttdte, in Hinsicht ihres Votums beim 
Landtage, nur einem Comitate gleich geachtet wird. — Sonach, wenn man 
Ungarns Bevölkerung auf zwölf Millionen anschlügt, von diesen ein 
Zehntel der gesammteii Bevorrechteten, die Städte schon mitgerechnet, 
abschUgt, BO würen neun Zehntel der ganzen Bevölkernng ohne Vertretung. 

— Das Recht der Vertretung beim Adel ist aber ein rein persönliches, 
durchaus kein anderes. — Jeder einzelne Edelmann hat Sitz und volle 
Stimme in den Comitats-Versammlungen. — Hier gilt die Stimme des 
Geringsten gleich der Höchsten, des Aermsten gleich jener des Reich- 
sten. — Aber so wie es wahr ist, dass FUrst und Bau er -Edelmann ganz 
gleich werthvoll stimmen, so ist eben hieraus, im Verband mit andern Ursachen, 
ein hässlicher Missbrauch entstanden, welcher jetzt vielleicht mehr als je im 
Schwange geht. — Es gibt niimlich nicht eine Gespanschaft in Ungarn, welche 
nicht sehr viele, oft mehrere Tausende, buchstäblich genommen, stimm- 
fähig adeliger Bauern besässe, welche zum häufigsten weder Kenntniss 
noch Interesse von und für die Gegenstände haben, deren Inhalt ihre gebil- 
deten vornehmen Standesgenossen oft sehr leidenschaftlich bewegt; 
welche grösstentheils weder lesen noch schreiben können, und also sehr 
leicht von ehrgeizigen oder ränkesüchtigen Reichen um ein Kleines — oft 
(man wird bei dieser Wahrheit schamroth) um viehische Fresserei und 
Trunkenheit — erkauft werden, um der Meinung ihrer Patrone ihre Stimmen 
(vota) oder Gurgeln zu schenken, indem es noch immer so oft üblich ist, 
durch Ueberschreien, als durch schriftliches Abstimmen zu entscheiden. 

— Diess ist aber ein Missbrauch, weicher das heiligste Recht der Freiheit 
schändet, häufig mit den beweinenswerthesten unsittlichen Scenen, mit den 
grässlichsten Unordnungen, oft von blutigen Schlägereien, Mord und 
Todtschlag begleitet, verknüpft ist, und welches der gefährlichste Feind 
der Freiheit zu worden vermag« etc. — S. a. a. 0. S. 10. etc. 
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des durch den rechtmässigen Thronfolger im Sinne der 
Fundamental-Gesetze des Reiches auszustellenden Krönungs- 
Diploms aufgehört, welches letztere die Opposition aus der 
Mitte der Reichsstände noch immer in eine förmliche Capitu- 
lation umzuändern sich bemühte; wodurch indessen nicht nur 
die kaum festgestellte, und zum Wohle des Reiches so unum- 
gänglich nöthige, Erbfolge-Ordnung gleichsam neu in 
Frage gestellt, dem bereits anerkannten Erbrechte der regie- 
renden Dynastie zu nahe getreten, sondern auch Controver- 
sen, Erinnerungen und Gefühle beiderseits wieder wach 
gerufen wurden, die auf sich lieber beruhen zu lassen, und 
die kostbare Zeit der Reichstäge zu den weit dringlichem 
Reformen der bestehenden Verfassung zu verwenden, dem 
Wohle des Landes und der ganzen Monarchie weit zuträg- 
licher gewesen wäre, g) 

7. Die Wesenheit der bisherigen alten Verfassung Ungarns 
beruht, wie bekannt, wo nicht einzig, doch hauptsäch- 
lich in letzter Instanz, auf der Grundlage der adeligen 
Vorrechte, um welche wie um ihren Mittel- oder Angel- 
punkt (daher 'auch der gesetzliche Ausdruck »praeroga- 
tivae cardinales«r a cardine s.d.) sich die ganze Verfassung 
des Landes gleichsam herum bewegt. — Nun aber stehen diese 
Vorrechte, in sofern durch dieselben nicht blos die politi- 
schen, sondern auch die staatsbürgerlichen, ja, was ganz 
widerrechtlich ist, sogar die natürlichen Rechte der nicht 
privilegirten Bevölkerung in Frage gestellt, und von dem 
guten Willen ihrer privilegirten Mitbürger als abhängig 
erscheinen, in einem so schroffen Missverhältnisse den 
Forderungen der Neuzeit gegenüber, dass es wahrlich im 
XIX. Jahrhunderte Niemanden Wunder nehmen darf, durch sie 
die ganze bisherige Verfassung des Landes, nicht nur dem 
Neide und Hasse der eigenen nicht privilegirten Bevölke- 
rung, sondern als einen argen Verstoss gegen alle Grund- 
sätze des Rechts, der Billigkeit, Civilisation und Huma- 


g) Dieser Gegenstand steht in unmittelbarer Verbindung mit dem kön. 
Inaugural- oder Krönungs-Diplom, von welchem bereits oben (im I. Bde. 
§. S2. S. 806—314.) ausführlicher die Rede war, kann daher auch am Aiglich- 
sten da seine nähere Begründung und Würdigung finden. 
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nität, auch dem Gespött, Hohne, und allen Angriffen der 
civilisirtern Völker ausgesetztzu sehen, h) 

8. Die monarchische Herrschafts- und gemässigte Regie- 
rungsform der ung. Landesverfassung ist wohl durch einige 
neuere Gesetze des XVIII. Jahrh. und hauptsächlich jene 


h) Damit diese Manchen zu grell lautende Bemerkung nicht etwa blos 
von der in der neuesten Zeit so Uberhand nehmenden Sucht unserer Zeit- 
genossen: alles Bestehende zu bekritteln, und die Müngel der positiven 
Gesetze und Institute seines Landes möglichst zu Ubertreiben, herzurUhren 
scheine: möge es uns gestattet sein, nur den Schluss einer ähnlichen, vor 
einem halben Jahrhunderte bereits Uber den hier vorliegenden Gegenstand 
angestellten Betrachtung, und zwar in der eigenen Sprache des Originals, 
das trotz mancher Paradoxien und Abnormitäten dennoch als Ausdruck 
der allgemeinen in dem durch seinen Reichstag in den Annalen Ungarns so 
merkwürdig gewordenen Jahre 1791. herrschenden Gesinnung gelten 
kann — im Folgenden anzuführen: »Num leges, sagt der anonyme Verfasser, 
ubi contra scopum, propter quem homines in civitates coivemnt, securitatem 
nempe personarum et proprietatem rerum, ex jure naturao cuivis competen- 
tium, numerosissimae, et si praejudicatas nativitatis opiniones seponere velimus, 
utilissimae hominum classi proprietas terrae j. Trip. 111:30. §.7. negatur 
(hat bereits durch den 9. 12. 15. Ges. Art. v. 1848. aufgehört) ubi licet ex lege 
onus defendendae patriae Nobili incumbat, is tarnen seu insurgat exiguo tem- 
pore, seu in regulata militia sit, cum hic plerumque officialis decoretur 
honore, ad lubitum quamdiu velit, tamdiu servit; rusticus vero invitus in 
perpetuum (was auch nicht mehr besteht) ad militiam trahitur; ubi con- 
suetudines (saepe abusivac et illegales) sub nomine usus vim legis 
induunt; ubi denique, quod summum malorum cst, licet Status in comitiis 
congregati nonnisi legislativam, et hanc in communione cum Rege j. 
1791: 12. sibi vendicent potestatem, Status tarnen singuli comitatus et legis- 
lativam — instructione ablegatis data, oblatione eorum, quae ad comi- 
tia spcctant, vendicationc Juris cassam domesticam, ad quam ipsi tarnen 
nihil conferunt, pro 1 ubi tu augendi, et com eadem pro arbitrio disponendi, 
sed maxime interpretatione legum in obversum mandatorum regiorum vel 
dicasterialium, cujus in tanta diversitatc legum, non naturae hominis, scopo 
Bocietatis civilis, sed circumstantiis temporum, accommodatarum, occasio 
facilis semper invenitur — et exequentem et j'udiciarium potestatem 
sibi arrogant; et propter hanc summorum jurium majestaticorum in so 
factam concentrationem cunctarum legum effectum, si in minimam — 
cum — seu legalibus, seu praetensis — jurib us Nobilitatis collisionem 
veniant, in ipsa executione impossibilem reddunt; num inquam hae, et 
similes leges fundamentales nomen constitutionis mereantur? quivis 
justi et aequi amans nativitatis tarnen praejudiciis haud imbutus, judicet.« — 
So a. a. O. der anon. Verfasser der Dissert. de diversis subsidiis publ. in 
Hung. 1792. 8. S. 221. bis zu Ende. 
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des J. 1791. Im Ganzen so ziemlich richtig nnd genügend 
festgestellt worden; aber über einige der oben (§. 36 — 58. S. 
1 — 255. d. II. Bandes) erörterten Majestäts- und noch mehrere 
der folgenden Regalicn-Rechte gibt es noch immer Streit- 
fragen, zwischen der Regierung und den Stünden, worüber 
keine vollkommen genügende Vereinbarung bisher erfolgt 
ist. — Die 8. g. Beschwerden des Landes (gravamina regni) 
nehmen, ungeachtet so mancher Concessionen der neuern 
Zeit, dennoch fortwährend und progressiv zu; die allseitigen 
Anforderungen (postulata), ProjecteundWünsche jeder 
Art mehren sich von Tag zu Tag; welche Anforderungen, wenn 
man sie auch zum Theil auf Rechnung des neuerungs- und 
veründerungssüchtigen neuern Zeitgeistes setzen wollte, 
dennoch im Ganzen das Vorhandensein solcher Mängel und 
Missstände der bestehenden Landes -Verfassung constati- 
ren, dass in der Brust jedes aufrichtigen Patrioten Ungarns 
unwillkürlich der Wunsch aufsteigen müsse: diese Mängel 
nnd Uebelstände der Landes -Verfassung, im legalen Wege 
der vaterländischen Gesetzgebung, durch eine gründliche 
Reform derselben, bald und glücklich gehoben zu sehen, ij 
— Endlich 


i) Die hier erwShnten MHngel und Uebelathnde der bisherigen Landes- 
verfassung werden seit mehreren Decennien dieses Jahrhunderts in Ungarn 
bereits so allgemein anerkannt, dass auch der daraus hervorgehende Kuf und 
Wunsch nach einer baldigen und gründlichen Reform der alten Landes- 
verfassung so allgemein und lebhaft von allen Classen der Bevölkerung 
getheilt und betrieben wird, dass man beinahe von dem Uebermasse dieses 
Gefühles neue Besorgnisse wegen des Erfolges desselben hegen zu dürfen 
glaubte. — Finden wir uns auch nicht geneigt, diesen Bedenklichkeiten ein 
grösseres Gewicht beizulegen, als cs scheinen möchte, dass sie es verdieneni 
so können wir doch nicht umhin, bei dieser Gelegenheit auch der warnenden 
Stimme eines gutgesinnten und wohlmeinenden Patrioten in folgender kurzen 
Stelle Gehör zu geben: »Die Sucht alles zu andern — so lauten dessen Worte 
— das Verlangen alles zu verbessern, ja selbst der Drang alles zu 
beglücken, sind gerade die wesentlichsten Hindernisse für zeitgemösse 
Verbesserung. In einem Lande, wo man so gerne viel und schön spricht, wo 
man sich selbst so gerne sprechen hört, wo cs zur Tugend geworden, mit 
schönen Worten dasselbe zu wiederholen, was zehn Andere schon früher 
gesagt; wo das ohnehin so reizbare GemUth durch alle rhetorischen Figu- 
ren aufgekitzelt, sehr bald in einen Zustand von Ezstase gebracht wird, ist es 
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9. Die Garantien der bisherigen ung. Landesverfassung, die 
fast allein in der Nothwendigkeit einer königlichen 
Krönung, und des bei dieser Gelegenheit den Ständen aus- 
zustellenden Inaugural-Diploms, sowie auch des bei der 
Krönung abzulegendcn körperlichen Eides bestanden, 
können fernerhin, ohne eine zeitgemässere Volksvertre- 
tung und Organisirung des Reichstags, ohne Verant- 
wortlichkeit der Minister, oder der höhern Landes- 
Behörden, ohne Publicität, und Freiheit der Presse, 
und andere Sicherungs-Massregeln, weder ihrem Zwecke, 
noch den Anforderungen des allgemeinen Staatsrechts, und 
der Politik, genügend entsprechen. — Von einer Revision 
der vorhandenen Verfassung, die den veränderten Zeitum- 
ständen gemäss von Zeit zu Zeit vorgenommen werden 
sollte, ist bisher nie die Rede gewesen; ja die clausula san- 
ctionis perpetuac, dergleichen eine dem 8. Ges. Art. des J. 
1741. beigefügt wurde, scheint eine solche Massregel für 
immer aus dem Bereiche der ung. Verfassung ausschliessen 
zu wollen; was übrigens hierüber, sowie über die meisten 
hier erwähnten Gegenstände des öffentlichen Rechts die 


leicht begreiflich, dass Theorien ohne Ende, besonders wenn sie den 
National-Eitelkeiten schmeicheln, aufgestellt werden, und alle ruhigen 
Berathungen unterbrechen, und zu keinem erwünschten Resultate tühren. — 
Bis zur Stunde war man auf das Eifrigste beflissen, Eingriffe der Regie- 
rung, oft auch die unhedeutendsten, in die constitntionellen Freiheiten 
zu beseitigen; aber den innern Feind — den in den eigenen Eingeweiden 
nagenden Wurm zu bekSmpfen, hat man noch kaum begonnen, ja Uber die 
Mittel und Formen, wie diess geschehen soll? ist ein halbes Jahrhundert 
vorüber gegangen, ohne auch nur die Ursache der Krankheit, viel weniger 
noch das Uebel selbst zu kennen. — Wie schädlich wirken zu allem diesem 
noch die neuen ultra-liberalen Doctrinen, welche nicht nur Geburt und 
Vermögen, sondern auch das Recht des Besitzthums bis in seine erste 
Entstehung anfechten, wo ein gegenseitiges Misstrauen nicht allein zwischen 
der Regierung, ihren Anhängern, und den s.g. Patrioten herrscht, sondern 
selbst in den Grundfragen, nämlich : Uber allgemeines Stimmrecht, Uber 
Wahl-Census, allgemeine Besteuerung, freiwilliges oder erzwungenes 
Freikaufen der Bauern, eigene Vertretung derselben in dem gesetz- 
gebenden Körper, allgemeine Fressfreiheit, neues Heer- und Wehr- 
System, Garantien der Verfassung etc. etc. noch so bedeutende verschie- 
dene Ansichten, wo nicht gar Widerspruche, herrschen« etc. 
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weise Gesetzgebung des Landes zum allgemeinen und dauer- 
haften Wohle unsers theuren Vaterlandes künftighin noch 
beschliessen und verfugen dürfte? wird die nächste Zukunft 
lehren, k) 


k) Dass hier nur von den staats- nicht völkerrechtlichen Garan- 
tien der Ungar. Landesverfassung die Bede sei, versteht sich wohl von selbst; 
aber auch in diesem Sinne kann die Beantwortung der Frage : welche Arten 
der staatsrechtlichen Garantien vom Standpunkte des allgemeinen Staats- 
rechts, und der allgemeinen Politik, der bisher dargestellten ungar. 
Verfassung am meisten angemessen schienen, oder auf ihrem Gebiete auch 
bisher schon stattgefunden haben? kann aus der Combination der beiden letzt- 
genannten Wissenschaften, in ihrer Anwendung auf das positive Staatsrecht 
Ungarns insbesondere, keine grosse Schwierigkeit darbieten; besonders wenn 
man die neuere Uber diesen Gegenstand vorhandene Literatur dabei zu Hilfe 
nimmt; worunter ausser den bereits oben genannten Werken von Hoffmann, 
Cherbouliez, Aretin, Rotteck, Welcker etc. hinsichtlich Ungarns ins- 
besondere Röcsi's: Magyarorszäg közjoga. Buda-Fest. 1861. III. fUzet. 5. fej. 
§. 78 — 77. lap. 609-680. eine besondere Erwähnung verdient. — Einige Bei- 
spiele der von Zeit zu Zeit stattzufindenden Revision der Verfassung bieten 
wohl die Canto ne der helvetischen Eidgenossenschaft, so wie auch mehrere 
der einzelnen nordamerikanischen Unions-Staaten, doch mit der 
nöthigen Rücksicht auf die bedeutende Verschiedenheit, die stets zwischen 
jenen völkerrechtlichen Bundesstaaten, oder Staatenbünden, und den 
staatsrechtlichen Verbindungen mehrerer unter einem Oberhaupte 
vereinigten Länder, als England, Schottland, Irland, Schweden und 
Norwegen, England und Hannover, Ungarn und Croatien, Oester- 
reich und Ungarn etc. stattfindet, und eine eben so bedeutende Verschie- 
denheit der daraus folgenden beiderseitigen Rechts-Verhältnisse nach 
eich zieht. 
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Heckenast Gnsitäv 

konyvldadd-hiTataldban Festen (egyetem-ntesa 4>dik szim) 
megjelentek : 

ERDtlTORSZAB TÖRTRIRTE 

tekintettel mivelödt^säre. 

Irta 


üzimköpes kiadds. Köt kötet(XV 6s 462, VIII ds 511 lap), fiizve 4 tt. 


AZ 

kLunTvmiia&iveK 

encyclopaediAja. 


IrU A Korditotta 

MOHL RÖBERT. $ LÖW TÖBlAS. 

Nagy d-röt (496 lap). Füzro 4 Forint 


PBSTI 

POR RS SAR. 

toldalEkul 

a budapesti läuczhid, s a helytartosagi közlekedesi 

osztaiy genesise. 

Irta 

Gröf 8ZECHEIVYI ISTVAN. 

(VIll, 272 lap, nagy 8*r4t). Fiizve 2 Ft 


Pait, 1806. NyomatoU lleckanaat GunUTnU. 
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